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1871-1914 5 


* einten aber die politiſ che Aufſtellung zum Weltkrieg" | 


Von Rudolf Kjellén⸗ Apſala f 
Aus dem Schwediſchen überfegt von Dr. A. v. Normann 


Zuhaltsverzeichnis: Einleitung S. 1—5. — Erſtes Kapitel: Dreikaiſer⸗ 
verband 18731887 S. 5221. Die europäiſche Konſtellation im Jahre 
1871 S. 5. Der Dreikaiſerverband von 1873 S. 9. Die Kriſis von 
1876 S. 11. Das deutſch⸗öſterreichiſche Bündnis vom 7. Oktober 1879 


S. 13. Die Drei⸗Kaiſer⸗Verbände vom 18. Juni 1881 und 27. März 1884 
S. 16. Die Kriſis von 1887 und die Auflöſung S. 20. — Zweites 


Kapitel: Dreibund 1882—1887 (1890) S. 21—44. Vergleich zwiſchen 

Dreikaiſerverband und Dreibund S. 21. Italiens politiſches Problem 
S. 22. Der Dreibund vom 20. Mai 1882 S. 24. Der Ausbau: Serbien 
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Dreibund vom 20. Februar 1887 S. 32. Die Mittelmeerabkommen vom 
12. Februar und 24. März 1887 S. 36. Die „Rückverſicherung“ vom 
18. Juni 1887 S. 37. Der Briefwechjel zwiſchen Bismarck und Salisbury 


im November 1887 S. 39. Der Balkandreibund vom Dezember 1887 


S. 40. Bismarcks doppeltes Spiel S. 41. Spaniens Entente mit dem 


Dreibund 1887 und Italiens Beitritt zu Rumänien 1888 S. 42. Die 


Konſtellation im Jahre 1890 S. 43. — Drittes Kapitel: Zweibund 
1891— 1897 S. 44—65. Revanche und Panflawismus S. 43. Die erſte 
deutſch⸗franzöſiſche Annäherung 1881—1885 S. 46. Die Kriſis von 1887 


S. 47. Die Scheidung zwiſchen Deutſchland und Rußland im Jahre 1890 


S. 48. Die Erneuerung des Dreibundes am 6. Mai 1891 S. 52. Kron⸗ 

ſtadt und die Entente vom 27. Auguſt 1891 S. 54. Die Entwicklung des 

- Zweibunde® 1892 und 1894 (1897) S. 57. Rußlands „Deſertion“ nach 
Aſien S. 60. Die zweite deutſch⸗franzöſiſche e 1894—1898 . 62. 


ni an erſten Riſſe im 1 Dreibund S. 9 


Einleitung 


er Weltkrieg iſt dadurch gekennzeichnet, daß von Anfang an 


nicht nur einzelne Mächte, ſondern ganze Mächtegruppen 


einander gegenübertraten. Die Bildung dieſer Gruppen war ſchon 
vor dem Kriege abgeſchloſſen. Der Kriegsausbruch war daher nichts 


weniger als ein Blitz aus heiterem Himmel. Er war lange und 
8 . 
- 1 Die Schriftleitung hatte Herrn Prof. Kjellen gebeten, mehrere neuere 


Memoirenwerke für das Jahrbuch zu beſprechen. Hieraus iſt die vorliegende 


Darſtellung hervorgewachſen. 


Shnollers Jahrbuch XIyI . | 1. 
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gut norbereitet. Der r Weltkieg war in Wirllicten nichts anderes 


als die Auslöſung einer Spannung, die in diplomatiſcher Fort 


. 


u 4 


als Ergebnis einer langen Entwicklung und in feſten wölttiſchen 


5 * wurzelnd ſchon vorhanden war. f 

Auch die Diplomatie hat nämlich ihren Stellungskrieg den 

„dem Bewegungskriege. Die. voll befeſtigte Stellung heißt alliance, 
Bund. Dies ift. der feſte „Aßgregatzuſtand“, von dem Bismarck. 

Han einer bekannten Stelle ſpricht“, der Zuſtand, in welchem das 


„flüſſige Element“ der internationalen Politik „zeitweilig feſt wird“. 
Wir berſtehen darunter ein Bundesverhältnis, das geregelte Ver- 


pflichtungen, auch zum Zuſammengehen im Kriege, enthält. Eine 
ſchwächere diplomatiſche Stellung heißt entente, Verband; ihr 


fehlt die ſchriftliche Einzelregelung, fie begnügt ſich mit dem. Grunde 
ſatz der allgemeinen. Übereinſtimmung. Aber unter gewiſſen Um⸗ 


„„ Fe Kabelf dieler | „ e 


N 
D 


„ * 5 


. ſtänden kann die Entente, die auf das Alltagsleben berechnet iſt, eine 


größere Solidarität zur Folge haben als die Allianz, die vielleicht 


lediglich für gewiſſ ſe, beſtimmt ins Auge gefaßte — denkbare, aber 


nicht aktuelle — Möglichkeiten Geltung hat. . ir 
u Dieſer Gegenſat in der äußeren Politik zwiſchen Entente en 5 2 
e Allianz findet ein gewiſſes Gegenſtück in der inneren Politik in. dem 


Ar Gegenſatz von parlamentariſcher und konſtitutioneller Regierung. So 
‚Altes. nicht verwunderlich, daß die Form der Entente in der leiten 


Zeit vorzugsweiſe von England, die Form der Allianz von Deutſch⸗ 


land. gepflegt, wurde; mit ihrer Elaſtizität und formell gewahrten 
ö „Handlungsfteiheit war. die erſtere in innerer Übereinſtimmung mit 


- 


der engliſchen politiſchen Pſyche, wie andererſeits die geſchriebenen 
Verpflichtungen der letzteren mit der deutſchen. Somit ſtehen ſich 
beim Ausbruch des Weltkrieges England und Deutſchland als Führer | 
je einer Mächtegruppe gegenüber, jenes in der Form der Entente, 


dieſes in der Form der Allianz. Die ganze Welt kennt die Ko⸗ 


alitionen unter den Stichworten „Tripelentente“ und „Tripel⸗ 


allianz“: Dreiverband und Dreibund. Alle Fäden der da⸗ 


maligen internationalen Lage liefen zuletzt. an s beiden Stellen 
\ zuſammen. ee a 


„Den. „Kern indeſſen bildete hier wie Re ein „Zweibund: 


5 Frankreich Rußland 1891, Deutſchland⸗ Oſterreich 1879. So weit 
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geht alſo dieſe Politik zeitlich zurück. Tatſächlich beginnt . 
unmittelbar 8 der großen. R 9 . 
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lie Staatenſyſteins im Jahre 1871, und iſt eine ub. : 


I : i 0 1 91. Be Die enn im bau. 151-1214 : | ” „ 3 | 
en. 1 8 
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„ mittelbare Folge davon, daß dieſe Verſchiebung nicht, mie die 


früheren von 1815 und 1856, von einem Kongreß aller Großmächte .. 


. N 5 ſanktioniert wurde. Im Lichte der Erlebniſſe unferer Tage er⸗ 


ſcheint die ganze Zeit von 1871 bis 1918 als eine einzige, deutlich 


ns = - zufammenhängende Epoche, die oft als das Zeitalter des bewaffneten E 
Friedens bezeichnet. wird, die man aber ebenſogut das Zeitalter den 
. Koalitionen nennen könnte. Ihre techniſche Signatur iſt nämlich | 


die. Koalition. Kaum jemals war eine Friedenszeit ſo reich an u 


„ a | Mächtegruppierungen; die Koalition war Werkzeug und Gerät des 
. Friedens, bis fie. ſchließlic zu Wertzeug des großen Krieges 
würde. 8 


5 „.und. Fall. Dieſe Kurve entwickelt ihre aufſteigende Linie unter 


8 Der geſchictliche Inhalt der Periode if Deutſchlands Auſſtieg a 


„erdeutſcher und ihre abſteigende unter engliſcher Initiative. Inner⸗ N . ns 


halb des Zeitalters ‚läßt ſich alſo ein erſter Abſchnitt unterſcheiden, 0 
a „in ‚dem Deutſchland im Mittelpunkt der Koalitionsbildung ſteht, 


3 und ein Schlußabſchnitt, in dem England die Leitung der Gegen 


K N 5 koalition übernimmt; dazwiſchen liegt ein mittlerer Abſchnitt 1891 * 
„bis 1902, welcher den „Stromwechſel“ umfaßt. Deutſchlands Auf⸗ | 
wärtsbe egung. erſtreckt ſich noch über den mittleren Zeitabſchnitt a 


hin; mit Englands Übergang. zur Initiative folgt zunächſt ein. 
„Stillſtand in der äußeren Weltgeltung Deutſchlands und ſchließlich 8 


ſein Fall. So ging es zu, daß die weltgeſchichtliche Rolle des 

kKaiſerlichen. Deütſchland von der eines ſelbſtändigen weltgeſtaltenden 

Faktors am Ende zu derjenigen eines überwundenen Hinder⸗ 

5 „.. niſſes für das. angeljääiide Beltgeftaliungsmongpol beradgebendt 
5 wurde a . 

„Dieſes iſt der. Gfforife Rahmen der nachfolgenden Studien. 

Ste. betrachten: nicht den allgemeinen hiſtoriſchen Verlauf als 


—— 


3 15 ſolchenz dieſer wird in feinen Häuptzügen als bekannt vorausgeſetzt. e | 


Sie beſchränken fi. vielmehr auf jenen dem Zuſammenſtoß vor⸗ 

ae ‚angehenden Koalitionsprozeß, als Ausdruck rein politiſcher Anſichten N 
und Notwendigkeiten. Ihr Gegenſtand iſt gerade die politiſche N 
La gerbild ung und entſprechende Mächtegruppierung. Sie wollen 


beigen, in welcher Weiſe die zwei großen Mächteverbände von An- 


fang an ſich gegenüberſtanden, wie ſie ſich aus ihren: Wurzeln ent⸗ 
N wickelten, wie fie um ſich griffen, ſich ineinander ſchlangen, ſich 


feſtigten. ober lockerten und ſchließlich durch Spaltungen ihre . . 1 
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Auf dieſe Weiſe dürften dieſe Stüdien auch einen Beitrag zu 
der großen „Schuldfrage“ abgeben können, zu der Frage, ob der 
Weltkrieg von einer einzelnen Macht freiwillig und böswillig entfeſſelt 
wurde oder nicht. Dieſe Frage läßt ſich nicht aus den Akten des 
Kriegsausbruches allein beantworten. Sie legen lediglich Zeugnis von 


der diplomatiſchen Fingerfertigkeit der Staatsmänner im damaligen 


Augenblick ab; die Haupthelden des Spieles befanden ſich ſchon in 
ihren Lagern, und es handelte ſich nur noch um ihren Aufmarſch 
zum Kampf mit entſprechenden Geſten und Feldgeſchrei. Das iſt 


ein rein äußerlich⸗hiſtoriſches Problem. Unſer Gegenſtand hingegen 


iſt politiſcher Art. Wir gehen dem Grunde eben jener Lager⸗ 


gerechten Urteil über Sünde und Schuld eines Staates gibt. Die 


— 


bildungen und dem Motive der einzelnen Helden nach, aus dem ſie 


ihren Platz in dem einen oder dem anderen Lager einnahmen, 
ferner den mehr oder minder geraden Wegen bis dahin. Offenbar 
läßt ſich dieſes Problem nur auf genetiſchem Wege löſen, zwar 


unter Anwendung hiſtoriſcher Methoden, jedoch ſtändig unter poli⸗ 
tiſcher Perſpektive, da man ja dieſe Bildungen nicht als Weſen des 


blinden Zufalls anſehen kann. Auf dieſe Weiſe dürfte die Löſung⸗ 


auch unſere politiſche Erkenntnis von Gut und Böſe vermehren. 


Beſitzt man ein gewiſſes Verantwortungsgefühl für Wahrheit und 
Recht, ſo weiß man zugleich, daß es keinen näheren Weg zu einem 


Weltgeſchichte iſt zwar nicht das Weltgericht im Sinne des 


Dichters — ſo daß der Ausgang zugleich das Urteil abgibt —, je⸗ 


doch ſteht ſoviel feſt, daß es außerhalb des hiſtoriſchen Zuſammen⸗ 
hanges kein Material zu einem Urteil gibt, das Anſpruch auf Ge⸗ 
rechtigkeit machen kann. 


Es liegt in der Natur der Sache, daß wir auf dieſen Blättern | 


nur die Hauptpunkte im gehörigen Zuſammenhang angeben können. 


Die Einteilung der Darſtellung ergibt ſich von ſelbſt unter Berück⸗ 


ſichtigung der verſchiedenen Verſuche und Stadien der Mächte⸗ 


| gruppierung während des Zeitalters. Das führt zu folgendem ü 
Schema: 
J. Dreikaiſerverband 1873—1881— 1887 (Bund Deutjölind | 


Oſterreich 1879), 
I. Dreibund 1882 —1887 (1890), 
III. Zweibund 1891—1897, ö 
IV. Stromwechſel 1898—1902 Bund a Japan 1000, 
V. Dreiverband 1904 — 1907, 
VI. Entſpannung und Neuſpannung 19081914, 


! ff 


* die Roalitionspokiti im Zeitalter 1871—1914 | 5 


Die Literatur, auf die ſich die Darſtellung ſtützt, wird bei jedem 
u Kapitel für ſich nachgewieſen. Hier ſoll lediglich auf einige all⸗ 

gemeinere Arbeiten aufmerkſam gemacht werden. Für die Geſchichte 
des ganzen Zeitalters weiſen wir hin auf Reventlow, Deutſchlands 
auswärtige Politik 1888—1913 (1914) (vgl. Valentin, Preußiſche 
Jahrbücher, Auguſt 1916); Hashagen, Umriſſe der Weltpolitik I, 
1871-1907, II, 1908—1914 (1916); Lemonon, L' Europe et la 
politique britannique 1882 —1911.(1912); Debidour, Histoire 
| diplomatique de l!’Europe I, 1878—1904, II, 1904—1914 (1916); 
Tardieu, La France et les alliances (1910); ferner The 
Cambridge modern history XI: The latest age (1910) 
und Holland Roſe, The development of the european nations 
1870 — 1914 (1919). Allein der erſte Hauptabſchnitt im Zuſammen⸗ 
hang iſt betrachtet bei Friedjung, Das Weltalter des Imperialismus 


12884 —1914, I (bis 1904) (1919) und Laviſſe⸗Rambaud, Histoire 


générale XII: Le monde contemporain 1870-1900 (1901). 
Für den Schlußabſchnitt möge hier nur genannt werden die Ur⸗ 
kundenſammlung (mit zuſammenfaſſenden Einleitungen) „Zur europäi⸗ 
ſchen Politik 1897— 1914“, in 5 Bänden 1919 herausgegeben von 
Schwertfeger; ſie beruht auf den circulaires oder extraits von 
„Geſandtenberichten, welche das belgiſche Departement des Außeren 
ſeinem diplomatiſchen Korps im Auslande zuzuſtellen für dienlich 
erachtete. Für die Verträge ſelbſt (nebſt zugehörigen Urkunden) 
wurden benutzt die bekannten periodiſchen Veröffentlichungen 
Recueil Martens und Staatsarchiv, ferner die Sammlung 
von Albin, Les * traités politiques 491). 


Erſtes Kapitel 
8 Dreikaiſerverband 18731887 | 
 L’entente des trois empereurs — Three Emperor's League ! 
Die Entſtehung des Deutſchen Kaiſerreiches verurſachte felbft- 
. verſtändlich eine ſtarke Verſchiebung innerhalb des europäiſchen 


1 Literatur: Pribram, Die politiſchen Geheimverträge Sſterreich⸗Ungarns 
1879—1914, I, Nr. 1, 3, 8 (Bündnisverträge 1879, 1881 u. 1884); Bismarck, 


= Gedanken und Erinnerungen, 1898, II, 211— 270, nebſt Kohls Wegweiſer, 1899; 


Hans Blum, Zur Geſchichte des deutſch⸗öſterreichiſchen Bündniſſes, in den 
„Grenzboten“ vom 18. März 1880; Wertheimer, Graf Julius Andraſſy, 1913, 
III, 225—310; Doczy, An der Wiege des Dreibunds, in „Neue Freie Preſſe“ 

vom 13. Oktober 1904; Herm. Oncken, Das alte und das neue Mitteleuropa, 


6 e e 1 | Rabatt ae, we 11 Ser. 


zu Beginn der 60 er Jahre, 


— 


den Verluſt der „prépondérance legitime? in Europa 1. 
55 ideelle Schade war um ſo ſchwerer für ein Volk zu verwinden, das et 
8 noch Ludwig XIV. und e I jenen in einem geilen 1 Be 


5 Slactenſoſtemes- Dies kommt ſchon klar zum Ausdruck in Tabellen . 
über den prozentualen Anteil der einzelnen Großmächte an der B. 
Be völkerung aller Großmächte insgeſamt (wobei die Kolonialgebiete 
LH als noch ohne politiſches Gewicht — außer Anſatz gelaſſen find) .- . 

Ende der 60er Jahre und Ende der er 


Preußen (deutſchland) über 9 


. 0 ä | Aue. 

i RR m. um 1861 um 1869 um 1879 5 5 „ = 
Mußland va 8 . . . 0 27⅛ꝙ über e 5 
Frankreich. i faſt 1165 14 N 
Oſterreich faſt 18 faſt 16 faſt 15. 
England 14 r Su Pr 
Italien. . faſt 11 11 faſt 11! 

17 fall 11.29: un: 


Man fieht, daß Rußland nach einem ſtarken Rückgang feine we 


Stellung an der Spitze wiedergewinnt und ſogar verſtärkt. Preußen 
ſchwingt ſich mit einem Male von der letzten (ſechſten) Stelle zum Er 
zweiten Platze auf. Endgültig zurückgedrängt ſind Oſterreich und 

vor allem Frankreich. Frankreich, noch im Jahre 1861 guter Zweiter 
der Zahl nach und der Erſte in Wirklichkeit, annähernd doppelt 


ſo groß wie Preußen, ſinkt nach dem Kriege auf den vierten 


Platz, faſt 3% unter dem Sieger und 4 % unter ‚feiner wg 
ſtellung. | 


Das. bedeutet, daß der Frieden von Frankfurt noch eine 5 
Wunde als das Elſaß in Frankreichs Volksſeele hinterließ, nämlich 


S. 295— 304; Hammann, Der neue Kurs und Zur Vor⸗ 
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Dieſer 


N 5 Teil, 1917; Marcks, Das deutſch⸗ sterreichische Bündnis, in „Münder und BE 
Zeiten“, 1909, 

. geſchichte des Weltkrieges, 1918 (zitiert als Hammann J und I); Raſchdau, 
Der deutſch⸗ ruſſiſche Rückverſicherungsvertrag, in den „Grenzboten“ 1918889 
St. 25—33; Armin Kohl, Der Zweibund mit Rußland, in „Öfterr. Rund⸗ nr 
ſchau“ 1919, S. 162—169; Rachfahl, Der Rückverficherungsvertrag ufw., in 

W Weltwirtſchaftl. Archiv“ vom 1. Juli 1920, S. 23-81; Plehn, Bismarcks | 
Br auswärtige Politik nach 2 Reichsgründung. en (it mir wi zugänglich 
geweſen): no 
00 4. Siehe Sriault, Les dine polltignes de la ande 1916, zitiert 
Bet Hiltebraudt, Das europäiſche Verhängnis, 1919, S. 40 f.; vgl. Derſelbe . 
in. „Deutſche Rundſchau“, Juli 1918, ©: 5, und das belgiſche Zirkular vom 
15. Juni 1901 bei Schwertfeger, I, Nr. 42. — In der. Tat ſcheint das, 
8 Elſaß der Stein zu ſein, deſſen Verſchiebung nach Oſten oder Weſten auch die Fe 
= ws Sana im n europaiſchen Aachg ane 
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ee fand von nur Ye Jahrhunderten, dieſen gar nu von ene halben 
Jahrhundert; im Gedächtnis bewahrte, welches ferner während des 
ganzen 18. Jahrhunderts eine kulturelle Weltherrſchaft, innegehabt 
1 i Hatte, die kaum weniger unſtreitig war als diejenige Roms im . 
Mittelalter, welches endlich noch am Vorabend des Krieges die erſte 
5 Jolle in der Politik Europas ſpielte. Dies war die Luft, in, welcher 
| der Revanche gedanke geboren wurde: Revanche nicht nur für: das 
SR Elſaß, ſondern auch für Sedan. “ u 
e Bismarck war ein zu guter, Kenner der Politik im allgemeinen ae 
„ und⸗ der franzöſiſchen Pſychopolitik im beſonderen, als. daß er, ſelbſt 
im erſten Rauſch des Sieges, dieſen Zusammenhang überſehen Hätte. 
„In. ſeinem Syſtem bildete mithin der franzöſiſche Revanchegedanke 


5 \ 


ee Leinen konſtanten Faktor, gleich einem Berg im Sehfelde, an dn 


2 man ſich anpaſſen muß, da man ihn nicht wegſchaffen kanne Hin᷑ñũ 
wikder beurteilte er die Lage doch ſo, daß „Frankreich ungefährlich | 
für Deutſchland ſei, ſo lange es keine Alliierten habe“ (Brief an 

* Arnim 20. Dezember 1872). Eine Gefahr entſtand erſt, falls es 
Frankreich gelang, einen Verbündeten gegen Deütſchland zu finden. wu 
Aber wer war dieſer mögliche und natürliche Verbündete? 

8 9 konnte es zu dieſer Zeit nicht fein, aus drei Gründen: 

en a. es war keine Köntinental⸗ und Militärmacht; es hatte in „Frankreich 

8 1 von jeher ſeinen Nebenbuhler in der Kolonialwelt, während Deutſch⸗ 

. land. dort unintereſſiert war; es war ſchließlich mit Deutſchland 

or durch die gemeinſame Spannung gegen Rußland verbunden. So 

„ „ blieben Oſterreich⸗Ungarn und Rußland übrig. Als Land⸗ 

8 macht und Deutſchlands Nachbar auf der anderen Front hatten · | 

„beide die. richtige Lage am franzöſiſchen Horizont: Freundſchaft mit 

„ des Nachbars Nachbar gehört, wie Fahlbeck hervorgehoben hat, zu, 

4 5 “pen einfachen Poſtulaten der Politik, und Frankreich hat: ſtets 
„Neigungen zu einem Freunde im Rücken von Zentraleuropa (Türkei,, 
Schweden, Polen) 1 — Was nun insbeſondere Hſterreich⸗ ungarn 

En angeht, jo konnte man dort allerdings nad) 1866 Revancheſtimmungen | 

8 },dermuten, und Beuſts Unterhandlungen mit Frankreich im Jahre 

u 1870 gaben hierfür den Beweis. In entgegengeſetzter Richtung ie 

eg deuteten indeſſen, gewiſſe Züge in der komplizierten ee 

er i der Donaumonarchie. Auf einer Seite waren die Oſterreich⸗Deutſchen 

Ä eine - Sicherheit gegen den Bruch mit Deutſchland, auf der anderen 

5 f . neigten die Sympathien der Madjaren (Andras ſy) zu Deutſchland auf 
. Grund der bitteren Erinnerung an den ruſſiſchen Einmarſch von 1849: 
Lier ir, dir n Ann. in ar dagen Gleigung 


Pl 


4 
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zutage: die en zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und Rußland. ö 
Allerdings fehlte es in Wien nicht ganz an einer Strömung, dieſe 


Spannung hinter dem Gegenſatz zu Deutſchland zurücktreten zu 


laſſen (Erzherzog Albrecht); aber ſolche Gedanken ſtießen ſich mit 
den ernſten Tatſachen, die hier im Wege ſtanden. Die Antipathien 


der Ungarn wegen 1849 trafen ſich auf der Gegenſeite mit Ruß⸗ 
lands Groll über Oſterreichs Undankbarkeit im Jahre 1854. Und 


hinter dieſen hiſtoriſchen Rechnungen ſtand die geopolitiſche Rivalität f 


auf der Balkanhalbinſel — nach 1866 Oſterreichs einzige Expanſions⸗ 
richtung — und die ethnopolitiſche Reibung im Zeichen des Pan⸗ 


flawismus . Hieran hatte Bismarck eine ſtarke Sicherheit gegen 


aeeine öſterreichiſche Politik, die Deutſchland hätte in Rußlands Arme 
treiben können. 


Der Schwerpunkt des Problems lag alſo an der Newa. Hier 


allein fand ſich Selbſtändigkeit genug, um eine franzoſenfreundliche 


Politik zu treiben, und zugleich war es verlockend, Deutſchlands 
Mittellage zum eigenen Vorteil auszunutzen. So nahm die panſlawiſtiſche 


Partei dieſes Programm mit Eifer auf, trotz der Erinnerungen an 
den Krimkrieg. Die objektiven Faktoren waren alſo ohne Zweifel 


vorhanden. Dagegen fehlte es an gewiſſen ſubjektiven Faktoren. 


>» 


Herrſchte doch gerade eine traditionelle Freundſchaft zwiſchen den | 
Herrſcherhäuſern in Petersburg und Berlin, und war diefe Freund: 


ſchaft doch erſt unlängſt durch die Tat beſiegelt: durch Petersburgs 


Neutralität in der franzöſiſchen Kriſe von 1870, zum Dank für die⸗ 


jenige Berlins in der polniſchen von 1863. Hier gab es alſo keinerlei 
böſe Erinnerungen, und ebenſowenig gab es eine unmittelbare 


Reibungsfläche, ſolange Deutſchland in den Balkanangelegenheiten 
unintereſſiert war. Hingegen trat Rußland nach dem Krimkriege 
in dauernden Gegenſatz zu England in Aſien, was ein ſtarkes B⸗ 
dürfnis nach Rückendeckung in Europa hervorrief. Zu alledem kam 


noch eine ſtarke Anziehung auf verfaſſungspolitiſchem Gebiet: die ge⸗ 
meinſame Furcht vor der Revolution. Hier finden wir auch in 


Petersburg ein abſtoßendes Element, das der geopolitiſchen Anziehung 


zu Frankreich, dem Mutterland der Revolution, entgegenwirkte. 


Anderſeits aber ſchuf, der letztgenannte Geſichtspunkt eine Brücke 


sowohl zwiſchen Petersburg und Wien als auch zwiſchen Wien und 


Berlin. Die zwiſchen je zwei Partnern beſtehende Spannung milderte 


ſich weſentlich bei einem Spiele à trois. Dazu ließ ſich hier an 


1 Siehe Rjellen, Die politiſchen Probleme des Weltkrieges, 1915. 
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n gemeinſame Vorerlebniſſe anknüpfen: auf der einen : Seite an 
die „heilige Allianz“, in welcher gerade dieſe drei Länder die Eck⸗ 
pfeiler gebildet hatten, auf der anderen Seite an die Teilungen 
Polens und den ſie beſtätigenden Dreiverband vom 15. Oktober 1833}, 


die ein poſitives gemeinſchaftliches Intereſſe der drei in Erſcheinung 


treten ließen. 

„Dieſes iſt die internationale Konſtellation bei Beginn der ganzen 
Periode. Das Bedürfnis nach einer Koalition geht von Frankreich 
aus und findet ſich reflexweiſe bei Deutſchland. Durch ſeinen (ſpäter 
eingeſtandenen). „cauchemar des coalitions“ — nämlich auf 
franzöſiſcher Seite — wird Bismarck zu einer gleichartigen Schutz⸗ 


maßnahme getrieben. Hier ſehen wir die außenpolitiſche Sehne des 


Bogens, deſſen innenpolitiſche Sehne Militarismus heißt: unmittel⸗ 
bare Verſtärkung der eigenen Kraft. Beide dienten dem rein defen⸗ 
ſiven Zweck, den status quo von 1871 aufrechtzuerhalten. Das 
Ergebnis: die erſte Koalition der neuen Ara — das erſte Werkzeug 
zur Wahrung des europäiſchen Friedens — iſt der Drei⸗Kaiſer⸗ 

Verband zwiſchen Deutſchland, Rußland und Oſterreich. = 
Die damalige Zeit erfuhr nur von einer Kaiſerbegegnung in 
Berlin im September 1872. Wir wiſſen jetzt, daß ſie auch zu einem 
ſchriftlichen Ergebnis im Frühjahr 1873 führte, in zwei Urkunden, 
einer zwiſchen Petersburg und Berlin und einer zweiten zwiſchen 
Petersburg und Wien, des Inhaltes, daß die Kontrahenten mit ge⸗ 
wiſſen Maßgaben gegenüber dem Angriff ſeitens einer dritten Macht 


ſolidariſch auftraten. In Ermangelung des Wortlautes wiſſen wir 


nicht, ob dieſe Abmachungen, im ganzen genommen, als Allianz oder 
Entente zu bezeichnen ſind; wir folgen hier dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauch. N iſt indeſſen, W ſie . Farbe durch die ge⸗ 


. e Sammlung Martens IV, 460. 


2 Wertheimer, II, S. 84, 90; die Bestatigung bringt der Vertrag von 
1881, Art. VI (Pribram, Nr. 3), da dort die Rede iſt von „conventions 


on gecrätes conclues entre l’Autriche - Hongrie et la Russie et entre PAlle- ö 
. magne et la Russie en 1873³. 


N a „Bismarck ſelbſt ſpricht von der Dreikaiſerkoalition als dem erſten „Drei⸗ 
bund“, Gedanken II, S. 229, vgl. S. 232, und auch der Zar benutzt in feinen 
a vom 15. Auguft 1879 das Wort „alliance“ (Kohl, Wegweifer, 

S. 170); hier fand ſich freilich eine gewiſſe Beranlaſfung, eine ſtarke Formel an⸗ 
zuwenden. Auch in der Terminologie Außenſtehender findet man dieſe Kombi⸗ 
nation oft als Allianz bezeichnet, ſo bei dem belgiſchen Geſandten 15. Januar 
1877 (Schwertfeger, V, S. 9 Anm. 2) und bei Farges in Lavisse-Rambaud, 
S. 512. Der letztere bemerkt indeffen, daß man eher von einer. entente ſprechen 
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Weltkriege ſo ſtark betont hat: Autokratie wider Demokratie. 


N Geopolitiſch iſt der Drei⸗Kaiſer Verband von größtem Intereſſe N 
als eine öſtliche. Orientierung des deutſchen Geſichtskreiſes. 
Oſt⸗ und Zentraleuropa ſind darin zu einem politiſchen Block ver⸗ 
einigt, zum Schutze des neuen Deutſchlands gegen das iſolierte 
Frankreich. Hiermit iſt Deutſchlands Verhängnis und Unglückserbe, 
die Mittellage, einſtweilen auf diplomatiſchem Wege überwunden, 
ſeine „zentrale, nach drei großen Angriffsfronten offene Lage“? auf 
zwei Fronten gedeckt. Die franzöſiſche Revanche war zu völliger 
1 Unſchädlichkeit herabgedrückt, nachdem Bismarck die einzige Möglich⸗ 
keit Frankreichs, für feine. große Politik Widerhall zu finden, in N 

a ſeinem eigenen Syſtem eingefangen ‚hatte: 
| »Die Schwäche des Syſtems lag darin, daß fein gemeinſamer a 
außenpolitiſcher Zweck nicht jo klar war wie der innerpolitiſche. 
Tatſächlich verdeckt der Drei⸗Kaiſer⸗Verband einen unausgeglichenen 


% 
0 
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EA een Frontſtelung gegen Revolution. und Radikalismus erhielten. ü . 
Nicht mit Unrecht hat man ſie als eine „neue Verſion der heiligen 
| Allianz“ bezeichnet !. Das Bündnis verkörpert nämlich annähernd 
den gleichen Gegenſatz, den die große Entente unſerer Tage im 


U 


4 


Dualismus zwiſchen einem franzöſiſchen Horizont, der für Bismarck, 


Artikel der „Poft“ vom 8. April unter dem Titel „Krieg in Sicht?“ 
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eingeleiteten Sturm vom Frühjahr 1875 zerbrach die Koalition 


| zwiſchen Rußland, und Deutschland ‚auf der erſten Front, und der 
„Times“ ⸗Artikel vom 6. Mai ließ für einen Augenblick — wie eine 
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begegnet ' oft der Ausdruck entente, zum Beiſpiel Schuwalow an Bismarck 
3. Februar 1877 (Kohl, S. 218), Gortſchakpw an den Zaren 2. Juli 1878, 


| Kaiſer Wilhelm an den Zaren 4. November ſowie des letzteren Antwort 
14. November 1879. Moderne deutſche Verfaſſer⸗ Genugen Ausdrücke wie Ein⸗ 5 
N vernehmen, Verſtändigung, Verhältnis. 4 


Holl Roſe, S. 310; vgl. Albin, Ia paix armse, 1913, II, S. 226. 


und Preuß bei Oncken Mitteleuropa, S. 10 Anm. 15 


N Bismarck, Gedanken und 8 II, ©: 218. 
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N erſchreckende. Zukunftsſorge — eine große Entente für Frankreich 
gegen Deutſchland durchſchimmern. Jedoch iſt es ſchwerlich richtig, . 
Zu ſagen, 5 Das ae u dieſer Kriſe „die Epijode = DEU, 3 


* 
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die Hauptſache war, und einem orientaliſchen, der die anderen zwei 5 
Partner am meiſten intereſſierte. In dem bekannten, durch einen 


= Holle, en Tardieu, La France et les i S. 145 („une entente . 85 
8 plutòt qu'une alliance“), und Debidour, Hist. 1815—1878, II, S. 458 („un 
peu improprement dite Alliance“). Auch in amtlichen Schriftstücken diefer Zeit } 
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„ Vassöubes 1 Als das Spiel auf den zweiten, De bitenta⸗ A 
„ liſchen Schauplatz verlegt wird, erweiſt ſich die Koalition zunächſt 
noch: dauernd lebenskräftig, indem die drei beteiligten Mächte m 
. diplomatiſchen. Notenwechſel als eine Einheit. gegenüber den anderen 
Graßmächten. auftraten. Das war bis zum Berliner Memorandum 2 
5 vom Mai 1876 einſchließlich der Fall. Aber damit endete die Einheit 
I 5 auch auf dieſer Front. Es zeigte ſich, daß die objektiven Tatſachen, 
die gerade. hier trennend zwiſchen „Wien und Petersburg lagen, Ba 
. uren wären als kaiſerliche Worte und Abreden. re 
„Der Bruch begann mit den „Pourparlers seorets“ zwischen e 
N Oſterteſch Ungarn und Rußland in Reichſtadt im Juli 1876 (die in 8 
* „ihren Einzelheiten. auch. für Deutſchland geheim waren). Da dieſe 
4 Verhandlungen zu einer „convention additionelle“ vom März 1877. 
13 „führten, ſo ſchien alles zunächſt in beſter Ordnung. Aber zwiſchen 
155 = —dieſen beiden Vorgängen liegen zwei kritiſche Anfragen: von Rußland 
8 an Deutſchland, ob es in einem ruſſiſch⸗ öſterreichiſchen Kriege Neu- 
. tralität bewahren würde, und von Deutſchland. wiederum an Rußland. 
955 es im Austauſch gegen deutſche Unterſtützung im Orient den 
Trankfutter Frjeden ausdrücklich garantieren wolle?. Die Ant⸗ „ 
wort war in beiden Fällen ein Nein. Nachher, kurz vor und ſogar m 
„während dem Berliner Kongreß, ſondierte Schuwalow von ſeiten 
Rußlands Bismarck betreffs der Möglichkeit eines wirklichen deutſch h. 
.. ruſſiſchen Bündniſſes s. Der Kongreß ſelbſt war ganz offen ein Prozeß 
= wischen Oſterreich⸗Ungarn und Rußland, welches ſich ſträubte, die 
Verpflichtungen von Reichſtadt einzulöſen und dabei auf Deutſchlands PR 
Unterſtützung rechnete. Die Koalition it jetzt alſo völlig in die 
N gegangen: | zirgend einen e von der Drel⸗Kaiſer Entente 5 


5 


u 1 ücken, S. 123 val, Wertheiners e des Timesartilels als 
des ientſcheidenden Wendepunttes in der Dreilaiſerkombination, II, S. 230. 
„Bismarck bezeichnet den Vorfall kurz und gut. als „die erſte Trübung“ des Ver⸗ | 
häͤlkniſſes, Gedanken II, S. 230 — wobei er mit Rußlands ſchon im Herbſt 
187⁴ erfolgter Weigerung, ihm bei der Anerkennung ber. ſaniſchen Republir 1 
„Belge . leiſten, nicht zu rechnen ſcheint. ö 5 
„ 2 Über Reichſtadt fiehe Wertheimer, II, S S. 322 feat. die Zeitüngspolemit . 
in! Mai 1887, Staatsarchin, Band 48). Über die erſte „Dottorfrage” fiehe ' 
Bismarcks Gedanken II.. S, 214. Die zweite iſt aus erklärlichen Gründen in den 
. Gedanken nicht erwähnt, aber nunmehr aus dem Bericht Bismarcks an den 
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. Kaiſer voin 31. Aıiguft 1879 bekannt. . er, III, S. A und Armin . 


Kohl a. O;. S. 163. . 
5 2 Gedanken; II, S. 220 a. 224; über Euwalows eigene we r den „ 
i. m 3. ober 1877 in an Ran. ©. 218. 5 
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zu erwarten”, ſchrteb Gortſchakow am 2. Juli 1878 an den 


Zaren, „wäre eine Illuſion“. Der Gedanke, ſtatt deſſen Deutſchlands 
Hand allein zu ergreifen, fand in gewiſſen Kreiſen des nicht⸗offiziellen 
Rußland Anklang; ſo war Doſtojewski der Wortführer eines 
„ewigen Bundes“, welcher die Welt zwiſchen Rußland und der 


„„germaniſchen Idee“ aufteilen ſollte (Oncken, S. 14). Hier iſt das 
Syſtem der großen Katharina während der erſten franzöſiſchen 


Revolution und der innere Grundgedanken der ruſſiſchen Außen- 
politik wiederzuerkennen: die Erhaltung einer Spannung in Weſt⸗ 
europa, um ſich unterdeſſen des Orients zu bemächtigen, — ein 


verkleinertes Abbild des engliſchen Gedankens, Europa in Spannung zu 


erhalten, um inzwiſchen in Ruhe die Welt unterwerfen zu können. 
Bismarcks Abſichten konnten nicht in dieſer Richtung liegen. 


Er ſah klar, daß eine ſo ſtarke Kombination das ganze übrige 


Europa wider ſich aufbringen müßte; und bei einem Kriege an der 


Weſtfront ſaß Rußland „an dem längeren Arm des Hebels“, weshalb 


es ſich leichter von den Folgen des Krieges freimachen konnte, und 


zwar um ſo eher, als ſeine autokratiſche Staatsform einen politifchen. | 
Stromwechſel vereinfachte. Wenn eine Allianz nach Talleyrands 


Ausſpruch eine Verbindung zwiſchen einem Reiter und einem Pferde 


iſt, ſo beſtand alſo alle Ausſicht darauf, daß hier Deutſchland das 


Pferd abgeben ſollte, und überdies ließ ſich im voraus erkennen, daß 
der Reiter gefährliche Wege einſchlagen würde !. | 
Klare geo⸗ und kratopolitiſche Geſichtspunkte hinderten folge: 


weiſe Bismarck, in dies Geſchäft einzuſchlagen. Sein Ideal war ftet3 
der öſtliche Dreiverband, in welchem keiner der Partner einem anderen 


irgendwie näher ſtand. Aber es kam die Stunde, in der er ge⸗ 
zwungen wurde, zwiſchen den beiden Mitkontrahenten zu „optieren“, 


und ſie kam mit dem Brief des Zaren an den Kaiſer vom 15. Auguſt 


1879 und deſſen Wendungen wie „tristes conséquences“, „con- 
sequences désastreuses pour nos deux pays“, ſofern Deutſchland 
fortführe, Oſterreich⸗Ungarn bei der Ausführung der Beſchlüſſe des 


Berliner Kongreſſes zu unterſtützen. Es war Bismarck auch nicht 


1 Über Bismarcks Standpunkt ſiehe Gedanken, II, S. 224— 228; er hatte 
ihn ſchon 1863 (gelegentlich der polniſchen Frage) geltend gemacht, ebenda 
S. 62—67. Die Wendung „der längere Arm des Hebels“, fiehe dort S. 65. — 
Ein Bündnis mit Rußland würde Deutſchland „zum Kettenhund des Pan⸗ 
flawismus“ erniedrigen, nach einem Ausdruck des deutſchen Reichstagsabgeordneten 


Jörg, Hammann, II, S. 51; vgl. Oncken, S. 16. — Talleyrand wird nach 
Oncken, S. 15, zitiert. 
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h unbe 1 505 der Zar gleichzeitig nach der Hand Frankreichs und 
Jialiens taſtete !. Zu alledem kam eine durchaus aktuelle Frage: 
25 draf 198 bevorftehender Abſchied (Geſuch vom 14. Auguft 1879). 
& war Deutſchlands entſchiedener Freund und jetzt auch zu einer 
wirklichen Annäherung bereit; auf ſeinen Nachfolger konnte man ſich 
» zelleicht nicht in gleichem Maße verlaſſen: Die „Kaunitzſche Koalition“ 
(gegen Friedrich den Großen 1756) war vielleicht nicht für alle Zeiten 
in das Reich der Geſpenſter verwieſen, Reichſtadt hatte davon eine 
| Andeutung gegeben. 

RR, Hier war ſomit Gefahr im Verzuge. Bismarck war nicht blind 
dagegen, daß auch eine Verbindung mit Oſterreich ihre Schwächen 
hatt atte. Das Bündnis mit Rußland war „materiell ſtärker“; die 
innere en Gegenſätze waren in Oſterreich⸗Ungarn größer; es beſtanden 
dort bedenkliche klerikale Einflüſſe, auch fehlte es dort nicht an ge— 
fährli chen Verlockungen auf das Glatteis des Balkans, und eine 
Gefahr lag in dem „Mangel an Augenmaß für politiſche Möglich⸗ 
keiter ex gerade bei dem Element, das der Aufnahme des Bündnis⸗ 
gedan ikens am nächſten ſtand, nämlich dem deutſch⸗öſterreichiſchen. 
Anderſeits beſtanden gegen das Bündnis mit Oſterreich-Ungarn 
nicht die ernſten Gründe der Staatsraiſon wie gegen ein Bündnis 
mit R ußland. In Deutſchland war das erſtere volkstümlich; bei den 
9 tionalliberalen aus Gründen der völkiſchen, beim Zentrum aus 
Gr inden der religiöſen Gemeinſchaft, bei den Konſervativen auf 
Gru ind der geſchichtlichen Überlieferung. In Wirklichkeit handelte es 
ſich hier um eine Vollendung des deutſchen Einigungswerkes und 
eine e Anknüpfung an alte ſtaatsrechtliche Beziehungen, die ſich 1866 


— 


Rn Den Zarenbrief ſiehe in Kohls Wegweiſer, S. 168 ff., vgl. Gedanken, 
7 S. 219. Ein Beiſpiel für poſitive Streitfragen bei Wertheimer, II, S. 240. 
Die zuffiichen Manipulationen in Paris und Rom daſelbſt S. 268, ferner 


fahr nur einen „prétexte“ Bismarcks ſieht. — Wenn darin wirklich etwas 
von einem Vorwande lag, ſo richtete ſich das gegen ſeinen eigenen Herrſcher, der 
der ſürtſe Gegner des Bündnisplanes war. 

2 Andraſſy hat ſpäter feine damaligen Bündnisabſichten ausdrücklich in 
der Denkſchrift von 1886 (oder 1885, Friedjung, S. 34) bezeugt, ſiehe 
5 Wer theimer, III, S. 225. Über Bismarcks Furcht vor der „Kaunitzſchen 
| Koal ition“ (oder der „alliance horizontale“, Albin, La paix armee, S. 230) 


mi rankreich und England in den aktnellen Balkanfragen war eine Mahnung 
VBorſicht, Wertheimer, II, S. 238. Vgl. alu bei SOSE Nun AND) 


A : 2... Digitized by Google 8 


WE 


Ham mann, II, S. 36 f., gegen Debidour, S. 23 f., der in der ruſſiſchen Ge- 


ſiehe Gedanken, II, S. 248, 233, 256; Sſterreich⸗Ungarns gutes Einve hm 
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gdf. hatten, jetzt aber in völkerrechtlicher 1 Aber zuerſt⸗ 
und zunächſt. war es eine zwingende politiſche e 
Oſterreich⸗Ungarn zu binden und die Südfront zu ſichern, da man. 
nicht länger zwiſchen Süden und Oſten lawieren konnte !. 

. Man ſieht, daß Bismarck, ſeinen großen Plan. mit keinerlei. 
Gefühlsgründen motiviert. Die bloße Freundſchaft hat niemalf.“. 
ernſthaft Staaten aneinander gefeſſelt. Die Chronik der Staaten⸗ 
geſellſchaft kennt keine reine Liebesehe ohne. jede Rückſicht auf die 


Mitgift. Gemein ſamkeit der Intereſſen, der Freundſchaft und Furcht = 


ift es, welche auf dieſem Markt die Partien zuſammenbringt, gemäß 
dem politiſchen Poſtulat, daß diejenigen, welche mit ein und demſelben 
verfeindet oder durch ein und denſelben gefährdet find, untereinander. 
Freundſchaft halten. Auf dieſem Geſetz —. gemeinſame Gefahr von 
Oſten — beruht auch dieſes feſteſte Bündnis zwiſchen Größſtaaten, 5 
das die Geſchichte kennt, das deutſch⸗ ⸗öſterreichiſche. Bündnis 
vom 7. Oktober 1879. Aber wenn dieſes Bündnis ſich mit der 
Zeit als die ſtärkſte Tatſache in der geſamten inteknntionalen. Lage 
: erweilen ſollte, ſo beruht das fveilich darauf, daß es zugleich innere 
Sicherungen ſowohl idealer als auch materieller Art hatte. Bismarck, 
= hebt den ethnopolitiſchen Faktor hervor: die Wiedervereinlgung 
des öftlichen, Viertels des deutſchen Volkes mit dem Stammvolke. 
Aber in der. Individualität Mitteleuropas und feinem; durch. . 
drei großen Flüſſe eingerahmten verkehrs⸗geographiſchen Gebiet!“ 
ſchlummerte auch ein zukünftiges gemeinſames Wirtſchaftsleben, das 
in dem kommenden Zeitalter des Induſtrialtsmus ſich wöhl in der 
Richtung auf die Autarkie hin hätte entwickeln können und ſo dem 
pplitiſchen Bündnis als natürliche ökopolitiſche. Grundlage. . 
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hätte. Es findet fich ein Zeugnis dafür, daß Bismarck auch für. 5 ö 


dieſe Seite der Sache nicht blind wars. 
| Es iſt 8 ä * das Vundnis, ſo wie 0 . 


br 


1 Gedanken, II, S. 234-237 Die Sympathien in Beulſclunb waren 
„ in dem partikulariſtiſchen Süden als im Norden, in dem kathoͤliſchen 
Weſten als im Oſten, in dem konſervativen Lager als im oppofitionelten. Siehe 
ferner Wertheimer, II, S. 265, Oncken, S. 18 f.J 20. Vgl. Bismarcks au 


an ‚Ralnoty 10. März 1828 Staatsarchid, Bd. 48, S. 1189. 1 
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| iehe „Das Problem der drei Flüſſe“, in e Studien iur ale 5 0 
kriſe, or S. 88 f. 1 


s Moritz Büſch, Unfer Reichskanzler, 1884 1, S. 451, gibt an, db. 
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1. Die Ponltiönspahti, im, Zeitalter 18711014 2 . | 15 ö 


n Gaſen im Auguſt 1879 zwiſchen Bismarck und Anbraſſj er ir 


ar ſchloſſen wurde, in mehrfacher Hinſicht anders ausfiel, als Bismarck 


es gewollt hatte. Er hatte an ein „pragmatiſches Bündnis“ 


1 (Vindthorſh gedacht, das in den Verfaſſungen verankert, folglich 
„vor aller Welt offen und nur im Gefetzgebungswege abänderlich ſein, 
ſollte, -aljo . ‚einen wirklichen „deülſchen Bund“ als Nachfolger deſſen 

5 von 1815; er hatte weiter, auch in Übereinſtimmung mit dieſem 

— Grundgedanken, eine allgemeine Waffenbtrüderſchaft nuch 


Schwierigkeiten des öſterreichiſchrungariſchen Parlamentarismus ein 

05 und. ‚gegen © die allgemeine Ausdehnung des Bündniſſes die Gefahr, daß 
# Fran 

Bündnis eine einſeitige Spitze gegen Oſten: Deutſchland nahm von 

„ ſeinent eigentlichen Intereſſe, der franzöſiſchen Faſſade, Abſtand, 

i ebenſo wie Oſterreich auf den Schutz gegen Italien verzichtete 1. Und 

* . Bas Ganze wurde mit. dem Schleier des Geheimniſſes bedeckt, der 

. erſtmalig i in der Kriſis von 1888 (Veröffentlichungen i im Reichsanzeiger, 


Jahre 1920 fiel. 


1 Es zeigt ſich jetzt, daß der Bündnisvertrag tatſächlich aus einer ö 


VE Einleitung und fünf Artikeln beſtand, während. die Veröffentlichung 
6. von 1888 durch. Auslaſſung der Artikel III und V ſich auf drei 
* Artikel beſchränkte; der letzterwähnte Artikel (V) betrifft nur die 

5 Natiftkution, der erſte (III) war hingegen recht wichtig, denn er 


allen Seiten, 
hin gewollt. Aber gegen“ die ſtaatsrechtliche Form wandte Andraſſy die 


* der Wiener Abendpoſt und dem Peſter Lloyd am 3. Februar), end⸗ 
9 | gültig iedoch erſt durch Pribrams authentische e eee im n 


—. 2 ‚weitere: drei. 8 REN “un 20 den * 4 


* 
* 


. 
un 1 Das einzige unmittelbage Zeugnis über das Zwiegeſpröch zwischen Bis- 
marck und Andraſſy. in Gaſtein ſtammt von des letzteren Sekretär Daczy,.fiehe - 
‚Wertheimer, II, F. 243, pgl. ©. 249 f, 279 f., 285, 288. über den drama⸗ 
chen Schlußauftritt ſiehe Wertheimer, II, S. 284. Der kühle Ton, mit 


—— 


7 5 
19 
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= 4 dem das Bündnis in den Gedanken erwähnt wird, ſcheint zu beweiſen, daß bei 


1 | Bismarck. ein Stachel zurückgeblieben war. Friedfung, S. 34 f., 108 meint. 


> 5 es. wäre beſſer geweſen, wenn, das Bündnis die. von Bismarck vorgeſchlagene . 


1 „ Form erhallen Hätte. Ä 

= 2 Die Publikation von 1888, nebſt den 8 der Preſſe und An⸗ 

i heimer 1913 dem Original in Geſtalt eines „Entwurfes“ inter nV. 
Papieren. auf die Spur: gekommen, S. 282 ff. Nach Holl. Rot, S. 326, 


würde der . nn ſchon N die re vom 5. November 1887 


bekannt. U 5 1 — Pr 575 5 * 3353555 4 4 ! f 
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| merkungen, ſiehe i im Staatsarchiv, Band 48. Schon vot Pribram war Wert⸗ 


4 


eich ſich in Rußlands Arme werfen könnte. Daher erhielt das 5 


5 beſtimmte die Dauer des Bündniſſes: fünf Jahre mit möglicher Ver 7 
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defenſiven Charakter der Abmachung (die Kontrahenten geloben 


einander, „daß ſie ihrem rein defenſiven Abkommen eine aggreſſive 
„Tendenz nach keiner Richtung jemals beilegen wollen“) und ſetzt als 


Zweck des Bündniſſes die Sicherung der beiden Reiche und „den 


durch die Berliner Stipulationen geſchaffenen europäiſchen Frieden“, 
wobei eine Hinweiſung auf das „früher beſtandene Bundesverhältnis“ 


auf die Kontinuität der Überlieferung deutet. Der Artikel 1 


ſtellt die Partner Schulter an Schulter gegenüber einem Angriff von 
ruſſiſcher Seite; der Artikel II erweitert die Solidarität auf den 
Fall, daß Rußland, geſetzt, daß einer der Partner „von einer anderen 


Macht“ angegriffen werde, gegen dieſen ohne förmlichen Angriff 
militäriſche Drohungen ausübt; bis zu einer derartigen Einmiſchung 


von ruſſiſcher Seite ſollte der andere Verbündete wohlwollende Neu⸗ 
tralität beobachten. Der Artikel IV ſchließlich gebietet die Geheim⸗ 


baltung, bezeichnet aber die vertrauliche Mitteilung der Waffen⸗ 
brüderſchaft an Rußland „als eine Pflicht der Loyalität“, ſofern die 


Drohungen von dort andauern ſollten. 


Wir bemerken fürs erſte, daß dieſes Bündnis im Innenverhältnis | 
von allgemeiner Art iſt: es erledigt keine einzelnen Streitfragen 


zwiſchen den Vertragſchließenden — abgeſehen eben von der deutſchen 1 
Irredenta in Oſterreich wies die Lage auch keine ſolchen auf —, 


ſondern ſchafft zwiſchen ihnen eine Einheit ganz im allgemeinen. Wir 
ſehen ferner die deutliche Spitze gegen Oſten. Die im Artikel II ins 
Auge gefaßten Fälle ſind ein Angriff Frankreichs auf Deutſchland 


und ein ſolcher Italiens auf Oſterreich⸗ Ungarn. Hier fällt nun ganz 


beſonders eine Ungleichheit zugunſten Oſterreichs in die Augen, 
nämlich daß die primäre Waffenbrüderſchaft (Artikel D) deſſen nächſten 


Feind betrifft, während Deutſchlands Feind erſt hier bei der ſekun⸗ 


dären berückſichtigt wird. Nichts beweiſt ſtärker den defenſiven 


Charakter, den die Allianz nach der Abſicht Bismarcks hatte, als 
dieſe Genügſamkeit auf deutſcher Seite. Dieſer Charakter kehrt 


übrigens bei jedem Punkte wieder: alle Hypotheſen ſind auf einen 


fremden Angriff abgeſtellt. Für eine Aggreſſtvpolitik der Kontra⸗ 


henten iſt das Bündnis wertlos. 


Wir wiſſen, daß Bismarck in ſeiner Jugend enn daran ge⸗ | 


dacht hat, Deutſchlands Problem in Verbindung mit einem einigen 
Skandinavien und „mit einer doppelten Front gegen Slawen und 
Gallier“ zu löſen (Oncken, S. 7): Guſtav Adolfs Programm mit 
geändertem Vorzeichen, auf der rein ethnopolitiſchen Grundlage des 


— 


ö unter Beibehaltung der geopolitiſchen Mittellage. | * 


E 


Bismards auszetelftes ſtaatsmänniſches Werk — nachdem Standi⸗ En 


-navten nicht vermocht hatte, feine Einheit zu verwirklichen — ſtellt 
5 eine Verſchiebung nach Süden dar unter Betonung des geopolitiſchen 
Zuſauunenhanges vor dem ethnopolitiſchen. Anſcheinend ift er da⸗ 


mit wieder anf die Mittellage verfallen, unter Aufgabe der öſtlichen 
— Drientierung. im Dreikaiſerverband, und die Doppelfront in den 


Beſtimmungen des deutſch⸗öſterreichiſchen Bündniſſes ſteht ganz offen⸗ 
bar da. Indeſſen iſt zu beachten, daß Bismarck ſelbſt nicht der 
Meinung war, die gefteigerte Intimität mit Oſterreich⸗Ungarn müſſe 
an und für ſich den Bruch mit Rußland bedeuten. Es iſt jetzt 
völlig deutlich geworden, daß er ſich das Bündnis mit Oſterreich⸗ 


Ungarn als innerhalb, nicht außerhalb des Dreikaiſerverbandes f N 


ſtehend dachte. „„Im Beſitze dieſer gegenſeitigen Aſſekuranz“, jo 
ſchreibt er am 10. September 1879 an den König von Bayern bei 


der Vorbereitung des Bündniſſes, „können beide Reiche ſich nach 


wie vor der erneuten Befeſtigung des Dreikaiſerbundes widmen.“ 


we »An einer anderen Stelle ift. die Rede von der Notwendigkeit, daß = 


„der Weg von Berlin nach Petersburg frei bleibt“; würde er ver⸗ 
: . fperit werden, ſo würde Oſterreich Ungarn auch nicht imſtande ſein, 


ſeine antideutſchen elemente im u Zaume au halten Gedanken S. 241, . f 


250. f. 252). 


Dieſen de g unhm 50 0 be Brief Raifer Wilhelms — 


an den Zaren auf (4. November 1879), welcher die Notifikation des 


= Rertrges im Anſchluß an deſſen Artikel IV enthielt. Darin wird 

genau zwiſchen dem offiziellen Rußland und ben: „revoluns 
tionären“ Bewegungen, die aggreſſiw werden könnten, unterſchieden; 
lediglich gegen die letzteren richte ſich das Bündnis; der Schwer⸗ 


punkt der Motivierung wird jedoch auf. Andraſſys vunvermuteten 


Abſchied“ gelegt und das Bündnis ſelbſt als eine nur „moraliſche | u 


— Vereinigung“ charakteriſiert, welche bezwecke, „die Lücke auszufüllen, 


die nach der Auflöſung des Deutſchen Bundes entſtanden fei”. In — 


5 . dieser unſchuldigen Form vorgeſtellt, mußte das Bündnis dem Zaren 5 


als Feine Wiederherſtellung des Dreikaiſerverbandes (raffermisse- Bor 
= ment de l’entente: des trois empereurs)“ erſcheinen, „der ſeik 
1873 Europa ſo bedeutende Dienſte geleiſtet hätte“, und der Kaiſer 
äußert den Wunſch, daß der Zar feinen Grundſätzen beitreten möchte. 
—Und nun ereignet ſich das Merkwürdige, daß der Zar, deſſen Dro· 


hungen drei Monate vordem den Anſtoß zu- dem Bündnis gegeben 


hatten, am 14. November ohne Spur von Unwillen oder Miß⸗ u En 
trauen für. die nn dankt, 1. ehe Dem ee anſchließt, 2 8 * 


. Jebebuc * 1. N 
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und dabei von ſeiner Seite „la retour à cette parfaite entente 


des trois empereurs uſw.“ begrüßt. Hier hat deutlich ein Um⸗ 


ſchwung an der Newa ſtattgefunden, und Wertheimer gibt uns den 


Schlüſſel: Rußland wünſchte ein Aufleben des Dreikaiſerbundes, 
um ſterreich⸗Ungarn von feinem gefährlichſten Widerſacher im 
Orient, England, zu trennen. Zugleich wird durch Wertheimer 
erſichtlich, daß Bismarck dieſe Haltung Rußlands bei Abſchluß des 
Bündniſſes bekannt war. Oſterreich ſeinerſeits war einer ſolchen 


„Aufwärmung“ des Verhältniſſes mit Rußland kaum geneigt, da es 


jetzt lieber freie Hand behalten wollte . Daß es gleichwohl dabei 


mitmachte, dürfte als Kompenſation für das Nachgeben Deutſch⸗ 
lands bei dem Abſchluß des Bündniſſes anzuſehen ſein. Hier liegen 


die Vorausſetzungen für die „Politik der Rückverſicherungen“, welche 
Bismarcks nächſtes Jahrzehnt * und das beſtrittenſte Blatt i in 
ſeiner Geſchichte bildet. 


Man hat lange geglaubt, daß das Wiederaufleben des er 


kaiſerverbandes erſt im Zuſammenhang mit der Kaiſerbegegnung in 
Skiernewice (September 1884) erfolgtes. Durch die Veröffent⸗ 
lichungen der letzten Zeit iſt jetzt aber feſtgeſtellt, daß der Ausgangs⸗ 


punkt im Jahre 1881 liegt; hiermit tritt der Zuſammenhang zwiſchen 


dem Bündnis von 1879 und der Rückverſicherung weit deutlicher 
zutage, und über das ganze Syſtem wird ſtärkeres Licht geworfen. 
Wir wiſſen alſo, daß die urſprüngliche Initiative hier bei Ruß⸗ 


land lag. Rußland zögerte nicht länger als bis zum Frühjahr 1880 


mit dem Verſuch, aufs neue mit Deutſchland anzuknüpfen. Deutſch⸗ 


land wollte indeſſen nur von einem Verhältnis à trois etwas wiſſen, 
und ſo kam es zu der Entente vom 18. Juni 1881 als einer 


direkten Erneuerung der Dreikaiſerkoalition und Erſatz der Doppel⸗ 
konvention von 1873, wobei eine vorausgehende „Miniſterial⸗ 
erklärung“ vom 18. Mai in Form gleichlautender Noten beſtätigte, 


daß das Bündnis von 1879 innerhalb dieſes weiteren Rähmens 


fortbeſtände“. 


1 Wertheimer, S. 290 f., 297. Rachfahl, a. a. O. S. 38. 


2 Vgl. zum Beiſpiel Tardieu, 1910, S. 156; Lemonon, 1912, S. 35; 


Reventlow, 1914, S. 18; Oncken, 1917, S. 40; D. Schäfer, Bismarcl, 


1917, II, S. 190. Noch Friedjung, 1919, S. 57 ſcheint ſich über die Sache 


nicht ganz klar zu ſein. Bemerkenswert iſt, daß die „Hamburger Nachrichten“ 


vom 24. Oktober 1896 bei der Enthüllung der eigentlichen Rückverſicherung eine 
Verbindung vor 1834 ebenfalls Wc erwähnen. Albin, La paix armée, : 


S. 237. — 


s Siehe Pribram, S. 9f. Die Vertragsurkunde wurde zuerſt durch 
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Die neue Übereinkunft der drei Kaiſer wird ausdrücklich als b 
„entente“ zwecks Erhaltung des Friedens und der defenſiven 


Stellung der beteiligten Staaten bezeichnet. Sie enthält 7 Artikel, 
wobei der Schwerpunkt auf den erſten dreien liegt. Der Artikel I 
ſetzt wechſelſeitige Neutralität für den Fall feſt, daß einer der drei 


„se trouverait en guerre“ mit einer vierten Großmacht — 


| Deutſchland mit Frankreich, Rußland mit England, Ooſterreich⸗ ⸗Ungarn 


mit Italien — oder auch mit der Türkei, im letzteren Falle jedoch 


erſt nach „accord préalable“ rückſichtlich des Kriegszieles: hier⸗ 
mit hatte Oſterreich⸗Ungarn eine Bürgſchaft gegen ruſſiſche Er⸗ 


oberungspläne auf der Balkanhalbinſel. Beſtätigt wird dies durch 
den Artikel II, der jede Veränderung im territorialen status quo 
der europäiſchen Türkei an einen „commun accord“ der drei 
knüpfte; in einem beigefügten Protokoll werden die Punkte feſt⸗ 


geſtellt, über die man ſich ſchon geeinigt hatte (das öſterreichiſche 


Verwaltungsgebiet, Bulgarien). Der Artikel III enthält die Kom⸗ 


= penfationen für Rußland: eine nachdrückliche Beſtätigung der 


Sperrung der Dardanellen (für die engliſche Flotte), — als us 


beugung gegen einen neuen Krimkrieg. 


Man kann kaum umhin, zu finden, daß Oſterreich⸗ u us | 


bei dieſem Verhältnis der meiſtbegünſtigte Partner iſt. Für Ruß⸗ 


land zumindeſt ſcheint das Abkommen die Aufgabe des byzantiniſchen 


Eroberungsprogramms zu bedeuten. Daß es gleichwohl in Peters⸗ 
burg als ein großer Erfolg begrüßt wurde, läßt ſich teils aus dem 


damaligen Kaiſer⸗ und Kanzlerwechſel (Gortſchakow⸗Giers) erklären, 


ſcheint aber auch zu zeigen, daß Rußland jetzt nach Rückendeckung 
für fein aſiatiſches Programm ſuchte, bei welchem England fein 


. Hauptgegner war. Dies wird ganz deutlich bei dem Ablauf des 


Vertrages nach 3 Jahren (Artikel IV), als die afghaniſche Frage 


aktuell und Rußland alſo an der Erneuerung beſonders inter 
 effiert war. Dieſe Erneuerung kam — mit zwei unweſentlichen 
Anderungen, ſiehe Pribram, S. 36 — am 27. März 1884 mit 
e bis aum 18. Juni 1887 e und . war es, die 


N 


5 Na ſchbau 1918 5 a. O.) bekannt, dann im Wortlaut zum en Male durch 


die bolſchewiſtiſche Regierung in Petersburg im ſelben Jahre veröffentlicht (ſiehe 


„Dokumente aus dem ruſſiſchen Geheimarchiv“), darauf auch in der „Deutſchen 
Allg. Zeitung“ vom 12. September 1919, in der Sprache des ee (Fran⸗ 


. zoͤſiſch es zuerſt von Pribram, S. . 


- 
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der Kaiſerbegegnung im September voranging, die zuerſt die Auf⸗ 
merkſamkeit der Welt erregte “. 


Aber es ſollte ſich jetzt zeigen, daß dieſe Wiederbelebung des 


Syſtems „dem Elektriſieren einer Leiche“ glih?. Während dieſer 
ſeiner zweiten Periode wurde das Kaiſeridyll von einer neuen Kriſe 
betroffen, 10 Jahre nach der erſten und aus ganz der gleichen Ur— 
ſache: dem ſpontanen Erſcheinen des Balkanproblems auf der 
Tagesordnung, diesmal durch die nationale Einheitsbewegung Bul- 


gariens im Jahre 1885. Hiermit enthüllte ſich die Entente zwiſchen . 
Rußland und Oſterreich von neuem als ein bloß mechaniſches G- 


webe, und ihre inneren Gegenſätze traten an den Tag. Und dies⸗ 
mal fand ſich keine Hilfe. Als der Vertrag im Sommer 1887 ab⸗ 
lief, beſtand weder an der Newa noch an der Donau Luft, ihn zu 
erneuern ®. 


Wir werden ſpäter ſehen, welche neuen Kombinationen dasz = 


wichtige Jahr 1887 zuwegebrachte. Hier iſt jetzt nur feſtzuſtellen, 


daß der Draht zwiſchen Petersburg und Wien geriſſen war. Er | 1 


ließ ſich ſpäter wieder knüpfen, im Jahre 1897, in einer negativen 


Entente mit begrenztem Rahmen — beiderſeitiges Desintereſſenent 
auf dem Balkan —, während Rußland ſein pazifiſches Program 


verfolgte. Als es 1908 nach Europa und zum Balkan zurück⸗ 


kehrte, brach er zum zweiten Male und endgültig, und im Welt⸗ 


kriege ſollten ſich Oſterreich⸗Ungarn und Rußland als das erſte = 


Großmachtpaar in der Arena begegnen. 


Dieſer erſte Weg unſerer Unterſuchung führt alſo zu zwei Er⸗ ne j | 
gebniſſen, die in Weltkriege wirkſam wurden: Dentſchlands Freunde 


ſchaft mit Oſterreich⸗Ungarn und Oſterreich⸗Ungarns Feindſchaft 


gegen Rußland. Das will jagen, daß Bismarcks erſter großer Ge⸗ | 


danke auf dem Gebiet der Koalitionen, der Dreikaiſergedanken, 


1 Auch dieſe Kombination wird in den belgiſchen Geſandtenberichten 1886 . 
als „triple alliance“ bezeichnet, ſiehe Schwertfeger, V, Nr. I u. 4, S. 137, 14, 


vgl. S. 15 und Anm. 1. 
2 Sosnoſki, Die Valkanpolitik Oſterreich- Ungarns, II, S. 68. 


s Rußland knüpfte und Rußland löſte das Band, Raſchdau, S. 29 f., 
vgl. Charmatz. Geſchichte der auswärtigen Politik Öfterreiche, II (1919), S. 120. 
Auf ſeiten Öfterreich® trug die Denkſchrift Andraſſys von 1886 viel zum Bruch 


bei; er meinte, daß fein Nachfolger durch die neue Verbindung „Rußland auf 


den Balkan zurückgeführt habe, von wo es der Berliner Kongreß ausquartiert 


hätte“, Wertheimer, III, S. il 


ne 8 5 er 3 die nenten im Beitlter 1871—1914 | 2l 


Bankrott machte 1. 1 Der Weltkrieg ſcheint einen ı tiefen, myſtiſchen 
Zufammenhang aufzudecken: die drei Großmächte, die in ihm ge⸗ 
ſchlagen wurden, ſind dieſelben, die nach Bismarcks Plan im Frieden | 
zuſammengehören ſollten. Aber dieſer Gedanke vermochte in der 
politiſchen Praxis nicht mehr als einen Nebelfleck zu erzeugen, der 
mit unſicherem Schein leuchtete, am beſtändigſten von 1873—1875 
und 1881—1885, bis er 1887 völlig erloſch. | | 
Innerhalb dieſes Himmelskörpers hatte ſich jedoch inzwiſchen 

ein feſter Kern, das deutſch⸗öſterreichiſche Bündnis, gebildet, und um 
diesen Kern war es dem Meiſter gelungen, ein zweites Syſtem auf⸗ 
zubauen, das nicht mit ihm ſtarb, ſondern als koſtbares Erbe von 

; feinen‘ Nadfolgern 0 übernommen wurde: den Dreibund. | 


| Sweites Kapitel | 
Oreibund 1882—1887 (1890) 


. 8 =, 1 5 : Triplice - — Triple alliance 


er Ben „der Hintergedanke“ an einen Platz für das „monarchiſche 
Italien“ (Gedanken, S. 229). Daß der kratopolitiſche Faktor - 
die Sicherung gegen die Revolution — auch in ſeinem Verhalten 


Schon in Bismarcks urſprünglichem Dreikaiſerprogramm ſand 5 


we zu Italien mitſpielte, erhellt zum Beiſpiel aus ſeiner Sorge um die 


. Zukunft der Dynaſtie Savoyen in Gedanken und Erinnerungen 


. 5 (S. 251) und in der Reichstagsrede vom. 29. November 1881. 


. g ER andererſeit fein „Rulturlampf” Ipmpatbtichen Berfinduts bei a 


1 ber aa 80 8 und Gedanken 1 einer Erneuerung 1896 


os 2. 1906 fiehe Pribram, S. 232, 261. 


2 Literatur: Pribram, a. a. O. Nr. 5 (Bündnis 1882) und 10 (887) | 


| e Text S. 128—207; (Criſpi), Les origines de la Triplice (in der Revue 
„ des deux mondes vom 15. Dezember 1911, S. 721—762, Auszug us „Die 


Memoiren Criſpis“, 1912, vgl. La Politica estera italiana 1855 — 1916, 
1̃9)16); (Eckardt), Berlin⸗Wien⸗Rom 1892; Chia la, La Duplice et la Tri- 
plice AlHanza (Pagine da storia contemporane), 2. Aufl., 1898; Billot, 
La Triple Alliance, 1901 (Revue de Paris, April); Fried jung, Der Inhalt 


des Dreibundes, 1918 (Cottas Monatsſchrif); Helmolt, Der Inhalt des Drei⸗ 


5 bundes, 1914, Anhang zu Singer, Gejcichte des Dreibundes, 1914; Sosnoſky, 


Der Traum vom Dreibund, 1915; Fraknoi, Kritische Studien zur Geſchichte 


des Dreibundes 1882—1915, erſchienen 1916 (zuerſt in der Deutſchen Revue, 
. Dezember 1915, Januar und Februar 1916); Coolidge, Origines of the 
„ Iriple Alliance, 1917; Helmolt, Unſer Wiſſen vom Dreibund, 1917 Geitſchrift ar 
„ für ee 8. 2050 und Dreibund⸗Literatur 1919, Gaſelbſt S. 5 | 
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= (Oncken, S. 9). Ebenſo wie für den Kern Deutſchland⸗ ⸗Oſterreich 
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dieſer Dynaſtie erweckte, iſt leicht zu verſtehen. Aber dieſe ganze 
Orientierung wird von einem anderen Faktor, dem geopolitiſchen, 
beherrſcht. Das Dreikaiſerſyſtem zeigt ſchon in ſeinem Namen die 
Verwandtſchaft mit der Verfaſſungsfrage. Der Dreibund hat in 
dieſer Hinſicht einen kleinen Riß, indem Italien nach 1876 parla⸗ 
mentariſch regiert wurde, vor allem aber waren es hier nicht die 
Regierungen, ſondern die Staaten, die in den Vordergrund traten. 
Rußlands Austritt und Italiens Eintritt iſt es, worin ſich das 
erſte Programm von dem zweiten unterſcheidet. Dies bedeutet eine 
mittlere Richtung an Stelle der Richtung nach rechts: eine 
ganz bewußte Beibehaltung und Ausnutzung der Mittellage im. 
Gegenſatz zu der öſtlichen Orientierung, ein Trialtsmus Weſt⸗ 
Zentral⸗Oſteuropa an Stelle des Dualismus Welt: und Oſteuropa 
(mit Grenze am Rhein). Ein ſolcher politiſcher Block quer durch 
Europa von Meer zu Meer war in der Tat die volle Konſequenz 2 
von Deutſchlands geographiſcher Lage, welche gebot, „einem ge⸗ | 
planten Druck auf die Mitte eine verſtärkte Mitte entgegenzuſtellen“ 


fand ſich auch für dieſes Gebilde eine Tradition, auf die man ſich 
berufen konnte: nämlich das „Heilige römiſche Reich“ von der Nord⸗ 
ſee bis nach Apulien. Bismarck hat einmal hieran erinnert (gegen⸗ 
über einer Abordnung aus Steyermark am 7. April 1895) und es 
als „eine eigentümliche Fügung des Schickſals und der göttlichen 
Vorſehung“ bezeichnet, daß dieſes Zentraleuropa wieder zu poli⸗ 3 
tiſcher Einheit gelangen konnte. Dies war für ihn ein Beweis | 
für die „imponderabeln Verbände und Beziehungen“ in dieſer | 
Ländermaſſe. Der modernen politiſchen Wiſſenſchaft fällt es nicht g 
ſchwer, den Zuſammenhang aus rein geopolitiſchen (topopolitiſchen) 
Motiven zu erklären: Lage und Druck. — 4 
Was zunächſt Italiens Bindung an Deutſchland betrifft, jo iſt 
hier das Geſetz der Anziehung zu des Nachbars Nachbar wieder⸗ 
zuerkennen. Die Kriegskameradſchaft von 1866, als der betreffende 
Nachbar Oſterreich war, iſt das erſte poſitive Ergebnis. Aber ſchon 
damals (1868) weiſt Bismarck auf Frankreich als den richtigen 
Nachbar hin. Er bezeichnet Deutſchland als den „natürlichen 
Bundesgenoſſen“ Italiens und gleichzeitig Frankreich als deſſen 
„natürlichen Nebenbuhler“, des Mittelmeeres wegen: die Herrſchaft 
über dieſes Meer müßte „Italiens beſtändiger Gedanke“ fein und” 
gebühre ihm auch nach dem Erſtgeburtsrecht der Natur und der 
Geſchichte, werde ihm aber von dem größeren Bruder ſtreitig ge⸗ 


2 


— 


23] e die v Bscltionspniht im Sause 1871— 1914 „ 23 6 


e Wie man ſieht, kommt dem Meiſter gar nicht der Gedanke 
aan die Bluts⸗ und Kulturgemeinſchaft; nachdem er mit Frankreich | 
gebrochen und ſich mit Oſterreich verſöhnt hat, verläßt er ſich feſt 
auf dieſen natürlichen „Zankapfel“ als Sicherheit gegen den An⸗ 

ſchluß der einen romaniſchen Großmacht an die zweite. 


Das Verhältnis zwiſchen Italien und Oſterreich iſt von ganz 


5 Art. Oſterreich⸗ Ungarns Lage zwiſchen Italien und Ruß⸗ 


land iſt eine deutliche Parallele zu derjenigen Deutſchlands zwiſchen 


Frankreich und Rußland, und die friſchen Kämpfe an der Weſt⸗ 


front hatten auch hier ein bitteres Andenken hinterlaſſen. Hiſtoriſch 


iſt ja Oſterreich nichts Beſſeres als der Erbfeind des modernen 


Italien. Um das Unglück voll zu machen, hatte die Abrechnung 


eine „irredenta“ in Trieſt und im Trentino hinterlaſſen, womit 


eine fortdauernde ethnopolitiſche Spannung geſichert war. Die 


italieniſchen Irredentiſten find für Oſterreich genau das gleiche, 
was die franzöſiſchen Revanchiſten für Deutſchland ſind. Ohne 
Zweifel hatte das Staatenſyſtem hier eine ähnliche konſtante Reibung 
wie im Elſaß, und eine Verſöhnung mußte hier vor der Hand eben⸗ 
ſo unmöglich erſcheinen. Indeſſen ergeben zwei Geſichtspunkte 


einen Unterſchied: einerſeits ſtanden die unruhigen Geiſter in 


| Italien, als republikaniſch gefärbt, im Gegenſatz zu der eigenen 


Dynaſtie, andererſeits gab es in der buntgemiſchten Bevölkerung 


\ Oſterreich⸗Ungarns auch Elemente, die mit Italien geradezu ſym⸗ 
pathiſierten, nämlich die Madjaren wegen der gemeinſamen Er⸗ 


innerung an den Kampf gegen Habsburg im Jahre 1848 und die 


| Deutſchen Liberalen wegen des gegenwärtigen Antipapismus. 


Dieſe Kluft im Verhältnis zum Vatikan ſtellte in Italiens Lage 
einen Hauptfaktor dar, der zu politiſchen Spekulationen einlud. 
Aber ſchließlich gab es noch einen Punkt, der ſich nicht überſehen 
ließ: Italiens freundſchaftliche Beziehungen zu England, dem 


er zweiten Nachbar des franzöſiſchen Nachbarn, dem Lieferanten von | 
Kaohle, dem Herren der See, von dem alle Zufuhren abhängig 
waren und der allein die ganzen Küſten gegen den Nachbar ſchützen 


konnte. Italien konnte kein Bundesverhältnis eingehen, das dieſe 


| Freundſchaft ins Wanken brachte. 


So hatte das italieniſche Problem zu Beginn der Periode die 2 


| verſchiedenſten Seiten. Beſtimmend waren indeſſen die folgenden: 


Sympathie zu England und Deutſchland, Antipathie gegen Fran 


reich und Oſterreich. Galt es für den Meiſter der Politik, in dem 
Dreikaiſerprogramm Rußlands Sympathie für Frankreich und Anti⸗ 
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pathie gegen Oſterreich zu neiiksalifietent, fo galt es in dem Drei⸗ 
bunde Italiens Antipathie gegen Oſterreich zu neutraliſieren, ohne 


& 


irgendeine aktuelle Sympathie zu erſchüttern. England war das Schred= _ 


geſpenſt, mit deſſen Hilfe dies in dem. erſten Falle gelang, Frank⸗ 


reich ebenſo in dem zweiten Falle. So wird hier Italien, wie dort 


Rußland, die Hauptperſon, ſchon . weil es der widerſpenſtigſte 
der Partner iſt. 


Dies iſt gerade das Eigenartige bei Bismarcks großen po⸗ 


litiſchen Kombinationen, daß ſie beide bezwecken, ein drittes, ab⸗ 
ſolut unbefriedigtes und daher aggreſſives Element an den ganz 
oder relativ „ſaturierten“ Kern der Zentralmächte zu binden. Das 


Heikele dieſes Experimentes vermehrte ſich in hohem Grade da— 
durch, daß die Aggreſſivität der peripheren Macht ſich teilweiſe ge⸗ 
rade gegen eine der Zentralmächte, nämlich Oſterreich⸗Ungarn, richtete: 


unmittelbar als Irredentismus (Trentino — Südgalizien) und 
mittelbar als Rivalität auf der Balkanhalbinſel (Albanien — Kon⸗ 
ſtantinopel). Dies iſt die Kehrſeite des Flankenſchutzes, den Deutſch⸗ 


| land in der Verbindung mit Oſterreich⸗Ungarn ſuchte: Deutſchland 


muß das Riſiko ſeines Bundesgenoſſen mit übernehmen. Die im 


Koalitionsintereſſe zu löſende Aufgabe iſt offenbar, dem dritten 
Partner ſeine Aggreſſivität im Innenverhältnis zu benehmen, was 


wiederum — ſoweit dieſe Aggreſſivität im Weſen der betreffenden 
Staaten wurzelt — politiſch deren Ablenkung nach außen bedeutet 


(Italien in Afrika — Rußland in Aſien). Nun aber verſteht man 


auch des Bündnismeiſters eigene ſkeptiſche Anſicht über fein Werk. 


Auch der Dreibund iſt für ihn nichts mehr als „eine ſtrategiſche 


Stellung“ für feine Zeit, aber kein „für jeden Wechſel haltbares 
ewiges Fundament“ (Gedanken S. 258 f.); er ſteht wie alle Staaten⸗ 
verbindungen unter der „clausula rebus sic stantibus“. Er ver⸗ 
ließ ſich in der Tat ſo wenig darauf, daß er fein erſtes Syſtem 


daneben aufrechterhielt: in den Jahren 1882 —1887 den ja beide 
Koalitionen nebeneinander. 


* 


Wir wiffen durch Criſpis Lebenserinnerungen, daß der Keim 


des Dreibundes ſchon zwei Jahre vor dem des Zweibundes gelegt 


wurde, eben in Gaſtein im September 1877. Bei der dortigen Be⸗ 


. gegnung mit Bismarck glaubte Criſpi, dieſen zu einem Bündnis auf 3 
der Grundlage der beiderſeitigen Irredenta in Öfterreich-Ungarn 
verlocken zu können; er ſah ſich indeſſen einer Mauer gegenüber. 


5 Sa) es e ad im Letter re er 5. E 


hm“ jezt ging offenbar der Weg von Rom nach Berlin not⸗ 


wendigerweiſe über Wien, und dieſe Ausſicht wirkte in der Con- . 
— sulta, abkühlend, denn noch war eine Verbindung mit. Oſterreich⸗ 
a Ungarn „niemanden in den Sinn gekommen“ (Depretis 26. Sep⸗ 


tember 1877). Eine ſpätere Begegnung zwiſchen Gl und An⸗ 


. draſſy führte zebenſowenig zu einem Ergebnis . 


5 Dr So kam Italien Holiert: - ohne Programm auf den Berliner . 


Kongreß und mußte ihn „ultimo popolo d' Europa 
8 hiala) verlaſſen, während ba Erbfeind Oſterreich als Herr über 
den neue Provinzen davonging. Dies Ergebnis begleiteten die 


Irredentiſten mit. Waffenklirren, und man empfand es um ſo bitterer, 3 
"als es an. Gelegenheit zu „Kompenſationen“ für Italien nicht ge? 


* t. 


fehlt hatte 2. Es war deutlich, daß Italien ſich ohne . 
V genoſſen nicht. als Großmacht entwickeln konnte. So klopfte man 


Berlin. an und erhielt nun in aller Form den ſauren Apfel Wien 
8 1 Während man ſich noch beſann, kam der Maitag von 
1881, an dem Frankreich. — mit Bismarcks Einverſtändnis — Tunis 
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einſteckte: Italiens nächſtes Gegenland in Afrika, ſchon gefüllt mit 


. italieniſchen Koloniſten und Unternehmungen, außerdem. umgeben 
2 von den großen Traditionen aus der Zeit der punifchen Kriege. 


ſputer, am 20. Mai 1882, wurde in Wien das Bündnis. zwiſchen 
Tlalien, Deutſchland und Oſterreich⸗Angarn unterſchrieben. 


1 Stuhl ſchwächte damals ſeine Stellung“, während 1 
. = . > 1 Siehe über dieſe Begegnung Revue des deiz mondes, a. a. O., S. 740 ff. 


r. 

= Alpes“, wie Criſpi fi gegenüber Derby in London ſpäter ausdrückte. S. 756) 
..auf Albanjen, und das gleiche tat Derby, S. 740, 742, 757. . a 
5 ; Aüßerung S. 754. „Begegnung Triſpi⸗ Andraſſy S. 760 ff. 
3 


8 Punkten noch böllig dunkel, aber es ſcheint klar, daß nicht nur von Albanien, 


. 
un 
Pr 


855 der Weigerung Italiens. angeboten wurde. Siehe darüber Re ventlow, 


gegen Ende 1881 wieder bei dem natürlichen. Bundesgenoſſen in 


Aus dieſer Vorgeſchichte erſieht man, daß ' Italien dem Bünd⸗ | 
nie als- Hilfefuchender beitrat. Auch fein Verhältnis zum apoſto⸗ —— 


2. Die diplomatiſche Borgeſchichte des Berliner Kongreſſes iſt in bieſen | 


* 


. . S. 9 f. Helmolt bei Singer, S. 258; Th. Fiſcher, Bilanz des ſtalieniſchen . 


Trredeptismus, in der Zeitſchrift für Politik, 1910, S. 34 - 
Man fürchtete, daß Hſterreich⸗Ungarn den Papſt unterftühen würde, 


Holl. Noſe, S. 331. Auch Bismarckk ſoll nacht Beendigung des nn j 


.: nn za Beſorgniſſ m joe: Debidon ve, ©. eh 50. 
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Das war zu viel; die letzten Bedenken mußten weichen; ein Jahr: 8 


ſondern auch don Tunis und Tripolis ſowohl vor als auch während dem Kon⸗ 
greſſe zwecks Abfindung Italiens die Rede war; und daß Tunis Frankreich erſt. 


w 


Bismarck verwies von den Alpen („eompensatign territoriale du coté des 8 
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Partner durch ihr gegenſeitiges Bündnis und ihre unlängſt erneuerte 
Koalition mit Rußland ſtark daſtanden. Unter dieſen Umſtänden 
iſt es ſehr befremdend, daß Italien ſchon damals ſo viel durch das 


Bundesverhältnis erreichen konnte, wie es tatſächlich der Fall war. 
Einen wirklichen Garantievertrag (Rom betreffend) mit offenſivem 


Stempel, wie es Robilants urſprüngliches Programm war, konnte 


es freilich nicht durchſetzen, aber das Bündnis geht jedenfalls weit 


über den bloßen Neutralitätsvertrag hinaus, der Kalnokys Gegen⸗ 


programm war, und es gibt Italien in gewiſſer Weiſe eine Vor⸗ 


zugsſtellung 1. 
Man hatte ſo viel über Inhalt und Form des Dreibundes 
phantaſiert, daß es nahezu wie eine Überraſchung wirkte, als man 


jetzt bei Pribram ſeine einfachen und mageren 8 Artikel in einer 
gemeinſamen Urkunde las ?. Die Einleitung bezeichnet das Bündnis 


als „par sa nature essentiellement conservative et défensive“. 
Sein Zweck iſt „d'augmenter les garanties de la paix générale, 
de fortifier le principe monarchique et d’assurer par 


cela-méme le maintien intact de l'ordre social et politique“. 


Hier tritt die Wahlverwandtſchaft mit dem Dreikaiſerprogramm zu⸗ 
tage, nämlich das dynaſtiſche Intereſſe, welches beſonders auf Seiten 


Italiens vertreten wurde, und ſo war das Bündnis eine Art Erſatz für 


den Garantievertrag, den man ſich dort wünſchte. Artikel II enthält 


Italiens großen Vorteil: ein Angriff von Frankreich iſt casus foederis 


für die beiden anderen Partner. Im gleichen Falle erhält Deutſchland 
Italiens, aber nicht Oſterreich⸗ Ungarns Hilfe. Der Angriff ſeitens 


einer anderen Großmacht iſt nicht als casus foederis feſtgeſetzt, 
jedoch ſoll alsdann wohlwollende Neutralität beobachtet werden 
(Artikel IV); geſellt ſich noch eine zweite Großmacht zu dem An⸗ 


greifer, ſo gilt unter allen Umſtänden volle Solidarität in in: 


und Frieden (Artikel III). 


1 Siehe über dieſe Verhandlungen, die erſt im Frühjahr 1882 begannen, | 


Pribram, S. 138—165. 
2 Nach der Angabe bei Eckardt, a. a. O., S. 129, ſoll Bismarck geäußert 


N haben, das Geheimnis des Bündniſſes werde niemals, auch nicht bei deſſen Auf⸗ 
löſung, aufgedeckt werden, vgl. Singer, S. 251, 66, und Helmolt, daſelbſt 


S. 260. — Was die Form des Bündniſſes betrifft, fo hat man teils auf drei 


gleichlautende Protokolle geraten, Singer, S. 66, teils auf zwei: eines zwiſchen | 


Italien und Sſterreich⸗Ungarn, ein zweites zwiſchen Italien und Deutſchland, 


während der Vertrag von 1879 die Lücken ausfüllen ſollte, Friedjung, S. 99 Anm, E 


Helmolt bei eng S. 255. 


8 27) 5 . | Die Roaliionäpotii i im Zeitalter 1871—1914 207 


Das Bemerkenswerteſte bei dieſer Vereinbarung iſt etwas, was 
N darin fehlt: Italiens Kompenſation für Oſterreich⸗ Ungarn, nämlich 


die Unterſtützung gegen Rußland, als Dank für die Hilfe gegen 


Frankreich. Daß Kalnoky eine derartige Forderung nicht ſtellte, 
dürfte darauf zurückzuführen ſein, daß er in dieſem Zuſammenhang 
das Aufrollen der Balkanfrage ſowie der Frage der Unterſtützung Deutſch⸗ 
Aands gegen Frankreich befürchtete“. Der Gewinn Öfterreich Ungarns 
liegt auf dieſer negativen Seite. Deutſchlands Vorteil ſtellt die Hilfe 
ATtaliens gegen Frankreich dar: es war die fehlende weſtliche Faſſade 
im Syſtem von 1879. Italien erhält mit einem Schlage doppelte 
Sicherung gegen ſeinen Hauptfeind. Inſoweit war Italien ſchon 
damals der meiſtbegünſtigte Vertragsteil (Pribram, S. 123). 
Indeſſen bleibt die defenſive Grundrichtung noch durchaus ge⸗ 
wahrt. Wie im Jahre 1879, ſo rechnet man auch hier lediglich mit 
einem fremden Angriff, und es wird vorausgeſetzt, daß dieſer Angriff 
‚sans provocation directe“ erfolgt. Dies rechtfertigt Bül o ws 


nn berühmte Diagnoſe vom 8. Januar 1902: „nicht eine Erwerbs⸗ 


genoſſenſchaft, ſondern eine Verſicherungsgeſellſchaft“ '. Das Begehren 
des unruhigen Mitgliedes nach Erwerb mußte ſeine Befriedigung 
auswärts ſuchen. 

So geſchah es auch, daß Italien jezt ſeine Irredenta beiſeite⸗ 
läßt und ſich mit einem reinen Kolonialprogramm (im Roten Meere) 
zu betätigen beginnt. Doch ging das nicht ohne alle Mißtöne ab: 
das Attentat auf den Kaiſer Franz Joſeph im Geburtsjahr des 
Dreibundes — einige Monate nach ſeinem Abſchluß — bei der 
> Jahrhundertfeier in Trieſt war ein böfes. Vorzeichen. Die Vor⸗ 

geſchichte des Bündniſſes auf italieniſcher Seite rechtfertigt die Ber 
zeichnung Sosnoſkys: „un mariage par dépit“. Auch das Bündnis 
von 1879 war das Erzeugnis einer Konjunktur (ſiehe oben S. 13 f.); 
aber ä lagen dem Abſchluß objektive Faktoren zugrunde, an 


3 Pribram, S. 168 f. 151. Dieſer Teil der Abmachung ſickerte un⸗ 


| . mittelbar nach der Erneuerung von 1887 in die Gffenklichkeit durch, und zwar 


durch den römiſchen Berichterſtatter der „Kölniſchen Zeitung“ (27. Febr. 1887), 
ſiehe Schultheß, Europäiſcher Geſchichtskalender 1888, S. 86 f. 
2 Reden I (1907), S. 243. Vgl. die Rede vom 19. März 1903, S. 437 f.: 
‚Der Zweck ſei weder Angriff noch gelegentliche Verteidigung, ſondern eine 
permanente Defenſive, eine neue Heilige Allianz ohne vermeſſene Eingriffe in 
das Innenleben der Staaten. Das Schlagwort „Erwerbsgenoſſenſchaft“ war 
ſchon früher, nämlich von Szögyeny 1895, gebraucht worden, ſiehe Pribram, 
St. 231 Anm.; hier wird vor italieniſchen Tendenzen, die ſich in en falſchen 
. benden gewarnt. | 


denen es in dem größeren Ring von 1882 fehlten, auch gab es in 
dem älteren Bündnis nicht eine deutliche Zentrifugalkraft, wie ſiee 
in dem jüngeren vorhanden war. Dies iſt der par 

zwiſchen einem organiſchen Gewächs und einem mechaniſchem Gewebe. 

Zu alledem kam, um das Bündnis auf dem italieniſchen Flügel 
von Anfang an nur locker zu geſtalten, noch ein ganz objektiver und 
loyaler Geſichtspunkt. Für die anderen Partner enthielt das Bünd— . 

nis in weitem Ausmaß eine relativ vollſtändige territoriale Sicherung 5 
aber nicht ſo für Italien, denn Italien iſt ein überwiegend mari⸗ 
times Land, — und zur See verfügten feine Bundesgenoſſen über 
keeiine Macht. Von dieſer Seite angeſehen war das Bündnis un⸗ g + 
> Leugbar ein ſchlechtes Geſchäft für Italien. Dieſe „Lücke in der. 5 
Riüſtung des Dreibundes“ (Reventlow)y konnte nur durch England. 
ausgefüllt. werden. Daher wurden im Zuſammenhang mit dem -* 
Bündnisabſchluß drei „Miniſterialerklärungen“ in gleichlautende | 0 
Noten ausgefertigt, des Inhaltes, daß das Bündnis ſich in keinem. 7 
Falle gegen England richte (Pribram, S. 27 f.). Dies bedeutete von: ;: 
Seiten der Verbündeten nur die Beſeitigung etwaiger Hinderniſſe; = 
es hing nunmehr von England ab, ob es auch die poſitive Garantie 
geben wollte. So wurde England fern im Weſten ſtilles Mitglied 
des Dreibundes, während Rußland durch den Drei⸗Kaiſer⸗Verband 
dieſelbe Stellung im Oſten einnahm, — das ganze Syſtem mit. 
—ſeinem kunſtvollen Gewebe war unſichtbar zwiſchen den beiden poli⸗ 
üſchen Extremen der geſamten an aufgeſpannt. 
* 


Gema We VII war Eh Dreibund auf fünf Jahre abgeſchloſſen. 1 

15 konnte alſo das Jahr 1887 nicht ohne Erneuerung überleben. 
Auf denſelben Endpunkt war das Bündnis von 1879, mit feiner - 
fünfjährigen Dauer und Verlängerung auf weitere drei Jahre, ab⸗ 
geſtellt (ſiehe oben S. 15). Daß beide Bündniſſe ebene ttanrder 
beſtanden, konnte man ſchon aus Criſpis Tage buchauffelchnung 

.. vom 29. November 1887 entnehmen, die Partner von 1882 hätten 
ö beſchloſſen, ihm den Vertrag von 1879 mitzuteilen 2. Jetzt wiſſen 
wir, daß dieſer innere Kern in aller Form auf neue fünf Jahre, 
m, vom 21. Oktober 1884 ab gerechnet, befeſtigt wurde, mit möglicher. 


er. Fr Siegen, Die Gengrapfifgen beute der pda eder 
Monarchie, 1915, S. 50. 
g 2 Siehe Singer, a. a. O., S. 88. Bal. berre in Hiſtor. Zeitſchrift 1917; - 
S. 72 und Friedjung, S. 35. N 
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Verlüngerung ar weitere drei @ ribram, Nr. 60. Dies war in ‚ 5 
ſofern von Bedeutung, als der Dreibund hierdurch in einem weſent⸗ 


lichen Punkte ergänzt wurde: nach dem Dreibundvertrage follte ein 


Angriff, Rußlands auf Deutſchland oder Oſterreich⸗Ungarn den anderen | 


Teil nur zu wohlwollender Neutralität verpflichten, nach dem . ® 
trage von 1879 jedoch zu Waffenbrüderſchaft. f ER 

Bevor die Erneuerung der großen Allianz in Frage kam, war Es 
noch ein mehrfacher Ausbau der Koalition in anderer Richtung 


erfolgt, der hier die Aufmerkſamkeit auf ſich lenkt. Dieſer Ausbau 
betrifft das Donauſyſtem, indem nämlich ſowohl Serbien als auch =. 
Rumänien an Oſterreich⸗ e beziehentlich den ganzen Dreibund u 


gefefe elt werde. | 
‚Serbien, durch den Fluß Morawa deutlich zur Donau ge⸗ * 


hörig, hatte ſchon im Juni 1881 — zwei Tage vor der Erneuerung = 


des Drei⸗Kaiſer⸗Vertrages — ſich auf zehn Jahre an Oſterreich⸗ 
Ungarn gebunden, und zwar jo eng, daß es ſich verpflichtete, über⸗ 
haupt keine politiſchen Verträge ohne „ entente préalable“ mit dem 
größeren Nachbar zu ſchließen !. Es it das ein enges Bündnis, das 


auf „relations de parfaite amitis ... contre toutes les even- 1 5 


tualités“ beruht und ſich bei kriegeriſchen Abenteuern eines der 
beiden Partner als wohlwollende Neutralität äußert. Solcher Art 
iſt alſo die Ausgangsſtellung eines Verhältniſſes, das zuletzt mit dem . 
Haß, der den Weltkrieg entzündete, enden ſollte! 


Noch größeres Intereſſe ruft aber das Problem Rumäniens N 


hervor, tatſächlich eines der verwickeltſten der geſamten Konſtellation, 


und ein Schulbeiſpiel daſür, inwieweit die geographiſche Lage bei einen a 


Kleinſtaat den politiſchen Wert erhöhen und den Kurs ſteigern kann!. 


Zu allererſt fällt hier die Gleichheit mit Italien in die Augen: de 
Lage an der Peripherie Mitteleuropas, die gemeinſame Nachbarſchaft 
mit Oſterreich⸗Ungarn, das romaniſche Blut, die Irredenta hier wie 


dort, ſchließlich auch nicht zu vergeſſen die parlamentariſche Regierungs⸗ 


form. Dieſe Gleichheiten machen auch den wechſelſeitigen Zug zu 
einander begreiflich. Jedoch hat Rumänien als Donauſtaat einen 
mehr organiſchen Zuſammenhang mit Zentraleuropa, während Italien Sa 
im Grunde genommen nur ein fremdes Anhängſel aus der Mittelmeer: :- . 
welt iſt; dazu ſaß auf dem Thron in Bukareſt ein Hohenzoller, der a 


un; Siehe den Art. 1 in Prib rams Ausgabe, Nr. 4; er wurde durch er ar 


eine Miniſterialerklärung im Oktober d. J. etwas gemildert, daf elbſt S. 23. 


2 Vgl. Belgien. „Bismarck hat einmal Rumänien das e als v 5 5 


Beigiaie des bouches de Danube“ e 
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ſich ſchon 1871 in feinem Glückwunſch an den neuen deutſchen 


Kaiſer ſelber als „un extröme avant-poste, comme la sentinelle 


de la frontiere contre l'orient“ bezeichnet hatte!. Rein kultur- 


Glied des breiten Armes (Deutſche, Madjaren, Rumänen), mit dem 
Europa längs der Donau ſich gegen die ſlawiſche Welt zur Wehr 
jetzt?. Rußlands Übergriff, als es ſich zum Dank für ſeine Kriegs⸗ 
hilfe 1878 das rumäniſche Beßarabien ausbedang, unterſtrich dieſen 
Gegenſatz und brachte ein ſubjektives Moment in die Situation, 
ähnlich wie es Frankreichs Aktion gegen Tunis am italieniſchen 


Horizont im Jahre 1881 tat. Es war alſo in der Situation Rumä⸗ 


niens, hier anders als in Italien, die Irredenta auf der Außenſeite, 


politiſch neigte Rumänien offenbar zu Mitteleuropa, als das äußerſte 


welche am meiſten ſchmerzte. Hier hatte die heikle Lage zwiſchen 


Rußland und der Türkei — Hammer und Amboß — ihren politiſchen 


Ausdruck gefunden, und dieſe Lage verbeſſerte ſich nicht, ſeitdem 


Rußland an der anderen Grenze in Bulgarien ſeine politiſche Filiale 
errichtet hatte (das „große“ und das „kleine“ Rußland nach König 
Karols Bezeichnung). Selbſtverſtändlich war die Lage Rumäniens 
auch im Verhältnis zu Oſterreich⸗Ungarn ſchwierig, da ja das Schickſal 
Rumänien gerade auf Oſterreich⸗Ungarns Fuß, die Donaumündung, 
geſetzt hatte, und da Rumänien auf dieſer Seite (in Siebenbürgen 


und im Banat) ſeine abſolut größten ethniſchen Hypotheken beſaß. 


Wir ſehen einen typiſchen Fall von doppelſeitigem Druck: ein Klein⸗ 
ſtaat ſteht Rußland im Wege nach Konſtantinopel und Oſterreich⸗ 


Ungarn im Wege zum Schwarzen Meer. Wenn nun Rußlands 


jüngſter Mißbrauch ſeiner Lage für Rumänien die Wahl zufällig leicht 
gemacht hatte, ſo geriet damit auch in dieſes Bundesverhältnis ein Zug 
von „mariage par dépit“, der die Zukunft unſicher machte, zumal wenn 
man die franzöſiſchen Sympathien der Bevölkerung und deren durch 
die parlamentariſche Form ermöglichten Einfluß auf die e 
berückſichtigt. 


Daß Rumänien ſich durch einen förmlichen Vertrag an die 


Zentralmächte anſchloß, wurde erſt im Augenblick der Auflöſung 
dieſes Verhältniſſes bekannt; der Vertrag wurde in der Rage 


1 Siehe aaa, Le congrös de Berlin, in ber Revue des dein 


mondes, 1908, September: Oktober, S. 248 Anm. 2. 
2 „Es iſt Oſterreich⸗Ungarns und Rumäniens gemeinſame Aufgabe, das 
Zuſammenfließen der nord⸗ und ſüdſlawiſchen Elemente zu verhindern“; 


Andraſſy in der Denkſchrift vom 21. April 1880, ſiehe Wertheimer, 


III, S. 313. 


— 


5 =. 
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| erklärung vom 28. Auguſt 1916 erwähnt, und ſeine Grundzüge teilte 
der Reichskanzler Bethmann dem deutſchen Reichstag einen Monat 
ſpäter mit: gegenſeitige Waffenhilfe gegen unprovozierten Angriff 


von dritter Seite!. Damals erfuhr die Welt auch, daß das Bündnis 


V zunächſt nur zwiſchen Oſterreich⸗ Ungarn und Rumänien geſchloſſen 


und erſt ſpäter durch Italiens und Deutſchlands Beitritt erweitert 
wurde”. Im gleichen Sinne bewegte ſich die Erklärung des öſter⸗ 
reichiſchen Telegraphenbüros vom 30. Auguſt 1916, daß Rumänien 


ſich dem Dreibund zwar angeſchloſſen, ihm aber nicht geradezu an⸗ 
gehört habe 2. Dazu kam das Zeugnis des früheren Reichskanzlers 
Bülow im Februar 1918, daß Rumänien bei einem deutſchen 
Angriff auf Rußland ebenſowenig Waffenhilfe ſchuldete, wie Italien 
bei einem deutſchen Angriff auf Frankreich ®. | 


Pribrams Veröffentlichung (Nr. 7) ſteht mit dieſen Enthüllungen 


über den Inhalt des Vertrages nicht im Widerſpruch, wirft jedoch 


teilweiſe neues Licht. über die Art der Verbindung. Es ergibt ſich, 


daß das Bündnis am 30. Oktober 1883 mit Oſterreich⸗Ungarn 


| | abgeſchloſſen wurde und daß ſich Deutſchland ihm durch einen be⸗ 


1. S. 606. 


ſonderen „acte d' accession“ vom ſelben Tage anſchloß; Italien 
hingegen wartete mit ſeinem Beitritt bis zum Ablauf des erſten 


Termins, dem Jahre 1888. Dies bezeugt einen engeren Zuſammen⸗ 


hang mit Mitteleuropa als mit dem Dreibunde als ſolchen; Rumänien 
kontrahiert nicht, wie in der Präambel auch beſonders erwähnt wird ar 


BE Singer weiß in dieſem Punkte recht wenig, S. 59, 104, 125. Eine 


Anzahl von Einzelheiten aus der Vorgeſchichte liefern die Erinnerungen des 


Königs Carol „Aus dem Leben des König Karls von Rumänien“, 1, 1894. 


Einen erſten Verſuch der Aufklärung gab Paul Herre in Hiſtor. Zeitichrift 


1917, S. 63—75 („Rumäniens Vertrags verhältnis zum Dreibund“), außerdem 


bietet Hammann, I, S. 51f. ‚ eine Anzahl neuer Angaben. Vgl. Oncken, 


S. 28— 33 
2 Niemeher⸗ 8 trupp, Die völkerrechtlichen Urkunden des Weltkrieges, 


8 Private Mitteilung an Helmolt, ſiehe Zeitſchrift für Völkerrecht 1919. 


Helmolt bemerkt, daß dieſes Verhalten auf die ungeſchickte Regie auf deutſcher 


Seite bei Ausbruch des Weltkrieges beſonderes Licht wirft, a. a. O. S. 284 


Anm. 2; vgl. jedoch Thimme in Deutſche Politik 1921, S. 84. 


1 Ebenfalls durch die Erinnerungen König Carols iſt bekannt, daß Bis⸗ 
marck ſchon 1879, und ſogar vor der Begegnung mit Andraſſy in Gaſtein, bei 


Rumänien als „Dritten im Bunde“ anpochte und damit bei dem König ſym⸗ 
pathiſchen Widerhall fand. Dieſer erſte Anſatz, wozu wohl auch die Denkſchrift 
Andraſſys von 1880 zu rechnen iſt, ſcheiterte an Kaiſer Wilhelms e 


Rußland von neuem herauszufordern. . S. 28 f. 


= Bel 0 Haha upr m ls mn m m Fi Sa nn hen re en * 
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mit der Kombination von 1882, ſondern peiſentheg von 1879. Jun g 


deer Tat ſchuf alſo Rumäniens Schritt i im Jahre 1883 einen ee A 

Dreibund um den feſten Kern. Deutſchland⸗ Oſterreich. 5 
a Von deutſchen Standpunkt aus bedeutete dies nur eine Verſtärkung 
„ er öſtlichen Faſſade. Für Oſterreich hingegen, das hier als Protagoniſt .. 
phervortritt und geographiſch im Mittelpunkt der geſamten Kombi⸗ 


nation liegt, war es noch etwas mehr, nämlich der Schlußſtein für . 


ein ganzes politiſches Syſtem: Andraſſys „Königsgedanken“, die 


völkerrechtliche Verbindung mit allen Staaten, die innerhalb der 2 u 
Monarchie ethniſche Hypotheken beſaßen (Deutſchland 1879, Rußland. -.: 


und Serbien 1881, Italien 1882, Rumänien 1883). Auf dieſe 


N Weiſe ſollte der Irredentismus nach allen Richtungen hin neutralifiert : 
ne. werden, ſodaß die Eriftenzform des „Nationalitätenſtaates“ geſichert . 


wurde. Bismarcks beherrſchende Perſönlichkeit hat vielleicht in ges - .. 
wiſſem Grade die wirklich großartige Staatskunſt verdunkelt, die . 
auch die öſterreichiſchen eee wie. gezeigt, zu dieſer Zeit 


1 a 


Der zweite Dreibund hatte den gleichen „konſervativen und 
* defenſtven Charakter, den zu dieſer Zeit der erſte hatte. Bei ſeinem 

Inhalt tritt ein Unterſchied darin hervor, daß die geographiſche 
Solidarität nicht gegenſeitig iſt: er. gilt auf Seiten Oſterreich-Ungarns 
nur für „ses ‘Etats limitrophes a la Roumanie“. Der Kleinſtaat nn 


konnte ja nicht für das ganze Gebiet der Großmacht eintreten; 
" indeſſen wird gerade hierdurch die einſeitige Spitze gegen Rußland — 


— 4 


gleich deutlich wie in dem Vorbild von 1879 hervorgehoben. Gleich .. 
wie dort iſt auch die Dauer des Bündniſſes auf 5 Jahre mit mög⸗ 


licher R um 3 Jahre eee 


* 


Sr * BEN in dem alſo mit dem erstmaligen Ablauf des 
zweiten Dreibundes zu rechnen war, ſtanden auch die beiden großen 


f * Koalitionen vor der Auflöſung oder Erneuerung. Es wird be⸗ 


hauptet (Lemonon, S. 37), daß Italien darüber verſtimmt war, daß. 


es nicht geradezu in die. Dreikaiſerkoalition anläßlich deren Ver⸗ 

längerung im Jahre 1884 aufgenommen wurde. Man begreift je- 
doch, daß eine ſolche Kombination, durch welche die beiden äußeren 
| Ringe zuſammengefaßt worden wären, zwar für die Dynaftie 
. Italiens einen Vorteil bedeutet hätte, daß jedoch Italien gerade 
wegen jeiner. parlamentariſchen Regierungsform aus dem Rahmen 
1 l m e noch an. für Oſterreich⸗Ungarn an⸗ 


% 
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1 fein‘ mußte, weil dieſes daun nicht umgehen konnte, Italien 8 
in die Balkanangelegenheiten hineinzuziehen. | a 
Wir wiſſen bereits, daß ſich die Dreikaiſerkoalition in dieſem a 
gihre durch den Gegenſatz zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und Rußland 
auflöſte. Es ſoll etzt gezeigt werden, daß auch der Bogen des 
Dreibundes ſtraff geſpannt war, und daß der Dreibund aus der Br 
suis mit ſtark verändertem Charakter hervorging. ! 8 
In einer Bankettrede vom 8. Oktober 1890 hat Criſ si die en 
yufmeckfanikeit auf die großen Veränderungen in der Lage von 
1 1887, verglichen mit jener von 1882, gelenkt. Dieſe Veränderungen Be 
lieg klar vor Augen. Das vorige Mal hatte Italien in ſeiner 
; ‚Siellerung und Schwachheit als Hilfeſuchender zu den beiden anderen * 
bummen müſſen und faſt wie eine Gnade Platz an deren Seit. 
nehmen dürfen; jetzt ſaßen gerade die beiden anderen in der Klemme, 
pr daß Italien Forderungen für ſein Verbleiben im Dreibund ſtellen n 
konnte. Das Jahr 1887 iſt in der Tat ein kritiſches Jahr erſter 
Ordnung, durch das gleichzeitige Aufflammen des Panſlawismus 
1 einerſeits (wegen der bulgariſchen Angelegenheiten; |. o. S. 200 
„und des Revanchismus andererſeits (Boulanger, Schnäbele). Be⸗ j | 
= Hunntlich. beſtand die Spannung zwiſchen Italien und Frankreich 
1 
MR 


f nmer noch fort, Tunis war in Rom noch nicht vergeſſen, undd 
man hatte Anlaß zu der Beſorgnis, daß ſich Frankreich in Marokfʒo 
* oder Tripolis feſtſetzen könnte. Aber mit einiger Nachgiebigkeit hätte 
} 2 Stalien die Beziehungen nach dieſer Seite hin wieder anknüpfen 
können, und mit Rußland — dem anderen Nachbar des öfter: ET 
. eechiſchen Nachbaͤrs. — wäre es wohl in der Lage geweſen, ſich zu * 
5 8 berſtändigen. Dazu war es finanziell und militäriſch gekräftigt, und 
bei der ⸗Expanſionspolitik im Roten Meer war italieniſches Blut ge⸗ u 
- Hoffen. »Die Lage bot für die Nachfahren der alten. Venetianer 
beside Gelegenheit zu diplomatiſchem Gewinn. = 
Als Advokat der italieniſchen Anſprüche trat der Minister des Fe 
Auswärtigen Robilant auf. Dieſe Anfprüche bewegten ſich im 
eiüzelnen in doppelter Richtung: Schutz für die Mittelmeerſtellung Er 
und Erbanteil an dem Nachlaß auf der Balkanhalbinſel. Der erſte 
Anſpruch feßte: die Verſtändigung mit England voraus, der zweite 
N dagegen nahm die Form einer „Kompenſation“ für öſterreichiſche 1 
= rag an. Ort und Stelle an, Selber wollte Italien, dußer 
ii feinem Verbleiben im Dreibunde, d. h. der Einſtellung > Seren e 
5 deitiemus, keinerkei Gegenkömpenſation gewähren. e 
5 „ Man verſteht, 505 die Unterpandlängen ee we ie 
eee Janina x i. „ a | 8 


nicht mehr einbrachte als den Schwarzen Adlerorden, und Lemonon, S. 38 105 
ſagt, daß der italieniſche Geſandte in Berlin Launay mit ſeinem Programm der 
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beſonders da Italien ſchon damals es nicht unterließ, auch auf der 


anderen Saite zu ſpielen, nämlich der Annäherung an die Feinde 


der Zentralmächte. Es kam zu einem harten Ringkampf zwiſchen 
Robilant und Kalnoky, bei dem Bismarck die Rolle des Ver⸗ 
mittlers ſpielte, und Robilant war es, der in allem weſentlichen 
Sieger blieb’, nachdem Bismarck zu wiederholten Malen Reih 
hatte, das Geſchäft mit Italien allein zu machen. 


So, wie wir den zweiten Dreibundsvertrag jetzt bei Pribran | 


(Nr. 10) leſen, beſteht er aus vier Urkunden, die alle vom 
20. Februar 1887 datiert ſind. Durch die letzte wird der ‚Ver: 
trag als eine „entente d' ensemble“ bezeichnet, und durch die 


erſte wird die Geltung des Bündniſſes bis zum 30. Mai 1892 aus 
gedehnt. Aber der Schwerpunkt liegt entſchieden auf den Ur⸗ 


kunden b und c, die italieniſche Sonderverträge find, der erſte mit 
Oſterreich⸗ Ungarn, der letzte mit Deutſchland. Schon dieſe Re 
daktion ſticht ſcharf gegen das einzige Hauptprotokoll von 1882 
ab und ſtellt, wie wir ſehen werden, einen Kompromißausweg 
aus den Schwierigkeiten dar, an denen die Verhandlungen zu 
ſtranden drohten. 


Die große Neuerung in der öſterreichiſch⸗italieniſchen Abrede if 


der „Kompenſationsparagraph“: zuerſt durch Friedjung 1913 


öffentlich bekanntgegeben, beſtritten von Helmolt (bei Singer) 
1914, aber durch die Veröffentlichung in Oſterreich⸗ Ungarns 
zweitem Rotbuch anläßlich der Kataſtrophe von 1915 beſtätigt. 


Dieſer Paragraph iſt ſchon jetzt mit aller der Unklarheit formu⸗ 
liert, die ihn zu einem dankbaren Feld für Advokatenkünſte und 


zu ſeiner Zeit zu der Klippe des Verhängniſſes machten, an 


dem das ganze Schiff ſtranden mußte. Für den Dreibund im | 


ganzen bedeutet er alſo ein Moment der Unficherheit, indem er zu⸗ 
gleich einen Zug von Aggreſſivität („Erwerbsgeſellſchaft“) hinein⸗ 
brachte, der in ſcharfem Widerſtreit zu deſſen urſprünglichem Weſen 
Rand. Für Oſterreich⸗Ungarn insbeſondere enthielt er ein . 


— 


1 Auf franzöſiſcher Seite hat man dies lange mit einem gewiſſen Eifer 


beſtritten; jo ſchreibt Tardieu, S. 154, daß die Erneuerung von 1887 Robilant 


einfachen Erneuerung den Sieg über das italieniſche Miniſterium des Aus⸗ 


mwmuärtigen davontrug. Auch Chiala, deſſen Arbeit lange Zeit hindurch die 
Hauptquelle war und auch eine Anzahl Urkunden enthält, hat offenbar Teuer 


klare Einſicht in die Hauptſache. 


. 
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ö Opfer und eine offene Gefahr: eine neue Rivalität auf der Balkan⸗ 


balbinſel neben der ruſſiſchen, eine neu aufgezogene Saite (Al⸗ 
banien) in feinem Spiele mit Italien als Erſatz für die abgeſpannte 
(Irredenta), ein ernſthaftes Handikap bei ſeiner geſamten Expanſion, 


die ja geographiſch auf die Valkanhalbinſel beſchränkt war. 


4 2 r 
N „ : 8 nn 


Der Kompenſationsartikel bezog ſich nämlich geographiſch gerade 
auf die „rögions des Balkans“ und die „cötes et iles ottomanes 
dans I' Adriatiqus et dans la mer Egse“ 1. Hier wird zwar der 
beſtehende Zuſtand garantiert, aber mit der Möglichkeit gerechnet, 
daß ſich dieſer Zuſtand nicht aufrechterhalten ließe, in welchem Falle 
Italien und Oſterreich⸗Ungarn nur nach „vorgängiger Verſtändigung“ 
(accord préalable; vgl. commun accord im Dreikaiſervertrage; 
ſ. o. S. 19), gegründet auf beiderſeitige Kompenſationen für alle 
Vorteile von territorialer oder anderer Art“, vorgehen ſollten. 
Unter der Hand erhielt Oſterreich⸗Ungarn die Verſicherung, daß eine 
Annexion von Bosnien und der Herzegowina nicht unter den Para⸗ 
graphen fallen, und daß ein Kompenſationsanſpruch ſeitens Italiens 


niemals in der Richtung der Irredenta (Trentino) erhoben werden 


blen dies war die notwendige Sicherheit, die ſich Oſterreich⸗ Ungarn 
bei ſeinem Nachgeben ausbedingen mußte. 


| In dieſer Weiſe ſah Italien den einen feiner Wünſche erfüllt. =; 
Der zweite Wunſch wurde im weſentlichen ſchon durch die Sonder: 
abrede mit Deutſchland befriedigt. Abermals erhielt hier der Drei⸗ 


bund eine aggreſſive Spitze, dadurch, daß Deutſchlands Waffenhilfe 


von dem Fall eines franzöſiſchen Angriffes auf Italien auf die 
Ebventualität eines franzöſiſchen Angriffs auf Tripolis oder Marokko 
ausgedehnt wurde; für dieſen letzteren Fall behielt ſich Italien vor, 
zu den Waffen zu greifen, und auch dann ſollte für Deutſchland 


der casus foederis eintreten, und mit Deut] Sana ee er 


5 Die Formulierung ſtammt von Robilant, der Balkan iſt jedoch von Rathoty 


| eingefügt, und zwar gegen Deutſchlands Meinung und im Hinblick auf Bulgarien, N 


fiehe Pribram, S. 180, 186, 189 Anm., 191. Dagegen wurde ein Vorſchlag, 
Oſterreich⸗ Ungarn ſolle die aktive Hilfe Italiens gegen Rußland durch neue RKom⸗ 
penſationen erkaufen, zurückgezogen (daſelbſt ©. 200). | 
. 2? Siehe Kalnokys Anfrage, Pribram, S. 199, und Italiens Zuſtimmung, 
daſelbſt S. 202. Italien ſah es als ſelbſtverſtändlich an, daß die Kompen⸗ 
ſationen „nur den Kampfobjekten ſelbſt entnommen werden ſollten Launay, 
a. a. O. S. 196). — Die Phantaſien über ein öſterreichiſches Handſchreiben, welches 


das Trentino für Bosnien anbot, fanden durch Barzilai am 1. Dezember 1908 
ein Echo in der italieniſchen Kammer. und wurden von Tittoni am 4. De⸗ eo; 


uber, dementiert, an ey a. a. O. 1908, S. 359, 302 f. 
| 3 * 
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ſollte Stalien ſpäter beim Frieden ſich frangöftfches Territorium aus: 


bedingen dürfen. Im übrigen wurde hier nur der status quo im 
Orient garantiert, ohne der Eventualitäten in der öſterreichiſchen 
„regions des 


Balkans“ und mit ausdrücklichem Vorbehalt betreffs Agypten. 


Abrede zu gedenken, unter Auslaſſung der Worte 


Hier ſehen wir einen klaren Grund, weshalb man die Farm 


von Sonderabreden wählte: damit wurde Oſterreich⸗ ⸗Ungarn jeden⸗. 
N falls von der Garantie für Italiens nordafrikaniſche Pläne befreit. 
Gleichzeitig läßt ſich Bismarcks Verſuch erkennen, die Aufmerkſam⸗- 
keit Italiens von der öſterreichiſchen auf die franzöſiſche Irredenta 


abzulenken. Der Preis, den er hierfür ſeitens Deutſchlands zahlen 


mußte, minderte ſich nicht unweſentlich dadurch, daß, wie man 


weiß, Italien mit ſeinem Vorwiſſen ſchon ein vorbereitendes Ab⸗ 
kommen mit England erreicht hatte, durch welches dieſe Macht ſich · 


an der Garantie gegen die Ausbreitung Frankreichs in Nordafrika. — 


beteiligte. Die Klauſel betreffs Agypten in dem Vertrage mit 


8 Deutſchland deutet auf die Kompenſation hin, welche Italien eben 


“ 


a 7 


% 


U 


für dieſen Vorteil hatte gewähren müſſen. Hiermit ſehen wir Enge '; . 


land aus dem Hintergrund, in dem es bei der Begründung des 


‚Dreibundes im Jahre 1882 ſtand (ſ. o. S. 28), heraustreten . 


ALeeinen Platz an deſſen Seite einnehmen. 


Die Andeutungen in Criſpis Erinnerungen haben bisher die 


| einzige Quelle für die bemerkenswerten Verbindungen gebildet, die 


hiermit ihren Anfang nehmen. Obwohl vieles noch unklar. iſt, fd. , 
ſtehen wir doch durch Pribrams Veröffentlichungen (Nr, c) jetzt auch 
hier auf feſtem Boden. So wiſſen wir jetzt, daß am 12. Februar 


1887 ein wirklicher Mittelmeexvertrag — 20 Jahre vor dem des: 
a Königs Eduard — abgeſchloſſen wurde, und zwar in Form eines 
Notenwechſels zwiſchen Salisbury und dem italieniſchen Ge⸗ 


ſandten Corti, als eine „entente italo - -anglaise“ betreffs: des 
Mittelmeeres und ſeiner ſämtlichen Gewäſſer (Adriatiſches; Agäiſches 
und Schwarzes Meer; in der engliſchen Note wird auch beſonders 

„the northern Coast of Africa“ erwähnt). Der ausdrückliche Zweck 


. des Abkommens iſt die Erhaltung des status quo. Die italieniſche 
„Note ſpricht weiter — ebenſo wie der öſterreichiſche Kompenſations⸗ 
„accord préalable“ für den Fall einer 


paragraph — von einem 
nderung des status quo und bietet ausdrücklich Unterſtützung in 


g 
3 . 


* * 
er 


2 


* 


Agypten gegen Unterſtützung in dem übrigen Nordafrika, ins⸗ — 


. f beſondere in Tripolis und der Cyrenaica, an. Die engliſche Ant⸗ 


wort ui BER age . geht auf 9 . 
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x — 5 a . 5 . 61 
— > * A i 


ein, aber ihr Charakter — Aunterſtüzung gegen frangöfifce Grpanfion- a 


de — tritt: deutlich hervor. 


In. dieſer negativen Form machte die Mitwirkung für Oſter⸗ 3 
dc Ungarn keine Schwierigkeiten, beſonders wenn man den Schwer⸗ 


punkt von Nordafrika nach der Levante verlegte. Dies iſt der In⸗ 


balt. von der Note Karolyis vom 24. März, die am ſelben Tage 


von Corti und Salisbury akzeptiert wurde: Oſterreich⸗Ungarn er⸗ 


klärte ‚fein. „adhssion“ zu den Abmachungen vom 12. Februar, 
denkt aber dabei weniger an das Mittelmeer „en général“ als ann 
„ensemble de la question d' Orient“, bei welch letzterer es von 
der Intereſſengemeinſchaft mit England ausgeht. Die engliſche 
Note akzeptiert dieſe Beſchränkung, indem Salisbury erklärt, er bee 
gef daß Oſterreich⸗Ungarn mehr im Schwarzen und Agen a 


‚Meere, als im weitlichen Teile des Mittelmeeres intereſſiert ſei. 
Durch dieſe Abkommen bildet ſich ein zweiter, weſtlicher 


RN ein förmliches Gegenſtück zu dem Dreifaiferbund, 
nn: indem Oſterreich⸗ Ungarn zuſammen mit Italien hier eine gleiche 
Rückverſicherung bei England fand, wie es ſie zuſammen mit = 
Deutſchland in Rußland beſaß. In Wirklichkeit waren hier zwei 


verſchiedene Programme vereinigt: jenes Italiens gegen Frankreich 


5 in Nordafrika und jenes Oſterreich⸗ Ungarns gegen Rußland auf der j 
Balkanhalbinſel, welche beine mit ben Intereſſen Englands zuf a ee 


fielen. . 
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Mit dieſer Sicherung im Rücken konnte Oſterreich⸗Ungarn eben . 
im ſelben Jahre den Dreikaiſerverband ablaufen laſſen, ohne ſich 
um deſſen Erneuerung zu bemühen. Aber welcher Art war jetzt die 
 Stelung Deutſchlands? Aus Sorge für die weſtliche Faſſade ſeines 
eigenen politiſchen Syſtems hatte es Italiens Einvernehmen mit 


England gefördert und hatte in dem Separatabkommen deſſen 


Mittelmeerprogramm akzeptiert. Hiermit ſteht die Zurückhaltung 
Deutſchlands rückſichtlich des Balkanprogramms in Widerſpruch : 
„hier läßt es Oſterreich⸗Ungarn und Italien im Rahmen des Drei- 
bundes allein (nachdem es ſeinen obligatoriſchen Anſchluß an den 

5 status quo erklärt hatte) — dies das andere Motiv, weshalb mann 
die Form von Separatabkommen wählte —, und es beteiligt ig 
f 5 5 nicht an dem Märzvertrag. So hält es den Weg nach Petersburg 


dauernd frei. Und es iſt danach durchaus. folgerichtig, wenn es ſich 


den Wunſche Rußlands nach ſeparater Erneuerung des Bündniſſes ei 
à trois von 1884 nicht widerſetz, AR See am 18. Jun 5 


1887 kiten. 


a iſt die eigentliche „Rüdverficherung“, welche das Er: 
ſtaunen aller Welt erweckte, als ſie als Tatſache am 24. Oktober 
1896 in den „Hamburger Nachrichten“ bekanntgegeben wurde. Das 
Erſtaunen verminderte ſich auch nicht, als die „Deutſche Allgemeine 
Zeitung“ vom 12. September 1919 (jetzt Pribram, Anhang 
S. 305 ff.) den Inhalt veröffentlichte. Der Charakter eines 
Defenſivbündniſſes iſt von dem Dreikaiſerverband her in der 
Phraſeologie beibehalten, ebenſo der Paragraph über die Sperrung 


der Dardanellen und die Klauſel betreffs wohlwollender Neutralität 
bei einem fremden Angriff (wobei jetzt Oſterreich und Frankreich 


ausdrücklich ausgenommen werden); aber jetzt erkennt Deutſchland 
ausdrücklich Rußlands hiſtoriſche Gerechtſame auf der Balkan⸗ 
halbinſel, insbeſondere „la légitimité de son influence pre- 
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. ponderante et decisive“ in Bulgarien an. Und damit nict 


genug: in einem „ganz vertraulichen“ (tres secret) Anhang 


verpflichtet es ſich zu einem „appui moral et diplomatique“, 
falls der ruſſiſche Kaiſer, „pour garder la clef de son 
emp „ ſich genötigt ſähe „de defendre l’entröe de la Mer 
Noire“. 

Zu billigerem Preis war alſo die Rückverſicherung — die 


Rückendeckung gegen Frankreich — jetzt nicht zu erreichen; die Zeitungs⸗ 


fehde im Frühjahr hatte einen friſchen Beweis dafür geliefert, wie 


bedenklich die Stimmung war!. Schon den Dreikaiſervertrag hat 
Debidour (S. 84) als „une contre- assurance étrange“ be. 


zeichnet: Rußland Arm in Arm mit Mächten, die Hand in Hand 


gegen Rußland gingen. Dieſes Urteil ſcheint auf die Abmachung 


von 1887 in ihrer jetzt bekannten Form noch beſſer zuzutreffen, 


falls wir Deutſchland in den Mittelpunkt ſtellen. Hieß dies nicht 


ganz prinzipienlos zween Herren, Oſterreich⸗Ungarn und Rußland, 


zugleich dienen, und zwar gerade auf dem Punkte, auf dem fie ſich 
einander unverſöhnlich gegenüberſtanden? Man hat es an. heftigen 
Vorten für dieſes Doppelſpiel, als einen Verrat am Bundesgenoſſen, 
| nicht fehlen laſſen. er 
Jetzt wiſſen wir ſicher, daß dieſer Schritt zumindeſt nicht ohne 
Vorwiſſen des Bundesgenoſſen unternommen wurde, wenn es ſich 


auch mit Grund bezweifeln läßt, ob dieſer vollſtändige Kenntnis vom 
Inhalt erhielt. Die Veröffentlichung von 1895 geſchah ja auch mit 


1 Siehe die Veröffentlichungen im Slakad, Bd. 48. — a Nad. 
fahl a. a. O., S. 39 f. 
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| Bismarcks Einverſtändnis, und er ließ danach ſein Zeitungsorgan 


ſcharf gegen den Vorwurf, er habe illoyal gehandelt, Verwahrung 
einlegen !. Inſoweit der Dreibund rein defenſiv war, ſtand ja die 
Rückversicherung an und für ſich nicht mit ihm in Widerſtreit, wie 
ſchon in der Debatte des deutſchen Reichstages über die An⸗ 


gelegenheit (16. November 1896) bemerkt wurde. Daß das gute Ver⸗ 
hältnis zu Rußland einen Eckſtein in Bismarcks Syſtem bildete, den 
er nur im äußerſten Notfall ins Wanken bringen mochte, iſt wohl⸗ 


bekannt; aber auch die Einzelheiten des Abkommens ſtehen mit be⸗ 


kannten Außerungen Bismarcks in guter Übereinſtimmung, in denen 
er eine ruſſiſche Aktion nach Konſtantinopel mit denſelben Augen 
anſieht wie die franzöſiſche nach Tunis: als eine Entlaſtung von 


dem Druck auf die deutſche Grenze?. Man muß fi nur ſeines all⸗ 


gemeinen Standpunktes erinnern, daß fein Land „hſaturiert“ ſei, 


um die Folgerichtigkeit feines Gedankenganges zu verſtehen, der 


auf das Kleindeutſchland ſeiner Zeit zugeſchnitten iſt und mit dieſem 
ſteht und fällt. 


Sagt man nun) daß dies eine ſelbſtſüchtige Politik auf Koſten 


des Bundesgenoſſen ſei, fo ſind hier immerhin zwei e . 


1 Siehe einerſeits Fri edjung, S. 108, S S. 51, EN 


S. 120, Rachfahl, S. 44 f., anderſeits Haumann, I. S. 46, Raſchdau, 
S. 33 und Armin Kohl in der Sſterreichiſchen Rundſchau. Die Verteidigung 
der Hamburger Nachrichten enthalten die Nummern vom 31. Oktober und 


1. November 1896; in der letzteren Nummer heißt es geradezu, „unſeren beiden 


»Bundesgenoſſen war die Rückverſicherung mit Rußland nicht unbekannt und 


ſchwerlich unwillkommen“. Die „Neue Freie Preſſe“ vom 17. Dezember 1896 
erklärt auch, daß die Verſicherung mit Wiſſen und Zuſtimmung Sſterreich⸗Ungarns 


genommen wurde. Siehe Singer, S. 116 ff., 120, und Penzler, Fürſt Bis⸗ 
marck nach feiner Entlaſſung. VII (1898), S. 106— 191. — Es iſt alſo jedenfalls 
nicht buchſtäblich wahr, wenn Kaiſer Wilhelm II. in einem jüngſt veröffent⸗ 
lichten (Öfterreichifche Rundſchau vom 1. Februar 1919) Brief an Franz Joſeph 
vom 12. Juni 1892 ſagt, daß der Vertrag „hinter Deinem Rücken“ zuſtande 
gekommen ſei. | 


2 „Vom egoiſtiſchen Standpunkte würde ich ſogar ein Rußland, welches 


| Konſtantinopel beſäße, alſo mit einem Bein von Odeſſa übers Schwarze 
Meer hinübergeſchritten wäre, für weniger bedrohlich uns gegenüber halten als 


das jetzige.“ Außerung vom 31. Mai 1892, Poſchingers Tiſchgeſpräche, III, 
S. 380. „Ich glaube, daß es für Deutſchland nützlich ſein würde, wenn die 


Ruſſen auf dem einen oder anderen Wege, phyſiſch oder diplomatiſch, ſich in 


Konſtantinopel feſtgeſetzt und dasſelbe zu verteidigen hätten; wir würden dann 


nicht mehr in der Lage ſein, von England und gelegentlich auch Öfterreich als 
Hetzhund gegen ruſſiſche Bosporus⸗Gelüſte ausgebeutet zu werden. 5 BON 
II, ©. 263. 3 
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beachten. Der eine iſt, daß Bismarck den Schritt erſt nach einer 5 


neuen „Option“ für Oſterreich⸗Ungarn unternommen hat; in einem 
belgiſchen Geſandtſchaftsbericht vom 27. Dezember 1886 wird be⸗ 
hauptet, Bismarck habe in Gaſtein erneut verſucht, „Oſterreich⸗ 
Ungarn militäriſch wie wirtſchaftlich durch unauflösbare Bande an 
Deutſchland zu feſſeln“, habe aber eine abſchlägige Antwort er⸗ 
halten . Erſt nach dieſem Vorfall bezeichnete Bismarck öffentlich 
Bulgarien als „Hekuba“ (12. Januar 1887). Der zweite Umſtand 
iſt noch beachtlicher: er ſcheint durchblicken zu laſſen, daß die 
macchiavelliſtiſche Seite bei dieſer Politik Bismarcks ſich in Wirklichkeit 


gegen Rußland und nicht gegen Oſterreich⸗Ungarn richtet. Derr 


Beweis liegt auch hier teilweiſe ſchon in Criſpis Erinnerungen, er 
iſt indeſſen noch durch einen aufſehenerregenden Fund der letzten 


Zeit, nämlich Bismarcks Briefwechſel mit Salisbury im . N 


November 1887, vervollſtändigt worden. 


Als dieſer Briefwechſel aufgefunden wurde, faßte man ſeinen ee 
Inhalt als eine abgewieſene Einladung zu einem deutſch⸗engliſchen 


Bündnis auf?. Es iſt Rachfahls Verdienſt, hierüber in ganz 5 ; 


anderer Richtung und in unwiderleglicher er Klarheit geſchaffen. . 


zu haben. 


ſeitens Deutſchlands, nach der unzweideutigen Verpflichtung in dem 


Juniabkommen, beitreten; der neue Mittelmeerverband jedoch wider⸗ 
ſetzte ſich und verbrüderte ſich bei einem engliſchen Flottenbeſuch im 


Adriatiſchen Meer im September des Jahres. Anfang Oktober 
traf ſich Bismarck mit Criſpi und erteilte ihm dabei die Mahnung, 
ſich mit Oſterreich⸗Ungarn über einen beſonderen Orientvertrag zu 
einigen; Deutſchland könne ſich daran nicht beteiligen, werde aber, 

falls der Friede geſtört werde, „die Nachhut ſeiner Verbündeten 
bilden“. Jetzt zeigt der Briefwechſel mit Salisbury, daß Unter⸗ 


| e zwiſchen England, Italien und . ungarn im 


f | 1 Siehe Schwertfeger, V, Nr. 13, 8. 162 f. vol. 8. 62 f. 


Im Auguſt hatte der Zar ſeine Abſicht bekanntgegeben, einen N 
Statthalter nach Bulgarien zu entſenden. Bismarck mußte dm 
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2 Siehe Hammänn, I, S. 55, und Eckardſtein, Diplomatiſche Ent: . 


hüllungen, S. 9. Bismarcks Brief, datiert vom 22. November 1887, iſt bei 


Hammann, II, S. 238 ff. veröffentlicht, ebenfo die Antwort Salisburys vom 
30. November in der „Deutſchen Allg. Zeitung“ vom 16. Februar 1919. Ein 
| Teil des Briefwechſels wurde ſchon im „Daily Telegraph vom 13. Mai 1912 
mitgeteilt, Hammann, I, S. 56. Siehe jetzt Rachfahls Analyfe, a. a. D. 

1 65—74. 


— — 


— —— — —— 2 — 


14 
10 

4 

. 

‘ 

‚Ad 

N 

3 

. 1 
* 

| 41 
„ * 


5 1 al u 1 | 2 Die  Rulionpoit im Zitate 1871-1014 Bean 


„ . Gange waren; man hat die Abſicht, gegen Rußland auf 5 Valkan⸗ | 


ee halbinſel eine feſte Schranke zu errichten, und Salisbury will willen, | 


wie Deutſchland zu der Sache ſtünde. Bismarck erklärt nun, wes⸗ 
halb er ſich an dieſem Bündnis nicht beteiligen wolle, gibt aber 
N gleichzeitig zu. verſtehen, daß er unter keinen Umſtänden Rußland 
dn einer Schwächung Oſterreich⸗Ungarns Waffenhilfe leiſten werde. 
1 Dies war die Garantie, die Salisbury verlangte; fein Zaudern iſt 
überwunden, und am 12. Dezember 1887 ſchließt er mit Oſter⸗ 

5 reich⸗Ungarn das Separatabkommen über die türkiſchen Angelegen⸗ 
heiten, das durch Italiens Beitritt, vier Tage ſpäter, zu dem ſo⸗ 


a genannten: „Balkandreibund“ oder „Orientdreibund“ erweitert wird. 
Dieſes Abkommen geht, ſo wie wir es jetzt (bei Pribram, Nr. 125 

8 leſen, freilich nicht über die Grenzen einer Entente hinaus; es 

1 knüpft an den im März für das Mittelmeer geſchaffenen Dreiver⸗ 


band an, hat die Form von drei Miniſterialnoten mit neun gleich⸗ 


3 lautenden Punkten, geht indes doch ſo weit, daß es die Türkei für. 
jede Veränderung im status quo Bulgariens oder der Meerenge 
u verantwortlich macht, im Notfall durch „occupation provisoire“ 
2 geeigneter Punkte ſeitens der vertragſchließenden Teile. 

„ Sier hat alſo nicht der Anſchluß Englands an den Dreibund en 
1 i Frage geſtanden, ſondern vielmehr der Anſchluß Deutſchlands ann 
— die Oriententente. Was aber beſonders ins Auge fällt, iſt der 
: diametrale Gegenſatz zwiſchen dem Zweck dieſer Koalition und dm 
des Rückverſicherungsabkommens vom Juni: in dem letzteren hat 
= Bismarck Rußland feine „moralische Unterftügung“ bei der Um: 

5 ſtoßung des status quo. auf dem Balkan zugeſagt, der in der 
erſteren ebenfalls mit ſeiner moraliſchen Unterſtützung auf dass 
fiürkſte geſichert und beſtätigt wird! Hier hat die rechte Hand 
u ſcheinbar nicht gewußt, was die linke tat. Aber das Ergebnis war 
das natürliche, daß Rußlands Durchführung ſeines byzantiniſchen IE 
5 Programms wieder ſcheiterte. Gegen dieſe diplomatiſche Mauer 
vermochte der Zorn des Zaren nichts. Bismarck hat zum zweiten Er 
Mal (nach 1876) für Öfterreih- Ungarn optiert, aber diesmal ins 
a geheim: das Rückverſicherungsabkommen und ſeine laute Bekannt⸗ een 
gabe dienen nur dazu, BR en RER „Deuifälan I ET: 
g Rat z wahren. : | | „„ 


. 
* 8 
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e 3 Schon en hat, obwohl er 82 Bi Bismarck an 1 Satiäbuny Da 
f Mißverſteht, ein Gefühl dafür gehabt, daß Bismarcks Außerungen über die „ 
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Es iſt nicht unbekannt, daß Moltke und der deutſche General⸗ 
ſtab in dieſem kritiſchen Jahre mit Rußland blutige Abrechnung 
halten wollten. Es kann auch nicht verwundern, daß beim Zaren 
das Mißtrauen gegen Bismarcks Ehrlichkeit auch nach der Be⸗ 
gegnung im November — vier Tage vor dem Brief an Salisbury — 
fortbeſtand: Bismarck konnte ſich von den „bulgariſchen Fälſchungen“ 
reinigen, aber die Frage war, ob nicht die ganze Rückverſicherung 
ein ſolches fragwürdiges Papier war. Es war dieſe fortdauernde 
Spannung, welche Bismarck veranlaßte, am 3. Februar 1888 den 
Bündnisvertrag mit Oſterreich⸗Ungarn von 1879 veröffentlichen zu 
laſſen und drei Tage fpäter feine berühmteſte Reichstagsrede, mit 
deutlichem Nachdruck gegen die Oſtfront, zu halten. Das war der 
Schlußakt des Intrigendramas, das für diesmal den Frieden 
Europas rettete. 

Das Jahr 1887 ſollte indeſſen nicht vorübergehen, ohne daß 
Bismarcks Syſtem noch in einer weiteren Richtung ausgebaut wurde. 
Die Miniſterialnoten vom 4. Mai zwiſchen Italien und Spanien 
— dem Nachbar des franzöſiſchen Nachbarn — verpflichten auch Spanien 
zur Garantie des status quo im Mittelmeer; Spanien verſpricht, 
mit Frankreich in Nordafrika keinerlei gegen den Dreibund gerichtetes 
Abkommen zu treffen. Nach der italieniſchen Note galt dieſe Abrede 
auf vier Jahre; Oſterreich⸗Ungarn und Deutſchland erklärten ſpäter 


ihren Anſchluß . Wie man ſieht, handelt es ſich um eine Entente 


mit begrenztem Umfange: ſie macht Spanien freilich nicht zum 
Mitglied des Dreibundes; es genügt, daß ſie Frankreich 8 eine 
Stütze entzieht. 1 

Dagegen erweiterte ſich der Dreibund zu einem wirklichen Bier: 
bund durch den Beitritt Italiens zu dem Bündnis Rumänien: 
Oſterreich⸗Ungarn⸗Deutſchland von 1883, das ſich durch Nicht; 
aufkündigung automatiſch erneuerte; Italiens Anſchluß erfolgte am 
15. Mai 1888 auf fünf Jahre. Andererſeits wurde zu Beginn 1889 


OPſterreich⸗Ungarns Abkommen mit Serbien bis zum Jahre 1895 


verlängert. 
S. 31 Anm. Vgl. Oncken, S. 53, und jetzt Nachfabl, S. 64: Bismarcks 


ußerungen in „Gedanken und Erinnerungen“ ſeien eine Fortſetzung feiner |’ 


diplomatiſchen Tätigkeit, um Rußlands Wachſamkeit einzuſchläfern. 

1 Siehe Pribram, Nr. 11. Deutſchlands Beitritt findet ſich dort nicht 
— und kann ja auch in dem öſterreichiſchen Archiv nicht erwartet werden —, 
geht aber aus Anm. 3 zu S. 50 hervor. Im Stil des urſprünglichen Drei⸗ 
bundes gibt die ſpaniſche Note als Zweck des . an, „de fortifier tou- 
jours plus le principe monarchique“. 
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Während dieſe expanſive Entwicklung ſtattfand, vertiefte ſich der 
urſprüngliche Dreibund durch die Militärkonvention Italien⸗ 
Deutſchland vom 1. Februar 1888 auch im Innenverhältnis; 
durch ſie wurden planmäßig italieniſche Truppen auf deutſcher Seite 

am Rhein in Anſpruch genommen. Oſterreich⸗Ungarn ſollte ſich nur 
beim Durchzug dieſer Truppen beteiligen; wiederholte Verſuche Italiens, 


auch hier zu einem formellen Ergebnis zu gelangen, e an 


Kalnokys Abgeneigtheit !. 


* 


8 Es war eine ſtattliche Flotte, welche dem deutſchen Kaiſerſchiffe 
unn dem letzten Jahr, in dem der Meiſter am Steuer ſtand, folgte. 


| Dicht zur Seite Oſterreich⸗Ungarn, nahe dabei Italien und Rumänien; 


zuweiteſt rechts ſtand Rußland in Fühlung mit Deutſchland ſelbſt, 
zuweiteſt links England in Fühlung mit dem deutſchen Verbündeten, 
Italien und Oſterreich⸗Ungarn; Spanien im Südweſten und Serbien 
im Süden vervollſtändigten die Aufſtellung. Einzig Frankreich blieb. 
unter den Großmächten völlig abſeits, in bitterer Vereinzelung; das 


| "ganze Syſtem war ja von Anfang an gegen deſſen aggreſſiven Geiſt 


gerichtet. 
AJnſoweit kann man dieſe Aufſtellung gegen Frankreich im Jahre 


1890 mit derjenigen der „Alliierten und Aſſoziierten“ gegen Deutſch⸗ 


Ind ſelbſt beim Schluſſe des Weltkrieges vergleichen; auch dieſe ver⸗ 
klündeten ja, daß fie ſich in Abwehrſtellung gegen den Friedensſtörer 
befänden. Die Rieſen Rußland und England ſind 1890 die „Aſſo⸗ 
ziierten“. Dieſem Vergleich wohnt indeſſen ein trügender Schein 
inne. Die Aufſtellung von 1890 iſt nicht ausſchließlich gegen Frankreich 
gerichtet; dies iſt zwar Deutſchlands und auch Italiens Leitmotiv, 
aber daneben ſteht Oſterreich⸗Ungarn mit der Richtung gegen Rußland. 
Bismarcks einfaches Syſtem hat nämlich durch den Dreibund eine 
Verſchiebung erfahren. Die große Einheit zerfällt bei genauerem 


Hinſehen in zwei Zirkel: einen gegen Frankreich am Rhein und in 


Nordafrika (Deutſchland, Italien, England, Spanien), und einen 
weiten gegen Rußland am Dnjeltr und auf dem Balkan Gſterreich⸗ 


Siehe Pribram, S. 128, 207 Anm., 211-213. — Über dieſen Punkt 
hat bisher große Unſicherheit geherrſcht, ſiehe zum Beiſpiel Reventlo w, S. 12, 
Oncken, S. 49, Albin, ©. 332, Herre in Hiſtor. Zeitſchrift 1917, S. 71 f., 
Hammann, II, S. 41. Die Konvention zwiſchen Italien und Deutſchland | 
wurde zwiſchen Bismarck ‚und Criſpi bei ihrer Begegnung im Oktober 1887 ver⸗ 
abredet, Rachfahl, S. 49. | 


Als primäre Quellen kann man ferner in gewiſſem Grade anſehen: Freycinet, 
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Ungarn, Rumänien, England, Italien). Die Bismarckſche Rüde, 
verſicherung von 1887 bezweckt nur, die Tatſache zu verſchleiern, 
daß Deutſchland im Grunde genommen auch der e Kombination 
angehörte. nr 
Ä Hiermit aber kommt in das ganze Syſtem ein Zug von Un⸗ 
ehrlichkeit, der für feine Dauerhaftigkeit nichts Gutes verſprach. un 
dieſem Punkte iſt das diplomatiſche Werk in reine Künſtelei ume 
geſchlagen. Feſter war ohne Zweifel der Kern des Gebildes: der. 
zentraleuropäiſche Vierbund. Aber auch er weiſt ſchon bei Beginn 
Riſſe auf: die Verträge mit Italien und Rumänien waren, um mik 
Oncken (S. 35) zu ſprechen, im Grunde „nur Hilfsfonftruftionen, .. 
die wohl demſelben Zwecke dienten, aber darum nicht denſelben 
Eigenwert beſaßen; beide Staaten waren zu uns gekommen, weniger 
weil ſie wollten, ſondern weil ſie mußten, weil ſie ihre europäiſche BER: 
Iſolierung auf keinem anderen Wege überwinden konnten“. ö 
Als daher der Weltkrieg mit ſeinen neuen Möglichkeiten ud 
feiner großen Belaſtung kam, vermochten die Bande nicht mehr zu 


je + . 
22 


Zweibund 1891 — 1897 


halten. Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn blieben zum Schluß 15 
oebenſo allein im Dreibunde zurück wie ſeinerzeit im Drei⸗Kaiſer! . 
Verband. Bismarcks Skepſis (fiehe oben S. 24) war berechtigt. Seine. Fi 
beiden politiſchen Konſtruktionen erwieſen ſich — nachdem fie, jede 1 
zu ihrer Zeit, ſeinem Land und der Welt den größten 9 ge 05 
bracht hatten — zu guter Letzt als Suftgebilbe er, 
ns . 

Drittes Kapitel . 0 

Duplice. — Double alliance. — The dual Allianee „ 0 
Während des Krieges von 1871 lieferte Ren au den Beweis, dh 

daß es in Frankreich eine verzweifelte Sn gab, die Deutid- 2 Ei 
er 2 i Der Bündnisvertrag zwiſchen Frankreich und Rußland 1 Bi 
bis jetzt noch nicht veröffentlicht worden, wohl aber ſind eine Anzahl Urkunden gi 
aus der Zeit feiner Entſtehung (1890—1893) ſowie die betreffenden Militär- ' 
konventionen (1892— 1899 und 1912) Ende 1918 unter dem Titel „L' Alliance a 


franco- russe“ (Frankreichs drittes Gelbbuch i im Weltkriege) veröffentlicht worden. 


Somvenirs, chap. XIII— XV (insbeſondere ©. 499—514), erſchienen 1913, 

Elie de Cyon, Histoire de l’entente franco-russe, documents et souvenirs 
1885—1894, erſchienen 1895, und Jules Hanf en, L’Alliance franco-russe, { 
2. Aufl., 1897 (enthält das Gerippe feiner bekannteren Arbeit „Ambassade &. ] 
Faris du Baron de Mohrenheim 188418980, erſchienen 1907) die beiden 
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an land det bis“ zum Tode“ geſchworen hatte und daher zu einem 
er Bündnis mit dem erften: beſten“ und „unbegrenzter Willfährigkeit | 
e gegenüber ruffſiſchen Anſprüchen“ bereit war. Man ſieht, welches 
Bllndnis praktiſch in Frage ſteht, und man erkennt das Wahrzeichen, 
le feu sacré de la revanche“, wieder, das den Ausgangs⸗ 
aut für Bismarcks geſamte defenſtwe Staatskunſt bildete. Eben 
im; Jahre 1871 wünſchte Danilewski Frankreich eine ſchwere | 
Er Rieherfage,, ‚damit aus ihr ein Rächer und damit ein natürlicher 
1 Bundesgenoſſe für Rußland entſtände. Es iſt der Panſlawis⸗ 
mas, der hier — durch ſeinen vornehmſten Apoſtel. — ſich als der 
9 andkre Teil des „Bündniſſes meldet. So werden ſchon in den 
ersten Stunden des Zeitalters die beiden Volksbewegungen mobili⸗ 
a, die; wie Ströme aus verſchiedenen Quellen, einander ſuchenñ, 
in ſich ſchließlic im Zweibund und im Weltkriege zu finden. 
.Wir kennen ſchon (ſ. 0. S. 8) die objektiven Faktoren, die es 
er zugrunde lagen: es war ein anziehender, nämlich die geo: 
5 bilde Lage auf entgegengeſetzten. Fronten des deutſchen Nach⸗ u 
a bars, und ein abſtoßender, nämlich die auf extrem verſchiedenem 
5 Volfscharäͤkter aufgebauten Verfaſſungen. Die Länder zogen ein 
1 ander an, die Regierungen ſträubten ſich: die franzöſiſche auf „ 
1 Grund ihres Schwächegefühls nach der Niederlage und der BR⸗ 
borgnis, den Sieger herauszufordern, die ruſſiſche. wiederum aus 
Abneigung gegen die Republik und Mißtrauen gegen das „politiſche 
5 Kaleidofkop“ des Pariſer Parlaments (Holl. Roſe S. 332). Hin 
hegen; befunden * wren * * bei, Bw 
2 8 kgenannten Flanken: als Unterhändler 1 0 Art vi Greigniffen = 2 
= nal 2 find jedoch als Zeugen zuweilen recht unzuverläſſig. Von hoher Bedeutung | . 
“it dagegen Wilh. Köhler, Revancheidee und Panſlawismus, Belgiſche G 
7 fanptichaftsberichte zur Entſtehungsgeſchichte des Zweibundes, 1019, welches dun 1 
5 Band V bon Schwertfegers Sammlung (oben S. 5) bildet und auf 134 Seiten | 
a eine Durſtellung nebſt den Aktenſtücken gibt (zitiert: Kö Hler). Von allgemeinen 
= Arbeiten jeien erwähnt: Ern eſt Daudet, Histoire diplomatique de Lallance i 5 
franco- russe 1878 — 1893, erſchienen 1894, Billot, La France et Titalie - en 
18817-1899, erſchienen 1905; Albin, La paix armée, l'Allemagne et la France 1— 
en Europe 1885— 1894, erſchienen 1913 (2. Teil, ©: 221—385; Hauptwerh, 


u. ä 
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45 SGorlow, Origines et bases de Alliance France- Russie, 1913; ‚üb ers berger, - f 
Be Kußland und der Panſlawismus, 1916 (in: Deutſchland und der Weltkrieg, . 
8. 458488), endlich Fiſchel, Der Panſlawismus bis zum Weltkrieg / 1919. 


ir . 1 Renans Brief an Strauß — fiehe Kjellen, Die: politiſchen Probleme, | 
u. 58, und Deuiſchland und der Weltkrieg, II. S. 535. Über Danilewski i. * 
ajelten, ©. 85, . und. der Wellkelng, I, ©. 466, Fitäel, S. en 
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revolutionären Rußland, das mit den „inneren Türken“ abrechnen: 

wollte (Übersberger, a. a. O. S. 459). Jedoch auch die zariſtiſche 
Regierung verſchmähte es nicht, Frankreich als Trumpf gegen 
Deutſchland zu benutzen; fo erklärte Gortſchakow 1872 ein ſtarkes 


Frankreich für eine europäiſche Notwendigkeit und übernahm 1875 


die Rolle eines franzöſiſchen Schutzengels, dies gerade in den Flitter⸗ 
wochen des Dreikaiſerverbandes. | 

Der Berliner Kongreß bewirkte eine Stärkung des anziehenden 
Faktors, indem er die Kluft zwiſchen Rußland und Deutſchland 
vertiefte. Der Panſlawismus, der ſeine eigentliche Spitze bis da⸗ 


hin gegen Oſterreich⸗Ungarn gerichtet hatte, wandte ſich nun mit. 


wachſender Glut auch gegen Deutſchland, und die ruſſiſche Re⸗ 
gierung ſondierte bereits die Stimmung in Paris für eine An⸗ 
näherung (ſ. o. S. 13). Auf ſeiten Frankreichs war die Erholung. 
jetzt ſo weit vorgeſchritten, daß Renans theoretiſches Programm 
praktiſche Umriſſe annehmen konnte. Wir beſitzen ein Zeugnis aus 
dem März 1880, daß die Reſignation Frankreichs nur äußerlich 
war!; und Freycinet (S. 110) rühmt ſich, ſchon von dieſem Jahre 
an ganz bewußt den Zweibund angeſtrebt zu haben. 

Dieſer erſte Anſatz wurde indeſſen durch Bismarcks überlegene 
Staatskunſt fo vollſtändig neutraliſiert, daß die Periode von 1881. 


bis 1885 ſich im Gegenteil durch eine ſtarke Annäherung zwiſchen 


Frankreich und Deutſchland auszeichnet. Der Köder für Frankreich 
war Tunis (1881), während Bismarck gleichzeitig Englands Vor⸗ 
gehen in Agypten unterſtützte (1882); durch das eine lenkte er. 
Frankreichs Tatendrang nach auswärts ab, durch das andere ſchuf 


er ihm eine neue und anſcheinend dauernde Rivalität. Hier zeigten 


ſich neue Ziele für ein neues großes Frankreich auf dem Kolonial- 
markt, und damit bot ſich reiche Gelegenheit, mit Deutſchland zu- 
ſammenzugehen, da ja beide mit dem Widerſtande Englands zu. 
rechnen hatten. Dieſe Annäherung, in Frankreich von Jules 
Ferry vertreten, ging jo weit, daß Bismarck einen Augenblick; 


(1884) wirklich an die Möglichkeit voller Verſöhnung mit Franks 


reich gedacht zu haben ſcheint, und zwar auf der Grundlage des. 


1 Frankreich „est résignée, mais en apparence seulement; le sentiment. 
de lirreparable n'est pas encore entré dans les esprits“, Belgiſcher Geſandt⸗ 
ſchaftsbericht bei Köhler, S. 8 Anm. — Noch 1879 glaubte man, daß Bismarck 
eher zuſchlagen als das Bündnis dulden würde, Waddington zu Freycinet, 
ſiehe Souvenirs, S. 110. Im Jahre 1882 wurde der e in Paris 
durch Skobelew ſelbſt vertreten, Köhler, S. 34. u 
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x Bhlägemiätes zur See“, d. h. einer gemeinſamen Plattform gegen 
Wi En glan > 1 

Aber es zeigte ſich bald, daß der Revanchegedanke tiefer 
Be als dieſe neuen Stimmungen. Es erhob ſich in Frank— 
te ic eine Reaktion gegen den „Preußen“ Ferry und ſeine „nebel- 
hafter Kolonialunternehmungen“, welche den Blick auf die Vogeſen 
zu berſperren ſchienen. So wurde Ferry auf die Seite gedrängt, 
und Freyecinet kehrte als der Mann der Nation zurück, um nun 
| für acht Jahre faſt ununterbrochen der franzöſiſchen Politik ſeinen 
St empel aufzudrücken. Es war im Jahre 1885, als Frankreich auf 
bi iefe Weiſe „nach Europa zurückkehrte“. Zur gleichen Zeit bekam 
andererſeits der Panſlawismus durch die Aufrollung der bulgariſchen 
e vollen Wind in die Segel. Ferrys Sturz und der Putſch in 
umelien liegen wie „zwei Markſteine am Eingang zu einer 
deen Phaſe“ in der Geſchichte des Zweibundes (Köhler, S. 60; 
ogl. S. 10 und 14). Die zwei Ströme ſind, hier der eine, dort 
der andere, erſtarkt, — wie Euphrat und Tigris vor dem Zus 
ammenfluß. 

Das Jahr 1887 erhielt feinen kritiſchen Charakter gerade da⸗ 
DU ch, daß der Zuſammenfluß unmittelbar bevorzuſtehen ſchien. 
Bismarcks große Rede gegen Frankreich im Januar war ein Vor⸗ 
zeichen dafür. Der Oberprieſter des Panſlawismus, Katkow in 
der Moskauer Zeitung — der perſönliche Freund des Zaren — 
war ſchon ſeit dem Oktober des vergangenen Jahres offen für das 
, allerdings mit einem monarchiſchen Frankreich, eingetreten; 
er Boulangismus ſchien nun auf dem Wege, dieſe fehlende Vor⸗ 
aus setzung zu erfüllen. Die Diplomatie draußen in der Welt be⸗ 
bbachtete in dieſem Jahr ein politiſches Zuſammengehen Frankreichs 
mit Rußland nach dem anderen (die bulgariſche und die ägyptiſche 
We Frage) und zugleich eine zunehmende Abkühlung zwiſchen Ruß- 
{ri la ud und Deutſchland (Ruſſifizierung der baltiſchen Provinzen, 
© 8⁰ ere 

7 RR gelang der Diplomatie Bismarcks — in Verbindung mit 


N I SR 1 „Dieſes wichtige Zeugnis — ſoweit wir wiſſen, einzig in ſeiner Art — 
Er be in der „Kreuzzeitung“ vom 20. Auguſt 1918 mitgeteilt, ſiehe Tirpitz, 
BR Erinnerungen, 1919, S. 91. — Über Gambettas Widerftand gegen das tuneſiſche 
ö Unternehmen, ohne welches es Frankreich möglich geweſen wäre, Italien mit 
auf die Seite der Revanche zu ziehen (), ſiehe Holl. Roſe, S. 329. Über 
. Gegenintrigen gegen die franzöſiſch⸗deutſche Annäherung ſiehe Salomon, 
Der britiſche . 1916, S. 218. 
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glüdticjen Zufällen! —, den Frieden zu wahren; aber die Spannung 


ſelbſt ließ ſich nicht beſeitigen. Die Stunde war gekommen, da. - f 
man fein Kleindeutſchland als ein ausgewachſenes Kleid zu emp⸗ 


finden begann. Deutſchland verlangte für ſeine wachſende Größe 
eine weitere Entwiclungsmöglichkeit, und gemäß dem Geſetz vom 
geringſten Widerſtande in Verbindung mit dem Geſetz von dem 
größten Vorteil war dieſe Möglichkeit nur im Südoſten zu finden. 


Dieſer „neue Kurs“ wirft noch in der letzten Zeit des Reichsbau⸗ * 
meiſters ſeine Schatten voraus. Die anatoliſche Eiſenbahnkonzeſſion . 


im Oktober 1888 und ber Beſuch des Prinzen Wilhelm in Kon⸗ 
ſtantinopel im November 1889 find Zeichen einer kätſächlichen Ver⸗ 


ſchiebung innerhalb der deutſchen Politik. Deutschland beginnt, in 


. der Levante primär — nicht erſt ſekundär mit Rückſicht auf Ofterieid- 
ungarn — intereſſiert zu werden. Aber eben damit gerät es auch in 
primäre Reibung mit Rußland, und das Doppelipiel ber Rüdver- en 
ſicherung von 1887 wird zuletzt unmöglich. „ 


Es iſt wohlbekannt, daß Bismarck ſelbſt gleichwohl — Rue 
Rußlands Wunſch — die Rückversicherung bei ihrem Ablauf m 


Sommer 1890 erneuern wollte, und daß er in dem Enthüllungs⸗ 5 
artikel in den „Hamburger Nachrichten“ 1896 feinen Nachfolger an? 
klagt, durch dieſe ‚Unterlafjung Frankreich und Rußland einander 
in die Arme geführt zu haben. Er hat ſich darüber bei mehreren 
Anläſſen mit heftigen Worten ausgeſprochen , und die deutſche 


Rechte hat ſich bis zuletzt auf. feine Seite geſtellt; die Frage liegt; 5 


Ia innerhalb des Rahmens der großen Frage nach Deutſchlands 


.. Drientierung überhaupt, und die Rechtspartei ſieht im Ausgang des 
er Weltkrieges das Fazit auf ihre Rechnung, die öſtliche Orientierung“. 


“en Über Boulangers Brief an den⸗ Zaren im Februar 1887, der. nicht in 


die Hände des Adreſſaten gelangte, ſiehe Köhler, S. 19. Katkows Tod im 45 


7 


„Auguſt 1887 war in biejem, Zuſammenhang ein bedeutſames Exkignis. 


2 Die Unterlaſſung der Bündniserneuerüng im Jahre 1890 war 2 £ 


furchtbarſte Unheil“, nach’ einer, Äußerung von 1897 zu Tirpitz, Erinnern gen, 


S. 90; „ein unglaublicher Fehler Caprivis“, Außerung zu Poſchin ger in 


ſelben Jahre, Deutſche Rundſchau, Dezember 1919, S. 440. Kaiſer Wilhelm 


5 ſcheint gelegentlich der Auffaſſung geweſen zu ſein, daß Bismarck geradezu die 
. Abſicht hatte, mit Öfterreich-Ungaen zu brechen, um ſich mit Haut und Haar 


Rußland zu verſchreiben, ſiehe Hohenlohe, Denkwürdigkeiten II, S. 465, 466. 
8 Siehe beſonders Reventlow, S. 20 (die Rückverſicherung als „Laſſo“, 


um die Ruſſen einzufangen und von Paris fernzuhalten), und zuletzt D. S ch äfer, , 


II, 8. 217 f. (über Caprivis Fehler, den „ſo wertvollen deutſch⸗ truſſiſchen Rück⸗ 


verficherungsvertrag“ fallen zu laſſen). Siehe auch 3 S. 122: „eine 


| Schwächung ee “ar S. 137. © ; 
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— Schon 1890. im Zuſammenhang mit der Enthüllung, ſtellte ſich jedoch * 
Hans Delbrück recht ſkeptiſch zu dem Werte dieſer Rückendeckung: 
die im Jahre 1884 nützliche, im Jahre 1887 ſchon ſtark belaſtete 


Verbindung wäre im. Jahre 1890 für Deutſchland ausſchließlickt 
—ſchädlich geworden; keine Staatskunſt der Welt hätte übrigens die Der 


endliche Vereinigung. Frankreichs und Rußlands hindern können !. 


„Dieſe damals ſehr vereinzelt ſtehende Anſicht ſcheint jetzt auf dem 
. Wege zu fein, fi allgemein durchzusetzen, nachdem die Voraus 
Du ſetzungen des geſamten Problems in das Licht gerückt ſind. So 


5 „ iſchreibt Hammann, daß der Wert der Rückverſicherung für Deutſch⸗ 
* land „außerordentlich überſchätzt“ worden iſt (J, 61); ihre Aufhebung 


„wäre eine Fehler geweſen, wenn Bismarck blieb, war aber eine 


Notwendigkeit, wenn er ging“ (J, 53). Nur der Meiſter konnte ein 
ſo vüberfeines“, jo „überkünſtliches“ Spiel fortſetzen, fügt Oncken 
(S. 55/56). hinzu. Im ſelben Sinne hebt ſchon Raſchdau (©: 32) 


— hervor, daß es nicht fo. ſehr das Abkommen ſelbſt, als vielmehr 


Bismarcks Staatskurſt war, die den Bruch aufhielt; der Vertrag | j 


. war daher ohne Bismarck nicht viel wert; außerdem war er formell ar 
Me nicht einmal ein Hindernis für die franzöſiſch⸗ ruſſiſche Verbindung, 
und ſeine Geheimhaltung ermunterte Frankreich geradezu. Daß 
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Bismarck übrigens das Moment, in dem er die Hauptvorausſetzung 


für die Fortſetzung des Spieles erblickte, nämlich das perſönliche 


Vertrauen des Zaren Alexander III., uberſchätzt hat, wird von ver⸗ 5 
ſchiedenen Seiten hervorgehoben? Von dieſer Zeit an trennte der 


- Bat ſeine Politik. von Deutſchland, wenn auch noch viel daran 


fehlte, ihn zu einer gemeinſamen DEE, mit Frankreich z az . 
en -anlaſſen (Köhler, S. 38). re, 
Es hat alſo faſt den Anſchein, als ob. das Urteil der Ge. 
ſchichte. zugunſten des fo- bitter getadelten Schrittes ausfiele, mit 
dem Kaiſer Wilhelm II. ſeinen „neuen Kurs“ in der äußeren . 
Politik einleitete. Hier intereſſiert uns beſonders die Frage, in 
welchem Grade die Trennung zwiſchen Berlin und Petersburg als 


Arſache der Verbindung Petersburg Paris angeſehen werden kann. 


Es liegt da offen zutage, daß dieſe Verbindung von langer Hand 


vorbereitet wurde, und zwar noch während der erſte Draht hielt, 

1. Preußiſche Hahbücher Oktober bis Dee 1896 S. 626 f. 441. Auch | 
die N von 1896 fand Delbrück ſchädlich für das Vertrauen zu der 5 
deutſchen Politit, wenn auch nicht: illoyal, S. 630. 


5 ER Siehe Hammann, I, 59 f., Köhler, S. 45, Raataht, © 7. 


ber Bismarcks Vertrauen ſiehe Gedanken II, S. a 
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alſo 1 des Rückverſicherungs vertrages 1887—1 890. Während 


dieſer Zeit, ſeit Ende 1888, beginnt die Wanderung von Gold von 


Paris nach Petersburg, die ſchließlich das tragkräftigſte Bindemittel 


des Bündniſſes wurde !. Bald darauf, zu Anfang. 1889, wanderte | 


auch eine Menge franzöſiſcher Gewehre den gleichen Weg, gegen die 
laute Zuſicherung, fie würden nie gegen Frankreich losgehen? 
Hieraus entſtand nun, mit innerer Logik, ein „diplomatiſches 
Problem“, indem dieſe Zuſicherung der „précision“ durch prak⸗ 


tiſche Garantien bedurfte (Albin, S. 269). Gerade zur ſelben Zeit 


reorganiſierte Freycinet die franzöſiſche Armee (1888 — 1890) 
und machte damit ſein Land wirklich bündnisfähig (Köhler, S. 28). 


Ein belgiſcher Bericht von 1888 bezeugt, daß Rußland damals in 


Frankreich „Mode“ war (a. a. O. Nr. 37), und das große Jubi⸗ 
läum im Sommer dieſes Jahres wurde zu einer „Heerſchau des Pan⸗ 
ſlawismus“ (ebd. S. 46 f.). 

Als der alte Kaiſer Wilhelm im Frühjahr 1888 das Zeitliche 
ſegnete, brach damit ein ſtarkes Tau, das bisher Rußland und 
Zentraleuropa zuſammengehalten hatte. Das Fiasko des Bou⸗ 


langismus konnte die Entwicklung jetzt nicht länger aufhalten. Das 


alte Mißtrauen des Zaren gegen das franzöſiſche Regierungsſyſtem 
im Zeitalter des „Nihilismus“ mäßigte ſich durch das Eingreifen 
der franzöſiſchen Regierung gegen eine Nihiliſtenverſchwörung in 


Paris im Mai 18902. Eben damals wies Deutſchland die Hand 


Rußlands zur Verlängerung des Kaiſerbündniſſes zurück. Natürlich 


hat dieſer Schritt zu der ſpäteren Entwicklung beigetragen. Er N 


1 Die Allianz begann im Oktober 1888 mit dem ½⸗Milliardendarlehen 3 
Bankiers Hoskier, ſagt Holl. Roſe, S. 340 f. Siehe hierüber weiter Daudet, 
chap. VI. Der Unterhändler bei den erſten Transaktionen dieſer Art war 
Cyon, damals Herausgeber der ſtark allianzfreundlichen „Nouvelle Revue“, 
Köhler, S. 25. — Wie bekannt, gab Bismarck dadurch, daß er den deutſchen 


Anleihemarkt ſperrte, ſelbſt den Anſtoß zu dieſer finanziellen Verbindung zwiſchen 6 


Rußland und Frankreich und erlitt hier „ſeine erſte große Niederlage“, 
Köhler, S. 70. 
2 Nach Freyeinet, der hier ein zuverläſſiger Zeuge ſein dürfte, wurde 


die Gewehrangelegenheit zu Neujahr 1889 erledigt (S. 414 ff.) und die Verſiche⸗ 


rung im Februar abgegeben (S. 417, vgl. Köhler, S. 28. Reventlow, = 5, 


führt diefe Unterhandlungen bis in das Jahr 1887 zurück. 


3 Die belgiſchen Berichte enthalten zahlreiche Zeugniſſe von der fortdauernden 


Abneigung des Zaren gegen den Parlamentarismus in Paris, ſiehe Köhler, 


S. 38; auch ſein Geſandter in Frankreich, Mohrenheim, blieb lange abgeneigt, 
dafelbſt S. 21. Bei der Nachricht von der Verhaftung der Pariſer Nihiliſten 


ſoll der Zar geäußert haben: „Endlich hat Frankreich eine Regierung.“ Siehe 


hierüber Freyeinet, S. 442 f., Alb in, S. 176, Debidour, S. 170. 
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ſteht indeſſen keineswegs vereinzelt. Er fällt mit einer poſitiven 
Hinkehr zu England, Rußlands Erbfeind, zuſammen (Helgolandvertrag 


Juni 1890), ferner mit einer Milderung von Bismarcks aggreſſiver 


Politik gegenüber den Polen, welch letztere ebenfalls mit ſeiner 
Ruſſenfreundlichkeit zuſammenhing. Jetzt iſt es ſo weit gekommen, 
daß das Bündnis „in allen Köpfen in Paris ſpukt“ (belgiſcher Be⸗ 
richt, Köhler, S. 92). Aber in Wirklichkeit war nicht einmal hier⸗ 
durch in Petersburg das Maß zum Überlaufen gebracht. Das ent⸗ 
ſcheidende Ereignis, das ſchließlich den Zaren von Rußland dazu 
vermochte, mit entblößtem Haupt. die Marſeillaiſe anzuhören, kam 
in anderem Zuſammenhang: es war die Erneuerung des N 
bundes am 6. Mai 1891. 

Daß zwiſchen dem Abſchluß des dritten Dreibundes und dem 
Vorſpiel des Zweibundes in Kronſtadt ein Zuſammenhang beſtand, 
iſt wohl auch bisher keineswegs verborgen geblieben; eine Andeutung 
davon liegt ſchon in Caprivis damaliger Rede vom 27. No⸗ 
vember 1891: „man hat vielleicht bei der Erneuerung des Drei⸗ 
bundes in der Preſſe etwas zu viel Pauken und Trompeten gerührt 
und dadurch anderen Leuten das Gefühl gegeben, ſie wollen auch 
mal Pauken und Trompeten rühren“. Beſtätigung und Klarheit in 
dieſer Richtung hat jedoch erſt die Veröffentlichung der belgiſchen 
Berichte gebracht. Aus ihnen geht zunächſt hervor, wie ſkeptiſch 
die Diplomaten gelegentlich die Lebenskraft des Dreibundes be⸗ 
urteilen (Köhler, Nr. 70, 71, S. 100 f., 104), insbeſondere nach⸗ 


dem der Rücktritt Criſpis zu Neujahr 1891 demjenigen Bismarcks 


gefolgt war und der Dreibund ſo ſeine beiden Paten verloren hatte. 
f Daß er gleichwohl erneuert wurde, und zwar lange vor der Zeit, 
magchte auf die anderen, iſolierten Glieder des Staatenſyſtemes und 
| beſonders auf den Zaren einen ſtarken Eindruck. Hier tritt in der 
* Perſon des ſchwediſchen Kronprinzen, jetzigen Königs Guftav V., 
(ein unmittelbarer perſönlicher Zeuge auf: bei feinem Beſuch in 
Petersburg zu Neujahr 1892 hatte er — wie der belgiſche Ge 
„ſandte in Berlin, Baron Greindl, unter dem 13. Februar 1892 
berichtet — den Zaren ſehr aufgebracht auf den deutſchen Kaiſer 
gefunden, und zwar auf Grund des „sclat donné au Tenouvelle- 
ment de la triple alliance; c 'est la raison qui a con- 
duit le czar aux manifostations de Oronstadt'“. | 
Köhler, Nr. 91, vgl. ©. 104, 105 Anm. 1. — Schon Freyeinet, 


S. 165, ſpricht von dem Unwillen des Zaren über die „publicité presque 
N provoquante”. | 


— 


ar 
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billigen Bedingungen zu erneuern bereit geweſen wären, und ſeine 


führte zum Abbruch der Verhandlungen, und fein Nachfolger 
Rudini ſcheint keineswegs taub für die franzöſiſchen. Lockungen ge⸗ 
weſen zu fein: Frankreich beſaß nämlich einen, großen Trumpf 


Bei unſerer Untersuchung iſt es von Gewicht geweſen, dieſen 


8 Zuſammenhang klarzuſtellen, da er über die Zukunftsausſichten der 


letzten Politik Bismarcks vollſtändiges Licht verbreitet. Rachf ahl! . 


hat hervorgehoben, wie ſehr die Ruſſen ſchon im erſten Jahre über 


ihren Gewinn bei dem Kaiſerbündnis von 1887 getäuſcht wurden; 5 
es war nicht anzunehmen, daß ſie dies Bündnis im Jahre 1890 zu 
unveränderte Wiederholung dürfte doch wohl, nach der Entſtehung ——* 
des „Balkandreibundes“ von 1887, für Deutſchland eine feine Uns. 


möglichkeit geworden fein. Aber felbft wenn man eine derartige 
Skrupelloſigkeit hätte vorausſetzen können, ſo hätte ſelbſt das den 
Prozeß, der Rußland und Frankreich einander in die Arme trieb, 


nicht lange aufhalten können. Delbrück hat ſchon 1896 vollkommen 


" richtig geſehen. Den ſchließlichen Beweis dafür bietet uns die Tat⸗ 
ſache, daß den unmittelbaren Anſtoß zu Kronſtadt nicht etwa die 
Nichterneuerung des Kaiſerbündniſſes, ſondern eben die Erneuerung 
dees Dreibundes gab. Das bedeutet, daß Bismarcks ſinnreich kom⸗ 8 . 


pliziertes Syſtem mit Verſicherungen und Rückverſicherungen ſich in. 


Wirklichkeit überlebt hatte, als er Ausguck und Ruder verließ. Sein 
eines Werk ſchlug das andere in Trümmer. Ein Ausgleich. war . 5 55 
nicht länger möglich. = 


In richtiger Einſicht hierin ließ Bismarcks Nachfolger das 


ö AKaiſerbündnis fallen, eben um den Weg für den Dreibund offen zuuu 
halten; er hat ſelbſt unumwunden erklärt, daß das erſte den zweiten m 


„geſprengt“ haben würde !. Die Initiative zu der vorzeitigen Er: - 


neuerung des Dreibundes ging indeſſen von Criſpi aus, und zwar 


geſchah das im November 1890 (Pribram, S. 216). Criſpis Sturz en 


a N 
n 


durch den ſeit 1888 währenden Handelskrieg, deſſen eigentlicher 
Zweck war, „mittels des Hungers die Italiener wiederzuerobern“ 


„ ö 1 d. h. den Dreibund- au. Iprengen ?. Es ſcheint. auch fafl, . 


3 1 Caprivi zu Hohenlohe am 13. Dezember. 1891, ſiehe Denkwürbigkeiten, 5 : 2 


: e ©. 484. Der Grund war alſo nicht bloß der formelle, daß Caprivi N : 
Syſtem Bismarcks „zu kompliziert“ fand, wie er and) zu e am 


14. Januar 1895 bemerkte (daſelbſt S. 519). BEN 
2 „Das Hauptziel des Wirtſchaftskrieges“, ſchreibt Greindt am 27. Juni Mn ö 
{ 


a7 1891, „iſt das, Italien durch finanzielle Bedrängnis zum Aüstritt aus der 


Friedensliga zu zwingen“, ſiehe Köhler, S. 102. „La ligue de la paix“ iſt = 


; don in ae Beobachter oft genen: Bezeichnung des- Drelbundes * 
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5 als ob die Wyalität gegenüber dem Dreibundsgedanken in gtalien N 
fortan einen „tiberaliftifchen Farbton, im Gegenſatz zu der natio⸗ 


naliſtiſchen Rechten, erhalten hätte. Frankreichs offen hervor⸗ 


tretende Revanchegedanken mahnten indeſſen in Italien zur Vorſicht, 

die Aüsſöhnung mit den Klerikalen erweckte Unruhe, und der 

b Widerſtand gegen Italiens abeſſiniſche Politik machte das Maß 
we vol! Da außerdem die Bundesgenoſſen von neuem Entgegen⸗ 
kommen zeigten, war Italien bereit, und das dritte Dreibund⸗ 

= RN 5 abkommen Hurde ein volles Jahr, a das zweite ablief, unter⸗ 
zeichnet. | 

Was beim Leſen dieſer Urtunde (pribran, Nr. 15) zuerſt as i 


u . iſt die Form der Redaktion. Es iſt jetzt wieder, wie 1882, 


ein. einheitlicher Akt, nur mit einem Schlußprotokoll als Anlage. 
In dieſem Akt. begegnet man teils den Artikeln von 1882 (V), 


* 


= teils den Hauptpunkten der beiden Separatabkommen von 1887 


En des deutſchen in den Artikeln VI, VIII. X—XI; des öſterreichiſchen 


int Artikel VID. Die tatſächlichen Anderungen bei dieſer Wieder⸗ . _ 


1 holung. ſind unerheblich. Aber dazu tritt jetzt im Verhältnis Italien⸗ | 
8 Deutſchland ein ganz neuer Artikel. IX, der Deutſchland mit der 


2 Verpflichtung belaſtet, Italien nach „accord préalable“ hei jeder 5 


Unternehmung in Nordafrika zu unterſtützen, zu der es ſich im In⸗ 
rel „d squilibre et de légitime compensation“ veranlaßt 


gelaſſen, aber ſtatt deſſen Tunis eingefügt. Neu iſt ferner der 
„Artikel XIII, der: zweckmäßige „Modifikationen“ in ein beſonderes 


erer 


ſehen könnte; in dem geographiſchen Rahmen iſt Marokko fort⸗ ne 


5 5 Protokoll verweiſt. Das Protokoll, das dem Schluß des Vertrags⸗ 2 


textes angefügt iſt, enthält zwei. Punkte. Erſtlich verſprechen ſich 
. die Parteien jedes mögliche Entgegenkommen, „en matiére &co- 
. nomique (finances, douanes, chemins de fer)“ ; ein ſehr not⸗ 
. wendiges und bedeutüngsvolles Gegengewicht gegen die franzöfifchen. 

Lockungen, zugleich ein Erſatz für das Syſtem der Vorzugszölle, 
Bat - an das Criſpi gedacht hatte (Pribram, Anm. 187). Zweitens ge⸗ 

währen die beiden anderen Teile Italien ihre ‚Unterftügung bei 


* 


un, 


Programm zu e wobei jetzt Marokko wieder e wird. 


en ; a Se Sich bler e S. 70, Debidour, S. 176, 169, und. vor e er 
| - Billot, welcher das Hauptwerk iſt. Pr ibram, S. 221, führt einen Geſandt⸗ 5 
1 * = ſchaftabericht „über weitgehende Verſprechen finanzieller Natur“ an, die Franke . 


EB in N De AU auch . ©. 100. 


8 1 deſſen Verſuch, auch Englands „accession“ für. ſein nordafrikaniſches 2 5 


g „reich zur Kompenſation für die italienische Neutralität in einem Andere, Pe 2 
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Man ſieht, daß Italien wieder der einſeitige Gewinner war, dies⸗ 
mal eigentlich auf Koſten Deutſchlands. Als feine einzige Gegen- 
leiſtung läßt ſich der Artikel XIV des Vertrages anſehen, der eine 
Vertragsdauer von ſechs Jahren, aber außerdem eine automatiſche 
Verlängerung um weitere ſechs Jahre vorſieht, falls keine der Par⸗ 
teien das Bündnis ein Jahr vor ſeinem Ablauf, d. h. ſpäteſtens im 
Mai 1896 kündige. | 

Der wirtſchaftliche Druck Frankreichs auf Italien hatte alſo keinen 


Erfolg gehabt. Nach den belgiſchen Berichten hat es den An⸗ 


ſchein, als wäre dasſelbe Syſtem gleichzeitig auf Rußland an⸗ 
gewandt worden. Es iſt bekannt, daß man Rußland im Mai 1891 
ein nachgeſuchtes Darlehen verweigerte, und in den diplomatiſchen 
Kreiſen glaubte man zu wiſſen, dies ſei die Antwort auf Rußlands 
Weigerung, einen ihm von Paris vorgelegten Bündnisentwurf an⸗ 
zunehmen. Selbſt noch im Frühjahr 1891 hatte alſo der Zar ſeinen 
Widerwillen gegen das Bündnis, trotz des Fortfalls der deutſchen 
Rückverſicherung im Sommer 1890, nicht überwinden können. Aber 
gerade da kam die Nachricht von der, wie man glaubte vollzogenen, 


Neubegründung des Dreibundes, bei der England den wohl⸗ | 


wollenden Zuſchauer machte. Es läßt fich verftehen, daß dies zu⸗ 
ſammen mit dem Anleihebedürfnis einen plötzlichen Stimmungs⸗ 
umſchlag in Petersburg verurſachte. Man behauptet, der Zar habe 
ſelbſt zu dem franzöſiſchen Flottenbeſuch in Kronſtadt im Juli 1891, 
der vor aller Welt die neue Verbindung in der Staatengeſellſchaft 
bekanntgab, die Anregung gegeben!; es iſt das fo zu verſtehen, daß 
er endlich ſeinen Widerſtand fallen ließ und Zeit und Ort be⸗ 


ſtimmte. Seine Perſon war das wirkliche Hindernis für das natür⸗ 


liche Bündnis zwiſchen Rußland und Frankreich geweſen, ebenſo 


wie die Perſon Kaiſer Wilhelms es für das Bündnis zwiſchen 


Deutſchland und Oſterreich war, — mit dem Unterſchiede, daß der 
Kaiſer aus Sympathie für den dritten Teil ſchwankte, dagegen der 
Zar aus Abneigung gegen ſeinen Partner! N 
Was tatſächlich in Kronſtadt vorfiel, iſt noch immer nicht mit 
Sicherheit bekannt. Der Korreſpondent der „Times“ behauptet unter 


dem 31. Juli, der franzöſiſche Admiral habe einen Vertrag bei ſich | 
geführt, der von den ruſſiſchen Miniſtern des Auswärtigen, ds 


1 Über die Initiative des Zaren ſiehe Freycinet, S. 443; Flourens in 
ſeiner Monographie über den Zaren Alexander III. hat dieſelbe Angabe. Daß 
dieſe Initiative allein die Form der Annäherung betrifft, ergibt ſich deutlich aus 
der vorausgehenden Entwicklung; ſiehe Albin, S. 278, 310. N 
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Krieges und der Marine, jedoch nicht vom Zaren unterzeichnet 
worden ſei. Daß in der Tat irgend etwas Schriftliches abgemacht 
wurde, was auch Hanſen und Freyeinek beſtätigt haben, wiſſen 
wir jetzt durch die Urkunde Nr. 17 in „L'alliance franco-russe“, 
aber dieſe Urkunde iſt vom 27. Auguſt: die Verhandlungen ſind 
alſo fortgeſetzt und erſt an dieſem Tage in Form eines Austauſches 
von Miniſterialnoten abgeſchloſſen worden . In der Urkunde wird 
ganz kurz von einer „entente cordiale* und gegenſeitiger Unter⸗ 
ſtützung bei einem fremden Angriff geſprochen. Schon die weit⸗ 
: läufigen Vermutungen von Albin bewegen ſich in derſelben Rich⸗ 
tung: ein allgemein gehaltenes „Konzert“ zur Aufrechterhaltung des 
Friedens und des europäiſchen Gleichgewichtes gegenüber der 
deutſchen Hegemonie. Nach den Verſionen, die zehn Jahre ſpäter 
in der Preſſe das Licht erblickten, war Deutſchland indes nicht mit 
Namen erwähnt; auch fand ſich in den wenigen Punkten des Ab⸗ 
kommens keine zeitliche Begrenzung 2. Daß der geographiſche 
Rahmen auf Europa beſchränkt war, ergibt ſich aus der „Er⸗ 

| weiterung“ auf Aſien 1902. Schließlich wiſſen wir beſtimmt aus 
einem Zeugnis Poincarés vom Jahre 1912, daß der „casus 
foederis“ für Rußland eintrat, falls ſich Deutſchland bei einem 
Kriege zwiſchen Rußland und Oſterreich⸗Ungarn auf die Seite 
des letzteren ſtellte?; unausgemacht iſt aber, inwieweit dies ſchon in 
dem Schriftſtück von 1891 zu leſen ſtand. 

Hierauf beſchränkt ſich einſtweilen unſere Kenntnis über den 
Zweibund von 1891. Daß damals noch kein vollſtändiges Bündnis 
zuſtande kam, geht ſchon daraus hervor, daß die Namen der Staats⸗ 
häupter fehlten. Es war ein Verlöbnis, aber noch kein Ehevertrag. 
Es blieb noch die Aufgabe übrig, ſagt Freycinet ſelbſt (S. 466), 
„die Verbindung in die Sprache der Diplomatie überzuleiten“; aber 
er iſt froh, daß „der Zar ſich öffentlich bloßgeſtellt hat und jetzt 

nicht mehr umkehren kann“. Dies iſt die „situation nouvelle“, 


' 1 Siehe Freyceinet, S. 466 f., und Köhler, S. 118 f. Auf den Noten 
ſtehen die Unterſchriften der Miniſter des Auswärtigen Giers und Ribot. 
Sowohl die Namen als auch das Datum waren früher ſehr ungewiß: fo nennt Albin 
den ruſſiſchen Geſandten Mohrenheim und Ribot und das Datum des 22. Auguſt, 
während Debidour, S. 171, die Namen Mohrenheim und Freycinet hat. 

2 „Wiener Allg. Zeitung“ vom 21. September 1901 und 2. Liberte“ 
vom 26. September 1901, ſiehe Holl. Roſe, S. 347. 


s Siehe Iswolski an Saſonow am 12. September und 18. November . 


1912 im deutſchen Weißbuch von Verſailles: „Deutſchland ſchuldig?“ S. 148, 150. 


. u l 20 Jahre lang gepeinigt hatte, hatte Fleiſch und Blut angenommen, 1 


2 1 „ = 5 a ea g 
. .. . wa = 8 ö 8 2 
* © ” 4 * 88 =. „ 
8 : 


u i Rudelf Kielen e ee 150 — 
die er und ſein Außenminiſter jetzt als Einleitung für eine „nou-. 
velle politique“ laut aller Welt verkünden . Hr 

Es iſt von großem Intereſſe, in Köhlers Sammlung die 5 
Wirkungen dieſer neuen Situation in der diplomatiſchen Meinung,, 
wie fie ſich gelegentlich in den belgiſchen Berichten widerſpiegelt, . 
zu beobachten. Die Stimmung iſt durchgehends peſſimiſtiſch. Der 
Beſuch in Kronſtadt, ſchreibt der Geſandte in Berlin, Greindl, 
am 1. Auguſt 1891 (Nr. 77), „wird das Üble haben, die Hoffnungen 
der Exaltierten in beiden Ländern zu nähren; er häuft Exrplofive 
ſtoffe an, an die Feuer zu legen gewiſſe Leute ſich nichts Beſſeres 
wünſchen können“. Man kannte den perſönlichen Friedenswillen :- 
des Zaren, ſah ihn aber nunmehr als Wachs in den Händen der 

Panſlawiſten an: „Die panſlawiſtiſche Partei, ſtärker als der Zar, 
entſcheidet über Krieg und Frieden“ (derſelbe am 6. Dezember . 
1891, Nr. 90). Ju London fürchtete man die aufmunternde :;, 
Wirkung auf den „Revanchegeiſt, der nicht aufgehört hat, das 
franzöſiſche Volk zu beſeelen, den aber die Befürchtung vor einen 
verfrühten Kriege bisher zurückhielt“ (Sol vyns am 27. Neven e 
1891, Nr. 89). er 

Ohne Zweifel zeugt es von einem e Inſtinkt bei dieſen „ 
neutralen Diplomaten, daß fie die neue Verbindung als einen Kurs: :, - 
ſturz der Friedensaktien aufnahmen. Sie konnten ja nicht umhin,, 
darin den Zuſammenfluß zweier Kräfte zu erblicken, die ſchon lange 
mit entgegengeſetztem Ziele wirkſam waren. So zieht Solvyns 
am 1. Auguſt (Nr. 78), ſich auf die allgemeine Meinung in London 
ſtützend, einen Vergleich mit dem Dreibund, der „ſich auf die De⸗ + 
- fenfive beſchränkt und ſich ſorgſam vor gewagten Unternehmungen EN 
hütet“: das neue Bündnis „hat einen ganz anderen Charakter, es 
wird ſich nicht darauf beſchränken, ein Gegengewicht gegen das 
andere zu bilden; denn wenn es die Hoffnungen nicht enttäuſchen ©. 
will, die es hat entſtehen laſſen, muß es aggreſſiv fein“ Es er⸗ 

weckte daher die Verwunderung der Belgier (Greindl von 
25. Auguſt 1891, Nr. 83), daß die Deutſchen, als Nächſtintereſſierte 
die Sache kühl aufnahmen. Das Nachtgeſpenſt, welches Bismarck 


die Schlinge um Deutſchlands. Hals war fertig, und doch begnügte N 
ſich „ (27. November 1a) damit, 8 SE als 3 
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und fand. in dieſem Gedanken Beruhigung. Daß dieſe Gedanken⸗ 
gänge. jenſeit. des Rheins diplomatiſchen Widerhall fanden, iſt 
ex ie erklärlich!, jedoch die dortige allgemeine Meinung rechtfertigte 
zweifellos die Beſorgniſſe der Neutralen. Der Jubel in Frankreich 
bewies jetzt unverkennbar, daß man in Kronſtadt „das Vorſpiel für 
8 nationale „Revanche“ ſah Debidour, S. 177) 2 


Gleichwohl erwies ſich der deutſche Optimismus als berechtigt. £ = 
Daudet (S: 322), der vor Toulon ſchreibt, betrachtet den Zweibund 


„iherherſehng des europäiſchen Gleichgewichtes“ zu eee = . 


R ols. eine Tatſache, die eine „faſt unmittelbare Konſequenz“ von 
Kronſtadt ſei. So ſchnell und ſo einfach ging es aber doch nicht. 


Die Fortſetzung machte den Franzoſen große Schwierigkeiten, trotz 


der Zudringlichkeit, mit der ſie den Außenminiſter des Zaren bis E nn 


5 : äuf_ fein Krankenbett verfolgten (Freycinet, S. 499 ff.). Nachdem 
-:der Zar im. Oktober 1891 als Brautſchatz die im Mai verweigerte 
": Anleihe. einkaſſiert hatte, zeigte er ſich von neuem recht widerſpenſtig. 


Es iſt zu dieſer Zeit von einer Art Rückverſicherung zwiſchen Ruß⸗ a | 
land und Italien, einer Art weiteren Kreiſes um beide Bündniſſee 
die Redes, und das mitten in der Zeit des ſchärfſten Bruches zwi⸗ 8 


en Frankreich und Italien. Im Juli 1892 konnte der „Figaro“ 


verwundert fragen, ob es ſich hier um „alliance ou flirt“ | 
bordele So verſtrich ein volles Jahr bis zum nächſten Schritt, der 


3 Militärkonvention vom Auguſt 1892 („L’Alliance franco- | 


5 I russé“,-Nr. 71), unterzeichnet von den Generalſtabschefs beider 


Länder. Aber auch dieſes Schriftſtück erhielt nicht die Unterſchrift N 


des Zaren — ſolche Ereigniſſe wie der Panamaſkandal im November 
1892 und das Attentat in der Deputiertenkammer im Dezember a 


5.1893 konnten ſein Mißtrauen gegen den Partner nur ver⸗ 


wehren —; er begnügte ſich damit, die Abmachung mündlich „im 0 


Seien fie ni daß iner Beziehungen zu Ihnen ſich beſſen werben, 7 


r anzinehmen. Dies Bein ert um die e Gobreswabe er 


ſobalb wir mehr auf gleichen Fuß gekommen ſind“, e zu dem beut- > i | 


Aden Geſandten nach Toulon, Souvenirs S. 505. . 
2 Das entblößte Haupt des Zaren bedeutete bier ehr als 10 Verträge“, 


= daſelbſt S. 171. Vielfach glaubte man, Kronſtadt würde den Franzoſen das Torr 


4 „zu Straßburg und den Ruſſen zu Konſtantinopel öffnen, Albin, S. 320. 

. elmolt bei Singer, S. 262, ſpricht von einem förmlichen Abkommen 

; vom 13. Oktober 1891. Sosnoſty, um ©. 22, e an die vollendete | 
zuge ai au glauben. | | 
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1893/94; von da an hat man die Konvention als feſtſtehend be⸗ 


trachtet! 
Während dieſer Geſchehniſſe hatte ein neuer Flottenbeſuch, 


nämlich der Ruſſen in Toulon im Oktober 1893, abermals die 


Freundſchaft der beiden Völker zum Ausdruck gebracht und die 


Unruhe der Diplomaten vermehrt. Toulon, ſo ſchreibt Greindl 
am 25. Oktober 1893 von Berlin (Köhler, Nr. 101), „hat die 
Sicherheit Europas vermindert, indem es das Selbſtvertrauen des 
franzöſiſchen Volkes erhöhte“. Und von Beyens in Paris hören 
wir unter dem 30. Oktober (a. a. O. Nr. 103) die zweite Stimme: 
„Es iſt zu befürchten, daß der Zar gegen ſeinen Willen nur das 
erreicht hat, daß in Frankreich Empfindungen zum Sieden gebracht 
worden ſind, die nicht überhitzt werden durften.“ Die Diplomaten 


waren ſich indeſſen darüber einig, daß die Sache diesmal England 


am nächſten anging. Sie waren ſich auch darüber im reinen, daß 
der Zar wieder nur vom Geldbedürfnis getrieben wurde; annähernd 
5 Milliarden Franken — ziemlich ſo viel wie die geſamte Kriegs⸗ 
entſchädigung von 1870 — hatte der Bündnisgedanke jetzt Frank⸗ 
reich gekoſtet (Bericht aus Paris vom 7. Oktober 1893, Köhler, 
Nr. 99). 


Ohne bis jetzt dafür klare ſchriftliche Unterlagen zu haben, 


pflegt man das förmliche Bündnis zwiſchen Rußland und Frankreich, = 


den Schlußpunkt des 1891 beginnenden Prozeſſes, in den März 
1894 zu ſetzen. Hanſen, Freycinet und Albin erwähnen aus 
dieſem Monat ein Abkommen, das von Giers in Petersburg und 
Caſimir Périer in Paris unterzeichnet wurde. Dazu bemerkt 
Köhler (S. 134), daß es „die Abmachungen von 1891 erweiterte 
und ihnen beſtimmtere Form gab, der Militärkonvention von 1892 


im diplomatiſchen Sinne Rechtsgültigkeit verlieh, und als urkundliche 
Feſtlegung des Dreibundes anzuſehen iſt“. Den Gang der Ver⸗ 


handlungen hat ſchon früher Albin (S. 338) klar entwickelt: zuerſt 
eine generelle Entente unter Feſtlegung der Ziele und Mittel (ge⸗ 
meinſame Beratung) 1891, dann Veranſtaltungen zur praktiſchen 


Sicherung dieſer Ziele gegen ſtörende Eingriffe 1892, zuletzt Fixie⸗ 


2 Siehe hier L' Alliance franco-russe, Nr. 91, 92, und Köhler, S. VII, 
123. Der Inhalt der Konvention iſt immerhin bedeutſam genug; hiermit 
beginnt die Konzentration an der deutſchen Grenze, die bis dahin in Rußland 
nicht beſtand, ſei es durch die Verteilung der Friedensformationen, ſei es durch 

die . für den Eisenbahnbau; Albin, S. 334, 348. 
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rung des casus foederis in einem diplomatiſchen Vertrag neben 
dem techniſchen, im Jahre 1894. | 
Die Form des Schlußabkommens war, wie wir ſehen, ein Aus⸗ | 
tauſch von Miniſterialnoten. Zweifellos wählte man dieſe loſere 
Form, um die Notwendigkeit einer Ratifikation zu umgehen, zu 
welcher Zar Alexander ſein Leben lang nicht zu bewegen war. Es 
iſt nicht bekannt, inwieweit der Zar Nikolaus (nach ſeiner Thron⸗ 
beſteigung im November 1894) feinen Namen auf ein das Bündnis 
betreffendes Schriftſtück geſetzt hat. Überhaupt ſcheint das Wort 
Bündnis offiziell nicht früher als durch Hanotaux am 10. Juni 
1895 gebraucht zu jein!; und die Antwort von ruſſiſcher Seite 
verzögerte ſich bis zu der Begegnung der Staatshäupter in Kron⸗ 
ſtadt am 24. Auguſt 1897, wo der Zar den Franzoſen endlich 
den erſehnten Namen „amis alliés“ gab. Dieſe Bezeichnung weckte 
in der diplomatiſchen Welt ſtarken Widerhall; bis dahin hatte alſo 
\ anſcheinend über Art und Maß der Verbindung noch eine gewiſſe 
Unklarheit beſtanden?. 
| Für den Hiſtoriker, der in unſeren Tagen a die Entſtehung 
des Zweibundes zurückblickt, ſind dieſe diplomatiſchen Schattierungen 


i ziemlich gleichgültig. Für ihn bleibt 1891 das entſcheidende Jahr; 


was damals noch nicht abgemacht war, mußte ſpäter „par la force 
des choses“ kommen. Im Jahre 1891 wurde alſo die zweite 
Koalition geſchaffen, die nachher und bis in den Weltkrieg hinein 


eine Konſtante im Staatenſyſtem bedeutete: den Kern in dem großen 


Ring der ſpäteren „Entente“, ebenſo wie das Bündnis zwiſchen 
Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn den Kern des mitteleuropäiſchen 
Lagers bildete. Die erſten beiden Paare hatten die Bühne betreten, 
um fie nicht mehr zu verlaſſen.— 

Formell war die jüngere Koalition — wie der Vertreter 


f j Deutſchlands fie gelegentlich charakteriſierte (ſiehe oben S. 56 f. in 
das bislang fehlende Gegengewicht gegen die ältere: gegen die 


Großmachtsziffern Deutſchland 50 + Oſterreich⸗Ungarn 42 ½ + | 
Italien 31, zuſammen 123 ½ Mill. Menſchen, vereinigte fie Frank⸗ 


N reich 38 ½ + Rußland 100, zuſammen 138 ¼ Mill. Es iſt wahr, 


1 Vgl. Farges bei Lariſſe- Rambaud, S. 519. Holl. Roſe, S. 346, 
(welcher das Wort Ribot zuſchreibt), zieht daraus den Schluß, daß das Bündnis 
Werſt in dieſem Jahr abgeſchloſſen wurde; vgl. Debidour, S. 193. 

2 Es iſt bemerkenswert, daß Bismarck noch nicht einmal jetzt an ein wirk⸗ 
liches Bündnis glauben wollte, Hammann, II, S. 52; er rechnete auch die 
Worte des Zaren in Kronſtadt zu „dem Dekorativen in der Politik“. 
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daß auf deren Seite noch über 50 Mill. Kolonialbevölkerung zu 


legen ſind, denen auf der Gegenſeite nichts Nennens wertes entſpricht; > 
aber dies war damals noch ein totes Gewicht und wurde übergenug 


durch Englands wohlwollende Stellung zum Dreibunde aufgewogen. 


Ebenſowenig gab der Buchſtabe des Zweibundes Anlaß, irgendwelche 


Aggreſſivität zu vermuten. Aber tatſächlich war er, wie die damaligen 


Diplomaten klar erkannten, ein Sturmzeichen, weil hinter ihm in 
beiden Ländern unverhüllt aggreſſive Kräfte ſtanden, welche die 

Staatsmänner vorwärts trieben; ſowohl der Revanchismus als auch 
der Panſlawismus ſind Ausdruck des nationalen Expanſionstriebes 
und zielen alſo auf eine Veränderung des status duo hin. Hier 2 
liegt von Anfang an ein deutlicher Gegenſatz zu dem Block von 
1879, der kein Erzeugnis des Volkswillens, ſondern der Kunſt der 
Staatsmänner, und zwar gerade zur Erhaltung des status quo war. 


Indeſſen blieben die gefährlichen Tendenzen der Koalition von 


1891 eine Zeitlang in latentem Zuſtande. Die genetiſche Betrachtung 5 


hat uns gezeigt, wie ſtarken Widerſtand hier ſubjektive Faktoren, 


vor allem auf ſeiten Rußlands, den objektiven leiſteten, bevor die 
Verbindung überhaupt zuſtande kam. Unter biejem Geſichtspunkt . 
iſt der Zweibund eine typiſche „mariage de raison“ — was auch 
die Franzoſen zugeben (Tardieu, S. 2) —, und zwar eine ſolche . 


bei der der weibliche Teil der werbende war, während der männ : :: 


liche nur widerſtrebend ſein Ja gab, weniger aus Liebe zu der 8 
Schönen ſelbſt als vielmehr zu ihrem Rang und Geld! Und nunn 
zeigte es ſich, daß auch das „raisonnement“ bei dieſer Partie auf 
beiden Seiten ſehr auseinanderging. Für Frankreich war das 
Bündnis deutlich gegen Deutſchland gerichtet; für England ſollte 3 
die Tür offen gehalten werden (Albin, S. 314 f), es beſtand ſogar = 


die Neigung, ſchon jetzt die ägyptiſche Frage, als die brennendſte 


zwiſchen Frankreich und England, zu erledigen (Freyeinet, S. 450 f.), x 
und um dieſe Abfichten zu unterſtreichen, machte die franzöſiſche Flotte 
bei der Rückkehr aus R im N 1891 einen FREE in 


1 Daher hat Jaurès den Dreibund einmal 5 „un contr points . 
nécessaire au chauvinisme franco-russe“ genannt, welche Bezeichnung. natürlich 
Tardieus Mißbilligung erweckte, S. 17. Beachte hier Greindls Charaktes- 
riſtik vom 1. Auguſt 1891 (Köhler, Nr. 77): Der Zweibund ruht lediglich auf 


gemeinſamem Haß, „er kann darum nur einen aggreſſiven Charakter haben trotz 


der Bemühungen der ruſſiſchen und franzöſiſchen Staatsmänner, die die Welt 


glauben machen wollen, daß ein franzöſiſch⸗ a Bündnis eine ö er 


u e wäre“. 


* 
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. Das war ein Vorzeichen für die Zukunft. Aber 5 


diesmal. fiegte die ruſſiſche. Politik, welche die Spitze des Bündniſſes 


gerade gegen Eugland umlenkte.- Hierin ſahen die fremden Diplo⸗ = 
maten ſchon vor der Begegnung in Toukon (ſiehe oben S. 58) 


richtig. Es war dies das Syſtem des Außenminiſters Giers, 
und dies ſetzte ſich deutlich nach dem Zarenwechſel im Herbſt 1894 


durch: Das bedeutete, daß Rußland ſeine „aſiatiſche Miſſion“ an 
Stelle der byzantiniſchen auf die Tagesordnung ſetzte. Hierfür aber 
. brauchte es Rückendeckung in Europa, und dazu diente ihm das 


Bündnis mit Frankreich (Albin, S. 363 f.). Hier offenbarte ſich 8 


eine innere Unwahrhaftigkeit des Zweibundes, der ihn anfänglich, 
2 ur großen ÜUberraſchung der Welt, zu einem beruhigende Moment 


in der europäiſchen Politik machte. 


Inſoweit hatte der 1 Bismarcks mit ſeinem Opti⸗ u 


mismus richtig gerechnet. Es. iſt offenſichtlich, daß Bismarcks Ab⸗ 


gang an und für ſich das Verhältnis zu Rußland verbeſſerte 


Gammann⸗ II, 48); als ſodann der Zweibund Rußlands Blicke - 
nach Oſten wandte, hörte der bösartige Druck, der ſeit 1885. ze 
25 auf der deutſchen Ostgrenze geruht hatte, auf, und es machte ſich 
eine Entlaſtung fühlbar, die weit mehr als jede Rückverſicherungs⸗ 


. urkunde bedeutete. Sei es mit, ſei es ohne Berechnung, hatte 


Deutſchlands Weigerung, dieſe Urkunde zu erneuern, ſich in der 
Folge als ein politiſcher Schritt derſelben Art erwieſen wie der⸗ 


jenige Bismarcks, als er Frankreich in Tunis ablenkte. Es war eine 
alückliche Konjunktur für den dritten Reichskanzler Hohenlohe: ſie 


— ermöglichte ſogar ein erneutes deutſch⸗ruſſiſches Zusammengehen, 
. augenfälligſte Frucht die Demarche gegen Japan im April 


1895 war. Das ruſſiſch⸗franzöſiſche Bündnis führte alſo zu einer 
— Wöiederanknüpfung zwiſchen Berlin und Petersburg !. Im felben 


Maße, wie Rußlands pazifiſches Programm aktuell wurde und es N 


andererſeits wieder auf der Balkanhalbinſel zum Sturm zu blaſen N a j 


begann, wurde es. möglich, in gleicher Weiſe auch die Verbindung 


1 Inwieweit‘ Bismarcks. Enthüllung pon 1896 wirklich das ie Verhältnis u 


> e * 


nn zwiſchen Petersburg und Wien wieder aufzunehmen. Dies ge- 
ſchah dürch die status: quo-Entente von 8. Mai 1897 5 rib ram, 
Nr. 18), welche bezweckt, auf der Grundlage beiderſeitiger Enthalt⸗ 
x bene l stablir une ligne de conduite oommune dans les „5 


zu Rußland ſtärkte Ga shagen, I. S. 80), iſt vielleicht ebenſo unſicher, wie daß | 


ie auf Frankreich nur den Eindruck von „alten Liebesbriefen⸗ aus vergangener u 
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affaires d' Orient“ 1. Damit war Rußlands Frontveränderung 
beſiegelt. Oſteuropa bekam Ruhe, während Rußland daran ging, ſeine 
Beſtimmung im fernen Oſten zu erfüllen. f 

Aber auch auf der zweiten deutſchen Front trat hiermit eine 
deutliche Entlaſtung ein. Natürlich ſah die allgemeine Meinung in 
Frankreich Rußlands neue Aktion in Aſien als „Fahnenflucht“ an, 
und es verſteht ſich, daß dies der Revanche ebenſo den Wind aus dem 
Segel nahm wie dem Panſlawismus. Inſoweit hatte man ſich 
ſehr verrechnet. Aber man tröſtete ſich bald mit der Phraſe „une 
paix voulue“ an Stelle von „une paix subie“? und nützte die 


Situation dann ganz genau ſo wie Rußland aus. Die Rücken⸗ 
deckung gab auch Frankreich die Sicherheit, ſich in der Kolonial⸗ 


welt zu ſeinem Vorteil umſehen zu können; aber das bedeutete, 
ebenſo wie zu Beginn der 80 er Jahre, Steigerung der Rivalität 
im Verhältnis zu England und überhaupt ein vermehrtes Be⸗ 
dürfnis nach Deutſchlands Freundſchaft. So war Frankreich der 


„Dritte im Bunde“ mit Rußland und Deutſchland bei dem eben 


erwähnten Vorgehen gegen Japan (und England) im Jahre 1895; 


im ſelben Jahre ließ es ſich bei der Eröffnung des Kieler Kanals 


vertreten; ſchon im Jahre vorher war es mit Deutſchland allein 
gegen die engliſchen Pläne im dunkelſten Afrika aufgetreten. In 
der Tat ſehen wir in den Jahren 1894 — 1898, neun Jahre nach 
Ferrys Abgang, zwiſchen den Erbfeinden eine zweite auffallende 
Annäherung, die jetzt in Frankreich hauptſächlich durch Hano⸗ 
taux vertreten wurde. 


So zeigte es ſich, daß das franzöſiſch⸗ruſſiſche Bündnis, deſſen 


bloße Erwähnung dem Reichsbaumeiſter Bismarck Nervenanfälle ver⸗ 
urſachte (Köhler, S. 20), für Deutſchland und Europa die Einleitung 
einer Periode vermehrter Ruhe bedeutete, eine Periode, während welcher 
er ſelbſt aus der Welt ſchied. Der Zuſammenhang iſt deutlich: der Zwei⸗ 
bund hat, ebenſo wie der Dreibund, zwei Fronten, eine nach innen 


gegen Deutſchland, eine nach außen gegen England, die erſtere 
primär für Frankreich, die letztere primär für Rußland bedeut⸗ 


ſam, — und unter Rußlands überwiegendem Einfluß rückte zu⸗ 


1 Die Ubereinſtimmung zwiſchen den Miniſterialnoten, welche die „ Entente 
enthalten, ift jedoch keine vollſtändige. Sſterreich⸗ ⸗Ungarn verlangt ganz geradezu 
Anerkennung ſowohl ſeines Rechtes zur Annexion von Bosnien und der Herze⸗ 
gowina als auch des Prinzips der Autonomie Albaniens, während Rußland 
dieſe Fragen der Zukunft überlaſſen will; ſiehe Pribram, S. 80, 82. 
2 Farges bei Lariſſe⸗Rambaud, S. 515; Tardieu, S. 16. 
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nächſt die zweite Front in den Vordergrund. Nichts aber kann 


beſſer verdeutlichen, wer die wirklichen Friedensſtörer unſeres 


Erdteils ſind, als dieſe Tatſache, daß der Erdteil Ruhe und 
Frieden hatte, ſolange Frankreich und * ihm den Rücken 
kehrten. 
Auch im übrigen waltete während 5 größten Teiles der hier 


| abgegrenzten Periode heller Sonnenſchein über der mitteleuropäiſchen 


Koalition. Zwar fiel Serbien 1895 ab, und es iſt ungewiß, ob 
Spaniens Beitritt länger dauerte!. Aber Rumänien wurde 1892 
feſter an den Dreibund gekettet (neuer Bündnisvertrag Rumänien⸗ 
„ Ungarn am 25. Juli, Deutſchlands Beitritt durch Ver⸗ 
trag mit beiden vom 23. November, Italiens Beitritt durch Ver⸗ 
trag mit Oſterreich⸗Ungarn am 28. November; ſ. Pribram Nr. 16), 
diesmal auf vier 95 mit ſtilſchweigender Verlängerung auf 


En weitere drei Jahre; Oſterreich⸗Ungarn zog es vor, durch einen 
neuen förmlichen Vertrag vom 30. September 1896 die Dauer bis N 
zum Juli 1903 feſtzuſetzen. Vor allem gewann der Dreibund 


während dieſer Periode dadurch an Kraft, daß in Italien Criſpi 


von neuem 1893—1896 an die Regierung kam und durch feine 
abeſſiniſche Politik ſowohl die Kluft gegenüber Frankreich vertiefte 


als auch zugleich den Irredentismus in denſelben Schlaf verſenkte, 
in dem ſich damals auch Panſlawismus und Revanchismus be⸗ 
fanden. Die im Jahre 1892 mit den Bundesgenoſſen — in An⸗ 


knüpfung an das Schlußprotokoll von 1891 (ſ. o. S. 53) — ab⸗ 


geſchloſſenen Handelsverträge gaben Italien gleichzeitig einen Rück⸗ 
halt in dem Wirtſchaftskriege mit Frankreich. Auch die Verbindung 


H zwiſchen Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn wurde durch den 


Handelsvertrag von 1892 noch enger, und vereinzelte Mißtöne in 
der öſterreichiſchen Welt (ſeitens der Jungtſchechen und Antiſemiten 
bei der Erneuerung des Bündniſſes 1891) verklangen in der all⸗ 
e Harmonie. 


1 Pribram, Nr. 14, enthält einen regelrechten Vertrag vom 4. Mai 1891 


zwiſchen Italien und Spanın betreffs Verlängerung auf vier Jahre, nebſt 


Oſterreich⸗Ungarns „accession“, außerdem eine Garantie für Spaniens be⸗ 
ſondere Rechte in Marokko. Der Beitritt Deutſchlands erfolgte am ſelben Tag, 
S. 61 Anm. 2. Gemäß Anm. 1 fol eine weitere Verlängerung im Mai 1895 
ſtattgefunden haben. Dagegen gibt Reventlow, S. 234, an, daß Romanones 
1904 der ſpaniſchen Kammer mitgeteilt habe, daß „Spanien von 1890 bis 1895 
dem Dreibund angehörte, aber zu jenem Termin ſeine Zugehörigkeit gekündigt 
habe“. 3% habe nice e gehabt, dieſe Angabe e > 
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Mit dem Jahre 1806 falt ein Schatten auf dieſes bh. 


Dies kommt abermals durch den Miniſterwechſel Criſpi⸗Rudini - 


_ . gleichzeitig zum Gegner habe, nicht beteiligen könne. Dies war ein 


in Italien zum Ausdruck (März 1896), nachdem Criſpis Programm °. 
Weines Großitalien bei Adua in Rauch aufgegangen war. Dazu 
kam eine Tatſache von der allergrößten Bedeutung: die erſte ernſt⸗ 
liche Spannung zwiſchen England und Deutſchland. Derart war 
Halſo die Lage, als die Zeit der eventuellen Aufkündigung des 
Bündniſſes (Mai 1896) ſich näherte. Rudini ließ jetzt (27. April 
1821, Pribram, S. 234 — 239) den Bundesgenoſſen mitteilen, daß :. 
Italien ſich an einem Kriege, in dem es England und Frankreich 


ernſtes Vorzeichen, und es wurde, als Italien im September 1898. 


Frankreichs Stellung in Tunis anerkannte, durch die Annäherung 


ne für Italiens Teilnahme am Dreibunde — Englands Wohlwollen — | 


Bi Abkommen mit Rubland 4 im Frätiahr 0 o. S. 62, Anm. ». „ 


zwiſchen Italien und Frankreich derſchärft. Beide Vorausſetzungen 


und Frankreichs Übelwollen — waren hiermit ins Wanken geraden. . 
Daß die Verbündeten die Note Rudinis als unvereinbar mit den 
Beſtimmungen des Bündniſſes zurückwieſen, konnte dieſen Eindruck. 
nnicht beſeitigen. Bis zur Aufkündigung des Bündniſſes wagte Ru⸗ 
dini indeſſen doch nicht zu gehen, ſtillſchweigend wurde es jetzt bis 
1303 verlängert. Und wenn die neu erwachte Unruhe. auf dem 
Balkan (Kretafrage 1896) wieder den wunden Punkt im Verhältnis 8 
zu Oſterreich⸗Ungarn zutage treten ließ, fo war es. 1 er 
Ungarn unter dem 5. November 1897 doch möglich, die grundſätz⸗ 

liche Zuſtimmung Italiens zu einer Ordnung der albaniſchen Frage 
auf der Grundlage der Autonomie zu gewinnen, falls ſich der status 
quo nicht länger aufrechterhalten ließe — die Ergänzung zu dem 


** 


m 


£ Die Untersuchung der Entftehung - des PER: zeigt das 3 

eigentümliche Bild zweier Mächte, die, nachdem ſie ſich nach langem | 
Suchen endlich gefunden haben, ſich gleichſam den Rücken kehren⸗ 
und ganz verſchiedene Wege einfchlagen. Und doch läßt ſich auch 
hier ſchon die Diagnoſe A. Hettners rechtfertigen: eine „Sym- 

bioſe“ 1. Es zeigte ſich, daß die Verbündeten ſich auch draußen i in 

— der. Welt zu gemeinſamem Vorgehen zuſammenfanden: ſo im fernen 


N 


2 „Rußland iſt eine Art Symbioſe mit Frankreich eigegangen⸗ „ Hettner - a 


8 Rußland (1916) S. 329. Der Verfaſſer aa damit vor allem Su ben. Außtanſch. 
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0 ien 1895 en Japan) ſo auch im nahen Oſten 1896 (ar⸗ 
mei üſche Frage). So begannen ſie ſelbſt auf ihren iſolierten poli⸗ 
tiji hen Bahnen langſam zuſammenzuwachſen, wobei natürlich eben 
1 ; eine günſtige Vorausſetzung war, daß ſie nirgends auf 
Kolonialmarkte mit widerſtreitenden Intereſſen zuſammen⸗ 
ſteßen. Bis 1896 floß auch fortgeſetzt franzöſiſches Kapital 
25 nach Rußland hinüber; dann folgte eine mehrjährige Pauſe. 

L 15 m „Es läßt ſich kein Fall angeben, in welchem die Allianz den 
ar Franzoſen einen weſentlichen Dienſt leiſtete“, äußert Friedjung 
0 IR S. 139). Hierzu iſt zu bemerken, daß der Nutzen nicht nur in 
den n einzelnen Fällen geſucht werden darf; er lag für Frankreich in 
. f ner Stellung überhaupt, in ſeiner erhöhten Geltung im Staaten⸗ 
| ſyſtem, was wiederum vermehrtes Selbſtvertrauen und verſtärkte 
Unternehmungsluſt in der Kolonialwelt zur Folge hatte. Aber 
freilich iſt nicht zu bezweifeln, daß Rußland das beſſere Geſchäft 
me achte. Es läßt ſich kurz und gut ſagen, daß das Bündnis von 
1891, das der Zar mit ſolchem Widerſtreben einging, die Leitung 
es Staatenſyſtemes in ſeine Hände legte. Die ruſſiſche Hege— 
nonie löſte die deutſche ab. „Der Zar iſt der Herr Europas, an 
fein em Munde hängt Krieg und Frieden“ „ſchreibt Delbrück gegen 
End de 1896; und er ſtellt das in unmittelbaren Kauſalzuſammen⸗ 
har ng mit Dei franzöſiſchen Bündnis, das für Rußland die Bis⸗ 
e Rückverſicherung mehr als erſetzte !. 


5 auch aus der Lage gerade im Sturmzentrum befreit. Der 
8 rm zog an eine andere Stelle. Statt des konzentriſchen Druckes 
auf die Mitte des Kontinentes „deutete die Lage jetzt auf eine 
allgemeine kontinentale Allianz gegen England“ 
(Oelbruck, S. 628). Damit aber wird bei unſerer Unterſuchung 
— 5 Blatt der Koalitionspolitik aufgeſchlagen. 
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7275 8 Preuß. Jahrbücher 1896, S. 439. — Der Zweibund hat „den Mosko⸗ 
ee wier wa nach Port Arthur geführt“, Holl. Roſe, S. 346. 
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Deutſchland hat alſo die Führung abgegeben. Aber damit iſt 
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5 nl Snfattsvergeigmis: J. Einleitung S. 67. — II. Zur Eozial- Piychologie 
des Problems S. 85. — III. Die ſoziologiſchen Konſequenzen S. 104. 


* as AN! | 
* 5 J. Einleitung 
3 wird immer einen Typ von Perſonen geben, deren ſoziale 
Wertgedanken mit der Gleichheit aller ſchlechthin abſchließen, 
5 nebelhaft und gar nicht im einzelnen ausdenkbar dieſes Ideal ſei, 
gerade wie für einen anderen Typus die Unterſchiede und Diſtanzen 
keinen letzten, unreduzierbaren, durch ſich ſelbſt gerechtfertigten Wert 
Ne 7 geſellſchaftlichen Eriftenzform ausmachen ... — Das Verhältnis 
ſeinem Mitmenſchen iſt für den Menſchen etwas zu wichtiges, 
10 weitgreifen des. als daß nicht die Entſcheidung, ob er ihnen gleich 
der ungleich % jein will oder ſein ſoll . . . im einzelnen wie im 
10 Prinzip aus ſeinem tiefſten Weſensgrunde e ſollte“ (Simmel, 
GStundfragen der Soziologie. Goeſchen, S. 90—91). 
Die große Bedeutung des Problems für das Einzelindividuum 
deſultiert aus der perſönlichen Wertung, die der Menſch an die 
Kategorien der Gleichheit und Ungleichheit knüpft. Die Ssozial⸗ 
niſenſchaft hat es jedoch zunächſt nicht mit Wertungen, ſondern mit 
Geſetzmäßigkeiten zu tun; ohne auf die erkenntnistheoretiſche Frage 
1 „wie iſt Geſellſchaft möglich“ hier einzugehen, kann doch als Voraus⸗ 
2 jeder Betrachtung die Feſtſtellung von Geſetzmäßigkeiten des 
5 ſozialen Geſchehens angenommen werden, die ſich aus dem Vorfinden 
eines „Grundſtockes von Zuſtänden, Bedürfniſſen, Trieben, Motiven 
des Handelns“ (Eisler, Soziologie, Leipzig 1903, S. 14) er⸗ 
geben. 
Und ſelbſt wenn man die Erkenntnis der Urſachen von Ver⸗ 
änderungen im ſozialen Leben durchaus von aller gemeinen pſycholo— 
giſchen Erfahrung unabhängig machen will, alſo für die ſoziale 
Bewegung einen eigenen, jenſeits aller Pfychologie liegenden Mechanis— 
mus annimmt, ein unbewußtes Walten wie z. B. in gewiſſem Sinne 
von Gumplowicz, in einer beſtimmten Deutung auch von Marx 
und Engels, fo ift doch gerade darin auch das Moment der Geſetz⸗ 


mäßigkeit betont, einer Geſetzmäßigkeit, die zu erkennen Aufgabe der 
. 5 * 
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Soziologie ift, jo ſchwer dies im einzelnen Falle fein mag und fo 
ſehr die perſönliche Wertung von Vorgängen, die individuelle Stellung⸗ 
nahme des Verfaſſers und ſeine Affektivität im einzelnen die Richtigkeit 
des Urteils trüben mögen. Dabei ſoll durchaus nicht verkannt werden, 
daß Erkenntnis und Wertung im Soziologiſchen vielfach kaum zu 
trennen ſein werden. Immerhin wird wohl ein Stück Weges 
die theoretiſche Betrachtung möglich ſein bis zu einem Punkte, wo 
dieſe bewußt in Wertung übergeht und die ethiſch⸗praktiſche Stellung⸗ 
nahme die theoretiſche Unbekümmertheit verdrängt, indem der praktiſche 
Menſch aus der Tiefe ſeiner Weltanſchauung beginnt, Kultur und 
Leben nach Wertideen zu erfaſſen. — Wir wollen uns aber in 
dieſem Aufſatze mit der Si Seite des Problems grundſcdic 
nicht befaſſen. 

Die Begrenzung des Problems iſt ohne weiters a 
Gleichheit und Ungleichheit intereſſiert uns nur fo weit, als ſie 
ſozial in Erſcheinung treten. Biologiſche und pſychologiſche Gemeinſam⸗ 


keiten und Unterſchiede beim Menſchen, wenn ſie nicht irgendwie in | 


eine ſoziale Funktion gelangen, wenn fie ſich nicht auf die Stellung 
des vergeſellſchafteten Menſchen in der Geſellſchaft beziehen, fallen 
für uns ſelbſtverſtändlich außer Betracht. Ahnlich drückt das Simmel 
aus: „Die Geſellſchaft iſt ein Gebilde aus ungleichen Elementen. 
Denn ſelbſt, wo demokratiſche oder ſozialiſtiſche Tendenzen eine 
„Gleichheit“ planen oder teilweiſe erreichen, handelt es ſich immr 
nur um Gleichwertigkeit der Perſonen, der Leiſtungen, der Poſitione, 
während eine Gleichheit der Menſchen ihren Beſchaffenheiten, Lebens⸗ 
inhalten und Schickſalen nach gar nicht in Frage kommen kann. | 
(Simmel, Soziologie. Seite 41.) | 


2 


Gleichheit als Idee, als Norm, tritt verhältnismäßig ſpät auf. 


Wilden Völkern iſt ſie unbekannt, ihre „Ameiſenmoral“ bindet ſie 


nur an die engen Grenzen des Stammes und ſeiner Sitte. | 
Auch dem griechiſchen Altertum find zunächſt Naturrechtsideen 
von Gleichheit und Freiheit völlig fern. Die ſtrenge Diſtanz von 
den „Barbaren“, die Selbſtverſtändlichkeit der Sklaverei, die ſpezifiſche 
Perſönlichkeitsethik der Griechen bezeichnen den Ideengang des 
griechiſchen Altertums, der vielleicht am beſten in der Außerung des 
Ariſtoteles hervortritt, daß einige von der Natur her zum oͤou leer, 


andere zum deozoleıv beſtimmt wären. — Anſätze zu Naturte en 


ideen, die in der Annahme einer großen Gemeinſchaft aller Menſchen 
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| be 911 mdet find bs humana), finden ſich ſpäter bei den Stoikern. 
8 „Ne ich dem natürlichen Rechte werden alle Menſchen frei und gleich 
geboren“ (Ulpianus). 

3 Das Chriſtentum führte zwar eine höhere Schätzung des Menſchen⸗ 
b bens ein und ſetzte anfänglich alle Unterſchiede der Nationalität, 
der »Raſſe, der Geburt beiſeite. Einmal zur Staatsreligion erhoben, 


er mpaſſen. Schon im Jahre 314 verurteilte ein Konzil die Soldaten, 
„ die aus religiöſen Beweggründen die Fahne verlaſſen“ (Weſter⸗ 
a mard, Urſprung und Entwicklung der Moralbegriffe I, S. 292). 
£ But dem wurde der berühmte Satz „Nulla salus extra Selen 
A ſchon früh verkündet. Die Gleichheit aller Menſchen reduzierte 
Y ſich ſehr bald auf die Gleichheit der innerhalb der Kirche 
| e stehenden. Aber der konſervative Zug des Chriſtentums, die Not- 
a wendigkeit des ſtändigen Kompromiſſes mit der Staatsraiſon, das 
2 kachtbeſtreben der Kirche und ihre ausgeprägte Hierarchie, die 
A nahme der „gottgewollten Ordnung“, die alles Beſtehende recht- 
fer mag, war das ganze Mittelalter hindurch ein Hemmnis rationaler, 
as hiſtoriſch Gewordene überwindender Ideen von Gleichheit und 
Seeipet Es blieb nur eine Gleichheit vor Gott und die Ausſicht 
au ein Jenſeits für jene Seelen, die durch Empfang der Sakra⸗ 
m ente und Beugung vor der Autorität der Kirche erlöſt worden 
we aren. 
Die Lehre der Stoiker wird erneuert buch Hugo Grotius, 
de er ein Naturrecht, beruhend auf der natürlichen Einſicht 
5 voſtuliert und in dieſem Zuſammenhange eine Lehre vom Völkerrecht 
0 jus gentium) aufſtellt. Damit war der Anfang eines Abbröcklungs⸗ 
| prozeſſes gemacht, von dem die geſellſchaftliche, kirchliche und ſtaatliche 


Rerolution einen äußerſt ſtürmiſchen Verlauf nahm und nach den 


. a übergeht. 

Dass 18. Jahrhundert, die Aufklärung, jene eigentümliche Periode 

menſcliche Geiſtesgeſchichte, die vermeinte, durch „Vernunft“ alle 

75 b Schranken des Gewordenen niederreißen zu können, wurde 
ee o die Geburtsſtätte des modernen Gleichheitsproblems. Reflexion 


7 58 „der Menſchheit ſei nun das Rätſel ihrer eigenen Griftenz .. . offen= 
72 geworden und es bedürfe daher nur noch der Überführung des 
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mu ßte es ſich aber ſehr bald den organiſchen Bedürfniſſen des Staates 


Tradition und Autorität ergriffen wurde, der in der franzöſiſchen 


gate Revolutionen des 19. Jahrhunderts in die große ſoziale 


5 an Stelle von Tradition wird die Loſung. Es entſteht die Meinung, 
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den Zuſtand einer nicht mehr zu überſchreitenden Vollkommenheit 
herbeizuführen“ (Wundt, Ethik, S. 396). | 

Das Naturrecht, wie es ſich aus der Rechtsphiloſophie heraus⸗ 
bildete, gipfelte im Glauben an eine urſprüngliche Freiheit und 
Gleichheit von vereinzelten Individuen, die durch die Zwangs⸗ 
organiſation des Staates verloren gegangen ſei. Es wurde dem 
ſtaatlichen, geſatzten, gewordenen Rechte gegenübergeſtellt und enthielt 
zwei Komponenten: den Glauben an eine hiſtoriſch geweſene Epoche, 
wo dieſe Gleichheit im Naturzuſtande beſtanden hatte, und den 
Glauben, durch Anwendung der Vernunft, durch radikale Beſeitigung 
aller gewordenen Hemmniſſe, das verloren gegangene Paradies wieder 
herſtellen zu können. 

Eine ganz beſtimmte Auffaſſung von menſchlicher Affektivität 
bot die tiefere Begründung: Die urſprüngliche Güte des Menſchen 
im Naturzuſtande. Sogar der ſcheinbar ganz anders gerichtete 
Engels ſpricht von dem „Sündenfall aus der einfachen ſittlichen 
Höhe der alten Gentilverfaſſung“ (Engels, Urſprung der Familie uſw. 
S. 92). 


Die Konſequenzen aus dem „Naturrecht“ ergaben ſich nun feht 


bald. Dieſes war individualiſtiſch, es kannte nur Einzelindividuen; 
keine organiſch gewordene Geſellſchaftsſtruktur, nur ein Vertrag, jeder⸗ 
zeit kündbar, vereinigt die Menſchen zum Staate. Seine Poſtulate 
ſind Freiheit und Gleichheit, aus der Befreiung von allen unnatür⸗ 
lichen Feſſeln ſoll die Freiheit, aus dieſer naturnotwendig die Gleichheit 
entſtehen. Wird der „ordre naturel“ wieder hergeſtellt, dann iſt 
auch die Harmonie der die einzelnen Individuen umfaſſenden Geſell⸗ 
ſchaft gegeben. „Freiheit und Gleichheit erſchienen als die ſelbſt⸗ 
verſtändlichen harmoniſchen Seiten eines einzigen Menſchheitsideales“ 


(Simmel). Aus dieſem Grundgedanken erwuchs dann ſpäter der 


individualiſtiſche Liberalismus, der ſich das phyſiokratiſche „laissez 
faire, laissez aller“ aneignete und im „Mancheſter⸗Liberalismus“ 


feine ſchroſſſte Form annahm. Formale Rechtsgleichheit wurde begehrt, 
die faktiſche ſollte von ſelber folgen. Aber die Tatſachen zeigten 
ſehr bald den Irrtum dieſer Vorausſetzungen. Die Rechtsgleichheit 


und formale Freiheit, einmal realiſiert, ſchufen ſoziale Ungleichheiten 
(Ungleichheit des Beſitzes und der Stellung) weit größerer Art. 


Reale Rechtsgleichheit konnte nur durch ſtaatlichen 


Zwang herbeigeführt werden, der wieder den Begriff 
der Freiheit ausſchloß. Aus dieſen Wiederſprüchen erwuchs 


der Sozialismus. Das antithetiſche Problem von Freiheit und 
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. 950 Gleichheit, Aüfcheinend ewig unlösbar, weil in einer tiefen Antinomie 
0 der Geſellſchaft begründet, durchzieht den Streit um den Sozialismus 
bis auf den heutigen Tag und wird im „Zukunftsſtaate“ mehr denn 

je an Bedeutung gewinnen. 


Dr ge die „korrumpierende“ Rolle des Beſitzes nicht unbekannt. Da der 
Sa 3 Zwang, der Terror, die Diktatur in der Revolution nur angewendet 
5 * ſollen, um die geſchichtlichen Mächte zu zertrümmern, welche 
den „ordre nature!“ verdrängt hatten, und um dem zur Freiheit 
geborenen Menſchen ſeine Freiheit zurückzugeben, kennt die Anwendung 
der Gewalt auch keine Grenzen. So wird denn auch nicht nur an 
0 den Ketten der Geburtsariſtokratie, ſondern auch an denen des Ver⸗ 
5 es gerüttelt. Die revolutionäre Gewalt geht aber noch weiter. 
„Man muß auch verhindern, daß die zerſtörten Vermögensverhältniſſe 
wieder geordnet werden ... Zu dieſem Zwecke ſchafft der Staat 
Prinzipe das Recht Dit freien 1 1805 ab“ (Taine, Die 
| Entftehung des modernen Frankreich, S . 92). „Die Gleichheit der 
Rechte läßt ſich nur durch eine fortwährende Tendenz zur Aus⸗ 
gleichung der Vermögen erzielen“ (Taine, 1. c. S. 138). Gleich⸗ 
zeitig wird die Gleichheitsforderung durch Babeuf neu formuliert. 
Die Gegenſätzlichkeit von Freiheit und Gleichheit tritt alſo ſchon 
in der Jakobinerherrſchaft hervor, im umgekehrten Sinne wie im 
pater Liberalismus, gleichſam die Frage des Sozialismus anti 
4 zipierend, aber fie wird verdeckt durch die eigentümliche Logik der 
5 Revolution, die Gewalt und Zwang will, um die „Freiheit“ 
9 wieder herzuſtellen. „In Anbetracht des Zuſtandes, in welchem die 


* werden; ſie würde ſonſt eine Handhabung für Angriffe auf die Freiheit 
bieten“ (Ausspruch von Saint⸗Juſt in Taine, I. c. S. 56). 
* In der „Diktatur des Proletariates“ haben wir eine Wieder⸗ 
85 holung dieſes Verhältniſſes, wie ſie aus der Geſetzmäßigkeit geſchicht⸗ 

llicher Vorgänge und ſozial⸗pſychiſcher Tatſachen erfließt. 
Nach der Jakobinerherrſchaft hört die Einſchränkung im Eigentums⸗ 
erwerbe auf, der Kapitalismus erfährt eine ungeheure Entwicklung. 
Die „Ungleichheit“ iſt größer denn je geworden. Die zunächſt folgende 
Reaktion darauf, der utopiſtiſche Sozialismus der erſten Hälfte des 


ee Aufklärung auf: Beſeitigung alles Übels durch Vernunft, 
Einſicht, Aufklärung. Nur der Beſitz hat die natürliche Güte und 
Vollonmenheit des Menſchen verſchüttet, eben dieſe angeborene Güte 


Aber ſchon der franzöſiſchen Revolution blieb mit Rouſſeau | 


Er Republik ſich befindet... kann die Verfaſſung nicht durchgeführt 


19. Jahrhunderts, tritt mit demſelben rationaliſtiſchen Rüſtzeuge der 
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mit unſerem Problem überhaupt in Frage geſtellt. Doch indem wir 
die Geſchichte der Gleichheitsforderung fortſetzen und beendigen, 


gemein nutzbringende Arbeit nur durch die Geſellſchaft möglich iſt, 1 
ſo gehört der Geſellſchaft ... das geſamte Arbeitsproduft ... nach 
gleichem Recht, jedem nach ſeinen vernunftgemäßen - | 


ſeits — nicht nur, weil er als geſchichtsphiloſophiſche Doktrin Scheinbar 
auf anderem Boden ſteht. „Die Arbeiterklaſſe hat keine Ideale zu 


und nicht vom mer Autor ver 
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l 8 
läßt ie einen Appell an die Herrschenden und Beſitzenden aus⸗ 
ſichtsvoll erſcheinen — das verlorene Paradies ſoll wieder hergeſtellt 
werden. ©. 
Das „Kommuniſtiſche Manifeſt“ vom Jahre 1847 bedeutet einen 
Wendepunkt in der Geſchichte des Sozialismus. Dem Zeitalter der 


Aufklärung war die Romantik gefolgt. Man hatle gelernt, den 
Menſchen der Geſchichte zu verſtehen. Soziologie und Geſchichts⸗ 
| philoſophie waren an Stelle des „Menſchen an ſich“, der allein? 


ſtehenden Individuen, „der Allmacht der Vernunft“ getreten; aller 
dings waren die Eierſchalen des Individualismus damit noch lange 
nicht abgeworfen. Aber Marx war durch Hegel hindurchgegangen. 
Nicht aus der angeborenen Güte des Menſchenherzens und ſeiner 
ſelbſtherrlichen Vernunft wurde die Möglichkeit eines neuen Reiches 


bejaht, ſondern aus der eiſernen Notwendigkeit des Geſchichtsverlaufes. 


Das war der Sinn der „materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung“. Aber 
zunächſt iſt eine Verſtändigung unerläßlich, ob denn die Naturrechts 
idee der Aufklärung, der individualiſtiſche Liberalismus, der ſozialiſtiſche 
Utopismus und der Marxismus nicht bloß eine zeitliche, ſondern 
auch eine genetiſche Folge bedeuten. Für die drei erſten haben wir 
den Zuſammenhang erkannt. Der Marxismus ſteht zunächſt ab⸗ 


verwirklichen“ (Marx, Der Bürgerkrieg in Frankreich) — und ſo 
ſcheint es, bzw. ſo lautet eine Deutung, der Sozialismus ſei eigentlich 
nur ein Wirtſchaftsprogramm, das fi in der Überführung der 
Privatwirtſchaft in Gemeinwirtſchaft erſchöpfte, alles andere ergebe 
ſich dann von ſelbſt, darüber hinaus gebe es kein Ziel, keine Idee | 
zu verwirklichen. Damit wäre aber der Zuſammenhang des Marxismus | 


ELTERN .. 
.. . — 


ſtoßen wir auf die Programmpunkte der deutſchen Sozialdemokratie. 
So ſagt das Gothaer Programm vom Jahre 1875 im $ 1: „Die 
Arbeit iſt die Quelle alles Reichtums und aller Kultur und da all⸗- 
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13809 Hatte hingegen bloß den Gegenwert des Arbeitsertrages ge⸗ 
ford dert l. Schäffle hat dieſe beiden Prinzipien als den „Kollek⸗ 
tis vismus des bedürfnisverhältnismäßigen Lebensgenuſſes“ und den 
„Kollektoismus des genauen leiſtungsverhältnismäßigen Einkommens“ 
| bezeichnet. 

. Marx ſelbſt hat ſich übrigens mit dieſen prinzipiellen Unter⸗ 
ſch jeden in der Behandlung der künftigen Gleichheit auseinander- 
ge etzt; ſo ſagt er über die zweite Formulierung: „Die Gleichheit 
be tebt: darin, daß an gleichem Maßſtab, der Arbeit, gemeſſen wird. 
De Br eine iſt aber phyſiſch und geiſtig dem anderen überlegen .. 
gleiche Recht iſt ungleiches Recht für ungleiche Arbeit. Es er⸗ 
kennt keine Klaſſenunterſchiede an, da jeder nur Arbeiter ift wie der 
and ers aber es erkennt ſtillſchweigend die ungleiche individuelle Be⸗ 
Sa ung und daher Leiſtungsfähigkeit als natürliche Privilegien an. 
Es iſt daher ein Recht der Ungleichheit ſeinem Inhalt nach wie alles 
R echt Aber dieſe Mißſtände ſind unvermeidlich in der erſten 
Phaſe der okmuntitihen Geſellſchaft ... In einer höheren Phaſe. 
erſt kann der enge bürgerliche Rechtshorizont ganz überſchritten 
we Eben und die Geſellſchaft auf ihre Fahnen ſchreiben: Jeder nach 
ſeinen Fähigkeiten, jedem nach ſeinen Bedürfniſſen“ (Marx, „Zur 


S. 566 f.. 

N Alſo das Wirtſchaftsprogramm ift mit dem Gleichheitsprogramm 
im nig verknüpft. Auch der konſequente Anhänger der Auffaſſung, 
der Sozialismus wolle nur durch die Beſeitigung der Schranken 
kapitaliſticcher Produktion eine ungeheure Produktivität der Arbeit 
erzielen „kann nicht umhin zuzugeben, daß er damit auch eine neue 
Regelung der Beziehungen des Menſchen zum Menſchen ſetzen will; 
| mas wären denn die obigen Programmpunkte anderes als Vorwege 
N nahme eines künftigen Zuſtandes, in dem ein Menſchheitsideal Ver⸗ 
- wirklichung finden ſoll. Daran ändert natürlich die unbeſtimmte 
Formulierung von Engels nichts, die Gleichheitsforderung gehe 
| nit über die Abſchaffung der Klaſſen hinaus (zitiert bei Wolt⸗ 
mann, „Die Darwinſche Theorie und der Sozialismus“, 1899, 
. 171—172), denn gerade in der Möglichkeit oder Unmöglich- 
belt der Abſchaffung der Klaſſen, beziehungsweiſe in den Folgen, die 
daraus erwachſen, verbirgt ſich ein Teil des Problems — und eben⸗ 
8 beg ändert daran die gemäßigtere Forderung Woltmanns, 
SR EL 


Bi: 
2 un 1 Das Gefure m: von 1891 ſchweigt ſich über dieſen Punkt a aus. 
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Kr tif des ſozialdemokratiſchen Programms“, Wu Zeit Nr. 9, I, 
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der Sozialismus wolle nicht eine allgemeine Gleichheit, ſondern er 
„fordere eine gewiſſe Gleichheit der allgemeinen Bedingungen für 
die Entwicklung aller Individuen, eine Gleichheit ... in dem Sinne, 
daß alle Individuen als Parallelen beginnen“ (Woltmann, a. a. O. 
S. 75). Denn abgeſehen davon, daß alle dieſe Sätze im Gegen⸗ 


ſatze zu den oben zitierten programmatiſchen Forderungen von Marx 


und der politiſchen Partei ſtehen, enthalten ſie doch alle irgendwie 


eine Idee von Gleichheit, ſo verſchieden auch dieſe in jedem Falle 


verſtanden werden will. 
Aber auch ſonſt iſt jede einſeitige wirtſchaftliche Auffaſſung des 


Sozialismus, der jede wertende Tendenz, jede Ideologie, jede Ziel⸗ 


ſetzung in irgendeiner Kulturbeziehung mangelt, kaum zu begründen. 
Selbſt wenn die oben zitierte Stelle von Marx nicht vorhanden 


wäre, der Geiſt des Sozialismus iſt wertend und Richtung gebend 


und dieſe Wertung reduziert ſich durchaus nicht auf eine Abwägung 


größerer oder geringerer wirtſchaftlicher Produktivitätsmöglichkeiten. 
Dies wurde auch außerhalb und innerhalb des Marxiſtiſchen Lagers 


oft betont, ebenſo wie der genetiſche Zuſammenhang mit dem Indi⸗ 


vidualismus der Vergangenheit. So betont Menger: „Nach Marx 


ſind doch die rechtsphiloſophiſchen Elemente, trotz der 
nationalökonomiſchen Verbrämung, der eigentliche Kern des Sozia⸗ 


lismus“ (Anton Menger, „Das Recht auf den vollen Arbeits⸗ 


ertrag“). 


Der Reviſioniſt Bernſtein ſchreibt auch: „Die moderne ſozia⸗ 


liſtiſche Bewegung, welches auch ihre theoretiſche Erklärung, iſt faktiſch 
das Produkt des Einfluſſes der in der großen franzöſiſchen Revolution 


und durch ſie zur allgemeinen Geltung gekommenen Rechtsbegriffe 


auf die Lohn⸗ und Arbeitszeitbewegung der induſtriellen Arbeiter“ 
(Bernſtein, „Die Vorausſetzungen des Sozialismus und die Auf⸗ 
gaben der Sozialdemokratie“, 1899, S. 141). | 

So laſſen ſich denn dem Sozialismus unmittelbar die vergangenen 
Bewegungen koordinieren: Er iſt die Fortwirkung des geſchichtlichen 
Kampfes zwiſchen Naturrecht und geſatztem Rechte. Mit den zitierten 


Autorſtellen und den kurzen kritiſchen Bemerkungen in dieſer geſchicht⸗ = 


chen Überfiht ſoll aber durchaus nicht die individualiſtiſche und 
wertende Tendenz des Sozialismus ſchon als bewieſen hingeſtellt 
werden, wir werden uns erſt ſpäter um deren pſychologiſche Begründung 
zu bemühen haben. Der Zweck war vorläufig nur, im Verlaufe der 


hiſtoriſchen Darſtellungen den modernen Sozialismus den früheren 


Epochen irgendwie zußuordnen und in ihnen als Gemeinſames ein 


* 
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. . Age um die Begriffe von Freiheit und Gleichheit aufzuzeigen. 
Jetzt ſchon muß aber das Mißverſtändnis abgewehrt werden, als ob 
der wertende Idealismus bewußt in den Köpfen von Marx und 
a Engels als Motiv aufgetreten wäre. Die Autoren der mate⸗ 
198 valiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung hätten ſonſt allzuſehr im Widerſpruche 
in ihrer Theorie geſtanden, da ſie jene Ideen auch bei den Maſſen 
i in urſprüngliche Motoren nicht anerkennen. Denn im „Kommu⸗ 
5 niſtiſchen Manifeſte“ heißt es: „Man ſpricht von Ideen, welche eine 
ganze Geſellſchaft revolutionieren, man ſpricht damit nur die Tat⸗ 
= aus, daß ſich innerhalb der alten Geſellſchaft die Elemente einer 
neuen gebildet haben, daß mit der Auflöſung der alten Lebensver⸗ 
hätte die Auflöſung der alten Ideen gleichen Schritt hält“ (S. 43). 
Und Engels ſagt an anderer Stelle: „Erklärt das ſittliche Bewußt⸗ 
ein der Maſſe eine ökonomiſche Tatſache wie ſeinerzeit die Sklaverei 
oder die Fronarbeit für unrecht, jo iſt das ein Beweis, daß die Tat⸗ 
face ſelbſt ſich ſchon überlebt hat, daß andere ökonomiſche Tatſachen 
eingetreten ſind, kraft deren jene unerträglich und unhaltbar geworden 
iſt“ (Engels, Vorwort zu Marx' „Elend der Philoſophie“ X). 
Fia.ur eine gründlichere Behandlung des Problems, insbeſondere 
für die Abſchätzung der Möglichkeiten einer künftigen Angleichung 
oder ihres Gegenteils ergibt ſich daher die Notwendigkeit einer 
 Auseinanderfegung mit der materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
auffaſſung. 
1 In den oben angeführten Stellen von Marx und Engels 
Agegnete uns eine Theorie, die Bewußtſeinserſcheinungen des Menſchen 
als pfychiſche Außerungsformen von ökonomiſchen Tatſachen, von 
Fbtonomiſchen Veränderungen auffaßt. Im allgemeinen kann man 
5 in der Interpretation der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung zwei 
B a Theorien unterſcheiden. Die oben erwähnte Auffaſſung wird von 
I Maſaryk als „ultraobjektiviſtiſcher Standpunkt“ (Maſaryk, „Die 
Philoſophiſchen und ſoziologiſchen Grundlagen des Marximus“ 1899, 
S. 235) bezeichnet. Dieſer Interpretation wird eine andere entgegen⸗ 
geſtellt, die dem Eingreifen des Menſchen irgendwie eine Selb⸗ 
AR ſtändigkeit zuſpricht, alſo pſychologiſche Faktoren in das Welt⸗ 
* geſchehen eingreifend annimmt. Die beiden Theſen ſtehen nicht ein⸗ 
5 ander ausſchließend gegenüber. Von den Verteidigern der mate⸗ 
klialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung geht oft die Bemühung aus, die 
Verträglichkeit der beiden Auffaſſungen ſicherzuſtellen, wobei das Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis von Okonomie und Pſyche zwiſchen zwei Ex⸗ 
7 tremen ſchwankt, wovon das eine zur erſten Hypotheſe zurückführt, 
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das zweite die öfonomifche Geſchichtstheorie überhaupt aufzuheben 


droht. Wir wollen die beiden Grundauffaſſungen kurz als die ob⸗ 
iektive und die pſychologiſche Interpretation bezeichnen. 


In der objektiven Theorie laſſen ſich zwei Grundgedanken unter⸗ | 


ſcheiden: Die Auffaſſung des ſozialen Bewußtſeins als eines Reflexes . 


ökonomiſcher Fakten und die Annahme einer immanenten Tendenz 
der Entwicklung, einer eigenen Geſetzlichkeit der ſozialen Bewegung, 


die notwendig einem Endziele zuſtrebt. Zur Klarlegung deſſen, was 
unter Reflex gemeint iſt, dienen am beſten folgende Stellen: „Die 
erwachende Einſicht, daß die beſtehenden geſellſchaftlichen Einrichtungen 
unvernünftig und ungerecht find, daß. Vernunft Unſinn, Wohltat 
Plage geworden, iſt nur ein Anzeichen davon, daß in den Pro⸗ 
duktionsmethoden und Austauſchformen in aller Stille Veränderungen 
vor ſich gegangen ſind, zu denen die auf frühere ökonomiſche Be⸗ 
dingungen zugeſchnittene geſellſchaftliche Ordnung nicht mehr ſtimmt.“ 
(Engels, „Antidühring“, S. 286). — „Der moderne Sozialismus 
iſt weiter nichts als der Gedankenreflex dieſes tatſächlichen Konfliktes 


(nämlich zwiſchen Produktionsverhältnis und Produktivkraft), ſeine 
ideelle Rückſpiegelung in den Köpfen zunächſt der Klaſſe, die direkt | 


unter ihm leibet, der Arbeiterklaſſe.“ (Engels, „Antidühring ', 
S. 287.) 


Es kann uns in dieſem engen Rahmen natürlich nicht erlaubt | 


jein, die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung in extenso zu: unter 
ſuchen oder auch nur das Weſentliche zu wiederholen, was dazu pro 
und kontra von den Autoren geſagt wurde. Es muß uns genügen 
zu rekapitulieren, daß die Reflextheorie kaum mehr in der urſprüng⸗ 


lichen ſtrengen Faſſung, ſelbſt nicht von den orthodoxen Marxiſten, N 


aufrecht erhalten werden konnte, daß ſpeziell die Reviſioniſten eine 


energiſche und erfolgreiche Polemik gegen ſie unternommen haben, 


ganz abgeſehen von der Kritik in der nichtſozialiſtiſchen Literatur. 


Gegen die Theorie, nach welcher zum Beiſpiel die Ideen von Frei⸗ fe 


heit und Gleichheit, das Bewußtſein der Ungerechtigkeit und die 


Reaktionen darauf aus Widerſprüchen von Produktionsbedingungen 
und Produktivkräften uſw. erklärt wurden, hat unter anderem Bern⸗ 

ſtein das Problem ganz einfach folgendermaßen logiſch fixiert: „Er⸗ Rn 
We fährt der Arbeiter, daß er im Lohne unter. feinen Umständen den 
Wert ſeiner Arbeitskraft erhält, ſo wird damit direkt ſein natürliches | 


5 Gerechtigkeitsgefühl herausgefordert, denn im Wertbegriffe liegt ein 


wmaoraliſches Moment eingeſchloſſen, eine Gleichheits⸗ und Ge⸗ 
| KU EEE Se u die nal ernten = 1 


N, 
1 N 1 
die luflehnung der Gemüter gegen die Mehrwertsaneignung. Dieſe 
2 a 1 kann ſicherlich zugleich der Ausdruck oder das Produkt 
der Aberlebtheit des Syſtems der Lohnarbeit ſein, aber braucht es 
n nid t zu ſein.“ (Bernſtein, „Zur Geſchichte und Theorie des 
Sozialismus“, S. 280.) 
. Und in der Tat haben weder Marx noch Engels irgendwie 
3 einen Beweis geliefert, daß Ideologie eben — Ideologie fein müſſe, 
wie denn auch überhaupt jede Brücke zwiſchen Anfangs- und End⸗ 
punkt dieſes Prozeſſes fehlt. Und ſo wollen wir uns auch in dubio 
für das Bewußtſein, d. h. für eine Ableitung der Ideologie wie 


5 1 berhaupt jedes pſychiſchen Elementes aus Pſychologiſchem ent- 


ik 
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müffen. 

Dazu kommt noch, daß die Lehre von der Ideologie ſich in 
w weitere Schwierigkeiten verwickelt, deren Erörterung aber einer ſpe⸗ 
dei Bearbeitung der ökonomiſchen Geſchichtstheorie vorbehalten 
ein müßte. Weiter ergeben ſich noch ſchwerwiegende Widerſprüche 
zwiſchen der pſychologiſchen und der objektiven Theorie, auf die unter 
anderem Hammacher mit großer Schärfe hingewieſen hat (Ham⸗ 
m acer, „Das philoſophiſch⸗ökonomiſche Syſtem des Marxismus“, 
1909, ſpeziell S. 272, 361362, 391-392), fo daß als Schluß 
| ergebnis folgt, daß der Begriff der Ideologie der pſy chologiſ chen 
. Unterſuchung nicht entzogen werden darf. 

9 Bezüglich des zweiten Leitmotivs innerhalb der objektiven Inter⸗ 
er tation der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung wurde zunächſt 
feſtgeſtellt, daß die von Marx angenommene immanente Tendenz der 
8 kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung zu ihrem eigenen Untergange 
N nicht beſteht. Die diesbezüglichen wirtſchaftlichen Theorien von Marx 
. unter dem Namen der Konzentrations-, der Akkumulations⸗, 
Be Kriſen⸗ und der Verelendungstheorie bekannt. 

Dieſe Theſen find im Laufe der letzten zwei Jahrzehnte durch⸗ 
gchends beſtritten worden. Die Reviſioniſten im eigenen Lager des 
2 Sozialismus haben wohl am meiſten zur Zerſtörung dieſer Dogmatik 
N eg Die näheren Ausführungen zu dieſer Polemik müſſen 
wir uns hier erlaſſen. Auf die Kontroverſe hinſichtlich der Ver⸗ 
55 elendungstheorie kommen wir bei Behandlung der pfſpychologiſchen 
FSypotheſe zurück. Als Reſultat wollen wir bloß aufzeigen, daß die 
ar Unhaltbarkeit der Marx ſchen Entwicklungshypotheſen an der Hand 
v. on großem ſtatiſtiſchen Material feſtgeſtellt wurde; ſiehe unter anderem 
N n ee in Werner Sombarts „Sozialis⸗ 
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3 il cheiden, ohne auf ein außer⸗ pſychologiſches Agens rekurrierren zu 
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mus und ſoziale Bewegung“, 4. Kap. II. Insbeſondere die Kriſen 
galten als Symbol des tiefen inneren Widerſpruchs der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft, der aus ſich ſelbſt heraus nach der Löſung ſtrebt in der 
Negation der Privatwirtſchaft, dem Kommunismus, wo die Geſell⸗ 
ſchaft die jeder anderen Leitung „entwachſenen“ Produktivkräfte in 
Beſitz nimmt. Über dieſe Kriſen ſagt Sombart (a. a. O. IV, 31): 
„Die durch Kartellierung und Kreditregulierung mögliche Heilungs⸗ 
tendenz der Anarchie der Produktion iſt eben in der e nicht 
mit in Rechnung gezogen worden.“ 


Allerdings weiſen andere Stellen der Autoren auf eine evo⸗ 
lutioniſtiſche Richtung hin, auf eine allmähliche Verſtaatlichung und 
Annäherung an den gemeinwirtſchaftlichen Betrieb durch Aktien⸗ 
geſellſchaften, Produktivgenoſſenſchaften uſw. Aber dieſe zweite, 
evolutioniſtiſche Theſe läßt nur, indem ſie die ſchon beobachteten 


Tendenzen zur Verſtaatlichung uſw. progeſſiv werden läßt, zwar 
die Ausſicht auf eine völlige Überführung der Privatwirtſchaft 
in Gemeinwirtſchaft zu, ohne daß aber gerade hier die Möglichkeit 
von Kompromiſſen zwiſchen den Wirtſchaftsſyſtemen ausgeſchloſſen 


bleibt. Ja, dieſelbe Tendenz läßt eine Syntheſe von privater 


Unternehmertätigkeit und zentraliſtiſcher Wirtſchaftskontrolle, wie 


ſie zum Beiſpiel Rathenau vertritt, wahrſcheinlich werden: 
„Staatliche Mitwirkung in einer der bürgerlichen Entſchlußkraft 
anheimgeſtellten Privatwirtſchaft“ (Walter Rathenau, „Die 


neue Wirtſchaft“). Die naturgeſetzliche Notwendigkeit des Unter⸗ 
ganges der gegenwärtigen Ordnung und des Eintreffens des Kom⸗ 
munismus iſt alſo aus der Eigengeſetzlichkeit der Wirt⸗ 
ſchaft, aus der dialektiſchen Entwicklung, aus dem Widerſpruche 
zwiſchen Produktivkräften und Produktionsbedingungen, wie fie par 
excellence in den Kriſen zum Ausdruck kommen ſollen, nicht zu 
erſchließen. Oder wie Bernſtein einmal in einer Polemik gegen 
Kautsky formulierte: „Wenn der Sieg des Sozialismus eine 


immanente ökonomiſche Notwendigkeit ſein ſoll, dann muß er auf 


den Nachweis von der Unvermeidlichkeit des ökonomiſchen 
Zuſammenbruches der beſtehenden Geſellſchaft begründet werden. 
Dieſer Nachweis iſt noch nicht erbracht worden und nicht zu er⸗ 
bringen.“ (Bernſtein, „Zur Geſchichte und Theorie des Sozialis⸗ 
mus“, geſammelte Abhandlungen 1901, S. 294). Die „pathetiſche 


Prophetie“ nach einem Ausſpruche von Max Weber kann ihre . 


Geltung nicht erweiſen. 
Zur ana unferer u müffen wir nun die pſycho⸗ 


Lage) . eee. 
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f Kt bogſſche Hypotheſe ins Auge faſſen und fragen, ob ſich der bisherige 
. Geſchichtsverlauf auf ökonomiſche Kämpfe reduzieren laſſe, ob dieſen 
Kämpfen nur ökonomiſche Antriebe zugrunde lagen, ob die gegen— 
wärtige ſoziale Bewegung rein ökonomiſchen Motiven entſpringt 
und ob aus dem Bewußtſein dieſer ökonomiſchen Bewegung heraus 
| M das Herbeiführen des ſozialiſtiſchen Endzieles erſchloſſen werden kann. 
ER Da fällt zunächſt auf, daß ein am bisherigen Geſchichtsverlaufe 
Ir durchgeführter Beweis für die Richtigkeit der ökonomiſchen Theorie 
5 von Marx und Engels nie verſucht wurde. Es bleibt immer 
5 nur bei Anſätzen und Behauptungen. Eben darum aber, weil eine 
Geſchichte am Leitfaden der ökonomiſchen Theorie nicht gegeben 
wurde, ſondern es meiſtens bei der Behauptung verblieb, ſind wir 
in der Lage, ohne im Einzelfalle polemiſieren zu müſſen, anders 
geartete geſchichtliche Ereigniſſe unbefangen auf ihre ſoziologiſche 
Bedeutſamkeit zu unterſuchen. Prinzipiell muß betont werden, 
daß es ſich für die Begründung der ökonomiſchen Geſchichtsauffaſſung 
gar nicht darum handelt, die Wichtigkeit des ökonomiſchen Faktors N 
hervorzuheben, ſondern vielmehr darum, deſſen Ausſchließlich⸗ 
keit zu begründen, alſo ihn als allein maßgebend auch dann heraus⸗ 
zukehren, wenn der äußere Aſpekt einer geſchichtlichen Begebenheit 
anders geartete Zuſammenhänge und Motive erkennen läßt. 

* Es kann natürlich im Rahmen dieſer Arbeit ganz und gar nicht 
N unſere Aufgabe ſein, die ganze Geſchichte nach dieſem Geſichtspunkte 
zu kontrollieren; für unſere Problemſtellung iſt nur die Bezugnahme 
uf, eine eigene Form geſchichtlicher Kämpfe von Wichtigkeit, die in 
8. qualitativen Beſonderheit den ökonomiſchen Kämpfen entgegen⸗ 
geſetzt werden müſſen. Max Weber war es insbeſondere, der mit 
. großer Schärfe den Ständekampf vom Klaſſenkampf unterſchied !. 
nt Nur bei der Klaſſe iſt das wirtſchaftliche Moment das vereinigende 
Band, der Stand hingegen iſt etwas nach außen Abgeſchloſſenes, 
deſen Mitglieder durch eigene Lebensführung und Erziehung ſich 
| 1 von Angehörigen anderer Stände abheben (ritterliche, prieſterliche 
Erziehung, beſonderer Bildungsgrad der Beamten und Intellektuellen). 
Durch Konnubium und Verſchiedenheit der Lebensführung werden 
Scheidungsmittel der Stände errichtet. Der Stand hat eine eigene 
Ehre, die mit der Okonomie des Standes nichts zu tun hat. So 
1 im Mittelalter der Grundſatz ſtändiſcher Ehre „Erwerbsarbeit 


en 1 Wo hier Max Weber nicht ausdrücklich durch eine Buchſtelle zitiert 
* wird, ſind die Gedanken mit ſeiner Zuſtimmung aus den Aufzeichnungen zu den 

5 Vorleſungen und Kolloquien entnommen, die er im Sommerſemeſter 1918 an 
N der Wiener Univerſität gehalten hat. 
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beſtimmende, ja im Gegenteil. es hatten oft rein ſtändiſche Kämpfe um 


des modernen Frankreich“ angeführt; aus dem Zuſammenwirken beider 


>; öffentlichen Gewalt haben das Volk jo gereizt wie die Vorurteil 
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ſchändet“, fo ließen ſich zum Beiſpiel die griechiſchen Philoſophen 
nicht bezahlen, im Gegenſatze zu den Sophiſten. Der Stand kämpft 
um Ehre und Preſtige, nicht um ökonomiſche Vorteile um ihrer 
ſelbſt willen. Auch die meiſten Parteien find ſowohl klaſſen⸗ als 
ſtändiſch⸗bedingt. Es handelt ſich dabei um „Macht und Ehre“ der 
verſchiedenen Stände. Dieſe ſind „ſtändiſche Kategorien“, prinzipiell 
von den ökonomiſchen Kategorien geſchieden. Macht iſt ſoziale Geltung; 
fie ſtellt ſich eventuell gegen die öbkonomiſchen Inter⸗ 
eſſen der Partei, bzw. der Gruppe. | 
Max Weber führt als Beilpiel von ſtändiſchen und Macht⸗ " 
kämpfen den Kampf um den Einfluß der Tribunen im alten Rom 
an, den Kampf zwiſchen nobili und popolani in den italiee. 
niſchen Städten, die durchaus nicht ausſchließlich Klaſſenkampf, ſon⸗ 
dern Ständekampf waren, entſtanden aus dem Widerſtande gegen 
die Verhöhnung durch die anderen Stände, aus dem Haß gegen 
„Gemeinheiten, Herabſetzungen und Unverſchämtheiten“ des Adels, 
bis zuletzt der Kampf zur politiſchen Deklaſſierung des Adels (ſtraf⸗ 
weiſe Verſetzung in den Adelsſtand) führte. Auch in der modernen 
proletariſchen Bewegung iſt durch Betonung der „Menſchenwürde“ 
(zum Beiſpiel durch Otto Bauer) eine ſtändiſche nicht öbkonomiſche 
Kategorie eingeführt. Nicht nur einzelne Stände ſondern auch ganze. 
Staaten kämpfen außer aus ökonomiſchen Urſachen oft auch nun 
um Preſtige und Macht. Max Weber hält ſomit die ökonomiſche 2 
Bedingtheit wohl für ſehr wichtig im geſchichtlichen Geſchehen, aber 
fie tft nicht die einzige und durchaus nicht immer die in letzter Linie 


Macht und Ehre eine Anderung der Wirtſchaftsordnung zur Folge. 
„Die ökonomiſchen Kämpfe find ein Kinderſpiel geweſen gegen die z 
ſtändiſchen Kämpfe, die um Ehre und Preſtige ausgefochten worden ſind“ 
Als Beleg für die Differenzen dieſer ſoziologiſchen Kategorien, 
die wir als die ökonomiſche und die Geltungskategorie ſtreng. ſcheiden 
wollen, und die uns ſpäter noch im pſychologiſchen Teil näher be⸗ 
ſchäftigen werden, ſeien noch zwei Stellen aus Taines „Geſchichte 


Kategorien werden die revolutionären Antriebe in Frankreich erklärt: 
„Sollte man es glauben? Weder die Steuern, noch die geheimen 
Verhaftsbefehle, noch die Schikanen der Intendanten, noch die ruinöſe 

Langſamkeit der Juſtizpflege, noch alle die anderen Mißbräuche der 


\ des Adels. | Hiergegen iſt der Haß am ſtärkſten; Beweis deſſen, daß 
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j es d die Bürger, die Literaten, die Geldmänner — kurz, alle, die den 
a 3% beneideten — find, die das Volk in den Städten und die 
Bauern auf dem Lande gegen denſelben aufgehetzt haben“ (Aus 
Rivarol, a. a. O. I. Bd., II. Buch, S. 373). 

„Auch dieſes Mal vereinigen ſich zwei Flüſſe zu einem großen 
Strome, auf deſſen Wellen die Maſſen einem und demſelben Ziele 
| zuſteuern. Auf der einen Seite ſtehen die Leidenſchaften des Magens, 
Ä die durch den Hunger zur Verzweiflung gebrachten Weiber; in Paris 
gibt es kein Brot? Gut. So gehen wir nach Verſailles, um dort 
welches zu verlangen. Auf der anderen Seite treten die Leiden⸗ 
{ ſchaften des Gehirnes auf, die von Herrſchſucht erfüllten Männer; 
unſere Chefs wollen uns nicht gehorchen? Der König nörgelt 
am Verfaſſungsentwurf und an der Erklärung der 1 
he erum? Er ſanktioniere beides.“ (A. a. O. I. Bd., 2 uch, 
S. . 125.) 

Hier läßt fih nun für unſere kurze Überfiht am beften die 
er kerung eines der grundlegendſten Teile der materialiſtiſchen 
Geſchichtsauffaſſung, nämlich der Verelendungstheorie, ein⸗ 
gliedern. Wie wir nämlich oben andeuteten, aber nicht ausführen 
konnten, laſſen ſich in der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung er⸗ 
heb liche Widerſprüche zwiſchen der objektiven und der pſpchologiſchen 
Theorie nachweiſen. Aber gerade die Verelendungstheorie in ihrer 
ftr engen Faſſung ſchien geeignet, die Brücke zwiſchen beiden herzu⸗ 
ſtellen. Indem nämlich die immanente Entwicklung des Kapitalismus 
den Arbeiter zum Pauper macht, ergibt ſich aus ſeiner nun uner⸗ 
3 räglich gewordenen ökonomiſchen Stellung der ökonomiſche Antrieb 
zum Klaſſenkampfe, zur Beſeitigung des Ausbeuterverhältniſſes, wo⸗ 
di irch ſich ſodann die objektiven Urſachen und die pſychologiſchen 
1 "er voll decken. 

a Aber gerade hier an der Verelendungstheorie, die ſozuſagen 
die ie Rettung des ganzen marxiſtiſchen Syſtems bedeuten konnte, mußte 
die Theſe aufgegeben werden, entſchiedener noch als alle anderen 
en Öypothejen, auf der ganzen Linie einſchließlich der orthodoxen 
1 Marriſten! Selbſt Karl Kautsky muß zugeben: „Die Lage 
3 vieler Schichten der beſitzloſen Arbeiter erhebt ſich heute über die 
5 weiter Kreiſe von beſitzenden, d. h. im Beſitz ihrer Produktionsmittel 
befindlichen Arbeitern. Man kann daher heute nicht mit dem kom⸗ 
f zuniſtiſchen Manifeſt jagen: „Der Arbeiter wird zum Pauper, er 
5 net immer tiefer unter die Bedingungen ſeiner eigenen Klaſſe herab“ 


(Vorwort zum Kommun. Manif. 1906, S. 6). 
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Der Soiialiſ Sidney Webb ſagt vom englischen Arbeiter, 
daß ihm ſein Lohn ein größeres Quantum Komfort und Ziviliſation 
verſchaffe, als ſein Großvater erringen konnten. 5 

Mit dem abſoluten Elend des Proletariats, das der Kapitalis⸗ 
mus notwendig aus ſich gebiert, iſt es alſo nichts. Aber die „Ver⸗ 
elendung“ hält in einer ganz neuen Form wieder ihren Einzug. 
Der Begriff des Elends wird in einem viel weiteren Sinne genommen 
und ſo ſchreibt Kautsky im genannten Vorworte weiter: „Die 
Produktivität der Arbeit iſt unter der Herrſchaft des Kapitals enorm 
gewachſen, der geſellſchaftliche Reichtum enorm geftiegen, aber was Er 


— 


> das Proletariat davon abkriegt, iſt höchſt dürftig, vorglichen mit 


der Fülle, die ſich die Kapitaliſtenklaſſe aneignet. Verglichen mit 
der Lebenshaltung der Kapitaliſtenklaſſe und mit der Akkumulation 
von Kapital verſchlechtert ſich die Lage des Proletariats, ſein Anteil 
an den Produkten ſeiner Arbeit vermindert ſich immer mehr und => 
feine Ausbeutung fteigt. Und jeden Fortſchritt, den es trotz alledem 
erringt, hat es nur im Kampfe gegen das Kapital erobern können 
und nur im ſteten Kampfe dagegen kann es ihn behaupten. „So . 
wird nicht nur feine Degradation ſondern auch ſeine 
Erhebung aus ihr, werden nicht nur feine Nieder- 
lagen, ſondern auch ſeine Siege Quellen ſteter und. | 
fortſchreitender Erbitterung gegen die feindliche 
Klaſſe“ (S. 7). In der Polemik gegen Bernſtein endlich wird 
das ökonomiſche Elend ganz durch das „ſoziale Elend“ erſetzt. „Iſt ; 
aber die Erhebung der Arbeiterklaſſe aus dem phyſiſchen Elend ein 
ſo langſamer Prozeß, dann folgt daraus ſchon ein ſtetes Wachstum \ 
der Zunahme ihres ſozialen Elends, denn die Produktivität \ 
der Arbeit wächſt ungemein raſch. Denn es heißt dann nichts anderes,, 
als daß die Arbeiterklaſſe in ſteigendem Maße ausgeſchloſſen bleibt 
von den Fortſchritten der Kultur, die ſie ſelbſt erzeugt, daß die 
Lebenshaltung der Bourgeoiſie raſcher ſteigt, als die 
des Proletariats, daß der ſoziale Gegenſatz zwiſchen 
beiden wächſt ... Das Entſcheidende iſt die Tatſache, daß der 
Gegenſatz zwischen den Bedürfniſſen der Lohnarbeiter und, der | 
Moglichkeit, fie aus ihrem Lohne zu befriedigen, damit aber auch der 
Gegenſatz zwiſchen und Kapital immer . * 2 Fe 


1 Die ungeheure Not in Mitteleuropa — insbeſondere in Slant — nach 
dem MWeltkriege kann natürlich für die Beurteilung das ganzen Verlaufes 
der ſozialen Bewegung > als weſentlicher Faktor in Betracht gezogen werden. 
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ben Elend einer phyſiſch und geiſtig 


halt lb vertierter, ſkrophulöſer Horden ſah der Autor des Kapitals die 
m üchtigſte Triebkraft zum Sozialismus. Ihr Wirken wird durch den 
N achweis einer ſteigenden Lebenshaltung der Arbeiterſchaft nicht 
widerlegt (Kautsky, „Bernſtein und das ſozialdemokratiſche Pro— 
g ramm, S. 118-120). — Auch Werner Sombart hält es für 
1 wahrſcheinlich, daß die Verelendungstheorie darum ihre Richtigkeit 


des Arbeiters die Kategorien „Druck“, „Knechtſchaft“, 


| find, mehr als Übel empfunden werden“ (Werner Sombart, 
| „Sozialismus und foziale Bewegung“, 1919, 2. Kap., II, Punkt 4). 
* Kautsky hat es hier ganz klar ausgeſprochen: Das Elend 
beſ eht im Empfinden der Gegenſätze. Was hier in Betracht kommt, 
115 das Hinzukommen zweier ſozial⸗pſychologiſcher Faktoren; 
wollen fie die ſoziale Gegenſatz- und ſoziale Ab- 
bä ängigfeitsapperzeption nennen. Eine phyſiſch und geiftig 
kräftige Arbeiterſchaft, deren normale Bedürfniſſe alſo befriedigt 
ſind, empfindet trotzdem die Gegenſätze immer ſchärfer und daraus 
en tipringt ein wachſendes Elend. Die Not würde gar nicht in dem 
Me ße vorhanden ſein, wenn nicht die Apperzeption des Kontraſtes 
mit der anderen Klaſſe ſie erſt erzeugte. Dieſe aus der menſchlichen 
Aff ektivität entſpringende Eigentümlichkeit iſt alſo das Grundlegende 
der ſozialen Bewegung. — „Verglichen“ mit der Lebenshaltung der 
$ rapitaliftenklaffe verſchlechtert ſich die Lage des Proletariats, die 
ab olute Zunahme an Gebrauchs- und Genußgütern kommt dem: 
| 9 gar nicht in Betracht, ja gerade daraus, aus dem Siege 
3 Proletariats, entſpringen neue „Quellen ſteter und fortſchreiten⸗ 
8 = Erbitterung gegen die feindliche Klaſſe.“, Und eine weitere, nie 
verſiegende Quelle der Erbitterung iſt auch die Tatſache, daß das 
Proletariat ſeiner Meinung nach den Überfluß der Begüterten er⸗ 
zeugt, wie wir ſpäter nuch bei Betrachtung des Mehrwertes ſehen 
* werden. 

5 Kautsky vergleicht aber die Lage des Proletariats nicht nur 
. 8 die mit der Akkumulation von Kapital, obwohl doch dieſer Teil 
Beer Revenue, eben weil er akkumuliert und nicht konſumiert wird, 
= alſo nur künftigen Produktionsmöglichkeiten dient, zum Vergleiche mit 
der iz Sur des Arbeiters ganz ungeeignet jein 2 65 
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die 
kr nn Arbeiterſchaft, nicht in der wachſenden Verzweiflung 


erwieſen hat, weil „mit der intellektuellen und moraliſchen Hebung 


„A usbeutung“, die rein ſeeliſcher, innerlicher Natur 


Kan 
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Der verborgene Gedanke geht hier noch weiter über die Enge des 5 


eigentlich Okonomiſchen hinaus: Der Beſitz des akkumulierten Kapitals 


iſt nicht erhöhte Konſumtionsfähigkeit, ſondern iſt Macht und one | 


‚Geltung. 


Der Gegenſatz, der Vergleich, die Ungleichheit ſchlechthin | 


iſt es alſo, die treibt und die ftetige Veränderung der fozialen 
Struktur erzeugt. Die Ideologien von Gleichheit, Frei⸗ 
heit, Empörung über Ausbeutung treten wieder ganz 
unverkleidet hervor als primäre Antriebe im ſozialen 
Kampfe. Und ſie ſind nicht mehr Anzeichen der Veränderung 
von Produktionsverhältniſſen; denn trotzdem die Zahl der Kapital⸗ 


magnaten ſich nicht vermindert hat, trotz nicht eingetretener Kon⸗ 


zentration und Akkumulation, trotz bedeutender Herabſetzung der Kriſen⸗ 
gefahr und ungeachtet aller „objektiven“ Veränderungen der Pro⸗ 


duktionsweiſe durch Verſtaatlichung, Aktiengeſellſchaften, Konſum⸗ 
genoſſenſchaften uſw., die zumindeſt den Gegenſatz zwiſchen Produktiv⸗ 


kräften und Produktionsverhältniſſen, zwiſchen kapitaliſtiſcher Aneig⸗ 
nung und geſellſchaftlicher Arbeitsweiſe nicht erhöht haben, iſt der 


pſychologiſche Gegenſatz nicht geringer, ſondern größer geworden. 


Die objektive und die pſychologiſche Entwicklung decken ſich nicht!. 
Wir ſind ſomit am Ende unſerer kurſoriſchen Auseinanderſetzung 
mit der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung zu unſerem Ausgangs⸗ 
problem zurückgekehrt. Das Problem der Gleichheit iſt nach Ab⸗ 


lehnung der objektiven Hypotheſe auf ſozial⸗pſychologiſchem Boden zu 5 


unterſuchen und da die Analyſe der pſychologiſch⸗ökonomiſchen Theſe 
uns dazu geführt hat, den Begriff des Okonomiſchen als unzureichend 
übzulehnen, iſt unſere Betrachtung der wirkſamen Faktoren, die in 
der Geſellſchaft das Streben nach Gleichheit oder Ungleichheit bzw. 
die perpetuierung des Ungleichheitszuſtandes oder das Hinſtreben nach 
einem! Niveauausgleich bedingen, nicht auf das Okonomiſche im 


engere Sinne (abſolutes Elend uſw.) beſchränkt, ſondern es treten 
üls linsbeſonders wichtige Kategorien das Streben nach Macht und 


Geltung rrinerſeits, der Antrieb auf Beſeitigung von Ungleichheiten 


anderſeits (Geltungskategorien) auf Grund der ſozialen Gegenſatz⸗ 


wund Ubhänzigkeitsapperzeption hinzu. Der Begriff der Ideologie im 


Mos ypſchenn Sinne iſt, wenigſtens in dieſem Belange, aufzugeben. 


= ee zur pſychologiſchen Unterſuchung der Tatjachen. 


ale 1 nach dem Kriege betreffen — wie oben ſchon angedeutet — 
u nd der Geſellſchaft und dürfen für die Beurteilung eines 


& 
Fi tolle ae herangezogen werden. 
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Zur Sozial- Pſychologie des Problems 


Im 1 unſerer Unterſuchung ſind uns die Kategorien des 
Macht⸗ und des Geltungsſtrebens begegnet, wir fanden Strebungen 
und Handlungen, die aus dem Vergleichen ſozialer Werte her⸗ 
vorgingen. Eine unbefangene Betrachtung ſozial⸗pſychiſcher Phänomene 
hätte von vornherein dieſe Tatſachen in den Vordergrund gebracht, 


aber wir mußten durch die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung hin⸗ 


durchgehen, um erſt ihre Valenz ſicherzuſtellen. 

Die wiſſenſchaftliche Pſychologie hat bisher wenig zur ſyſte⸗ 
matiſchen Beſchreibung dieſer Erſcheinungen geleiſtet. In apercu⸗ 
hafter Darſtellung iſt das Meiſte, was über Wille zur Macht und 


Reſſentiment zu ſagen iſt, verſtreut in Nietzſches Werken zu finden 
und das Gleiche gilt für die künſtleriſche Darſtellung in der ſchönen 


Literatur. Hingegen hat in neuerer Zeit die ſogenannte Individual⸗ 
Pſychologie Alfred Adlers, von der Pſycho⸗-Pathologie ausgehend, 


eine Theorie aufgebaut, die ſyſtematiſch dieſen ſozial⸗pſychiſchen 


Faktoren gerecht zu werden verſucht, allerdings dabei ihre Grenzen 


verkennt und dieſem Leitgedanken alles andere unterordnet l. 


Adler geht von der Pſychologie der Neuroſen aus, die er 


aber nur als Übertreibung normaler pſychologiſcher Mechanismen 


auffaßt, ſo daß alle möglichen fließenden Übergänge beſtehen. Die 


Grundtheſe iſt folgende: Infolge einer aus konſtitutioneller Minder⸗ 
wertigkeit reſultierenden mangelhaften Funktionsleiſtung von Organen 
erwächſt ein Gefühl der Minderwertigkeit, das eine Kom⸗ 


penſation im Sinne einer Erhöhung des Perſönlichkeitsgefühles ver⸗ 
langt. Der Neurotiker apperzipiert in Gegenſatzpaaren, das Urbild 
eines ſolchen Gegenſatzpaares iſt: eee und Er⸗ 


1 Die von Adler ſogenannte Individual ⸗ Pſychologie hat ſich hiſtoriſch 
aus Freuds „Pſycho⸗Analyſe“ ergeben. Trotz vieler Gemeinſamkeiten der Ar- 
beitsmethode, die ja übrigens Adler ausſchließlich von Freud übernommen 


hat, iſt die prinzipielle Betrachtung des pfychiſchen Lebens bei beiden Wiener 


Schulen eine durchaus gegenſätzliche. Darauf kann natürlich hier nicht ein⸗ 
gegangen werden. Wir wollen nur gewiſſe Adlerſche Gedankengänge verwenden, 


Johne die außerordentliche Einſeitigkeit zu verkennen, die dieſe Richtung kenn⸗ 


zeichnet und die ſie übrigens, wenn auch im entgegengeſetzten Sinne, mit der 
anderen Wiener Schule teilt, ſo daß man für beide Richtungen von einem 
extremſten Deutungsmonismus reden könnte. — Außerdem muß hier die Be⸗ 
zeichnung Individual⸗Pſychologie, die Adler für feine Lehre gewählt hat, 
ſchlechthin abgelehnt werden, — weil der Name ſchon vergeben iſt, und weil es 
gegen jede wiſſenſchaftliche Ölonomie ne einen Namen für verſchiedene Be⸗ 


griffe zu verwenden. 


machen ſoll Alfred Adler, „Der nervöſe Charakter“, 1912, 


S. 1822. 


Obwohl Adler nicht verkennt, daß es ſich beim Willen zur 


Macht um die Ausdrucksform eines. Strebens und Begehrens handelt, 
„„ deren Anfänge tief in der menſchlichen Natur begründet ſind“, erkennt 
Adler den Expanſionstrieb des Menſchen doch als primären Faktor 


nicht an, ſondern läßt ihn ſtets nur kompenſatoriſch aus Minder⸗ 


wertigkeitsgefühlen ‚entftehen (offenbar weil feine Betrachtung von 
Neurotikern, alſo a priori Minderwertigen. ausgeht). In dieſer 


Ausſchließlichkeit der Annahme, einer Kompenſation liegt ein ſcharfer 


Gegenſatz zu Nietzſche. Für dieſen iſt der Wille zur Macht durch⸗ 


aus nicht immer aus dem Reſſentiment erwachſen, im Gegenteil, 
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höhung des Perſönlichkeitsgefühles. Dieſer Wunſch nach Perſönlich⸗ 
keitserhöhung wird zum „Leitgedanken“, der dem „Willen zur Macht“ 
Nietzſches⸗ analog geſetzt wird. Eine „kompenſatoriſche Kraft! 
befindet ſich im Spiel, die der „inneren Unſicherheit“ ein Ende 


deſſen ariſtokratiſche Ausdrucksform iſt naturwüchſig. primär, iſt ein 1. 5 


Minderwertigkeitsgefühlen in vielen ſeiner Schriften mit Erfolg be: 


müht, aber deſſen Ausſchließlichkeit hat er nicht nachgewieſen, ſo 3 
daß wir das Machtſtreben ſowohl als primären als auch als skug 5 


dären Faktor auffaſſen wollen. 


ä Die Adlerſche Neuroſenlehre iſt Sozialpſychologie. Wenn fie. a 
a auch vom Organiſchen, den minderwertigen Organen, ausgeht, ſo iſt ? 
doch deren pſychologiſcher Ausdruck, das Gefühl der Minderwertig⸗ 
keit, immer nur möglich auf dem Boden eines Vergleichens und 
Wertens, iſt der Ausdruck zwiſchenmenſchlichen Geſchehens. In der | 
Neuroſe gelangt dieſer Endzweck, „die Erhöhung des Perſönlichkeits⸗ | 
2 gefühles“, angeblich zu ungeheurem Einfluſſe und zieht alle piyhi- - : 
ſchen Kräfte in feine Richtung; aber die Neuroſe iſt nach Adler 
nur die Übertreibung eines auch ſönſt ſtattfindenden dynamischen 5 
Geſchehens im menſchlichen Seelenleben. | 


Gehen wir daher von der Neuroſenpſychologie, die uns hier 


= nicht intereffiert, zu einer allgemeinen Pſychologie über, jo brauchen 


wir für die Minderwertigkeitsgefühle durchaus nicht auf die Urſache 


einer Organminderwertigkeit einzig und allein zu rekurrieren, ſondern 4 
können jede beliebige Unzulänglichkeit und Minderbewertung, wenn ö 
„ ſie nur als ſolche empfunden wird, als Urſache eines Wegſtrebens 


ng i * 


Trieb zum Selbſtzuwachs der „Vornehmen“, „Gewaltigen“, der 1 
Herren und Machthaber. Adler hat ſich um die Aufzeigung jenes 
qgharakteriſtiſchen Mechanismus der Kompenfation aus urſprünglichen 
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are 


P 1 durch Erweiterung der Einflußſphäre, nach mehr Macht, 
meh Geltung, mehr Wert, nach ſich zieht. Als weſentlich iſt ſerner 
is der Adler ſchen Pſychologie die erhöhte Empfindlichkeit hervor⸗ 
8 gehen, die ſich aus dem Minderwertigkeitsgefühle, aus dem Ge⸗ 
fühle der Verkürzung, Beeinträchtigung, Herabſetzung ergibt, was 


u id Unterordnung zur Folge hat — durchaus Reaktionen, welche 
n nicht auf Neurotiker beſchränkt bleiben. 


8 2 5 minderwertig⸗ hochwertig durchgehends nur in der Form weiblich⸗ 
den Sammelnamen „männlicher Proteſt“ bezeichnet werden), gehört 


Richtungen in der mediziniſchen Psychologie, alles aus einem einzigen 


ang möglich wird. 
80 Neben dem erſten Leitmotiv bei Adler, der Kompenſation des 
Gefühles der Minderwertigkeit durch das Streben nach Erhöhung 


bar erweiſt, finden wir noch ein zweites Leitmotiv, mit dem erſten 


Geſamtbild beleuchtet. Es handelt ſich um die Frage der Relation 
von Luſtſtreben und Triebbefriedigung einerſeits, dem Expanſions⸗ 
ſtreben, dem Macht⸗ und Geltungsbegehren anderſeits. Dieſes 


| Gegen die Autoren, welche alle menſchlichen Handlungen und Willens: 
hr regungen als von Luſt⸗ oder Unluſtempfindungen aus beherrſcht 


für das luſtvolle Empfinden, es gäbe kein Handeln oder Wahrnehmen, 


3 . der Organbefriedigung erweiſen ſich als abgeſtuft und 


2 


kulturellen Leitlinien, ſo daß nur große Entbehrungen es 
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auf 191 5 bi Pein die poſitive Strebung nach einer Erhöhung der 


dit e Ablehnung jeder Abhängigkeit, die Auflehnung gegen Herrſchaft 


Die Annahme Adlers, der Menſch apperzipiere den Gegen⸗ 
männlich (weshalb alle hierher gehörenden Phänomene von ihm mit ö 5 
zn der erwähnten Eigentümlichkeit der beiden modernen Wiener 
0 e e verſtehen zu wollen und ſtammt aus der für ſie ganz 


eilvollen Sucht nach Vereinheitlichung des pſychiſchen Lebens n 
einigen wenigen Inhalten, was nur durch eine weitgehende Deutungs⸗ 


| des Perſönlichkeitsgefühles, dem aus dem Unluſtgefühle der Minder⸗ | 
wertigkeit reſultierenden Expanſionsſtreben, das ſich als ſehr frucht⸗ 


5 e ig zuſammenhängend, das die Rolle dieſer Strebung im pſychiſchen 


* Erbanſtonsſreben erhält nämlich den Primat gegenüber dem primären 
Er; Luſt⸗ und Unluſtſtreben, dieſe werden dem erſten untergeordnet. 


annehmen, erhebt Adler den richtigen Einwand, es gäbe kein Maß 0 


bas nicht nach Zeit, Ort verſchieden, bei dem einen luſtvoll, bei dem 
1 be unluſterregend wirken könnte. Und ſelbſt die primitiven 


vermögen, die Befriedigung zum Ziele zu 1 — 
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„Iſt dieſe dann eingetreten, ſollte wirklich die Pſyche dann ihre 
Richtungslinie verlieren?“ Die Frage wird damit beantwortet, daß 
ſich die beiden an ſich wirkſamen Anreize (das Luſt⸗ und Unluftgefühl 
und der Selbſterhaltungstrieb) der Hauptleitlinie unterordnen, die 
zur Erhöhung des Perſönlichkeitsgefühles antreibt (Adler, a. a. O. 
S. 37-38). | Wr 
Das ſoll bedeuten: Die Luft, die aus einer beſtimmten Trieb: 
befriedigung entſteht, wird nicht allein um dieſer Luſt willen oder 
um dieſer Triebbefriedigung willen gewollt, ſondern weil Unluſt, 
Entbehrung uſw. unter Umſtänden als etwas ſozial Minderwertiges 
gewertet werden, während das Bewußtſein, von Unluſtgefühlen und 
Entbehrung frei zu ſein, in dem beſtimmten Menſchen ſein 
Perſönlichkeitsgefühl erhöht, insbeſondere dann, wenn der Ver⸗ 
gleich mit den Nebenmenſchen, mit dem größeren oder ge⸗ 
ringeren UÜberfluffe bzw. der größeren oder geringeren Entbehrung 
bei Anderen pſychiſch mitverarbeitet wird. Hat einmal die Trieb⸗ 


befriedigung eine beſtimmte, ziemlich niedrig anzuſchlagende Grenze 


überſchritten (vielleicht dermaßen, daß der unmittelbare biologiſche 
Zweck erfüllt iſt), fo unterordnen ſich alle weiteren Strebungen dem 


Willen zur Geltung, dieſer erlangt den Primat. Alſo können wir 
im Anſchluſſe an das Vorhergehende hinzufügen, im ſozialen Leben 


werden auch ökonomiſche Werte nicht um der an ſich mit ihnen 


verbundenen Luſt willen allein angeſtrebt, ſondern auch wegen 


des allgemeinen ſozialen Wertes innerhalb der geſellſchaftlichen 
Stufenfolge, der ſich an ſie knüpft. 

In einem etwas anderen Zuſammenhange unterſcheidet Klages | 
(Prinzipien der Charakterologie 1910) „Ich⸗Charaktere“ und „Ge⸗ 
fühls⸗Charaktere“: „Das Lebensgefühl der ‚Ich⸗Charaktere' ſchwankt 
zwiſchen Erfolg und Mißerfolg, das der Gefühls⸗Charaktere zwiſchen 
Freude und Trauer.“ (Siehe das Referat des Verfaſſers im „Zentral⸗ 
blatt für Pſychoanalyſe“, Bergmann, II. Jahrgang, Nr. 6.) 

Bekannt iſt auch die im Volkswitz gemachte Unterſcheidung der 
beiden gegenſätzlichen Typen des Mannes, von denen der eine mit 
der Frau ſeiner Neigung zufrieden iſt, auch wenn ſie der ganzen 
Mitwelt mißfällt, während der andere zjene Frau vorzieht, die allen 
gefällt und um derentwillen er beneidet wird, ſelbſt dann, wenn ſie 

ſeinen Trieben und Gefühlen nicht adäquat iſt. | 

Sehen wir von gewiſſen Übertreibungen dieſes Prinzipes bei 
Adler ab, ſo erweiſen ſich die pſychologiſchen Gedankengänge, die 
gleichzeitig, wie wir ſehen werden, ſoziologiſch zu werten ſind, als 
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I außerordentlich bor und jede unbefangene pſychologiſche Er⸗ 
5 ee wird dafür Beſtätigungen abgeben: Minderwertigkeitsgefühle 
und Reaktionen darauf, Bewertung des Lebens im Vergleichen, 
5 Triebbefriedigung nicht als letztes Ziel, ſondern unter Umſtänden 
115 Macht⸗ und Geltungsſtreben untergeordnet, Macht ſozuſagen 
Ki als ſelbſtändige Kategorie neben und über dem nackten Selbſterhaltungs⸗ 
a wiebe. Die Pſychologie Nietzſches geht damit (abgeſehen von der 
oben notierten Differenz) ganz parallel: „Nicht Wille zum Leben, 

Br ndern Wille zur Steigerung des Lebens ... nicht Trieb zur 
Seelbſterhaltung. ſondern Trieb zum Selbſtzuwachs Wettkampf 
Re Ar um Sieg und Übermacht war für Nietzſche das Weſen alles Ge⸗ 
ſchehens. (Einleitung von Eliſabeth Förſter-Nietzſche, 
S. zu Nietzſches „Jenſeits von Gut und Böſe“, Nietzſches 
Werke, Taſchen⸗Ausgabe, Bd. VIII.) 

Verletzung des Selbſtgefühles dient häufig (auch bei wilden 
ae Völkern) als ſchwerer Anreiz zum Groll. Schon Seneca („De ira“) 
mußte, daß „Beleidigungen uns mehr erzürnen als Schädigungen 
und Verletzungen“, und Plutarch ſchrieb („De cohibenda ira“), 
d aß zwar verſchiedene Perſonen aus verſchiedenen Gründen in Zorn 
geraten, immerhin aber in faſt allen Fällen die Vorſtellung, ver— 
0 ichtet oder vernachläſſigt zu werden, eine Rolle ſpielt“ le 
1 marck, a. a. O. I, S. 32). 

Zuſammenfaſſend können wir ſagen: Eine pſychologiſche Trieb⸗ 
N hre kann nicht beim Selbſterhaltungs⸗ und Fortpflanzungstriebe 
ſtehen bleiben, ſie muß der Selbſtliebe, dem Geltungswillen, dem 
Willen nach ſozialer Wertſchätzung, nach Macht, Erfolg, Würde, 
\ Bedeutung innerhalb der Geſellſchaft mindeſtens dieſelbe, unter Um⸗ 
ſtänden eine weit höhere Bedeutung beilegen. 

5 Was für das einzelne Individuum gilt, wenn es ſich in einer 
menſchlichen Gemeinſchaft eingeſchloſſen findet und an den Neben- 
menſchen als Vergleichspunkten ſich orientiert, das gilt mutatis 
x mutandis für Gruppen, die nach irgendeinem weſentlichen Kriterium 
* als homogen gedacht werden können, gegenüber anderen Gruppen 
be Einzelperſonen, die außerhalb ihrer ſich befinden, ſoweit ſie in 
wirkliche oder ideelle Konkurrenz treten. Denn in ſolchen Gruppen 
wird der Einzelwille ſofort das Glied eines Geſamtwillens (Wundh, 
der auf den Einzelnen zurückreflektiert. 

Wir werden von dem Geltungsſtreben einer Klaſſe, eines 
Standes ſprechen dürfen, von Reaktionen ganzer Geſamtheiten (Raſſen, 
Nationen, Stände, Klaſſen) auf Minderwertigkeitsgefühle uſw. Es 


Digitized by Google | 


= 90 wen beben Rofenfei . ne * Bir: [90 1 & 


| wird nur Appen die Adlerſche Pſychologie, die zum großen 
Teile Neuroſenpſychologie iſt, in vielen Punkten erſt ins Sozio⸗ 
logiſche zu überſetzen, ſie ſozuſagen auf ein anderes Niveau zu über⸗ 


5 tragen. An Stelle der Organminderwertigkeit und der relativen 


Minderwertigkeit des Kindes gegenüber dem Erwachsenen, welche 
„ nach Adler das ätiologiſche Moment für die Neurofen ausmachen, 

tritt für die ſoziologiſche Dynamik die mindere Bewertung der 
Klaſſen und Stände. Dem Einzelindividuum und der Gruppenpſyche 
gemeinſam iſt das antithetiſche Denken, das Denken in Gegenſätzen. 
Die treibende Kraft in der ſozialen Bewegung orientiert ſich an 


8 en 
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der gegebenen Realität von Macht, Geltung, Reichtum, ihr Ziel a 


iſt zunächſt Beſeitigung des Gegenſatzes. Die Tendenz iſt 


‚ entweder Erreichung des höheren Niveaus oder Herabdrückung 
der anderen Klaſſe auf das eigene Niveau, die Spannung treibt nach 


einer Löſung, die nur durch Niveauausgleich herbeigeführt werden 
kann. Iſt jedoch der Niveauausgleich einmal erfolgt, dann wird 


das umgekehrte Verhältnis angeſtrebt. In Analogie zu einem die 


Neurose betreffenden Satze Adlers kann für den ſoziologiſchen — 


Vorgang geſagt werden: „Leitende Kraft und Endzweck von ſozialen 2 


Bewegungen iſt, von einem gewiſſen Stadium der Bewegung an, 5 
unter anderem auch die Erhöhung des ſozialen Niveaugefühles “ 


Mit dieſer etwas vorſichtigen Faſſung ſoll nebenbei die Übertreibung ee 


abgewieſen werden, als ob jeder Trieb und jede Triebbefriedigung 
nur in dem Dienſte einer Leitidee für die Betrachtung Platz finden 
könnte. Es werden ſicherlich ökonomiſche Vorteile zunächſt um ihrer 


»ſelbſt willen erſtrebt. Das gilt ſowohl für Einzelindividuen als auch 


„für Klaſſen. Eine Hungerrevolte zum Beiſpiel gilt natürlich par | 
excellence der primitiven Triebbefriedigung und auch vieles, was 
ni: darüber hinausgeht, ſoll durchaus noch nicht aufgefaßt werden als 
getragen von dem Leitgedanken der ſozialen Niveauerhöhung. Die 


Grenze iſt natürlich ſcharf nicht zu beſtimmen, im übrigen aber ſind 


wir geneigt, auch abgeſehen von ſchwerer Entbehrung, der Trieb? 5 


Wir haben bei der Unterſuchung ve materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
auffaſſung die ötonomifhen Triebfedern von den anderen N 


befriedigung an ſich eine ſelbſtändigere Rolle zuzuſchreiben. Aber 
iſt jene bis zu einem gewiſſen Grade erreicht, dann tritt der Ber, 
gleich, die Apperzeption des Gegenſatzes auf und wirkt treibend als 
ſelbſtändige Kraft, die ſich dem biologiſchen Triebe beigeſellt und 
dieſen als an und für ſich ann Agens in den dintergrund = 
drängt. e 
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hren; wir können nunmehr hinzufügen, daß dieſe Unterſcheidung 


1 zwiſchen Streben nach primärer Triebbefriedigung und dem univer⸗ 
| 1 ſelleren Streben nach Erhöhung der Perſönlichkeit, dem ſich das 
! primitive Triebleben ſpäter unterordnet 1. Dort wurde ſchon dem 
3 ein Okonomiſchen das Sozial⸗Pſychologiſche in der ſozialen Gegen⸗ 
Ko ‚fa: und Abhängigkeitsapperzeption gegenübergeftellt. Bei der Gegen⸗ 
5 tBapperzeption handelt es ſich um das Vorhandenſein irgendwelcher 
® erte bei einer anderen Gruppe, deren Mangel i in der eigenen Gruppe 
ER: als Gegenſatz empfunden wird. 

J. . Zunächſt muß noch nicht das Perſönlichkeitsgefühl ſelbſt ge⸗ 
troffen ſein. Dieſes aus dem Vergleichen reſultierende 
un der Unbefriedigung und der Unzufriedenheit kann 
ert noch von dem Reſſentiment und dem Geltungs— 


Per wohl unterſcheiden, wenn auch praktiſch der Übergang ein fließender 
it, da ſich das zweite Gefühl dem erſtgenannten hinzugeſellt und 
meiſt eine Verſchmelzung eintritt. Gemeinſam bleibt als weſentliches 
Ppſychologiſches Merkmal, daß nicht die Entbehrung an ſich, nicht der 
biologiſche Trieb, ſondern der ſoziale Gegenſatz, die izt als 
0 4 teibenber Faktor wirkſam wird. 


S brungsverhaltnis ins Bewußtſein, die Beziehung der perſönlichen 
* 5 Bindungen aller Art, insbeſondere in den Verhältniſſen der Über⸗ 


ben, teils wie ſie aus gewiſſen Wirtſchaftsformen reſultieren 
Stavere, Leibeigenſchaft, Hörigkeit, Arbeitsverhältnis und Arbeits⸗ 
diiſſzziplin), teils wie ſie aus der ſtaatlichen Organiſation notwendig 
a (Untertanen⸗ und Obrigkeitsverhältnis, Beamtenhierarchie, 
es militäriſche Diſziplin uſw.). Bei dieſen Relationen des ſozialen 
„Oben“ und „Untenſeins“ muß durchaus nicht die Rolle des „Unten 
ſeins“ unter allen Umſtänden abgelehnt werden, wenn auch die 
Adl er ſche Pſychologie dies anzunehmen ſcheint. Im Gegenteil, es 
* 5 N bee ſich hier um ein Ambivalenzverhältnis „ von 
| lung? und . e 


2 


ben, n 77 bei Lacombe. 
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N Gebundenheit der Menſchen untereinander, wie ſie in den ſozialen 


5 a Ahnliche A bunden finden ſich rigen 9 — bei älteren Seals. 
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parallel geht mit unſerer jo gewonnenen pfychologiſchen Scheidung 


treben frei bleiben und eine feinere pſychologiſche Analyſe muß 


Auch in der Abhängigkeitsapperzeption tritt ein ſoziales 5 


d Unterordnung erſcheinen. Hierher gehören die Abhängigkeits⸗ 
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Je nach dem Überwiegen des einen oder anderen Faktors werden 
ſich Menſchen und Epochen unterſcheiden, ja es läßt ſich vielleicht 
ſagen, daß von dem Verhältnis dieſer beiden Komponenten die 
geſchichtliche Färbung einer Epoche mitbeſtimmt wird. Auch hier 
wird, wie bei der vorhergehenden Analyſe zu fragen ſein, inwieweit 
das Unterordnungsverhältnis primär eine beſtimmte Luſteinbuße 
mit bedingt, was zum Beiſpiel ſicher bei den ſchweren Formen von Knecht⸗ 
ſchaft, Hörigkeit, Ausbeutung (dieſe wird uns ſpäter noch mehr be⸗ 
ſchäftigen) der Fall iſt und inwieweit darüber hinaus, aber im all⸗ 
mählichen Übergange dazu, unabhängig vom Reinökonomiſchen, d. h. 
alſo von der phyſiſchen Triebbefriedigung, der Begriff „Freiheit“ 
ſelbſtändig im Perſönlichkeitsbewußtſein auftritt und die Abhängigkeit 
des Menſchen vom Menſchen ſchlechthin — in den geiſtigeren 
Regionen — als Verletzung, Einſchränkung der Perſönlichkeit, als 
Schmach, Entwürdigung, als unerträglich empfunden wird, wo alſo 


nicht mehr der faktiſche phyſiſche Druck oder die phyſiſche Entbehrung, 


ſondern ſchon die Vorſtellung, das Bewußtſein der Ungleichheit in 
der Form der Abhängigkeit und Unfreiheit die Reaktion hervor⸗ 
ruft und wir es mit den verſchiedenen Formen der e des 
Selbſtgefühles zu tun haben. | 
Eine große Fülle von geſchichtlichen Tatſachen Me von Beob⸗ 
achtungen des täglichen ſozialen Lebens belegt das Vorhandenſein 


dieſer ſozialpſychiſchen Kategorien, deren reinlich analytiſche Scheidung 
aber in Praxis kaum durchführbar iſt und für unſeren Zweck auch 


u notwendig erſcheint. 


Dabei fällt auch ein gewiſſes Licht auf die Frageſtellung, o ob | 


Wille zur Macht auch als primärer Faktor in Funktion tritt oder 
ſtets nur als Reaktion auf ein Minderwertigkeitsgefühl, als Kompen⸗ 
ſationsſtreben, quaſi als die andere Seite des Reſſentiments, des 
„Aufſtands der Schlechtweggekommenen“ entſteht. Ohne das Problem 
löſen zu wollen, ſcheint folgende Betrachtung gewiſſermaßen eine 
Vermittlung zwiſchen beiden Standpunkten bewirken zu können: | 
Menſchen und Klaſſen, wenn fie beſonders niedrig geftellt find, 
pflegen ihre Rolle vielfach als eine ſelbſtverſtändliche, gott⸗ oder 
naturgewollte hinzunehmen; ihre Unterordnung unter höhergeſtellte 
Befehls⸗ oder Machthaber, die niedrige Stellung gegenüber bevor⸗ 
zugten Perſonen und Ständen gilt ihnen als unabwendbares Fatum. 
Wird der Druck irgendwo allzu ſtark, ſo entladet er ſich in eruptiven 
Außerungen, in blinder Zerſtörung, jede Zielſetzung fehlt, ein be⸗ 
wußter Wille zum höheren Werte iſt nur in Anſätzen vorhanden. 
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das rein entwickelt ſich erſt mit zunehmender Bewußtheit; 
man könnte von einer urſprünglichen „Enge des Bewußtſeins“ A 
1 allmählich einer Erweiterung des Bewußtſeins Platz macht, 
das nunmehr neue Zielvorſtellungen und damit neue A, 
a eintreten. Macht⸗ und Geltungsſtreben entſteht meiſt erſt dann, wenn 
irgendwo ein Loch entſteht, durch das die Möglichkeit des Auf- 
| ſtieges erkennbar wird. Iſt daher durch einen, vielleicht ganz 
1 A nebenſächlichen Kampf irgendeine Poſition erreicht, jo wird dadurch 
| . 770 das Gefühl der Minderwertigkeit (von der unmittelbaren Befriedigung 
8 5 in einer kurz begrenzten Zeit abgeſehen) unter Umſtänden erſt erzeugt, 
jedenfalls aber gar nicht vermindert, ſondern erhöht, die Gegen— 
ſützlichkeit zu anderen noch nicht erreichten Poſitionen tritt dadurch 
nur ſchärfer hervor, die Kampfesfreudigkeit wird durch den Erfolg 
erhöht, das Selbſtbewußtſein geſteigert und damit 
ade die Möglichkeit der Erreichung weiterer Ziele 
175 ichergeſtellt. Dieſe weiteren Ziele, die früher teils gar nicht 
gekannt, teils wegen ihrer vermeintlichen Unerreichbarkeit infolge 
des mangelnden Selbſtbewußtſeins gar nicht präziſe apperzipiert 
fein konnten, werden nun mit Macht erſtrebt; der Wille wird kräftiger, 
gleichzeitig planmäßig und zielbewußt. Im Volksmund wird dieſer 
Sachverhalt durch den Ausſpruch: „Reicht man einem den kleinen 
ger ſo will er gleich die ganze Hand“ gut bezeichnet. Hat der 
Aufſtieg einmal begonnen, jo wird der Zielpunkt immer höher ge: 
ſteckt. „L'appétit vient en mangeant“ gilt auch für den Macht⸗ 
hunger. Genügte urſprünglich eine Annäherung an irgendeine 
* höher gewertete Poſition, ſo wird ſpäter die völlige Angleichung 
erſtrebt, was aber auch nur einen Durchgangspunkt bedeutet zu dem 
Er weiteren Ziele des Überſchreitens dieſes Zielpunktes und damit der 


1 


Umkehr des Verhältniſſes. Es iſt dann kaum mehr feſt⸗ 
4 zuftellen, ob nunmehr der Wille zur Macht eine ſelbſtändige Valenz 
55 hat oder noch immer als Auswirkung des urſprünglichen Minder: 

* wertigkeitsgefühles fungiert. Da aber auch Adler im Willen zur 
= Macht die Ausdrucksform eines Strebens und Begehrens erblickt, 
+ 3 „deren Anfänge tief in der menſchlichen Natur begründet ſind“ und 
wir auch herriſchen Individuen ſowie insbeſondere Herrenklaſſen 
22 2 Herrenvölkern begegnen, bei denen kaum ein Minderwertigkeits⸗ 
8 gefühl aufzeigbar iſt (man denke an mächtige Völker, deren Macht⸗ 
ſtreben nicht am Vergleich mit höherwertigen orientiert ſein kann), 
ſo wird man ſich eher der Anſicht zuneigen können, den Willen zur 
Macht ſowohl als primär wirkend wie als ſekundär begünſtigt zu erfaſſen. 


r a 0 ne 
EEE * n 1 Digitiꝛed by Google 


ho 


ne 


| 8 NER 9 ö Gaſton Roffenſein Er ir 5 194 


Wie immer man ſich die letzte 1005 Keane möge, der 
a geſchilderte Entwicklungsgang des ſozialen Strebens ſcheint von 


der größten Wichtigkeit zu ſein. Nach dieſem Schema entwickelte ſich 
zum Beiſpiel die Arbeiterbewegung, wie wir oben bei Unterſuchung 


der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung durch die Bemerkungen 


Kautskys von der zunehmenden ſozialen Verelendung des Prole⸗ 


tariats ſahen. Bekanut ift die große Rolle, welche die Intellektuellen 
bei der Aufrüttelung von Volksmaſſen ſpielen, inſolange dieſe durch ihre 


„Enge des Bewußtſeins“ es nicht vermögen, ſich ſelbſt ihre Ziele zu 
ſetzen. Über die franzöſiſche Revolution berichtet Tocqueville: 


„Die Revolution, deren eigentlicher Zweck Aufhebung aller Ein⸗ e 


richtungen des Mittelalters war, brach nicht in Gegenden aus, wo 


ſich dieſe Einrichtungen und Geſetze am beſten erhalten hatten und 
wo ihre Strenge und Unbequemlichkeit auf dem Volke am ſchwerſten 
laſtete, ſondern in Gegenden, wo ſolche ſich weniger fühlbar machten, 
ſo daß ihr Joch am unerträglichſten dort zu ſein chien, wo es Mi a 


Wahrheit leichter als anderswo war.“ 


Das Selbſtbewußtſein einer Klaſſe oder eines Standes und . 


damit die höhere Anſetzung ihrer Anſprüche tritt auch dann oft ein, . 
wenn Leiſtungen von ihnen verlangt werden, die deren ſoziale Bedeut⸗ | 


ſamkeit oder Unentbehrlichkeit erweiſen. So ſteigerte ſich das Selbſt⸗ 


berufen wurden und das Aufſteigen der Arbeiterklaſſe während des 


Krieges und nach dem Kriege iſt nicht zum Geringſten auf die 


bemwußtſein der Stände, als fie zum Bewilligen von Staatsausgaben ns 


erhöhten Anforderungen zurückzuführen, die an die untere Volks⸗ 


klaſſe geſtellt wurden — im Schützengraben, in Kriegsbetrieben uſw. 
Die Macht der engliſchen Gewerkſchaften fteigerte ſich in England 


im Laufe des Krieges darum ſo ſehr, weil man ihre Mitwirkung 


für die Bewilligung der allgemeinen Wehrpflicht nicht. entbehren 


konnte. Dieſe Beiſpiele ſind nicht nur ſo zu verſtehen, daß die 
Unentbehrlichkeit und Wichtigkeit der ſozialen Funktion an ſich eben 
ſchon Macht verleiht, ſondern es tritt außerdem damit eine erhöhte 
Selbſteinſchätzung der Gruppe ein. Aus dieſem verſtärkten Selbſt⸗ 
gefühle erfließen dann neue Forderungen nach Gütern, nach Macht 
und Bedeutung innerhalb der Geſamtheit. 

Bei alledem muß aber immer wieder feſtgehalten werbe Die 


dargelegten Motivreihen ſind nicht die einzigen. Der 


pſychologiſche, ſoziologiſche, geſchichtliche Geſamtvorgang iſt immer 


komplizierter. Allen Triebfedern des Handelns von Einzelindividuen 


und ſozialen Verbänden tritt (abgeſehen von ihrer gegenſeitigen 
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Bit b 50 vornehmlich eines hemmend entgegen: die Trägheit, der 


Gruppe. 
| N In den obigen Aufſtellungen haben wir den allmählichen Auf⸗ 
9 ſtieg der Klaſſen einem pſychologiſchen Verſtändniſſe näherzubringen 
N verſucht und damit das wichtigſte Gebiet der Soziologie, die Dynamik 

der Gruppen, berührt. Auf die Frage der Entſtehung der 
ng Taf ſen kann in diefem Rahmen nicht näher eingegangen werden. 
In großem Umfange wird hier die Annahme von Gumplowicz 
| zutreffen: „Es entſteht geſellſchaftliche Ungleichheit originär durch 
En; Zuſammentreffen zweier heterogener ethniſcher Elemente von ungleicher 
9 2 acht“ (Gumplowicz, Grundriß der Soziologie. 2. Aufl. S. 229). 
5 ſeie und nirgends find Staaten anders entſtanden als durch Unter⸗ 
werfung fremder Stämme ſeitens eines oder mehrerer verbündeten 
8 Stämme“ (a. a. O. S. 194), d. h. alſo: Die urſprüngliche ethniſche 


5 e und beherrſchter Gruppe. 

Schmoller hat neben dem Raſſetypus die Berufs- und Arbeits⸗ 
ling für die ſoziale Klaſſenbildung verantwortlich gemacht, worauf 
aber in richtiger Weiſe entgegnet wurde, daß die arbeitsteilige Wirt⸗ 


— 


A fändlich bliebe, warum ſich einzelne Gruppen untergeordnete Funktionen 
m recht zu behalten, der, indem er den Satz Schmollers umkehrt, 


Folge der Arbeitsteilung, ſondern deren Haupturſache“ (Bücher, 
uon der Volkswirtſchaft. 5. Aufl. S. 342). 

a Die Arbeitsteilung wirkt fo erſt ſekundär. Primär liegt die 
duzen Macht vor, die eine beſtimmte Form der Arbeitsteilung 
erzwingt. Die Angehörigen der herrſchenden Kaſte nehmen die vor— 
1 nehmſten und angenehmſten Berufe für ſich in Anſpruch und weiſen 
alle niedrigeren Funktionen den anderen Ständen zu. Dieſe faktiſche 
a eines Elementes über das andere, die meilt im Sinne 


Überwindung zurückgeht, iſt die äußere Tatſache, auf der die Klaſſen⸗ 
ſcheidung urſprünglich beruht und auf welche die obigen pſychologiſchen 
1 16 Argumentationen richt anzuwenden ſind. Die urſprüngliche Unter⸗ 
3 drückung der einen Schicht durch die andere, die Zuweiſung der 
groben Arbeit an die beherrſchte Klaſſe, der beſten Erzeugniſſe an 
. = die ich, kann natürlich zunächſt nur unmittelbar nach dem 
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9 2 raditionalismus, der Konſervativismus des Einzelnen und der 


U Ingleichheit bedingt die ſpätere Klaſſenteilung, die Spaltung zwiſchen 


ſchaft eine ſoziale Schichtung bereits vorausſetzt, weil es ſonſt unver⸗ 
zuweiſen laſſen. Es ſcheint alſo Bücher in dieſem Streite prinzipiell 


ſagt: „Die Verſchiedenheit des Beſitzes und Einkommens iſt nicht die 


von Gumplowicz auf ethniſche Verſchiedenheit und kriegeriſche 
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Luſt⸗ und Unluſtprinzip verſtanden werden, ohne daß auf die feineren 
oben angedeuteten pſychiſchen Mechanismen rekurriert werden müßte. 
Dieſe können erſt im weiteren Verlaufe der Geſchichte und der 
Klaſſenſchichtung vorgefunden werden. 

Auch die Trachten „geben Zeugnis nicht bloß von den äfthetif hen 
Anſchauungen, ſondern auch von Gefühlen der Macht, Hoheit, des 
Stolzes, dem Streben zu imponieren, prächtig und reich zu erſcheinen, 
ſexuell zu gefallen, kurz ſich als das darzuſtellen, was man teils iſt, 
teils ſein möchte. Die Tracht ſoll den Unterſchied einer ſozialen 
Gruppe den anderen ſofort erkennen laſſen ... darum achten nicht 
bloß diejenigen, die eine Tracht tragen, ſo lange als möglich auf 
deren Bewahrung, ſondern es find auch die oberen Klaſſen und 
Stände, welche den unteren lange Zeit den Gebrauch ihnen nicht 
angemeſſener Trachten verbieten“ (Eisler, Soziologie, S. 140/141). 

Wir ſehen hier, wie etwas, das zunächſt an ſich einen Wert hat, 
zum Beiſpiel äſthetiſchen, ſexuellen Wert, nunmehr einen ſozialen 
Wert erhält, nämlich als Mittel zur Abhebung von anderen, als 
Mittel zu imponieren, im Dienſte des „Pathos der Diſtanz“. Der 
vulgäre Ausdruck. „protzen“ drückt vielleicht am beften dieſe Seite 
des pſychologiſchen Sachverhaltes aus. | 

Wie auch die Begriffe „reich“ und „arm“ nicht bloß zkonomiſche . 
Kategorien ſind, ſondern wie ganz im Sinne der Behauptung Alfred 
Adlers die Triebbefriedigung in den Dienſt der Erhöhung des 
Perſönlichkeits⸗ und Kaſtengefühles geſtellt wird, ergibt ſich aus den 
Mitteilungen der Ethnologen über die Sitten der Wilden: „Je reicher 
ein Hottentotte iſt ... deſto mehr Fett und Butter verwendet er 
zum Beſchmieren feiner ſelbſt und feiner Familie. Dies iſt das 
große Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen den Reichen und Armen 
Eines jeden Wohlſtand, Pracht und feiner Geſchmack werden bemeſſen 


nach der Menge und der guten Beſchaffenheit der Butter oder des 


„Fettes, das auf feinem Körper und feinem ganzen Anzug glänzt 
(Spencer, „Prinzipien der Soziologie“, III. Bd., 4. Teil, S. 236). 
Die große Bedeutung, welche die Begriffe Macht und Zurückſetzung 
in der franzöſiſchen Revolution hatten, wurde ſchon erwähnt. Der 
zitierte Ausſpruch Taines von den zwei Flüſſen, die ſich zu einem 
Strome vereinigen, trifft die Sachlage ſehr gut: Die Leidenjchaften 
des, Magens auf der einen Seite, die Leidenſchaften des Ge⸗ 
hirns der von Herrſchſucht erfüllten Männer auf der 
anderen Seite. Lacretelle („Dix ans d'épreuves“ bei Taine 

a. a. O., S. 162) ſpricht von einer der bedeutſamſten Perſönlichkeiten 
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der brünzöffſchen Revolution, Kobespierre, als ‚von dem „lebe 


haftigen Typus des Neides“. 


Auch die revolutionäre Bewegung in den beſiegten Staaten nach 3 


dem Ende des Weltkrieges zeigt in mannigfachen Verflechtungen die 
oben aufgezeigten Kategorien. Die Revolution war zum Teil eine 


N nationale, zum Teil eine ſoziale und politiſche. Durch die nationale 
Revolution, die als Auswirkung des Weltkrieges erſcheint, wird der. 


Traum von nationaler Größe und Macht verwirklicht, die auf jeden 


. .. einzelnen Stammeszugehöbrigen zurückreflektiert. Wie wenig ökonomiſce 
Momente allein die Bewegung bewirkten, beziehungsweiſe die Sieges⸗ 


freude zu erklären vermögen, kann jeder unbefangene Beobachter der 


5 8 Volkspſyche beſtätigen. Haß gegen vermeintliche oder wirkliche Unter | 


drückung, Freude über rein ideelle Errungenſchaften, Macht⸗ und 


Siegesrauſch von Völkern, für die einſt die Geſchichte den Beinamen = 
von „Bedienten⸗Völkern“ regiſtrieren mußte, geben den pſychologiſchen 1 


Aſpekt. Angehörige der Irredenta in dem nunmehr „erlöſten“ Trieſt 


155 pllegten vorſichtige Erwägungen einer Gefährdung des Händels durch 


. der politiſchen und ſozialen Revolution kommt zu der abſoluten 


den Anſchluß an Italien mit: dem typiſch gewordenen Satze zu be⸗ 5 
antworten: „Wir wollen die Abſchüttelung des verhaßten Joches auh. 
für den Fall, daß dadurch in den Straßen Trieſts Gras wachſen 


ſollte.“ Die Affektivität von Macht und Reſſentiment, kann wohl 


„ n Erwägungen. praktiſcher Klugheit bis zu einem gewiſſen Grade 


eingeſchränkt werden, an ſich iſt ſie natürlich irrational. — Auch in 


prekären Lage der arbeitenden Schichten noch die ſoziale Umwälzung | 
und Umſchichtung hinzu, welche die Revolutionsſtimmung bedingt. 


(Nan denke unter anderem an die aufrühreriſche Wirkung des Kriegs 
geminners.) Aber auch ſonſt wäre es verfehlt, in den öfonomifchen =. 
Konflikten die Motive der Revolution erſchöpft zu ſehen. . 
3 Auch dieſe Revolution, wie die vorangegangenen, war indi⸗ 
bvidualiſtiſch im Zeichen der Ablehnung von Bindungen: Zu ihren 
| ſymptomatiſchen petits faits gehört auch die Wahl von.. Schüler⸗ 
räten. Die Menſchen wollen nicht mehr Objekt, ſondern Subjekt 


der Geſetzgebung, nicht mehr Objekt, ſondern Subjekt der Wirtſchaft 
ſein. Der autoritativen Form wird die demokratiſche in Staat und 
Wirtſchaftsbetrieb gegenübergeſtellt. Die Fabrik ſoll eine Konſtitution 


in dem Betriebsrate erhalten. „Aus der. Idipſynkraſie gegen; die 


Macht der anderen, gegen die Alleinherrſcher in der Fabrik will man 


die Feſſeln der Abhängigkeit vom Unternehmer, Arbeitsleiter, von 


Angehörigen einer fremden, bevorzugten Klaſſe . damit er⸗ 
Schmollers a XIV 1. g > 
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langt die eigene Klaſſe Macht und Bedeutung; in dem Einfluſſe des 
„Betriebsrates, der Gewerkſchaft, der politiſchen Vertretung wird die 
Macht der Klaſſe reflektiert, ſpiegelt ſich das Selbſtbewußtſein, die 
Erhöhung der Gruppe und damit des einzelnen. Mögen dabei ſicher⸗ 
lich praktiſch⸗ökonomiſche Vorteile mit angeſtrebt ſein, ſie erſchöpfen 
aber nicht den Geſamtgehalt des Vorganges !. | 


Vom ruſſiſchen Bolſchewismus jagt Sombart: „Wahrſcheinlich 


iſt, daß ein beträchtlicher Teil der Antigeſinnung, des Negierens alles 
Beſtehenden aus Reſſentiment“ ſtammt (a. a. O., 7. Aufl., 5. Kap. VI). 


Die ungeheuere Rolle, die das unergründlich tiefe Reſſentiment der 


Oſtjuden in dieſer Bewegung ſpielt, liegt auf der Hand. Eine ſpe⸗ 
zielle Würdigung dieſes Kapitels, etwa im Zuſammenhange mit der 
Rolle, die die Juden bei der Entſtehung des Chriſtentums ſpielten, 
müßte erſt verſucht werden. 


Dieſe kleinen Beiträge zur Revolutionspſychologie wollen die 


hiſtoriſche Bedeutung der letzten Revolution nicht herabſetzen, deren 
künftige Auswirkungen übrigens heute noch nicht erkannt werden 
können. 

Gehen wir nun von dieſen ſymptomatiſchen Erſcheinungen der 


Revolution zur Pſychologie des Kapitalismus und der modernen 


ſozialen Bepegung in ihrem Geſamtzuſammenhange über. Da können 
wir den allgemeinen Satz niederſchreiben, daß für das Sozial⸗Pſychiſche 


— 4 — — 


das Wirtſchaftliche nie letzter Zweck iſt. „Für den Sozialwillen 


it das wirtſchaftliche Moment bewußt oder unbewußt (impulſiv) 


letzten Endes nur ein Durchgangsſtadium, ein Glied in der Kauſal— 
und Zweckreihe, deren jeweiliger Abſchluß auf ſeiner Höhe ein über⸗ 
wirtſchaftlicher iſt“ (Eisler, a. a. O., S. 74). Dazu kommt 
noch, daß nach dem Satze eines Nationalökonomen die Konſumtion 
ſehr bald ihre Grenze in der Aufnahmefähigkeit des Magens findet. 
Hammacher hat den Sachverhalt treffend mit den Sätzen: „Ab⸗ 
nehmende Bedeutung des Okonomiſchen als Zweck ... zunehmende 
Bedeutung des Okonomiſchen als Mittel“ formufier (a. a. O., 
S. 487). 


| 1 Bezeichnend hierſür iſt u. a. ein Artikel von Wilhelm Wilhelm 

(„Der Kampf“, XII, 1), betitelt „Die Befreiung der Arbeitsleiſtung von der 
dienſtherrlichen Untertänigkeit“, in dem auch für den kommenden jozia- 
liſtiſchen Staat mit Recht die Abhängigkeit von einem kontrollierenden 
Beamtenapparat vorausgeſehen wird und daher Mittel vorgeſchlagen werden 
(u. a. die Wiedereinführung der Akkordarbeit), um der erniedrigenden Unter⸗ 
tänigkeit gegenüber Aufſichksorganen der Arbeit zu entgehen. 


5 
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Ebenſo wie der Kapitalismus letztlich außerwirtſchaftlichen Ur⸗ 
ſachen ſeine Entſtehung verdankt, ebenſo wie das Aufſtreben des 
ſtädtiſchen Bürgertums im Mittelalter dem Unabhängigkeits⸗ und 
Machtſtreben gegenüber dem Feudaladel entſprang, ſo iſt auch die 


Pleonexie des modernen Kapitaliſten Wille zur Macht, Drang nach 


Beſiegung der Konkurrenz, nach Beherrſchung der Wirtſchaft, Er⸗ 
weiterung der Einflußſphäre, nach dem ſozialen Oben⸗Sein; bekannt 
iſt zum Beiſpiel die außerordentliche perſönliche Anſpruchsloſigkeit 
vieler amerikaniſcher Milliardäre, die aber ihrem wirtſchaftlichen 
Expanſionsſtreben nicht im geringſten Abbruch tut. Und ſchließlich 
darf nicht vergeſſen werden, daß ein großer Teil der wirtſchaftlichen 
Güter direkt zur Differenzierung von Menſchen und Klaſſen dient. 
Die ſoziale Bewertung wird oft durch das Vorhandenſein 
von Bedürfniſſen und die Möglichkeit ihrer Befriedigung be⸗ 
ſtimmt, wodurch neue Bedürfniſſe erſt geſchaffen, dieſe in den Dienſt 
der ſozialen Bewertung geſtellt werden. Armut wird nicht bloß be⸗ 
dauert, ſondern auch geringgeſchätzt (Notiger Kerl). 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß auch der Sozialismus die 
Fortſetzung des individualiſtiſchen Kampfes gegen Zwang und Macht 
iſt: Die ganze geſchichtliche Entwicklung beweiſt es ebenſo wie der 
oben erwähnte Kampf gegen den kapitaliſtiſchen Fabrikabſolutismus 
und gegen die Arbeitsaufſicht ſowie die Tatſache, daß der Sozialis⸗ 
mus ſeine Anhänger beim abhängigen Induſtriearbeiter hat und un⸗ 
vergleichlich ſeltener beim ſelbſtändigen, wenn auch oft ärmeren Hand⸗ 
werksmeiſter. Dieſelbe Form menſchlicher Affektivität, durch welche 
die patriarchaliſche Familie aufgelöſt wurde, erzeugt den Kapitalismus, 
rüttelt in der Aufklärungszeit gegen die Autorität von Kirche und 
Staat, proklamiert die Menſchenrechte, läßt in der Folge im Kampfe 
um Freiheit und Gleichheit den Sozialismus erſtehen, was wir im 
folgenden noch klarer zu machen verſuchen werden. | 

Werner Sombart betont auch, daß das abfolute Elend nicht 
die Quelle des Haſſes und der Empörung des Proletariats ſei, denn 
manche Lohnarbeiter ſelbſt in Europa verdienten mehr als ein 
Univerſitätsprofeſſor (bekanntlich hat ſich jetzt das Verhältnis noch 
ſtärker nach dieſer Richtung verſchoben). Zu den Gründen der 
Empörung zählt Sombart den Kontraſt gegen den Reichtum der 
Unternehmer, „deren Überfluß er ſeiner Meinung nach erzeugt“, und 


x 


die Ungewißheit der Exiſtenzmöglichkeit. Dieſer zweite Punkt iſt 


7 allerdings ein wirtſchaftlicher im engeren Sinne des Wortes. Alle 
Beſtrebungen nach einem „Recht auf Exiſtenz“ find ſpezifiſch ökonomiſche 
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a und haben mit der dargelegten Sozialpſychologie nichts zu tun. Dies 
muß unbedingt und ausdrücklich anerkannt werden. Überhaupt iſt 
der Geſichtspunkt der mehrfachen Determinierung ſtets feſt⸗ 


zuhalten; am allerwenigſten in dem ungeheueren Fragenkomplexe des 


Sozialismus iſt eine vereinfachende Betrachtungsweiſe am Platze. 


Aber die unmittelbare Bedürfnisbefriedigung und Sicherung der N 


Exiſtenz iſt immer erſtes, nie aber letztes Ziel. Das pfychologiſch 


Bemerkenswerte beginnt erſt dann, und für die Betrachtung des : ä 


ganzen Verlaufes beziehungsweiſe des Geſamtaſpektes einer Bewegung 


bilden Motive wie „Recht auf Exiſtenz“ uſw. nur ee 
des Verſtändniſſes. 


Ferner: Die Auffaſſung des Lohnes lediglich als eines Mittels N 1 


5 zur Anſchaffung wirtſchaftlicher Güter ift unzureichend. Selbſt Marr. 


betont ſchon, daß „die Wertbeſtimmung der Arbeitskraft ein hiſtoriſches 
und moraliſches Element“ enthält (Kautsky, „Karl Marx' öko: 
nomiſche Lehren“, S. 6). Aber darüber hinaus iſt die höhere Be 
zahlung gleichzeitig auch Ausdruck einer höheren Bewertung der. 
Peerſönlichkeit, des Standes, des Berufes uſw. Bekannt iſt, daß. 
zum Beifpiel Angehörige gewiſſer Berufe unter Umſtänden lieber x 


2 eine berufliche Inanſpruchnahme unentgeltlich vornehmen, denn gegen Ä 


eeine geringere Bezahlung, als deren Standard entſpricht. — Grzte uſw. 3 


— Bezeichnung gewiſſer Form von Entlohnung als Honorar.) Auch 


in den Löhnen der Handarbeiter treten dieſe Erſcheinungen zutage. 


er Qualifizierte Arbeiter bleiben oft lieber arbeitslos, als ſich zu anderen 


Arbeiten zu erniedrigen oder unter einem Standardlohn zu. arbeiten. a 


Die Höhe des Lohnes iſt gleichzeitig Maßſtab ihrer perſönlichen und 


geſellſchaftlichen Bewertung und nicht bloß Maßſtab für den Anteil 5 5 


an der Konſumtion, beſtimmt daher die Rangſtufe innerhalb der ver⸗ 


ſchiedenen Zweige und Schichten des Proletariats. Auf der anderen 
Seite wieder findet ſich die umgekehrte Relation: Die Bewertung 
des Menſchen und des Berufes vollzieht ſich nicht durch Gegen: 


überhalten des Arbeitsentgeltes, ſondern durch die ſoziale Stellung 55 8 
(gelehrte Berufe, höhere Beamte), durch ſtändiſche Qualitäten (vor⸗ e 


nehme Lebensführung, Bildung, Ehre). Max Weber berichtet 


auch von gewiſſen Arbeiterkategorien (Weißnäherinnen), die wegen . | 


ihrer reinlichen Arbeit von anderen Arbeitern ſogar desſelben Be⸗ 
triebes, trotz gleicher oder geringerer ee geſelſchaflic ge⸗ 
ſcheden ſind. 


So iſt 75 die Lohnfrage nicht Dagenfrage allein, ſondern | 


maunigfach pingologitd en. 


‘ 


At, in mi ſozialen Kampfe um Geltung und Bedeutung iſt ein 
1 5 weifaches zu beobachten: Es iſt entweder die Stellung der höheren 
3 Ale fen. ſelbſt ein Ziel, das angeſtrebt wird oder aber (wenn dies 
2 die ganze Gruppe nicht möglich iſt) tritt eine Umkehrung der 
went e ein; die eigene Lebensform erfährt eine höhere 
N Bewertung. Die Arbeit an ſich ohne Rückſicht auf Quali⸗ 


der nichts iſt als ein Teil der Maſſe, zur Geltung zu bringen“ 


penſiert durch eine Selbſterhöhung der Klaſſe: „Proletarius sum“ 
5 Sombart). 

In der Mehrwert⸗ und Ausbeutungstheorie erfahren dieſe Dar⸗ 
kegungen vielfältige Beſtätigung. Ihre rein volkswirtſchaftliche Seite 


A usbeutungstheorie durch den dritten Band von Marx' „Kapital“ 
eine Modifikation erfahren, die ihre Bedeutung einſchränkt. Während 
es in früheren Darſtellungen hieß, daß die einzelnen Kapitaliſten 


Arbeit, ſondern die Geſamtarbeit wertbildend ſei. Philippovich 
weiſt demgemäß darauf hin, dies führe auf die einfache Feſtſtellung 


Rentner uſw. bezahlt werden (Philippovich, „Grundriß der 
bpolitichen Okonomie“, I. Bd., 4. Buch § 116, 7. Aufl.). Aber der 


des Mehrwertproblems iſt für die Tatſachenbeurteilung irrelevant. 
Das erkennt der für die Tatſächlichkeiten des ſozialen Lebens immer 
klare Blick Bernſteins ganz deutlich: „Von der geſamten in der 
Produktion enthaltenen Arbeit lebt eine bedeutend größere Zahl von 
15 Menſchen, als daran tätig mitwirkten ... Die Mehrarbeit dieſer 


| 2 Tatſache, die keines deduktiven Beweiſes bedarf. Ob die Marxſche 
Werttheorie richtig iſt oder nicht, iſt für den Nachweis der Mehr⸗ 
arbeit ganz und gar rn (Bernſtein, „Die Vorausſetzungen 
8 des Sozialismus uſw.“, S. 42). Die empiriſche Mehrarbeit 
liegt, ungeachtet aller ee der Mehrwerttheorie, auf der 


3 r und pfychologiſcher Hinſicht? 
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N bean wird geadelt, ſie wird das einzige Mittel, „den einzelnen, 


0 6 ombart). Das herabſetzende Gefühl der Ungleichheit wird kom⸗ 


| braucht hier nur geſtreift zu werden. Bekanntlich hat die urfprünglide 


ihre Arbeiter ausbeuten, hieß es nunmehr, daß nicht die individuelle 
s Rodbertus zurück, daß aus dem Arbeitsertrage aller auch die 


theoretiſche Streit um die Aaken nc einwandfreie Faſſung 


3 letzteren iſt eine empiriſche, aus der 10 l nachweisbare 


| 28 Volkswirtſchaftlich, zahlenmäßig in Beziehung zur Distribution | 
5 8 ausgedrüct, iſt ihre Bedeutung von verſchwindender Größe. Wenn 
a | nt en erforderlichen Schärfe feſtgehalten wird, 1 nur ein Teil | 


0 rd. Welche Bedeutung hat nun aber dieſe Tatſache in volks⸗ 
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der Revenue (die Revenue im engeren Sinne) vom Kapitaliſten 
konſumiert wird, während der andere Teil zur Vergrößerung des 
Kapitals verwendet, akkumuliert wird (was natürlich von Marx 
nicht überſehen wird), ſo ergibt ein Entzug dieſer Vorzugskonſumption, 
alſo letztlich die Aufhebung der „Ausbeutung“, für die Geſamtheit 
gar keinen nennenswerten Erfolg. Dieſe Feſtſtellung iſt durchaus 
nicht neu, aber für unſere Unterſuchung nicht unwichtig. Walter 
Rathenau hat dieſe Verteilungsverhältniſſe folgendermaßen aus⸗ 
gedrückt: „Wir beginnen einzuſehen, daß die Kapitalrente nichts 
weiter bedeutet als die Rücklage, deren die Induſtrialwirtſchaft der 
Welt alljährlich für ihr eigenes Wachstum bedarf, daß dieſer Renten⸗ 
'betrag nach Abzug eines mäßigen — allerdings willkürlichen — Ver⸗ 
brauchsanteiles des Kapitaliſten reſtlos wieder der Wirtſchaft zu⸗ 
geſchlagen wird ... ich habe ... dargelegt, daß ... die Be⸗ 
meſſung dieſes Verbrauchsanteiles ſittlicher und wirtſchaftlicher Kor⸗ 
rekturen bedarf, doch ſelbſt die Aufhebung des Vorzugsverbrauches 
würde die Lebensbedingungen der Geſamtheit nicht weſentlich ver⸗ 

beſſern.“ (Rathenau, „Die neue Wirtſchaft“, S. 31). Br 

Der Marxismus will allerdings dieſe Feſtſtellungen nicht als 
Argumente gegen ſeine Theorie gelten laſſen. Engels hat im 
Vorwort zum „Elend der Philoſophie“ auf die Mehrwerttheorie 
Bezug genommen: „Marx hat denn auch nie ſeine kommuniſtiſchen 
Forderungen hierauf (auf den Mehrwert) begründet, ſondern auf 
den notwendigen, ſich vor unſeren Augen täglich mehr und mehr 
vollziehenden Zuſammenbruch der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe.“ 

Gemeint iſt natürlich, daß dieſer Zuſammenbruch der kapitaliſti⸗ 
ſchen Produktionsweiſe, abgeſehen von deſſen „Notwendigkeit“, auch 
etwas Wünſchbares, Anzuſtrebendes iſt. Die Motive des Strebens 
können ja doch nicht in der Naturnotwendigkeit des wirtſchaftlichen 
Prozeſſes ſelbſt gelegen ſein. Welches ſind aber die theoretiſchen 
Gründe, weswegen der ſozialiſtiſche Staat dem kapitaliſtiſchen vor⸗ 
gezogen wird? 

Da ſteht unter dem wirtſchaftlichen Zwecken die produktivere 
Arbeitsweiſe wohl in erſter Linie: Erhöhung der Produktivität 
durch Beſeitigung der „Anarchie der Produktion“, Ausſchaltung 
aller jetzt notwendigen, ſpäter überflüſſigen Verrichtungen, Zentrali⸗ 
ſierung und Rationaliſierung der Wirtſchaft ufm. Das Kapital 
erſcheint der Theorie nicht bloß als Mittel der Produktion, ſondern 
auch als deren Schranke: „Die wahre Schranke der kapitaliſtiſchen 
Produktion iſt das Kapital ſelbſt: daß das Kapital ... als Aus: 


\ 
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gangspunkt und Endpunkt, als Motiv und Zweck der Produktion 
erſcheint.“ (Marx' ee III, Geſammelte Schriften, III, | 
S. 231—232.) | | 

Der Sozialismus zeigt hier nun eine merkwürdige Diskrepanz 
zwiſchen ſeiner Theorie und ſeiner Praxis. Denn auf den Einwurf, 
die Ausbeutung in der gegenwärtigen Geſellſchaftsordnung beſtehe 
zwar, aber nur in ganz geringem Umfange, weil ja deren Beſeitigung 
die Lebensbedingungen der Geſamtheit nicht weſentlich verbeſſern 
könnte, wird geantwortet, daß die Rechnung zwar ſtimme, daß aber 
in einer anderen, eben der ſozialiſtiſchen, kollektivierten Wirtſchaft 
durch die Erhöhung ihrer Produktivität auch der wirtſchaftliche 
Reichtum aller ihrer Angehörigen ſich bedeutend vermehren würde. 
Dann wäre aber nicht die Ausbeutung. das Motiv des Kampfes 
und nicht die Aufhebung dieſer Ausbeutung das Ziel, ſondern eben 
die geringe Produktivität mit der ihr innewohnenden Verelendung 
wäre das Motiv, die Verbeſſerung der Wirtſchaftsweiſe hingegen 
das Ziel, das allerdings nur im Kampfe gegen Kapitalismus und 
deſſen Nutznießer erreicht werden könnte. Dann wäre es aber nicht a 
einzuſehen, warum immer wieder von Ausbeutung geſprochen wird, 
da doch nicht dieſe, ſondern nur die unvollkommene Wirtſchaftsweiſe 
ſchlechthin der Kern des Übels iſt. Zu dem kommt noch, daß wir 
von jener „objektiven Schranke“ oben ausſagen mußten, daß die ihr 
zugeſchriebene „Verelen dungstendenz“ nicht beſteht, und daß ſich da⸗ 
her Kautsky zu einer pſychologiſchen Lesart verſtehen mußte, nach 
der die wachſende Verelendung des Proletariats im ſozialen Sinne 


auf den wachſenden ſozialen Gegenſatz zurückgeht, weshalb er jene 


pſychiſche Verelendung damit identifiziert, was der 3 
„Begehrlichkeit“ nennt. 

Alles drängt daher zur Deutung, daß dem Begriffe des Mehr⸗ 
wertes, nämlich der Ausbeutung an ſich, unbekümmert um deſſen 
theoretiſche Zweifelhaftigkeit einerſeits und um die geringe praktiſche 
Wirkung anderſeits, der Wert einer affektiven Triebfeder zukommt und 
daß dieſe, verbunden mit dem Bewußtſein der Gegenſätzlichkeit zum 
Kapitaliſten, die affektive Gewalt der Bewegung erklärt. Die Frage 
kann uns in dieſem Zuſammenhange natürlich gar nicht 
intereſſieren, ob die Ausſicht auf eine enorme Steigerung der Pro⸗ 
duktion begründet iſt oder nicht, bzw. ob nicht derſelbe Erfolg durch 
eine Syntheſe von Kapitalismus und ſtaatlicher Einflußnahme er⸗ 
zielt werden könnte. Denn wie immer man dieſe Fragen beantworten 
möge, für die pſychologiſche Beurteilung wird der Mehrwert, die 


om - 


Auch dieſer kann im Geſamtverlaufe der ſozialen 
Fortwirkung der individualiſtiſchen Naturrechtsforderungen, als Aus: 
drucksform des Geltungsſtrebens und Reſſentiments begriffen werden. 
Auf dem Unterbau der pſychologiſchen Faktoren rhebt 8 der Über: ar 
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für die Frage der Abſchätzung künftiger 
und Ungleichheit ergeben, liegen nun offe 


Ä 2: ſchaftliche Gewähr für das Eintreten 
. enthalte, muß nun abgelehnt werden. 


x 
.. 


ie nunmehr zum Symbol ber ungleichheit, des Gegen⸗ 


ſatzes, des Gefühles der Herabſetzung der Arbeiterklaſſe gegenüber 
dem „Bourgebis“. Die Größe der Ausbeutung, ihre praktiſche 


Wirkung in der Realität kommt demgegenüber. gar nicht zum Aus⸗ 
druck. Der Begriff der Ausbeutung kann gar nicht aus dem Arjenal. 


der ſozialiſtiſchen Agitation verſchwinden und das nicht in dem groben En 
Sinne, als ob ſchlaue Demagogen in bewußter Abſicht die Maſſen 
damit haranguieren wollten, ſondern in der tieferen Bedeutung, daß 5 


die affektive Einſtellung der Maſſe ſozuſagen primär vorhanden iſt 


und die dazugehörigen Vorſtellungen ausgeſucht und feftgehelten 
. werden, ſo daß es ausſichtslos wäre, durch theoretiſche oder zahlen? 
ö mäßige Hinweiſe irgendeine Veränderung des Vorſtellungsablaufess 


zu bewirken. Motor der ſozialiſtiſchen Bewegung ift 


das populariſierte, individualiſtiſche Recht auf den 
vollen Arbeitsertrag, nicht die vollkommenere Pro⸗ 


duktionsmethod e. 
Der Sozialismus, ebenſo wie die früheren Revolutionen und 


geſchichtlichen Bewegungen, iſt zum großen Teile ein Kampf gegen 
die Vorrechte der Geburt; früher gegen den Geburtsadel, jetzt gegen 
die Träger des ererbten Kapitals. Der Wegfall des perſönlichen 
Verdienſtes beim Beſitzeinkommen findet hier ſeine revolutionierende 
Wirkung. — Marr ſagt: „Der Kapitaliſt iſt nicht Käpitaliſt, weil E 
er in duſtrieller Leiter iſt, ſondern er wird induftrieller Befehls⸗ 8 
haber, weil er Kapitaliſt iſt.“ (Zitiert bei Bolfmann, „Die we 


Darwinſche Theorie uſw.“, S. 325.) 


Die Pfychologie des Sozialismus kann daher r ſumiert werden; i 
Dunant nur als 
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Il. Oie ſoziologiſchen Kons. quenzen 


Die Konſequenzen, die ſich aus den 
glichkeiten von Gleichheit 
zutage. Jede Berufung 
auf die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung, die ſozuſagen die wiſſen⸗ 
ines Adealzuftandes in ſich 


In. 


isherigen Erörterungen 
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. f „ charakteriſiert wurden, jo drängt ſich uns von ſelbſt der Schluß auf, 2 
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| Die objektive Hypotheſe könnte eine Angleichung, die „Auf⸗ 
lloöſung aller Widerſprüche“, die Erfüllung des uralten Gleichheits⸗ 
ideals gewährleiſten. Denn da jedes ſoziale Bewußtſein nach der 
Theorie nur Spiegelbild der. wirtſchaftlichen Situation, genauer 
„ geſagt der Produktionsverhältniſſe iſt, ſo müßte der Zukunftsſtaat 
. natürlich eine Sozialpſyche zeitigen, in der es Antriebe zur Un⸗ 


gleichheit ſchlechthin nicht geben würde. 
Aber dieſe objektive Faſſung der Theorie, nach der ein Groß⸗ 


ſein und Spiegelbild ökonomiſcher Verhältniſſe vorſtellt und ſich die 


menſchlicher. Abhängigkeiten, Erhöhung des ſozialen Niveaugefühles 


daß dieſe Ureigentümlichkeiten menſchlicher Affektivität, verbunden 


damit nicht beſeitigt; der Wille zur Macht und zur Geltung wirkt 
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ſouverän und zwingt das Okonomiſche in ſeinen Dienſt. Aus der. 
ſozialen Minderwertigkeit entſteht das Streben nach Gleichheit, it, 
dieſe erreicht, nach Höherwertung. Dieſe Kategorie kennt und will 
: keine Gleichheit, ſondern ſtrebt nach Ungleichheit, — N 
a Differenzierung, | Fr 
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cell der menſchlichen Pſychologie nur Ideologie, alſo falſches Bewußt⸗ . 


Entwicklung zum Zukunftsſtnate naturgeſetzlich, notwendig, alſo un- 
vermeidlich vollzieht, iſt nichts anderes als eine unbeweisbare, von 
Widerſprüchen durchſetzte Hypotheſe. a 
Auch die pſychologiſche Hypotheſe wäre tmiffanbe; die Stabili⸗ z 
ſierung eines Idealzuſtändes wahrſcheinlich zu machen. Denn wenn alle | 
Kämpfe Klaſſenkämpfe waren, alle ſozialen Tendenzen nur ökonomiſche 6 
- + find, dann würden im „klaſſenloſen“ Staate, in einer mit reichlichſter 
„Produktivität (die nach der Theorie fich, einſtellen müßte) geſegneten 
Wirtſchaft jeder Anlaß zu politiſchen und ſozialen Konflikten, jedes j 
© = Motiv zur Veränderung, des ſozialen Gleichgewichts entfallen. Haben je 
“nie aber im vorigen Abſchnitte das Okonomiſche auf fein richtiges 
Maß zurückgeführt, dieſes nicht immer als Zweck, ſondern unter 
„AUmſtänden häufiger noch als Mittel erkannt und hinter dem Oko , 
5 nomiſchen bzw. über dieſem die pſychologiſchen Triebfedern entdeckt, 
die als Motoren der Geſchichte wirkſam find und in den Begriffen 
Wille zur Macht“, Abwehr von ſozialer Minderwertigkeit, Ablehnung . 


mit der allgemeinen Kampfnatur des Menſchen, welche in die 
. materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung überhaupt keinen Eingang ge⸗ 
funden haben, den Gang des ſozialen Geſchehens ganz anders bes. . | 
= einfluffen-. werden. Hört der Kampf um des Lebens Notdurft auf, 
ſo nicht der um die ſoziale Bevorzugung; verſchwinden die „Leiden⸗ 
ſchaften des Magens“, ſo werden die „Leidenſchaften des Gehirns“ 
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Zur Beſeitigung menſchlicher Rivalität und 
menſchlichen Überlegenheitswillens iſt Gemeinwirt— 
ſchaft ein unzureichendes Mittel. Denn die Arbeitsteilung 
kann niemals aufhören; aus der bloßen Steigerung der Produktivität 
der Arbeit kann nicht die Möglichkeit abgeleitet werden, die Arbeits⸗ 
teilung zu beſeitigen . In den techniſchen Sachverhalt greift der 
pſychologiſche Zwang ein: das iſt der allgemeine Grund für 
die Stabiliſierung der Ungleichheit, die allgemeine ſoziologiſche 
Konſequenz, wie ſie ſich auch aus unſerer ſozialpſychologiſchen 
Einzelunterſuchung ergeben hat. Eine Anzahl von weiteren Über 
legungen können wir nun anſchließen und mehrfach Gedanken ver⸗ 
ſchiedener Autoren zwanglos in unſeren Zuſammenhang einbeziehen. 

In einer kleinen Schrift ſpricht Roſa Mayreder von der 
„Machtkauſalität“: Es muß dahingeſtellt bleiben, ob die Er⸗ 
löſung von der Machtkauſalität nicht gegenüber der Wirklichkeit ſo 
wenig Ausſicht hat wie etwa die Erlöſung von der Erbſünde oder 
von anderen Grundübeln, die der Menſchheit als unabänderliche 
Folge ihres Gattungscharakters anhaften. Der Wille zur Macht iſt 
eine alle Lebenserſcheinungen ſo allgemein beherrſchende Tatſache, 
daß Nietzſche ihn ſogar als das metaphyſiſche Weſen der Welt 
bezeichnet und feine Erlahmung bloß als Erſchöpfungsſymptom be⸗ 
trachten konnte.“ (Roſa Mayreder, „Der typiihe Verlauf 
ſozialer Bewegungen“, „Der Aufſtieg“ Nr. 3, Anzengruber⸗Verlag.) 

Mit ſeinem pſychologiſchen Scharfblicke hat Nietzſche in großen 
Umriſſen das Typiſche im ſozialen Willen gezeichnet: „Der Indivi⸗ 
dualismus iſt die beſcheidenſte Stufe des Willens zur Macht. Hat 
man eine gewiſſe Unabhängigkeit erreicht, ſo will man mehr: Es 
tritt die Sonderung heraus nach dem Grade der Kraft. Auf 
den Individualismus folgt die Glieder⸗ und Organbildung 
Erſtens: die Individuen machen ſich frei; zweitens: ſie treten in 
Kampf, ſie kommen über Gleichheit der Rechte überein („Gerechtig⸗ 
keit“ als Ziel); drittens: iſt das erreicht, ſo treten die tatſächlichen 


Ungleichheiten der Kraft in eine vergrößerte Wirkung; — 


jetzt organiſieren ſich die einzelnen zu Gruppen; die Gruppen 


1 Die Auffaſſung von Engels (Antidühring, S. 213), „daß es einmal 
keine Karrenſchieber und keine Architekten von Profeſſion mehr geben ſoll, und 
daß der Mann, der eine halbe Stunde lang als Architekt feine Anweiſungen 


gegeben hat, auch eine Zeitlang die Karre ſchiebt, bis ſeine Tätigkeit als Architekt 


wieder in Anſpruch genommen wird“, iſt allzu naiv, um ernſthaft in Erwägung 
gezogen zu werden. 
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ſtreben nach Vorrechten und Übergewicht. Der Kampf, in milderer 
Form, tobt von neuem. Man will Freiheit, ſolange man nicht 
die Macht hat. Hat man ſie, will man Übermacht; erringt man ſie 
nicht (iſt man noch zu ſchwach zu ihr), will man „Gerechtigkeit“, 
d. h. „gleiche Macht“. (Nietzſche, „Der Wille zur Macht“, 
nachgelaſſene Werke, S. 359—360.) Die Richtigkeit dieſer Auf⸗ 
ſtellung iſt natürlich ganz unabhängig von der Annahme oder Ab⸗ 
lehnung der Konzeption von Nietzſches Kulturideal. 

Streifen wir nun hier die Beziehung des Freiheits⸗ zum 


Gleichheitsproblem. Das 18. Jahrhundert erſtrebte Befreiung von 


allen menſchlichen und geſellſchaftlichen Abhängigkeiten, von politiſchen, 
religiöſen und ökonomiſchen Bindungen. Aber dem lag — in der 
Theorie — die Vorausſetzung zugrunde, daß der „Menſch ſchlecht⸗ 
hin“, der vollkommene, gute Menſch in die neuen Beziehungen ein⸗ 
treten würde, nachdem er von allen Schlacken befreit worden wäre, 
die künſtliche Feſſelungen in ihm zurückgelaſſen hatten. Freiheit und 
Gleichheit waren zwei Begriffe, die einander ergänzten. Die Folge 
zeigte, auf welch irrigen Vorausſetzungen die Theorie aufgebaut 


war. Der Rationalismus hatte die menſchliche Affektivität über⸗ 


ſehen. Dieſelbe Lehre erlebt aber eine Auferſtehung im modernen 
Sozialismus: Ein neuer Glaube tritt auf, nicht mehr an die an⸗ 
geborene Güte des Menſchen, aber an deſſen, aus der 
künftigen geſellſchaftlichen Produktion reſultierende, 

vollkommene Soziabilität und Nivellierungsfähigkeit. 
Aber es iſt nun einfach unerfindlich, woher die Möglichkeit einer herr⸗ 


ſchaftsloſen „freien“ Geſellſchaft, die auf den Zwang des autoritativen 


Staates verzichtete, kommen ſollte, wenn man von der vorhin ab⸗ 
gelehnten Annahme einer ſchlechthin vorhandenen Abhängigkeit des 


menſchlichen Affektlebens von der ökonomiſchen Produktionsform ab⸗ 


ſieht. Ja, man muß ſich fragen, wie ſich denn ein — angenommener — 
Zuſtand einer ungeheueren Produktivaſſoziation, die keine Vorzugs⸗ 


rechte und keine Vorzugsſtellungen kennt, auch nur einen Tag ohne 


ſtaatlichen mit Strafſanktionen verbundenen Zwang erhalten könnte. 
Tatſächlich umfaßt der ſozialiſtiſche Zukunftsſtaat zwei heterogene 
Momente: den Individualismus und die allſeitige Regulierung 
durch die Staatsallmacht !. Der theoretiſche Sozialismus in feinem 
Widerſpruche iſt eben ganz das Kind jener optimiſtiſchen Natur⸗ 
rechtsidee, der Ausdruck eines unerfüllbaren Menſchheitstraumes. 


1 0 chm Spann behauptet, der Marxismus enthalte unter einer uni⸗ 


| verſaliſtiſchen Maske eine . Seele; 


Losgelbſt von der ſozialiſtiſchen Bufunfiserwarting hat Simm 12 
— zum Teil ganz parallel mit der oben zitierten Skizzierung 
Nietzſches — über dieſe Zuſammenhänge ſehr zutreffende Sätze 
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geſchrieben, die wir hier wiedergeben müſſen. „Die Gleichheit, die 


re fo als die erſte Folge ... der Freiheit auftritt, iſt in Wirklichkeit 
nur der Durchgangspunkt, den die Pleonexie der Menſchen paſſieren . 


muß, ſobald ſie die unterdrückten Maſſen ergreift. Niemand begnügt 


| u fi, typiſcherweiſe, mit der Stellung, die er feinen Mitgeſchöpfen 


gegenüber einnimmt, ſondern jeder will eine in irgendeinem Sinne 
günſtigere erobern... Die Gleichheit mit den Höheren iſt der 


f erſte ſich darbietende Inhalt, mit dem ſich der Trieb eigener Er⸗ 5 | 


höhung erfüllt, wie es ſich in jedem beliebigen engeren Kreiſe zeigt, 


mag es eine Schulklaſſe, ein Kaufmannsſtand, eine Venmiienbieruncie 


ſein ... Der Niedere will zunächſt dem Höheren gleich ſein, iſt er 
ihm aber gleich, fo zeigt tauſendfache Erfahrung, daß dieſer Zuſtand, 


früher der Inbegriff ſeines Strebens, nichts weiter als der Aus⸗ 5 
gangspunkt eines weiteren iſt, nur die erſte Station des ins unend⸗ 8 


liche ee Weges zur begünſtigteſten a .. . (a: a. O. 
S. 219— 2200). 
Es kommt nun ein wichtiges Moment 111 Nicht abfolute 


Ä Größendifferenzen innerhalb der ſozialen Geſamtheit kommen in. 5 | 


tionen des menſchlichen Bewußtſeins handelt, ſo iſt nur maßgebend, 
wie Differenzen irgendwelcher Art empfunden werden und da können. 


die Frage in Betracht. Da es ſich ja doch immer nur um Real 


natürlich kleine Niveauunterſ chiede in einer teilweiſe nivellierten 1 | 


re Geſellſchaft bei den Betroffenen genau denſelben Grad von Unluſt⸗ 


gefühlen hervorrufen, wie ſie ſonſt in einer von vornherein auf 


Ungleichheit angelegten Geſellſchaft auftreten, ebenſo wie auch um⸗ 


gekehrt zur Betätigung des 0 immer nach genügend. 


9 Raum bleibt. 
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Wir haben 99 5 konſtatiert, daß ein Gleichheitszuſtand nur a ö 


durch die ſtaatliche Gewalt möglich wäre und fügen jetzt vorgreifend 


kratie bedingt und daß in dieſer ſoziologiſch notwendigen Struktur 


wiederum die Prädispoſition zur ſozialen Bevorzugung liegen wird, 


wodurch der oben erreichte Gleichheitszuſtand wieder verſchoben 


Zukunftsſtaates gelegenen Verhältniſſen, auf die wir bei Beſprechung 
der Bureaukratie noch zurückkommen, erhebt ſich gegen die Annahme 
eines b ſtablliſerten wenn auch u vollkommenen Bere 
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5 hinzu, daß dieſe Sachlage notwendig die Schaffung einer Bureau⸗ 


würde. Abgeſehen aber von dieſen ſpeziellen, in dem Weſen des 
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Be ein gang. gemeiner Einwand aus dem von Spencer ſo bezeichneten 
Geſetze von der „Vervielfältigung der Wirkungen“. Leſter Ward, 
e auf die ſoziologiſche Gleichheit anwendet, ſagt: „Eine einmal 
9 einer gewiſſen Richtung hin begonnene Handlung ſtrebt immer 
nach dieſer Richtung hin, bis alle Homogeneität zerſtört iſt. Vor⸗ 
bel ſchafft Vorteil. Der kleinſte Riß in einem Damm hilft dieſen 
Riß vergrößern, bis der Damm untergraben und vernichtet iſt. 
| Die geringſte Rinne an einem Bergabhang macht ſie zum Mittel⸗ 
. punkt der Eroſion und erzeugt eine Schlucht. Je mehr ein Fluß 
ſich windet, um ſo mehr höhlt er die Ufer aus, und die Windungen 
werden Ammer größer. Dasſelbe Geſetz iſt in der Geſellſchaft wirk— 
fa am ein Zuſtand der Gleichheit, wenn wir uns ihn auch vor⸗ 
ſtellen ten, wäre vergänglich. Er würde ſchnell wieder von 
einem Zuſtand der Ungleichheit abgelöſt werden.“ (Leſter Ward, 
0 ‚Reine Soziologie“, S. 305.) Jedes erreichte Plus an 
Macht gibt einen weiteren Vorſprung zum Erwerbe 
einer weiteren Machtzunahme. Damit wollen wir die 
a llgemeine Erörterung über die Möglichkeit künftiger An⸗ 
gleichung ſchließen und uns der Unterſuchung ſpezieller Formu⸗ 
en zuwenden. . 
Bleibt man ſelbſt bei der erſten Stufe des Marx ſchen Zukunfts⸗ 
4 deals ſtehen (Verteilung nach den Leiſtungen), ſo ſtellt ſich die Frage 
nach der Bewertung der Leiſtung ſofort ein. Soll ſie wieder 
1 nach Angebot und Nachfrage, alſo nach ihrem Seltenheitswert be⸗ 
n neſſen werden? Eine ſolche Zumutung würde wahrſcheinlich ab⸗ 
9 jelehnt werden, obwohl es praktiſch unzweifelhaft iſt, daß zum Bei⸗ 
5 ſpiel ein Operntenor kraft ſeines Seltenheitswertes ſich ein Vielfaches 
des Durchſchnittsäquivalentes erzwingen könnte. Welche Inſtanz 
ſoll aber für die Aufftellung irgendeiner objektiven Leiſtungsbewertungs⸗ 
ö fkala maßgebend werden? Und wird ihr wirtſchaftlicher oder auch 
Bi ihr kultureller Wert in Rechnung gezogen werden? Es iſt klar, daß 
darüber und über manches andere nur die effektive Machtſtellung 
der einzelnen Kategorien entſcheidend ſein wird. 
1 Ar Von hier gelangen wir zu jenen Aufſtellungen im b 
. Sozialismus, in denen ſtreng genommen keine Gleichheit ſondern 
. = eine Umſchichtung als Ziel geſetzt iſt. Von dieſer Seite könnte 
auch der Einwurf erhoben werden, Sozialismus erſtrebe ja gar keine 
. eme 
5 So verlangt zum Beiſpiel Parvus „die ſoziale Gleichheit, 
un die Baal Ungleichheit der Menjchen zur Geltung und zur 


— m. — 1 — 134 — 


— — 2 


— — —— 


. 
„. 4 
2 


16573 2 a Bi 7 OR rt 85 5 Google. 
* 5 2 KEY 5 1 * b 1 1. . \ a ’ »4 u .. 
88 + un ‚ur! 2 — 9 59 5 850 » Ei n 5 * Baar; x PR Ss 1 . . 


110 Gaſton Roffenftein 110 | 


Entwicklung kommen zu laſſen“ (zitiert bei Maſaryk, a. a. O., 


S. 425). Der ſchon in der Einleitung zitierte Satz Woltmanns 
beſagt Ahnliches. Ebenſo die folgende Stelle: „Alle Sozialiſten er⸗ 
heben die Forderung der gleichen ſozialen Gelegenheit“ (Woltmann, 
a. a. O., S. 126). Mit anderen Worten: Woltmann will durch 
einen Kollektivismus der Produktionsmittel nur eine neue Ausleſe der 
wirklich beſten Individuen. „Auch wir ſind mit Treitſchke der 
Meinung, daß das Gemeine dem Edlen dienen ſoll, wir bezweifeln 
aber ganz entſchieden, daß dies in der angeblich natürlichen Ariſto⸗ 
kratie der Klaſſenherrſchaft wirklich geſchieht“ (a. a. O., S. 393). 

Zunächſt iſt ohne weiteres klar, daß hier auch eine Beziehung 
zur Gleichheit, Gleichberechtigung, Gleichwertigkeit enthalten iſt. 
Das Ideal, das uns hier entgegentritt, iſt das der gleichen ſozialen 


Gelegenheit für die Ausfüllung einer neuen richtigeren Rang⸗ 
ordnung. Halten wir damit unſere frühere Einſicht zuſammen, daß 
eine kollektivierte Wirtſchaft keineswegs die Arbeitsteilung, alſo 
irgendeine Form der Hierarchie wird entbehren können, jo ſtellt ſich 


das Ganze als eine Forderung nach einer Neuordnung auf dem 


Prinzipe der Gleichberechtigung dar, wonach es in gar keinerlei 
ſozialer Hinſicht Geburtsvorrechte geben ſollte. Die Formel würde 


nicht mehr lauten: „Jedem das Gleiche“, ſondern „Jedem das Seine“. 
Sie deckt ſich alſo zum Teile mit der Formel des „leiſtungsverhältnis⸗ 


mäßigen Einkommens“, woran wir ſchon eine Kritik geübt haben, 


aber die jetzige Formulierung iſt nicht auf den Verteitungsmechanis⸗ 


mus der ökonomiſchen Güter eingeſchränkt, ſondern auf alle geſell⸗ 


ſchaftichen Verhältniſſe erweitert. 

Gliedern wir die Frage nach der pſychologiſchen Wirkung und 
nach der Möglichkeit einer ſolchen Rangordnung. Die pſychologiſche 
Wirkung einer „natürlichen“ Rangordnung, bei der alſo angenommen 
wird, daß die Befähigung zu jeder übergeordneten Stellung die 
einzige Vorausſetzung für ihre Bekleidung ſein ſoll, iſt durchaus keine 
einheitliche. Gewiß erzeugt das Erbprinzip bei dem Enterbten viel⸗ 
fach das Gefühl des Reſſentiments und der Haß iſt um ſo größer, 
wenn ein perſönliches Verdienſt um die Erwerbung einer Stelle nicht 
erkennbar iſt. Aber gleichzeitig darf nicht überſehen werden, daß 
die durch Geburt beſtimmte Ausleſe innerhalb gewiſſer Grenzen 
auch die umgekehrte Wirkung hat. Die aus dem Erbprinzipe folgende 
relative Stabilität ruft eine gewiſſe Reſignation, die Vorſtellung 


des einmal Gegebenen, Unveränderlichen hervor. Der ſozial weniger 


Begünſtigte iſt gewiſſermaßen des Gefühls der Verantwortung für 


u. 
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feine Stellung enthoben, was dem durchſchnittlichen Glücksempfinden 
nicht abträglich iſt. Wird hingegen das Geburtsvorrecht radikal 
beſeitigt, ſo ſchwindet damit wohl eine Komponente des ſozialen 
Haſſes, aber für die neue Geſellſchaft wirft ſich drohend die Frage 
auf, ob nicht der Stachel der Minderwertigkeit noch viel empfind⸗ 
licher ſchmerzen würde, wenn jeder mildernde Hinweis auf die Un⸗ 
veränderlichkeit der ſtändigen Gliederung wegfiele. Wir kommen 
nun zur Beantwortung der Frage nach der Möglichkeit einer ſolchen 
Rangordnung. 

Allen Vorſchlägen, die ſich Re den zu einer übergeordneten 
Stellung Befähigten auch tatſächlich in dieſe zu bringen, haftet zus 
nächſt eine prinzipielle Schwierigkeit an: daß das Streben nach 
Macht von Gruppen und Menſchen mit der entſprechenden techniſchen 
und perſönlichen Qualifikation zur höheren Poſition nicht parallel 
geht, ſondern ſich beſtenfalls nur zufällig deckt, ſo daß ſich ſchon aus 
dieſem Grunde eine natürliche Rangordnung der Qualifikation nicht 


ergeben kann. 


Es gibt aber noch einen anderen, außerordentlich cn 
Grund für die Unmöglichkeit der Realiſterung eines Zuſtandes, 
dem die perſönliche Qualifikation und die Stelle auf der foyialen 
Rangleiter ſich voll decken. Der Grund liegt in einer Tatſache, auf 
die Simmel mit großer Entſchiedenheit aufmerkſam macht, und von 
der er mit Recht ſagt, daß ſie für das Verhältnis des Einzelnen 
zur Geſamtheit von der größten Bedeutſamkeit ſei. Die Ausführungen 
Simmels zu dieſem Punkte müſſen hier in extenso wiedergegeben 
werden: „Daß perſönliche Qualifikation und ſoziale Stellung in der 


Reihe der Über⸗ und Unterordnungen ſich durchgehends und reſtlos 


entſprächen, iſt prinzipiell unmöglich, welche Organiſation man auch 
zu dieſem Zwecke vorſchlagen möge. Und zwar auf Grund der Tat⸗ 
ſache, daß es immer mehr Menſchen gibt, die zu übergeordneten 


Stellen qualifiziert ſind, als es übergeordnete Stellungen gibt. 


Von den gewöhnlichen Arbeitern einer Fabrik gibt es ſicher ſehr 
viele, die ebenſogut Werkführer oder Unternehmer ſein könnten, von 


den gemeinen Soldaten ſehr viele, die die volle Befähigung zum 
Offizier beſäßen, von den Millionen Untertanen eines Fürſten zweifel⸗ 


los eine große Anzahl, die ebenſo gute oder beſſere Fürſten ſein 
würden. Das Gottesgnadentum iſt gerade der. Ausdruck dafür, daß 
die ſubjektive Qualität nicht entſcheiden ſoll, ſondern eine andere, 
über die menſchliſchen Maßſtäbe erhabene Inſtanz. In Wirklichkeit | 
find. die rein individuellen Unzulänglichkeiten leitender Perſönlichkeiten 
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| relatto ſelten. Bedenkt man die unfinnigen und unterbrechen . 


Zufälle, durch die die Menſchen auf allen Gebieten in ihre Poſitionen 


* gelangen, ſo wäre es ein unbegreifliches Wunder, daß nicht eine ſehr 


viel größere Summe von Unfähigkeit in deren Ausfüllung hervor⸗ 


tritt, wenn man nicht annehmen müßte, daß die latenten Qualifikationen 


für die Stellungen in ſehr großer Verbreitung vorhanden find . 


Dies iſt das tiefe Recht des Sprichwortes: Wem Gott ein Amt 


gibt, dem gibt er auch den Verſtand dazu. Denn der zur Ausfüllung 


höherer Stellungen erforderte „Verſtand“ iſt eben bei vielen Menſchen 


vorhanden, aber er bewährt, entwickelt, offenbart ſich erſt, wenn ſie 
die Stellung einnehmen ... Mit dieſem allen ſozialen Bildungen 


eigenen Widerſpruche zwiſchen dem gerechten Anſpruch auf über: 


geordnete Stellung und der techniſ chen Unmöglichkeit, ihm zu genügen, 


* findet ſich das ſtändiſche Prinzip und die jetzige Ordnung ab, indem 5 | 
fie Klaſſen pyramidenförmig mit einer immer geringeren Mitglieder⸗ BEN 
‚zahl übereinander bauen und dadurch die Zahl der zu leitenden 


Pas 


? 5 „ 


Stellungen Qualifizierten a priori einſchränken Simmel, 5 


„Soziologie“, S. 243— 245). * 
Es ergibt ſich daher die. wichtige Frage, welche Umſtände 1 > 


ha : allgemeinen die ſoziale Rangordnung bisher beſtimmten und aller es 
Vorausſicht nach auch weiterhin beſtimmen werden. In Beziehung 


auf die Entſtehung der Klaſſen und Stände haben wir uns. früher 
im allgemeinen an Gumplowicz angeſchloſſen, alſo die Erklärung der 


Entſtehung geſellſchaftlicher Ungleichheit originär durch Zuſammen⸗ 4 
treffen zweier heterogener ethniſcher Elemente von ungleicher Macht 


akzeptiert. Dann folgt aber erſt der Kampf der Gruppen um die 


ſich ökonomiſche und politiſche Kämpfe, Machtſtellungen werden neu 


ee beſetzt, neue ökonomiſche Methoden werden eingeführt. Irgendwie 


iſt nun jede ökonomiſche — und Machtverſchiebung, zum Beiſpiel 
auch die Entſtehung von Kapitalien uſw., primär durch ein perſön⸗ 


liches „Verdienſt“ entſtanden, wenn man nur Verdienſt nicht im 


ethiſchen Sinne faßt, ſondern einfach die «perfönliche Urheberſchaft 


= 5 | darunter verſteht. So waren es ſicher die findigſten Feudalherren 


mit dem ſtärkſten ſozialen Auftriebe, welche, um der Marxſchen 
3 Darſtellung zu folgen, ſeinerzeit beſchloſſen, ihre landwirtſchaftlichen 


u 5 Produkte nicht mehr für den Selbſtgebrauch, ſondern zum Verkaufe 


zu erzeugen, 10 Bu a ber. a Wee wurden 


©. ätomomifcen Güter und um Macht, wobei, wie wir fahen, das 
Vkonsmiſche oft dem Machtwillen untergeordnet wird, in das Ver⸗ 
hältnis des Mittels zum Zweck gerät. Aus dieſer Situation ergeben 
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und damit den Boden für den Kapitalismus h Das⸗ 


ſelbe gilt für die Kapitalskonzentration in den Händen der 


Kaufleute zu Beginn der, Neuzeit und für jene „beſſeren Krämer“ 
und „Winkelwucherer“, bei welchen nach Sombart „die Menſch⸗ 
werdung des kapitaliſtiſchen Geiſtes zu vermuten iſt“ (Som⸗ u 
bart, „Der moderne Kapitalismus“, I. Bd., S. 388 — 390). 


„Auch für die Entſtehung des kapitaliſtiſchen Geiſtes aus dem 
Proteſtantismus, wie ſie Max Weber beſchrieben hat, gilt u 


Gleiche. 

Faßt man nun zum Beiſpiel den Kapitalismus irgendwie als 
einen Fortſchritt auf, ſo iſt jenen Individuen auch ein ſoziales Ver⸗ 
dienſt nicht abzuſprechen. Aber dieſes Verdienſt bzw. dieſe perſön⸗ 
liche Urheberſchaft gilt meiſtens ſozuſagen nur erſtmalig; in der 
nächſten Generation wird dieſes Prinzip durch das Exbprinzip ſo⸗ 
fort wieder negiert. Und dieſes neu hinzukommende Erbprinzip iſt 
durchaus nicht auf die Vererbung von Eigentum beſchränkt, ſondern 
erſtreckt ſich auch auf ſozialen Rang, auf Prärogativen aller Art. 
Klar iſt ohne weiteres, daß die urſprüngliche Erobererkaſte ihre 
Herrſchaftsſtellung durch Vererbung aller ihrer Poſitionen auf An- 
gehörige der eigenen Kaſte zu verewigen trachtet, welcher Um⸗ 
ſtand durch Konnubium oft verſchärft wird. Aber darüber weit hin⸗ 
ausgehend, iſt eine ganz allgemeine ſoziologiſche Tendenz wahrnehm⸗ 
bar, jede neu erworbene Prärogative ſofort auf die eigene Nach⸗ 
kommenſchaft zu übertragen. Schon Rouſſeau, der überhaupt, trotz 
ſeines chimäriſchen Naturzuſtandes und ſeiner unhiſtoriſchen Konzeption 
des „Geſellſchaftsvertrages“, einen richtigen Blick für die Entſtehung 
geſellſchaftlicher Zuſtände erkennen läßt, macht auf dieſen Zuſammen⸗ 
hang aufmerkſam. So ſagt er: „Zuerſt wurden die Magiſtrats⸗ 
perſonen gewählt, und wenn der Reichtum nicht den Preis davon⸗ 
trug, jo erhielt das Verdienſt den Vorzug ... oder das hohe Alter 
Die älteſten der Hebräer, die Geronten der Spartaner, der Senat 
zu Rom und ſogar die Etymologie des Wortes Seigneur beweiſt 
das ... Später entſtand Zwieſpalt, Bürgerkrieg daraus. Die 
ehrgeizigen Vornehmen machten ſich dieſe Umſtände zunutze, um die 
Ehrenämter, die ſie bekleideten, auf ihre ganze Familie zu verewigen“ 
(Rouſſeau, „Abhandlung von dem Urſprunge der Ungleichheit unter 
den Menſchen“, Berlin 1756, S. 135 — 136). 

Es tritt uns hier die beſonders wichtige Außerungsform des 
Unſterblichkeitswunſches entgegen: Der Menſch will ſeine ſonſt ephemere 


Macht verewigen, indem er die innegehabte n auf ſeine direkte 
Schmollers Jahrbuch XLVI. | 8 
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Nachkommenſchaft zu übertragen ſtrebt. Mutter⸗ und Vaterliebe wirken 
natürlich im ſelben Sinne zuſammen. Aber auch demokratiſche Ver⸗ 
faſſungseinrichtungen waren nicht im Stande, der natürlichen Bildung 
einer ſolchen Erbariſtokratie entgegenzuwirken: „Die Ephoren waren 
urſprünglich vom König ernannt worden, um beſtimmte Obliegenheiten 


zu erfüllen; ſie machten ſich dann aber die Könige untertan und 


brachten ſpäter auch den Senat unter ihre Botmäßigkeit, fo daß fie 


im weſentlichen die Herrſcher wurden .. Von da können wir 
zum Beiſpiel zu Venedig übergehen, wo die Gewalt, einſtmals vom 


m 1 


Volke ausgeübt, allmählich in die Hände eines Exekutivkörpers übr- 0 


ging, deſſen Mitglieder in der Regel wiedergewählt und nach ihrem 
Tode von ihren Söhnen erſetzt wurden, ſo daß daraus eine Ariſto⸗ 
kratie entſtand, aus der ſich ſchließlich der Rat der Zehn entwickelte, 

welche ... von keinem Geſetze eingeſchränkt, die tatſächliche 


Herrſchaft in Händen hatten“ (Spencer, „Die Prinzipien der | | 5 


Soziologie“, IH. Bd., 5. Teil, S. 458 — 459). 


Selbſt wenn man auch im ſtrengſten demokratiſchen Sinne eine 


„volonté générale“ annimmt, die die ſtaatlichen Machtfunktionen 


überträgt, beſteht keine Gewähr dagegen, daß dieſe ſtaatliche Macht⸗ 
funktion den ökonomiſchen und Machtintereſſen einer beſtimmten 


un nutzbar gemacht wird, 


Soy entſteht eine Erbariſtokratie im weiteften Sinne des Wortes. . 
Gewalt, Zufall, Befähigung, Alter, Wahl verurſachen die Standes 
erhebung, die Bevorrechtung, die Amtsbekleidung Einzelner oder eine 


Vermögens⸗ bzw. Kapitalsanſammlung in Händen Weniger und das 


Erbprinzip ſorgt für die Erhaltung in derſelben, blutsverwandt⸗ 
ſchaftlichen Linie. So wurde bisher der Wettbewerb automatiſch 


eeingeſchränkt. Wird das Streben nach Macht nicht manifeſt ſein 


dürfen, fo wird es verhüllt unterirdiſch verlaufen. Die Demagogie 


und „mise en scöne*, die auch jetzt für das ſoziale Emporkommen 
ſo häufig unentbehrlich find, werden noch mehr an Bedeutung gewinnen. 


Es kommt aber noch ein wichtiger Umſtand hinzu. Die techniſch 


* notwendige Über- und Unterordnung im Wirtſchaftsbetriebe iſt in 
einem demokratiſch regierten Unternehmen undurchführbar. Der Sozial⸗ 
demokrat Bernſtein zum Beiſpiel gibt dies unumwunden zu: „Für 


N . ‚bie, Aufgabe, welche die Leitung eines Fabrikunternehmens mit ſich 
bringt . geht es einfach nicht, daß der Leiter der Angeſtellte der 


Geleiteten, in ſeiner Stellung von ihrer Gunſt und ihrer üblen 
Laune abhängig ſein ſolle“ (Bernftein, Die e Boransſebungen des 


ur Sozialismus uſw. S. 3 
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Man müßte daher ſehr bald zu einer autoritativen Form zurück⸗ | 


kehren, nach der Stahlſchen Maxime: Autorität nicht Majorität! | 


Natürlich würden“ dadurch neue Machtpoſitionen geſchaffen werden, 
die naturgemäß aus allen vorgenanten Gründen die Tendenz hätten, 
einer eingeſchränkten Schichte vorbehalten zu bleiben. Es bleibt 


ſozuſagen nur die Alternative: entweder wüſteſter Wahlkampf, ununter⸗ 


brochenes Ringen um die bevorzugte Stelle, wobei nichts weniger 
als die natürliche Ariſtokratie jedesmal obſiegen würde, mit ſchwerer 
Schädigung der Wirtſchaft und des ganzen ſozialen Organismus, | 
oder irgendeine neue Form ſtändiſcher Gliederung. Wahrſcheinlich 

iſt, daß die Realität eine Kreuzung dieſer beiden Prinzipien ergeben 
wird. Die Fähigkeit zur Unterordnung ſcheint überhaupt in gewiſſeem 
Grade die Bedingung für die Exiſtenz⸗ und Entwicklungsfähigkeit ' 


jozialer Organismen zu fein. Die Geſchichte zeigt ferner genug 
Beiſpiele, wie aus freien Einrichtungen infolge mannigfacher Urſachen 
neue Machtkonſtellationen entſtehen. Eine „einſchichtige Geſellſchaft > 


(Rathenau) iſt nicht zu erreichen. | 
Auf dieſe Art ergibt ſich uns eine Betrachtungsweiſe, die ſtatt 
einer kontinuierlichen Entwicklung einen Zyklus der Erſcheinungen 
annimmt. Die geſellſchaftliche Funktion wird vererbt, ſie wird dadurch 
auf Perſonen übertragen, die ihr unter Umſtänden nicht im ſelben 
Maße wie der urſprüngliche Inhaber gewachſen ſind. Hierzu kommt 
aber noch, daß Beſitz und Stellung oft die Urſachen ihrer Entſtehung 


lange überdauern; Funktionen werden infolge der geänderten äußeren 


oder inneren Situation überflüſſig, oder ſie verlieren ihre Ausnahme⸗ 


bewertung, weil die dazugehörigen Befähiguugen alltäglich geworden u 


find, zum Beiſpiel u. a. auch die feinerzeit aus der Kenntnis des 
Leſens und Schreibens hervorgegangene Qualifikation . Eine Zeit⸗ | 
lang über dauert die Funktion und die Achtung vor deren Trägern | 
ihre Wichtigkeit und objektive Nützlichkeit, ein Zuſtand, den natür⸗ 


lich der bevorrechtete Stand durch ſoziale Suggeſtionen möglichſt a 
zu erhalten trachtet, was aber natürlich die ſteis latente Auflehnung i 


der Schlechtweggekommenen = bie Dauer nicht du verhindern 
vermag. 


ein Ende, ohne natürlich irgendwie an. dem naturnotwendigen ſozialen * | 


1 Dieſer Umiſtand scheint auch in der | aktuellen Frage der „geiſtigen Ar⸗ 
beit“, zu der bekanntlich jede Angeftellten- und Beaimtentätigkeit gerechnet wird 
— abgeſehen 1 ihren rein  Dtonomifchen. ee = eine 8 zu i 
ſpielen. | | 1 e | Ba 


Die Revolution macht dieſen Alterserſ cheinungen einer Inſtitution N 


116 | Gaſton Roffenftein | 1116 


Mechanismus für die Zukunft etwas ändern zu können. Die Analogien 
mit der gegenwärtigen Revolutionsperiode liegen auf der Hand. 
Speziell in bezug auf die Leitung des Produktjonsprozeſſes wird 
die Frage, ob der ererbte Beſitz dazu einzig berechtigen ſoll, auf⸗ 
geworfen und verneint und dies um ſo mehr, als beide Faktoren bei 
der Aktiengeſellſchaft eigentlich ſchon getrennt ſind. Das iſt mit 
eine der vielen Willenskomponenten für die Verneinung der kapita⸗ 
liſtiſchen Ordnung. ö 

Denken wir uns nun in der Folge irgendeine gemeinwirt⸗ 
ſchaftliche Ordnung, welche die beſeitigte kapitaliſtiſche Wirtſchafs⸗ 
verfaſſung erſetzen ſoll. Es braucht wohl nicht hervorgehoben zu 
werden, daß unſer Gleichheitspeſſimismus mit der Frage der Möglichkeit 
einer weitgehenden Gemeinwirtſchaft nichts zu tun hat. Im Gegen⸗ 
teil, unſere Aufgabe iſt es, zu zeigen, daß Gemeinwirtſchaft, wenn 
möglich, keine Panacee gegen empfundene ſoziale Übel vorſtellt. 
Den Untergang der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft aus immanenter wirt⸗ 


ſchaftlicher Notwendigkeit haben wir allerdings abgelehnt, aber ihr 


allmähliches Abbröckeln durch das Reſſentiment und den Machtwillen 
einer politiſch erſtarkten Arbeiterklaſſe, insbeſondere wenn der ſo⸗ 
genannte geiſtige Arbeiter ſich ihr anſchließen ſollte, iſt durchaus 
nicht unmöglich, um ſo mehr, als auch ſonſt eine „fortſchreitende Aus⸗ 
dehnung der zwangsgemeinwirtſchaftlichen Unternehmung“ (Adolf 
Wagner) nachweisbar iſt. Zwar laſſen manche Erwägungen eher 
auf die Tendenz zu einer Syntheſe der Wirtſchaftsformen ſchließen, 
wie ſie uns zum Beiſpiel in der Konzeption Rathen aus entgegen⸗ 
treten. Dieſe Syntheſe würde uns auch als die wirtſchaftlich zweck⸗ 
mäßigere erſcheinen, weil ſie die Vorzüge beider Produktionsformen 
in ſich vereinigte; da aber in der Geſellſchaft ſich nicht immer das 
Zweckmäßigſte herausbildet, können wir auch die kollektivierte Geſell⸗ 
ſchaft durchaus in den Bereich des Möglichen ziehen. = 
In dieſe kollektivierte Geſellſchaft werden, jo wollen wir fingieren, 
die Menſchen „als Parallelen beginnen“. Vergegenwärtigt man ſich 
aber die Wirkung des oben von Simmel betonten Mißverhältniſſes 
zwiſchen der Anzahl der Befähigten und der vorhandenen Stellen, 
das natürlich für jede beliebige ſoziale Ordnung gilt, woraus allein 
ſchon die Unmöglichkeit einer natürlichen Rangordnung hervorgeht, 
und hält damit die pſychologiſche Unmöglichkeit einer Gleichheit 
ſchlechthin zuſammen, ſowie die große, unveränderte Bedeutung des 
Wunſches nach Vererbung der Poſition, nach ſozialer Erhebung der 
Familie über den eigenen Tod hinaus, ſo folgt daraus mit großer 
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Wahrſcheinlichkeit, daß dieſe uralten ſoziologiſchen Mechanismen, die 
für jede Produktionsbaſis Gültigkeit haben, auch weiterhin die ſoziale 
Struktur weſentlich mitbedingen werden. | 
Dazu kommt noch etwas ungemein Naheliegendes: Die freie 
Konkurrenz um die Stellen erzeugt ein Protektionsſyſtem; ſoll aber 
dem Gewaltmißbrauch der beſtellten Leiter durch gewählte Parlamen⸗ 
tarier geſteuert werden, ſo beſteht ebenſo die Möglichkeit, daß der 
Parlamentarier ſelbſt ſeine Stellung mißbraucht, wie das gerade in 
ausgeſprochen demokratiſch regierten Staaten regelmäßig beobachtet 
5 wird. Protektion bringt Nepotismus mit ſich, und beide find die 
Schrittmacher einer neuen Erblichkeit. 

. So können wir im allgemeinen folgenden Zyklus 
nachweiſen und deſſen Weiterbeſtehen für die Zukunft 
—— vermuten: Soziale Prärogativen entſtehen durch irgend— 
welche Form perſönlicher Urheberſchaft, haben die 
Tendenz, ſich leicht zu vererben, ſomit auf einen 
„Stand“ eingeſchränkt, mon opoliſiert zu werden, ver⸗ 

lieren im Laufe der Zeiten oft ihre ſoziale Bedeutung, 
rufen die Auflehnung der langſam erſtarkenden Maſſe 
oder Teile derſelben hervor, werden dann in Revolu⸗ 
tionen beſeitigt, worauf nach einem kurzen oder langen 
lbergange eine neue Ariſtokratie erſteht. Der Kreis iſt 
geſchloſſen. 

Dieſer Vorgang ermangelt aber nicht einer gewiſſen ſozialen 
und kulturellen Nützlichkeit. Die Bildung einer Ariſtokratie bedingt 
nämlich die Züchtung von ſozial und kulturell wertvollen Eigen- 
ſchaften, iſt alſo für die ſoziale Arbeitsteilung äußerſt zweckentſprechend. 
In dieſem Sinne hat Maines Ausſpruch recht: „Die Geſchichte 
it eine Ariſtokratin“, in demſelben Sinne wird fie es vermutlich in 
Sa der Zufunft bleiben. x 

| Für die ſpezielle Geſtaltung der Verhältniſſe im ſozialiſtiſchen 
Staate wird der Beamte maßgebend ſein. Erinnern wir uns, daß 
dees im ganzen Geſchichtsverlaufe zwei Mittel der Macht gegeben hat: 

3 die Erwerbung von Grund und Boden und der Beſitz der Amter 
ſo iſt wohl klar, daß die ſozialen Prärogativen in dieſer äußerſt zentra⸗ 
liſierten Wirtſchaftsorganiſation dem Beamten vorbehalten ſein 
werden. 7 
7 Auf dieſe Entwicklungsmöglichkeit iſt denn auch ſchon ſehr oft 
phingewieſen worden. So meint Hammacher: „Der Sozialismus 

bedeutet eine große allgemeine Beamtenariſtokratie“ (a. a O. S. 694), 
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und Max Weber ſpricht ſogar von der „Diktatur des Beamten“, 
die im Vormarſche begriffen ſei. Es werde ſich, meint Max Weber 
weiter, „die Berufsſpezialiſierung und das Erfordernis der Fach⸗ 
ſchulung bei allen innerhalb der Produktion über der Arbeiter⸗ 
ſchicht ſtehenden Schichten“ ſteigern. Dadurch entſteht aber von 
ſſelbſt eine Beamtenſchicht, die in ganz beſtimmter Art gebildet 
ſein muß und die deshalb „einen ganz beſtimmten ſtändiſchen 
Charakter trägt“. ö 

In einer Kontroverſe gegen Edgar Jaffe erwähnt Kan mee 


„Wenn man den Unternehmergewinn durch Verſtaatlichung der Wirt⸗ 


Schaft ausſchalten wollte, jo würde der ebenſo unausrottbare wie 
legitime Trieb zur materiellen Exiſtenzverbeſſerung damit nicht 
ertötet werden. Er würde ſich nur auf anderem Gebiete geltend 
machen, nämlich bei dem Kampfe um die beſſer dotierten 
Staatsſtellungen“ („Archiv für Sozialwiſſenſchaften und Sozial⸗ 
politik“, XL). 
| Auch während der franzöſiſchen Revolution find alle Dffigiers- 
und Beamtenſtellen zunächſt durch Wahl hervorgegangen. Das Ziel 
der Jakobiner war die vollſtändige Gleichheit auch in den Verwaltungs⸗ 
poſten. Es konnte zum Beiſpiel jedermann Richter werden, ohne 
als Juriſt praktiziert zu haben; auch der Generalſtab der National⸗ 
garde und die Poſtdirektoren wurden gewählt. Unter dem Kaiſer⸗ 
reiche, der Reſtauration und der dritten Republik aber wurden und 


werden die wichtigſten Beamten wieder von Staats wegen ernannt, 
da man eingeſehen hat, daß die „Majoritätenwirtſchaft einer rohen 


und blinden Kraft gleicht, deren Wirkungen ohne Gegengewicht 
verhängnisvoll wären“ (Taine, a. a. O., 4. Buch, S. 348). In 


der Wirtſchaftsleitung wäre ſie noch weit verhängnisvoller. — 


Bekanntlich gibt es auch in verſchiedenen Staaten „Beamten⸗ 
familien“, die die höheren Beamten hervorbringen. 
Die bisherige Entwicklung weiſt alſo mit Notwendigkeit die 


Richtung an, die die ſozialiſtiſche Zukunft gehen muß: Bildung eines | 


ſpezifiſchen und mächtigen Beamtentums mit der Tendenz zur Ab; 
ſonderung in einem eigenen Stande und allen den ſoziologiſchen 


unnd ſppchologiſchen Begleiterſcheinungen; dabei darf auch die höhere 


Entlohnung nicht vergeſſen werden, N die wirtſchaftliche Eigen⸗ 
intereſſiertheit Be erlahme !. 


1 Sicher erhoffte ein Teil der „geiſtigen Arbeiter“ — insbeſondere die 
Ingenieure in Privatbetrieben uſw. — zu Beginn der Revolution einen Um⸗ 
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| Der Staat bekommt eine ungeheure Machtfülle 1. — Nicht in 2 
dem oberflächlichen Sinne bureaukratiſcher „Mißſtände“, ſondern in 
dem tieferen Sinne einer unausweichlichen ſozialen Antinomie behält 


der Satz des Herzogs d' Audiffret⸗Pasquier ſeine Richtigkeit: 
„Kaiſerreiche fallen, Miniſterien vergehen, aber die Bureaux bleiben“ 


(Spencer, n in das Studium der Soziologie, I. Teil, = 


S. 150). 


ſchwung, durch den die bisherigen erblichen Vertreter der Wirtſchaftsführung zu | 


ihren Gunſten abgeſetzt werden würden. Die Entwicklung ift allerdings dieſen 


Weg bisher nicht gegangen. Die derzeitige hohe Konjunktur gewiſſer Zweige 


von manuellen Arbeitern innerhalb der noch beſtehenden kapitaliſtiſchen Ordnung 
hat natürlich mit den obigen Fragen nichts zu tun. Jedenfalls ſteht ein äußerſt 


hartnäckiger Kampf zwiſchen „manuellen“ und „geiſtigen“, zwiſchen qualifizierten 5 


und nichtqualifizierten Arbeitern bevor. 


1 Der Hiſtoriker Hellmann vergleicht fie ſogar mit jener es mittel⸗ | 
alterlichen Kirche 6 e „Die . eee Revolu⸗ 


tionen“, 1919). 
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5 Die Eiſenbahnpolitik der Vereinigten 


Staaten von Amerika bis zum Ende 
des Weltkrieges 
Von Alfred v. der Leyen ⸗ Berlin 


Inhalts verzeichnis: I. Einleitung S. 121. — II. Das Bundesverkehrsgeſetz 
und feine Novellen S. 125. — III. Präſident Wilſon als Verkehrspolitiker 
S. 132. — IV. Wilſons Stellung zur Eiſenbahntarif⸗ und zur Arbeiterfrage. 
Vor Eintritt der Vereinigten Staaten in den Weltkrieg S. 136. — 

V. Während des Weltkriegs. Vorübergehender Staatsbetrieb. General⸗ 
direktor Me. Adoo S. 144. — VI. Nach dem Weltkrieg. Das Eiſenbahn⸗ 
beförderungsgeſetz vom 18. Februar 1920. übergangsbeſtimmungen. Arbeiter⸗ 
frage S. 149. — VII. Die Anderungen des e S. 156. — 
VIII. Rückblick und Ausblick S. 162. 


I 


Qn keinem Staat hat die Regelung der Eiſenbahnverhältniſſe 


ſolche Schwierigkeiten gemacht, wie in den Vereinigten Staaten 
von Amerika. Ob es gelungen iſt, durch das neueſte umfaſſende 


| Eiſenbahngeſetz, das Beförderungsgeſetz vom 28. Februar 1920 


(Transportation Act), dieſer Schwierigkeiten Herr zu werden, ob 
dieſes Geſetz eine brauchbare Grundlage für die Schaffung dauernd 


geſunder Zuſtände im amerikaniſchen Eiſenbahnweſen ſein wird, iſt 


eine heute noch offene Frage. Jedenfalls bildet es den Abſchluß 
einer Bewegung, die mehrere Jahre vor dem Weltkrieg einſetzt, 


während des Weltkriegs, beſonders nachdem die Vereinigten Staaten 
in dieſen eingetreten ſind, hin und her geſchwankt hat, und, nach⸗ 


dem nochmals länger als ein Jahr immer wieder neue Probleme 
aufgetaucht, neue Ermittlungen aller Art, diesmal beſonders in den 
parlamentariſchen Körperſchaften angeſtellt ſind, endlich in dem nach 
ſchweren Geburtswehen verabſchiedeten vorerwähnten Bundesgeſetz 


ihren wenigſtens vorläufigen Abſchluß gefunden hat. Zum Verſtänd⸗ 


nis dieſes Geſetzes und ſeiner Entſtehung iſt ein kurzer Rückblick 
auf die Entwicklung der Eiſenbahnen der Vereinigten Staaten er⸗ 


forderlich. 


3 Erweiterung eines in en u Se den ode ’ 
gehaltenen Vortrags. 
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Seit Beginn des Zeitalters der Eiſenbahnen iſt in den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika das Privatbahnſyſtem das allein und 
unbeſchränkt herrſchende. Zwar wurden einige Strecken der älteſten 
Eiſenbahnen von Einzelſtaaten gebaut und kurze Zeit betrieben, aber 
ſie ſind bald von Privatbahnen aufgeſaugt, und daß heutzutage die 
Bahn über die Landenge von Panama, gleichſam als Zubehör zu 


dem Panamakanal, daß ferner an der äußerſten Nordweſtgrenze die 


zum Teil erſt im Bau begriffenen Eiſenbahnen Alaskas Staats⸗ 


bahnen ſind, iſt für die grundſätzliche Syſtemfrage ohne Bedeutung. 
Das Privatbahnnetz der Vereinigten Staaten hatte im Jahre 1914 
einen Umfang von 410918 km, ein Umfang, der ſich während des 
Krieges nur wenig geändert hat. In dieſer Zahl ſind nicht ent⸗ 
halten die ſtädtiſchen, die Vorortbahnen und die elektriſch betriebenen 


ſogenannten Überland⸗ oder auch Städtebahnen (overland, inter- 


urban Railways). Die Bedeutung dieſer Zahl ſpringt in die Augen, 
wenn man ſich vergegenwärtigt, daß der Umfang der Eiſenbahnen 


der Erde ſich um dieſelbe Zeit auf 1104217 km ſtellte, und daß = 
das europäiſche Eiſenbahnnetz 346235 km, alſo rund 64000 Km 
weniger lang war! als das der Vereinigten. Staaten. Die Ent: 


wicklung des Eiſenbahnbaues iſt eine ſprungweiſe, ganz unregel⸗ 


mäßige, Die Höchſtzahl der neu gebauten Kilometer weiſt das Jahr⸗ 5. 
zehnt 1880—1890 mit 117700 km auf, im folgenden Jahrzehnt 


find es nur noch 42 000 km, im Jahrzehnt 1900—1910 wieder 
77000 km. Seit der Zeit zeigt ſich wieder ein ſtarker Rückgang; in 
den letzten Kriegsjahren hat der Eiſenbahnbau völlig geſtockt. 


Eigentum und Verwaltung der Bahnen ſind in den Händen 
von Privatgeſellſchaften, meiſt Aktiengeſellſchaften, von denen rund 
2200 in der Statiſtik aufgewieſen ſind, aber nur etwa 800 ſich 
formell einer gewiſſen Selbſtändigkeit erfreuen. Tatſächlich iſt das 
ganze Netz in fünf bis ſechs große Gruppen eingeteilt, deren jede 
von einem oder einer Anzahl vereinigter Geldfürſten beherrſcht 


wird. Sie werden Eiſenbahnkönige genannt. 


In den erſten Jahrzehnten enthielt ſich die Staatsgewalt — die f 


Bundesregierungen ſowohl als die Regierungen der Einzelſtaaten — 


jeder Einmiſchung in die Konzeſſionierung, die Verwaltung und den 


& Betrieb der Eiſenbahnen. Jedermann kann Eiſenbahnen bauen, 


1 Selbſtverſtändlich beweiſen dieſe Zahlen nicht die Überlegenheit der 
amerikaniſchen über die europäiſchen Eiſenbahnen. Für die Vergleichung des 


Eiſenbahnnetzes verſchiedener Länder find außer der Längenausdehnung viele . 


andere Gefichtspunkte zu beachten, auf die hier nicht eingegangen werden kann. 
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wenn er das nötige Geld findet; es bleibt ihm überläſſen, wie er 
ſich in den Beſitz des Grund und Bodens ſetzt, ein Enteignungsrecht 


wird den Eiſenbahnen nicht verliehen, es genügt ihre Eintragung 


in das Handelsregiſter. Die Eiſenbahnhoheit lag bei den Einzel⸗ 
ſtaaten. Wenn das Land auch mit Eiſenbahnen reichlich verſehen 
wurde, ſo wurde doch ſchon in der erſten Zeit grober Mißbrauch 


mit den Eiſenbahnen getrieben. Wilde Spekulanten — ich brauche | 
nur die Namen eines Robert Field Stockton, der mit der Camden and 


Amboy⸗Eiſenbahn eng verbunden iſt, eines Daniel Drews, des Ver⸗ 
derbers der Erie⸗Bahn, eines Commodore Vanderbilt, des Gründers 
der New Pork⸗Central⸗Bahn, eines Jay Gould zu nennen — be⸗ 
mächtigten ſich der Eiſenbahnen, betrieben ſie in ihrem Intereſſe, 
ergingen ſich in wildem Börſenſpiel mit den Eiſenbahnwerten. 


Ganze Landesteile litten unter ſolcher Wirtſchaft. Schlimmer 


wurden dieſe Zuſtände noch, als die Eiſenbahnen ſich zu größeren 
Netzen zuſammenſchloſſen und ihre Mißwirtſchaft ſich immer weiter⸗ 
erſtreckte. Schon zu Beginn der ſiebziger Jahre des vorigen Jahr⸗ 
hunderts wird lebhaft geklagt über die Eiſenbahntarife. Die faſt 
revolutionäre Bewegung der Landwirte, der Grangers (1872 ff.), 
nimmt ihren Ausgang von den Eiſenbahntarifen, der Schädigung 
der Landwirtſchaft durch zu hohe Lokaltarife im Verhältnis zu den 
billigen durchgehenden Tarifen. Sodann die verheerenden Tarif⸗ 
kriege der großen weſtöſtlichen Bahnen mit ihren verhängnisvollen 
wirtſchaftlichen und finanziellen Erſcheinnngen. Allgemeine Klagen 
über die Unſicherheit, die Ungleichmäßigkeit der Tarife, über die 
maßloſe Ausdehnung der heimlichen Frachtvergünſtigungen für 
einzelne Perſonen und einzelne Handels⸗ und Induſtriegegenden 
hören nicht auf. Mit den Tarifen iſt ein ungezügelter Wettbewerb 


der konkurrierenden Eiſenbahnen verbunden, der zu einer Vernichtung 
der ſchwächeren durch die mächtigen führt und ſchwere finanzielle 


Verluſte der Aktionäre und Gläubiger zur Folge hat und wiederum 


zu Verſchmelzungen der Bahnen und der Kräftigung der Monopol 


wirtſchaft führt. In Verbindung damit ſteht die unklare und un⸗ 
geregelte Finanzwirtſchaft, ein ungeſundes Verhältnis zwiſchen den 

Aktien und Obligationen; von dem Aktienkapital werden nur geringe 
Beträge eingezahlt, die Aktien zu Beſtechungen der Behörden, der 
Parlamente verwendet. Das Aktienkapital wird verwäſſert, die 


Bilanzen ſind unverſtändlich, die finanzielle Lage verſchleiert. Die 


Folgen davon ſind Zahlungseinſtellungen und Bankerotte der Eiſen? 
bahnen in einem Umfang, wie ſie ſonſt nirgends vorkommen. Dieſe 
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Erſcheinungen ziehen ſich durch die ganze Geſchichte der Eisenbahnen 
hindurch. Die großen Handelskriſen der Jahre 1857, 1873, 1883, 
1893, 1904, 1908 werden weſentlich beeinflußt durch die Finanz⸗ 
kriſen der Eiſenbahnen 1. Im Jahre 1893, allerdings dem ſchlimmſten, 
ſtellten 74 Eiſenbahnen im Umfang von 47237 km und mit einem 
Anlagekapital von mehr als 7 Millarden Mk. ihre Zahlungen ein. 
Solche ſchlimmen Folgen einer zügelloſen Eiſenbahnwirtſchaft 
haben immer wieder die Offentlichkeit beſchäftigt, und man hat nach 
Mitteln geſucht, eine Beſſerung herbeizuführen. Ein ſolches ſchien 
zunächſt die Einführung einer ſtrengen Staatsaufſicht. Es wurden 
in einer Anzahl von Staaten Aufſichtsbehörden, Railway Com- 
missions, eingeſetzt, deren Befugniſſe durch Geſetze geregelt wurden, 
Das erſte dieſer Eiſenbahngeſetze wurde im Jahre 1844 für den 
kleinen Staat New Hampſhire erlaſſen; es folgten nach Bedarf 
andere Staaten. Als das beſte dieſer Geſetze gilt das für Maſſa⸗ 
chuſetts vom Jahre 1869, deſſen Urheber der rühmlichſt bekannte 
Eiſenbahnfachmann (Juriſt) Chs. Francis Adams jun. war. 
Durch dieſe Geſetze wurden den Behörden Aufſichts⸗ und in gewiſſem 
Umfang ſchiedsrichterliche Befugniſſe erteilt. Die Tätigkeit der Be⸗ 
hörden beſchränkte ſich aber auf Überwachung des Eiſenbahnbetriebes 
und Erteilung guter Ratſchläge, wenn ſie fanden, daß etwas nicht 
in Ordnung war. Eine zweite Gruppe führte ihren Urſprung zurück 
auf die vorerwähnte Granger⸗Bewegung. Das erſte dieſer Amter war 
das für den Staat Illinois, das bald von andern Staaten nach⸗ 
geahmt wurde. Dieſen Amtern wurde auch eine Mitwirkung bei 
Feſtſtellung der Eiſenbahntarife gewährt. Ihre Befugniſſe ſind von 
den Eiſenbahnen als im Widerſpruch mit der Verfaſſung ſtehend 
mit Erfolg angegriffen und ſodann eingeſchränkt worden. Nach und 
nach in langſamem Fortſchreiten ſind ſolche Eiſenbahnämter in allen 
Staaten der Union errichtet worden?. Ihre Befugniſſe ſind nicht 
die gleichen, ſie laſſen ſich aber weſentlich nach den für die beiden 

vorſtehenden Gruppen beſtehenden Grundbedingungen einteilen. 
„Die Zuſtändigkeit dieſer ſtaatlichen Aufſichtsämter erſtreckte ſich 


1 Vgl. zum Beiſpiel die Tabelle im Archiv für Eiſenbahnweſen, 1914, 
S. 1686, 1687. 

VVgl. die Einzelheiten bei v. der Leyen, Die Finanz⸗ und Verkehrs⸗ 
politik der nordamerikaniſchen Eiſenbahnen. 2. Aufl. (1895), S. 8 ff. Eine neuere 
amtliche Zuſammenſtellung enthält das Werk der Interstate Commerce Com- 
mission: Railways in the United States, 1902. Part IV. State regulation 
of Railways. Waſhington 1903. 
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nur auf das Gebiet der Einzelſtaaten, während die meiſten, vor⸗ 
nehmlich die größten und mächtigſten Eiſenbahnen der Vereinigten 
Staaten das Gebiet von zwei oder mehr Staaten durchziehen. Ihre 
Strecken unterſtanden alſo verſchiedenen Gerichtsbarkeiten oder waren 
völlig unbeaufſichtigt. Daß mit einer ſolchen in viele Teile ge⸗ 


trennten Aufſicht wirkſame Erfolge nicht erzielt werden konnten, lag 


auf der Hand. Wollte man wirklich Wandel ſchaffen, ſo mußte dahin 
geſtrebt werden, eine nach einheitlichen Grundſätzen gebildete Bundes⸗ 
aufſicht einzuführen. Dieſer Gedanke wurde zuerſt mit Nachdruck 
zur Erörterung geſtellt in den öffentlichen Erörterungen, die ſich an 
die Enthüllungen der großen Unterſuchungskommiſſion anſchloſſen, 
die im Staate New York im Jahre 1879 getagt hat. Das Ziel 
dieſer Erörterungen war die Errichtung einer Bundesaufſichts⸗ 
behörde, deren Befugniſſe ſich auf den zwiſchen den Einzelſtaaten 
bewegenden Verkehr zu erſtrecken hatte. Die Frage wurde zunächſt 
im Senate der Vereinigten Staaten unterſucht, und nach längeren 
Verhandlungen in beiden Häuſern des Kongreſſes wurde die Inter- 
state Commerce Act vom 4. Februar 18871 erlaſſen, die am 
5. April 1887 in Kraft getreten it. Ä 


I 


Die Befugnis zum Erlaß dieſes Geſetzes (ich habe 55 auch in 
der Fachpreſſe angenommenen Vorſchlag gemacht, es in deutſcher 
Üderfegung Bundesverkehrsgeſetz, die darin eingeſetzte Behörde 
Bundesverkehrsamt zu nennen) gründet ſich auf Art. I, ame 8, 
§ 3 der Verfaſſung, der lautet: 

The Congress shall have power to regulate commerce 
with foreign nations and among the several States and 
with the Indian tribes, und weiterhin: to make all laws 
which shall be necessary and proper for ‚carrying into 
execution the foregoing powers. 


Natürlich hat im Erlaß dieſer Verfaſſungsbeſtimmung niemand an 
Eiſenbahnen denken können. Der Kongreß hat aber mit Recht 
kein Bedenken getragen, dieſe Velimmungen auf die Eiſenbahnen 
auszudehnen. 

Dieſes Geſetz bildet ſeitdem die Grundlage des öffentlichen 
ge der Vereinigten Staaten. Es bezieht ſich, wie be⸗ 


Der amtliche Titel lautet Act to regulate commerce. 
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merkt, nur auf den Verkehr zwiſchen den Einzelſtaaten (inter- 


State eommerce), in dem innerhalb der Grenzen der Einzelſtaaten 
ſich bewegenden Verkehr (intra state commerce) bleiben die Ge⸗ 


ſetze der Einzelſtaaten beſtehen, deren materielle Beſtimmnungen viel⸗ 


fach mit denen des Bundesgeſetzes nicht übereinſtimmen. Doch hat 


man in den Vereinigten Staaten nicht verkannt, daß für den Ver⸗ 
kehr eine ſachliche Übereinſtimmung des bundes⸗ und des binnen⸗ 
ſtaatlichen Eiſenbahnrechts erwünſcht iſt. Um dieſes Ziel zu er⸗ 


reichen, finden alljährlich Konferenzen zwiſchen den Beamten der | 


binnenſtaatlichen Aufſichtsämter unter Vorſitz des Bundesverkehrs⸗ 
amtes ſtatt, in denen über die Beſeitigung der Verſchiedenheiten be⸗ 


raten wird. Dieſe Konferenzen haben dazu geführt, daß allmählich . 


die einzelſtaatlichen Geſetze ſowohl untereinander als auch mit dem 


Bundesverkehrsgeſetz immer mehr übereinſtimmen. Ahnlich, wie man 

ſich in Europa mit Erfolg bemüht hat, das Frachtrecht des Berner 
Internationalen Übereinkommens mit dem Binnenfrachtrecht der 
Veertragsſtaaten in Einklang zu bringen und es im Einklang zu er 


halten. 


der letzteren find Tarifverbände und Vereinbarungen über die Teilung 


des Verkehrs und der Einnahmen (ſogenannte pools) verboten. 


Alle Entſcheidungen des Bundesamtes konnten durch Anrufen der 


ordentlichen Gerichte angefochten werden, und ſie wurden häufig mit | 
Erfolg angefochten was natürlich . ang Wie das Anjehen‘. 


' des Amtes zu heben. 


Dieſes Geſetz hat nun nicht genügt, um die im Eiſenbahnweſen er 
beftehenden Mißſtände zu beſeitigen. Es iſt daher wiederholt der 


N 


| Das Bundesgeſetz enthält einmal die Beſtimmung, daß zut 
| Wahrnehmung der Aufſicht eine eigene, aus fünf Mitgliedern be⸗ 
ſtehende Bundesbehörde, die Interstate commerce Commission 
(das Bundesverkehrsamt) errichtet wird, das die Beſchwerden über 
die Eiſenbahnen unterſucht, Berichte von ihm über den Verkehr, die: 
Finanzen uſw. einfordern kann und alljährlich dem Kongreß einen: 
allgemeinen Bericht und einen ſtatiſtiſchen Bericht vorlegt. Die ſach⸗ 
lichen Beſtimmungen beziehen ſich faſt nur auf die Tarife, deren 
formelle Geſtaltung, Veröffentlichung, Gleichmäßigkeit uſw. angeordnet 
wird. Zwei der wichtigſten, am meiſten angefochtenen, Beſtimmungen 
find die ſogenannte Long and short haul clause (5 ) und die 
antipooling clause ($ 5). Nach der erſteren iſt verboten, auf der⸗ 5 
ſelben Strecke unter ſonſt gleichen Umſtänden eine höhere Fracht 
flür die geringere als für die weitere Entfernung zu erheben, nach 
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Verſuch gemacht worden, die bei ſeiner praktiſchen Handhabung 
hervorgetretenen Mängel durch Anderung ſeiner Beſtimmungen und 
Einführung neuer Beſtimmungen zu beſeitigen, ohne den Boden, auf 
dem das Geſetz ſteht, zu verlaſſen. Zu dieſem Zwecke ſind eine 
Reihe von Novellen erlaſſen, von denen vor Beginn des Weltkrieges a 
die wichtigſten find die Novelle vom 19. Februar 1903 mit den 
Anderungen vom 29. Juni 1916, die ſogenannte Elkins Act. 
und die Novelle vom 18. Juni 19103, | FR 
Durch dieſe Novellen, deren erftere unter dem Einfluß des da⸗ 
maligen Präſidenten Rooſevelt entſtanden iſt, während zu der letzteren 
eine Botſchaft des Präſidenten Taft unmittelbar angeregt hat, wird 
zunächſt die Zuſtändigkeit des Bundesverkehrsamts erweitert. Seinen | 
Aufſicht unterſtanden bis dahin nur die Eiſenbahnen und die Waffer- 
ſtraßen. Sie erſtreckt ſich nunmehr auf die Expreßgeſellſchaften, | | 
die Schlafwagen⸗, Speiſewagen⸗ und andere Geſellſchaften, die 
Wagen vermieten, ferner auf die Röhrenleitungen, ausſchließlich | 
der Gas⸗ und Waſſerleitungen, d. h. hauptſächlich auf Röhren⸗ 
leitungen für Petroleum, ferner auf die Telegraphen⸗, Telephon⸗ 
und Kabelgeſellſchaften, überall nur im zwiſchenſtäatlichen Verkehr: 
3 Ferner ſind die Rechte des Bundesverkehrsamtes auf dem G⸗ 


biet des Eiſenbahnweſens weſentlich erweitert. Nach dem Geſetz e 


von 1887 konnte das Bundesverkehrsamt zwar auf Beſchwerde feſt⸗ 
5 ſtellen, daß ein Tarif ungerecht und unbillig ſei. Hingegen ſtand 
5 8 der Eiſenbahn die Berufung an die ordentlichen Gerichte zu, und 
waenn dieſe auch die Entſcheidung des Bundesamtes beſtätigten (wis 
. häufig nicht geſchah), ſo blieb der Eiſenbahn immer überlaſſen, welche 
Tarife ſie an Stelle des verworfenen. feſtſetzen wollte, und es war. 
ns nicht ausgeſchloſſen, daß dieſe wiederum anfechtbar währen. — Nach ee 
= der Novelle von 1906 iſt nun das Amt auch berechtigt, nad). Unter⸗ er E 
ſuchung und Anhörung der Parteien den Höchſttarif feftzuftellen, Be rn 
rt SUR gerecht und billig iſt. Dieſer Höchſtſatz tritt nach 30 Tagen in . 
Kraft und bleibt nicht länger als 2 Jahre beſtehen. * 1 


1 Vgl. B. H. Mey er, Das neue Bundeseiſenbahngeſet i in den Vereinigten 


Staaten, Archiv für Eiſenbahnweſen, 1907, S. 1.ff. und A. v. der Leyen, es 


Der neueſte Stand der Bündesgeſetzgebung über das amerikaniſche Eiſenbahnweſen, 
daſ. 1913, S. 1 ff. In dem erſteren Auf atz wird die Entwicklungsgeſchichte der 
Geſetzgebung über den Eiſenbahnverkehr bis, zur Novelle vom 29 Juni 1906, 
.in der letzteren dieſe Geſchichte bis zur Novelle vom. 18. Juni 1910 ausführlich 
in allen Einzelheiten, auch ⸗ unter Berückſichtigung einer Anzahl kleinerer Novellen 
von geringerer Tragweite, dargeſtellt. Hier konnten nur die wichtigſten Ande⸗ 
rungen ehen werden. . b bei auf . beiden e . 8 


rr c 
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Weiterhin iſt dem Amt das Recht verliehen, die Rechnungs⸗ 
führung der Bahnen zu prüfen und die Bücher durchzuſehen. 
Eine eigentümliche Beſtimmung iſt die neu eingefügte ſogenannte 


Commodity clause, wonach den Eiſenbahnen unterſagt wird, 


nach dem 1. Mai 1908 die Erzeugniſſe eigener Induſtrie, außer 


Holz, Erzeugniſſen aus Holz und Eiſenbahnmaterial, zu befördern. 
Viele der großen Eiſenbahnen beſitzen Kohlen: und Erzbergwerke und 


andere induſtrielle Unternehmungen. Es wurde ihnen vorgeworfen, 
daß, wenn Erzeugniſſe derartiger Unternehmungen von fremden Per⸗ 


ſonen aufgegeben würden, die Eiſenbahnen dafür bedeutend höhere 

Tarife als für die Erzeugniſſe der eigenen Unternehmungen erhöben 
und auf dieſe Weiſe den Wettbewerb tot machten !. — Dieſe Be 
ſtimmung hat ein eigenes Schickſal gehabt. Sie wurde allgemein 
“jo aufgefaßt, daß eine Vereinigung der Eiſenbahnen und in duſtriellen 
Unternehmungen in einer Hand verboten fein ſolle, und daß das Ge 

ſetz den Eiſenbahnen eine Friſt bis zum 1. Mai 1908 gebe, um ſich 


ſolchen Beſitzes zu entäußern. Die Eiſenbahnen dachten nicht daran, 


einem ſolchen Verlangen ſtattzugeben, ſie fuhren auch ruhig nach 


dem 1. Mai 1908 die Erzeugniſſe ihrer eigenen Werke im zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Verkehr. Hiergegen erhob der Generalſtaatsanwalt Ein⸗ 
ſpruch. Die Sache kam vor das oberſte Bundesgericht, deſſen Ent⸗ 


ſcheidung die Eiſenbahnen mit der Begründung anriefen, daß die 


Commoditys clause verfaſſungswidrig ſei, die Verfaſſung enthalte 
keine Beſtimmung, die den Geſetzgeber ermächtige, die Beförderung 


eines Gegenſtandes vollſtändig zu unterſagen?. Das oberſte Bundes⸗ 


gericht fällte am 8. Mai 1909 ein wahrhaft ſalomoniſches Urteil. 


Es erklärte, der Generalſtaatsanwalt habe allerdings die angefochtene 
Beſtimmung nicht richtig verſtanden. Dieſe ſei vielmehr dahin aus⸗ 


zulegen, daß die Beförderung ſolcher Gegenſtände nur verboten ſein 
ſolle, ſolange ſie im Beſitz der Eiſenbahn ſeien oder dieſe zur Zeit 
der Beförderung ein mittelbares oder unmittelbares Intereſſe an 
dem Gegenſtand habe. Wenn die Eiſenbahn die Güter vor der 
Beförderung veräußere, jo finde die Beftimmung keine Anwendung. 
Damit war der Commodity's clause die Spitze abgebrochen. Die 
Eiſenbahnen veräußerten alsbald alle ihre in Frage kommenden Unter⸗ 
nehmungen an eine beſondere Geſellſchaft, deren Vorſtand die 


Direktoren der Eiſenbahnen waren. So gründete zum Beiſpiel die 


1 Vgl. B. H. Meyer, a. a. O. S. 20. Br 
2 Bgl. v. der Leyen, a. a. O. S. 7-9. 
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. Tarifnachträge werden genauer ins einzelne gehende Vorſchriften ge⸗ 88 
offen: Die Eiſenbahnen müſſen auf allen wichtigen Stationen 
Beamte :anftellen, die ‚über die Tarife Aufklärung. geben können. 
Dem Bundesamt iſt nunmehr die Befugnis erteilt, auf Beſchwerden — 
g —— 5 und oon Ants wegen 8 nur. Hächſtarife. 8 die. . ein⸗ „ 


— 
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große Kohlenbahn, die Delaware Lakawanna and Western-Eifen- | 


bahn eine Delaware Lakawanna and Western Coal Company, 


mit der ſie gleichzeitig einen Vertrag abſchloß mit der Verpflichtung, | 


alle ihre Kohlen der Eiſenbahn zu. verkaufen, und zwar in offenen 
Wagen, ſobald fe. aus der Grube gefördert waren. Es blieb alſo? 


tatſächlich alles beim alten, die Beſtimmung konnte ruhig in dem EN 


Wundesgeſet beſtehen bleiben, ſie war ohne praktiſche Bedeutung. 
Durch die Novelle von 1906 wurde ferner das Freifahrtweſen, 


das auf den amerikaniſchen Eiſenbahnen eine unabſehbare Aus⸗ 5 


dehnung angenommen hatte, teils beſeitigt, teils weſentlich eingeſ chrünkt, 


und eine Reihe ſonſtiger Beſtimmungen, unter anderem über die Er⸗ 


höhung der Strafen für AUbertretung des Geſetzes, über die Ver⸗ 

pyflichtung der Eiſenbahn, dem Bundesamt alle wichtigen Verträge se 

vorzulegen, getroffen, auf die hier nicht eingegangen werden ſoll. 
Die Novelle vom 18. Juni 1910 hat ſich einen Vorſchlag vs 


i eule Taft angeeignet, wonach ein beſonderes Bundes⸗ 


gericht (United States Court of Commerce) etritet. . 
werden follfe, das an Stelle der unteren Gerichte für Beſchwerden 


der Eiſenbahnen über Entſcheidungen das Bundesverkehrsamt zu⸗ 2 un ai 
Flänig ſein und gegen deſſen Entſcheidungen nur die Berufung an 
das oberſte Bundesgericht zuläſſig ſein ſolle. Dieſer Bundesverkehrs⸗ 


gerichtshof iſt alsbald in Tätigkeit getreten und hat eine Anzahl 
meines Erachtens richtiger Urteile teils zugunſten der Verfrachter, teils 


zugunſten der Eiſenbahnen gefällt. Gleichwohl hat ſich dieſes Bundes⸗ 


gericht das. Vertrauen der Beteiligten nicht erworben und äft bereits 
durch Geſetz vom 22. Oktober 1913 mit Wirkung vom: 31. Dambe: 
018° aufgehoben worden. 


Die übrigen wichtigen Beſtimmungen der Novelle betreffen eine = 
weitere Ausgeſtaltung des Tarifrechts. Die Eiſenbahnen haben 5 


in Zukunft nicht nur gerechte und billige Tarife, ſondern auch 
ſolche Giterklaſſifikationen, Ausführungsbeſtimmungen und Dienſt⸗ 
vorſchriften zu erlaſſen. Über die äußere Form der Tarife und 
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zuführenden Tarife feſtzuſetzen. Erheben die Eiſenbahnen hiergegen 
Einſpruch, ſo kann das Amt anordnen, daß die Einführung der 
Tarife zunächſt für einen Zeitraum von 120 Tagen ausgeſetzt wird. 
Während dieſer Zeit wird eine Unterſuchung über die. Angemeſſen⸗ 
heit der Tarife angeſtellt. Die Friſt kann unter Umſtänden auf 
ſechs Monate verlängert werden. Dieſe Beſtimmung ſollte rück⸗ 
wirkende Kraft auf den 1. Januar 1910 haben, wodurch die zu dieſer 
Zeit beſtehenden Tarife gleichſam die Bedeutung von Höchſttarifen 
erhielten. Das geſchah deswegen, weil eine Anzahl der größten 
Eiſenbahnen ſofort nach Bekanntwerden des Entwurfs der Novellen 
ihre Tarife bis zu 25% erhöhten. Hiermit wollten die Eiſenbahnen 
durch eine vollendete Tatſache die geplanten Beſtimmungen unwirk⸗ 
ſam machen. Der Generalſtaatsanwalt erhob auf Grund des Sherman⸗ 
Geſetzes von 1890 (des ſogenannten Antitruſt⸗Geſetzes)! hiergegen 
Einſpruch. Die Eiſenbahnen beſchwerten ſich hierüber beim Präſi⸗ 
denten der Vereinigten Staaten, erklärten ſich aber bereit, die Tarif: 
erhöhungen bis zum Inkrafttreten des neuen Geſetzes auszuſetzen, 
wenn inzwiſchen das Bundesverkehrsamt ſchleunigſt eine Unterſuchung 
über die Angemeſſenheit her Erhöhungen vornehme. Die Unter⸗ 
ſuchung hatte ſofort ſtattgefunden mit dem Ergebnis, daß die an⸗ 
geſtrebten Erhöhungen ſich nicht begründen ließen. Die Eiſenbahnen + 
haben ſich dieſem Spruch gefügt?. 

Eine andere wichtige tarifariſche Anderung iſt die des § A des 
Geſetzes, der die Long and short haule clause (vgl. oben S. 126) 
behandelt. Dieſe Beſtimmung war nicht nur den Eiſenbahnen un⸗ 
bequem, da ſie in ihre Tariffreiheit eingriff, ſondern ſie war auch 
in vielen Fällen den Verfrachtern unerwünſcht, da ſie den Eiſen⸗ 
bahnen oft unmöglich machte, die Tarife auf gewiſſe längere Strecken 
zu ermäßigen. Überdies konnte ſie leicht umgangen werden. Nun 
iſt durch die Novelle das Bundesamt ermächtigt worden, unter Um⸗ 
ſtänden eine Eiſenbahn von der Beachtung dieſer Beſtimmung zu 
entbinden. Die Anderung geltender Frachtſätze kann aber erſt 
ſechs Monate nach dem Inkrafttreten der Novelle erfolgen, und auch 
ſpäterhin ſind angemeſſene Friſten für das Inkrafttreten zu ge⸗ 
währen. — Frachtſätze aber, die mit Rückſicht auf den Wettbewerb 
der Waſſerſtraßen ermäßigt ſind, u am eee =. 


1 Vgl. v. der Leyen, a. a. O. S. 6 und 7, ſowie in der Zeitung des nr 


Vereins Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen, 1914, Nr. 72 und 87. 
. Dal. unten S. 134 Anm. 1. 


= 


nu | 1311 Die Giensasnpoit der Bereinigten Staaten von Amerita = 131 | 


Wettbewerbs nicht erhöht werden, es ſei denn, daß nach Unter⸗ 
ſuchung durch das Bundesamt die Ermäßigung noch aus anderen 
Gründen als mit N auf den Wettbewerb der Waͤſſerſtraßen 
eingeführt war. 
Die übrigen Beſtimmungen der Novelle von 1910 ſind weniger 
wichtig und kommen für dieſe Unterſuchung nicht in Betracht. 
In einem wichtigen Punkt iſt der Kongreß den Wünſchen des 


Präſidenten nur halb entgegengekommen. Dieſer hatte eine weitere 
Beſſerung der Eiſenbahnverhältniſſe auch vor der Einführung einer 
ſchärferen Beaufſichtigung ihrer Finanzwirtſchaft ſich verſprochen und 

die Aufnahme von Beſtimmungen angeregt, wonach die Eiſenbahnen 
verpflichtet wären, künftighin nur Aktien und Obligationen gegen 

Zahlung des vollen Nennwertes in bar auszugeben. Die Ausgabe 
ſolcher Wertpapiere unter dem Nennwert ſollte nur mit Genehmigung 
des Bundesverkehrsamts geſtattet ſein, und dieſes ſollte auch ermächtigt 
werden, bei Reorganiſation zahlungsunfähiger Eiſenbahnen den Be⸗ 
trag der neu auszugebenden Werte feſtzuſetzen. Der Senat hat die 

Aufnahme ſolcher Beſtimmungen in das Geſetz abgelehnt, dagegen 
iſt der Präſident in § 16 der Novelle ermächtigt worden, einen beſonderen 
Ausſchuß zur Unterſuchung der mit der Ausgabe von Aktien und 
Obligationen zuſammenhängenden Fragen zu berufen. Dieſer Aus⸗ 
ſchuß iſt im Oktober 1910 eingeſetzt worden, hat eine eingehende 

Unterſuchung auch durch Vernehmung von Sachverſtändigen im Laufe 


der Jahre 1910 und 1911 abgehalten und am 1. November 1911 


an den Präfidenten der Vereinigten Staaten einen Bericht eingereicht, 
ä den dieſer am 8. Dezember dem Kongreß vorgelegt hat. Vorſitzender 
des Ausſchuſſes war der Präſident des Vale college, der auch 


bei uns geſchätzte gründliche Kenner des Eiſenbahnweſens Arthur 
T. Hadley. In dem Bericht! wird auch ſehr eingehend die Frage 


erörtert, welche Tarife als gerecht und billig zu gelten haben, und 

welchen Einfluß die Höhe des Anlagekapitals auf die Bemeſſung der 
Tarife hat; er gelangt über dieſe Frage aber nicht zu feſten poſitivenn 
Ergebniſſen. Er hält ferner ein Einſchreiten der Geſetzgebung auf 

dieſem Gebiet inſofern für erforderlich, als genaue Beſtimmungen 


darüber getroffen werden müſſen, was und in welcher Form die 


9 in Zukunft nn ihre Finanzgebaren zu e 


a Bl. weitere Ginzelfeiten bei v. der geyen, in der Deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftszeitung, Jahrgang 1912, Nr. 1 und Nr. 12 (Die Anlagekoſten der e 
| bahnen der e Staaten von Amerika). 
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artige Beſtrebungen mit einem gewiſſen Erfolg entgegengearbeitet 
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lichen haben. Die Grundſabe eines Geſezentwinſes ietber werden 5 
vorgelegt. 

Auf Biefem Wege iſt je Geſetzgeber weiter vorgeſchritten i in der — 
Novelle vom 1. März 1913, durch die ein neuer $ 19 in das 
Bundesverkehrsgeſetz aufgenommen iſt. In dieſem wird das Bundes 
verkehrsamt beauftragt, eine eingehende Unterſuchung über den Wert 
alles Eigentums anzuſtellen, das die dem Bundesverkehrsgeſetz untern: 
worfenen, gemeinen Frachtführer beſitze oder benutze. dem Amt werden 
genaue Vorſchriften über den Umfang und die Art der Veranſtaltunng 
dieſer Unterſuchung gegeben. Dieſe Unterſuchung, die das Amt ſofort 
in Angriff genommen hat, iſt außerordentlich ſchwierig, langwierig AR SE 
und koſtſpielig. Sie iſt heute noch lange nicht beendigt; ihre Ergeb-. 
niſſe ſind nur für einen Teil der Eiſenbahnen bis jetzt veröffent⸗ 
licht. Der ausgeſprochene Zweck auch dieſer Unterſuchung iſt, eine 8 = 
Unterlage für die ſachgemäße Feſtſtellung der u. zu ge⸗ „ 
winnen. „ 


III 


Durch das Bundesverkehrsgeſetz von 1887 war eine gradliche Zr 
Befeitigung der Mißſtände im Eiſenbahnweſen nicht erreicht. Auch 
ungeachtet der zumeiſt zweckmäßigen Anderung einiger ſeiner wichtigen 7 
Beſtimmungen waren bei Beginn des Weltkriegs im Sommer 1914 
die Eiſenbahnzuſtände der Union keineswegs befriedigende, weder füt 
die Eiſenbahnen noch für das Publikum. Den Eiſenbahnen war die 
ſchärfere Handhabung der Bundesauſſicht, die Eingriffe in ihre Selbſt⸗ | 
herrlichkeit unbequem, fie waren mißgeſtimmt, daß ihnen die für 
notwendig erachtete Erhöhung ihrer Tarife nicht geſtattet wurde. 
Dazu kam, daß ihre Finanzlage ſich ſchon damals weſentlich ver⸗ 
ſchlechtert hatte. Das Publikum war mit den Tarifen noch immer 
nicht zufrieden, und die Klagen über eine finanzielle Mißwirtſchaft 
der Eiſenbahnen zogen immer weitere Kreiſe. Dazu kamen die immer 
ſteigenden Befürchtungen, daß die fortſchreitenden Zuſammenſchlüſſe 
der Eiſenbahnen zu größeren, finanziell einheitlich verwalteten Netzen 
die Macht dieſer Körperſchaften ſo ſteigern würde, daß ſie ſich übern 
alle Geſetze hinwegſetzen und über den Verkehr nach kreſer Willkür 8 
ſchalten und walten könnten. 1 

Wir haben geſehen, daß die Präſidenten Rooſevelt und Taft der⸗ 


haben. Am 4. März 1913 trat Thomas Woodrow Wilſon ſein 
Amt als Präſident der Vereinigten Staaten an. . Mann hat e 
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ee. ganz sauberer Weiſe als ſeine beiden Amtsvorgänger während 6 1 | 
beiden Amtsperioden ſelbſtändig in die Eiſenbahnpolitik eingegriffen, 
ceinmal unter dem Einfluß der Eiſenbahnmagnaten und der großen 
we Finanzmächte, dann wieder unter dem Druck der Eiſenbahnarbeiter, 
immer aber im Hinblick auf ſeine eigenen, unter Umſtänden höchſt 


5 ; perſönlichen Intereſſen. Erſt als er die Erfahrung machte, daß er 


8 | ſein eigentliches Ziel, die Verſtaatlichung der Eiſenbahnen, durch ſeine 
Gewaltmaßregeln nicht erreichen konnte, und als er als ein geſchlagener 
und blamierter Politiker von Verſailles nach ſeiner Heimat zurück⸗ 


kehrte, hat er feit Beginn des Jahres 1919 ſich um die Eiſenbahnen 


1 nicht mehr gekümmert und die Verhandlungen des Kongreſſes über 


eine neue geſetzliche Regelung des Eiſenbahnweſens nicht mehr geſtört. . 


Dieſe Verhandlungen haben dann zu dem Transportgeſetz vom 
28. Februar 1920 geführt, das ſeit dem 1. März 1920 die Grund⸗ 5 
Klage des öffentlichen Eiſenbahnrechts bildet. | 
0. Wilfon wurde von den großen Eifenbahnen mit Sorge emp⸗ 5 
N fangen. Hatte er ſich doch i in ſeinen Wahlreden als ein entſchiedener, 
Allleidenſchaftlicher Gegner der Truſts und Monopole bekannt. Ein 
. Teil dieſer Wahlreden iſt in dem auch in Deutſchland viel ver⸗ 
breiteten , ſtark überſchätzten Werkchen: The new freedom, a call 
for the emancipation of the generous energies of a people 
„ Iiuſammengeſtellt. Dieſes Buch widmete er „aus vollem Herzen jedem 
Mann und jeder Frau, die daraus, wenn auch in beſcheidenem Maße, 
die Anregung zu einem ſelbſtloſen Dienſt für das Gemeinwohl mit⸗ 
wl nehmen mögen“. In einigen dieſer Wahlreden (zum Beiſpiel No. 


* — 


F ol business, No. XII: The liberation of a people's vital energies) 
5 beſchäftigt er fi) nahezu ausſchließlich mit der Bekämpfung der 
Ir Monopole. Dieſe müſſe das Hauptziel der Regierungspolitik fein, 
1. ſie ſeien das Haupthindernis für die Wiederherſtellung der wahren 
1 Freiheit. „Die Hauptgefahr in unſerem Vaterland“, jo heißt es in 
einer Rede, „iſt nicht das Beſtehen großer Einzelgeſchäfte, ſondern 

1 die Vereinigung der Geſchäfte miteinander, der Eiſenbahnen, der 
Fabriken, der Bergwerke, der großen Unternehmungen zur Ausbeutung 

ji deer natürlichen Waſſerkräfte des Landes. Dieſe Geſchäfte ſind dann 
5 zuſammengeſchweißt durch eine Anzahl von Direktionen zu einer 
1 Intereſſengemeinſchaft, furchtbarer als irgendein denkbares Einzel⸗ 


55 ve a 1 “ Tauchnitz edition 1013. 


VIII.: Monopoly or opportunity, No. XI: The emancipation re 


se, geſchäft. 8 Wie N Gemeinschaften 2 nun er das ganze Land 5 
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eritreden, wird auseinandergeſetzt und dann fortgefahren: „Unſere 


Aufgabe iſt, und dieſe Aufgabe iſt eine gewaltige, ſie bedarf eines 
offenen Kopfes und eines geſunden Verſtandes, dieſe gewaltige Ge— 
meinſchaft auseinanderzuziehen, eine derartige Intereſſengemeinſchaft 
bildet eine Gefahr ſelbſt für die Regierung des Landes. Sie muß 
beſeitigt werden durch Geſetz, ſie muß mit kaltem Blut und mit feſtem 
Griff auseinandergeriſſen werden.“ | 

In feiner erſten Botſchaft an den Kongreß äußert ſich Wilſon 
in demſelben Sinn. Er behandelt darin hauptſächlich die damals 
brennende mexikaniſche Frage und landwirtſchaftliche Probleme und 
bemerkt dann gegen den Schluß, alle denkenden Beobachter würden 
mit ihm darin übereinſtimmen, daß wir den Geſchäften des Landes 
es ſchuldig ſind, ſie gegen die Privatmonopole wirkſamer zu ſchützen, 
als dies bisher geſchehen ſei. Er meint, dies werde am zweckmäßigſten 
geſchehen durch zeitgemäße Anderung und Ergänzung des Sherman⸗ 
Geſetzes !. Dies werde eine Hauptaufgabe der Verhandlungen der 
nächſten Seſſion des Kongreſſes ſein. Das ſei aber eine ſo vielſeitige 
und ſchwierige Aufgabe, daß er — Wilſon — ſich vorbehalte, in 
einer beſonderen Botſchaft darauf zurückzukommen. Dies Verſprechen 
erfüllte der Präſident in der Botſchaft vom 20. Januar 1914. Nach⸗ 
dem er zuerſt in behaglicher Breite ausgeführt hat, daß der Regierung 
nichts ferner liege, als ſtörend in das Geſchäftsleben einzugreifen, 
daß es aber anderſeits ihre Pflicht ſei, das ehrliche Geſchäft gegen 
die Auswüchſe der Monopole zu ſchützen, macht er eine Reihe von 
Vorſchlägen über die Mittel, dieſen Zweck zu erreichen. Erſtens 
müſſe durch Geſetz der Zuſammenſchluß der leitenden Perſonen ver⸗ 
ſchiedener Unternehmungen — zum Beiſpiel Banken und Eiſenbahnen, 
Handels⸗ und Gewerbeunternehmungen uſw. — verboten werden. 
Zweitens (wörtlich): „Geſchäfisleute und die Leiter gemein⸗ 
nütziger Unternehmungen erkennen heute mit peinlicher Gewißheit 
die großen Schäden und die Ungerechtigkeiten, die vielen von ihnen, 


wenn nicht allen gegenüber durch die großen Eiſenbahnen verurſacht 


ſind, durch die Art ihrer Finanzierung, bei der ſie ihre eigenen, von 
den anderen verſchiedenen Intereſſen denen der Finanzmänner und 
anderer Unternehmer untergeordnet haben, die jene Männer zu fördern 
wünſchten.“ Es müſſe daher das Bundesverkehrsgeſetz durch Be⸗ 
ſtimmungen ergänzt werden, wonach die Eiſenbahnen verpflichtet 


1 Genauer Titel dieſes, auch Antitruſt⸗Geſetz genannten Geſetzes vom 
2. Juli 1890 iſt: An act to protect trade and commerce 51 unlawful 
krxestraints and monopolies (26 Stat. at Large 209). 


„ „ 5 
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würden, die ihnen zufließenden Gelder auch zum Beſten der geſamten 
Bevölkerung durch Transporterleichterungen zu verwenden. Diefe. 

Maßregel vertrage keinen Aufſchub, zumal die Eiſenbahnen ſelbſt davon 
überzeugt ſeien, daß das Wohl des Landes untrennbar mit dem 


ihrigen verbunden ſei. — Es werde das alſo ein wichtiger Schritt 


ſein, um die Intereſſen der geſchäftlichen Unternehmungen von denen 
des Beförderungsgeſchäftes zu trennen. Weiterhin empfiehlt die Bot⸗ 
ſchaft eine Reviſion des Antitruſt⸗Geſetzes, aus dem verſchiedene Uun⸗ 
klarheiten beſeitigt werden müßten, die Errichtung eines beſonderen 
zwiſchenſtaatlichen Handels amtes (Interstate trade commission), 
deſſen Hauptaufgabe die Überwachung der Handelsunternehmungen, 
vornehmlich der Monopole ſein werde. Es müßten alsdann ſtrenge 
Strafen für die Übertretung aller dieſer Geſetze eingeführt, die ſo⸗ 
genannten holding companies! verboten und die Unternehmer, durch 
deren Geſchäftsgebahren Privatperſonen geſchäbigt ſeien, zur Wieder⸗ Ä 
gutmachung des Schadens verpflichtet werden. 
Man ſieht, ein zwar etwas verſchwommenes, aber immerhin A 
reichhaltiges Programm, das mit den bei Wilſon üblichen tönenden 
Worten eingeführt wird. Die Botſchaft hatte damals auch eine 
Erſchütterung der Börſe zur Folge. Anders aber war es mit der 
Verwirklichung dieſes Programms, bei der der Kongreß auch ein 
Wort mitzuſprechen hatte: Einmal iſt durch Geſetz vom 26. September 
1914 das Bundeshandelsamt errichtet und deſſen Befugniſſe feſt⸗ 
geſtellt worden?. Die Hauptaufgabe dieſes Amtes iſt die Verhütung 
unlauteren Wettbewerbs und die Überwachung der Unternehmungen, 
die monopoliſtiſcher Beſtrebungen zum Schaden des Publikums ver⸗ 
dächtig ſind. — Von der Tätigkeit dieſes Amtes hat man hier nichts 
gehört. — Ein zweites Geſetz vom 15. Oktober 1914 hat den Zweck, 
die gegen ungeſetzliche Beſchränkungen des Handels und gegen die 
Monopole beſtehenden Geſetze zu ergänzen?. Es enthält eine Reihe 


1 Es ſind das Unternehmungen, deren Zweck dahin geht, eine Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft zwiſchen mehreren in Wettbewerb ſtehenden Unternehmungen, haupt⸗ 
ſächlich Eiſenbahnen, herbeizuführen, wobei jede Geſellſchaft ſcheinbar und nach 
außen hin ihre Selbſtändigkeit behält. Vgl. den Artikel Holding Company in 
Rölls Encyklopädie des Eiſenbahnweſens VI, 221 und die dort angegebene Lite⸗ 
ratur, u. a. Melchior im Bankarchiv VIII, Nr. 19, S. 229 ff. v. der Leyen, 
daſ. Nr. 21, 22. 

2 Act to create a federal SEN commission, t to define its powers and 


duties and for other purposes. 


3 Act to supplement existing laws against unlawful restraints and 
monopolies and for other purposes. 
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zum Teil ſehr ins einzelne gehender, oft recht tofuiffder Beftimntungen, . 
durch die Unklarheiten, die bei der Handhabung beſonders des Antitrust a 
geſetzes hervorgetreten find, befeitigt. werden ſollen. | ö 
Der Präſident Wilſon hat ſich offenbar bei biefen recht be⸗ Br 
ſcheidenen Ergebniſſen feines Vorſtoßes gegen die Monopole beruhigt, 1 
von einem weiteren Vorgehen gegen die Eiſenbahnen im Wege der „ 
Geſetzgebung iſt es einſtweilen ganz ſtill gewor den. Dagegen hat 
der Präſident ſich durch ſein tatsächliches Verhalten gegenüber den e 
Monopolen keineswegs als ein Gegner dieſer ſtaatsgefährlichen Ver⸗ : 
einigungen, die auseinander geriſſen werden müſſen, gezeigt. Durch 32 
feine Politik gegenüber Mexiko, durch die er unter anderem die Ver⸗ Be 
ſuche, ein ſelbſtändiges, unabhängiges Unternehmen zur Ausbeutung 
deer dortigen Petroleumquellen zu gründen, vereitelt hat, hat er eines 1 
drr nächtigſten und gemeingefährlichſten Monopole, das der Standard 
Dil Company des Herrn J. D. Rockefeller, neu gekräftigt, indem „ 
eeein unbequemer Wettbewerb dagegen beſeitigt worden iſt. Ferner . 
bat er. die großen Finanzmonopole, die gewaltigen Eiſen⸗ und Stahl⸗ 
z werke, die den Markt monopoliſtiſch beherrſchen, dadurch gekräftigt er 
und neu bereichert, daß er die Aufnahme von Anleihen durch unfere Rate, 
=. Gegner, nachdem er fie anfangs verboten, nachträglich geſtattet hat. i 
Geenau ebenſo hat er ſich gegenüber der Waffenausfuhr zugunſten 
unſerer Feinde verhalten. Als in Mexiko kurz vorher der Bürgerkrieg — —— 
ausgebrochen war, hatte Woodrow Wilſon die Waffenausfuhr dorthin N 
u an beide oder eine der kämpfenden Parteien als im Widerſpruch en 
an mit der Neutralität ſſehend verboten. Jetzt, wo es ſich um Förde⸗ 8 
kung eines glänzenden Geſchäftes des Herrn Carnegie und Genoſſen en 
: handelte, wurde die Waffenausfuhr ausdrücklich erlaubt. Das fi 
nur zwei Beiſpiele, die deutlich zeigen, daß die Handlungen dieſes 
. Präſidenten mit ſeinen Worten nichts weniger in Einklang ſtehen. 
b und welche Einflüſſe durch die Truſts und Monopole eine ſolche 
merkwürdige Umſtimmung bewirkt haben, darüber laſen ſich nur Ver⸗ 
mutungen ee 


8 . Den eigenartigen Gang der Eiſenbahnpolitik Wilſons können E . . — 
wir genau verfolgen. Wir haben oben geſehen, daß der erſte Ver 
iich der Eiſenbahnen, ‚fi eine Erhöhung ihrer Tarife um. 25% zu 


ſchaffen, mißglückte. Sie fügten ſich einer Entſcheidung des Bundes 
g R vom 22. Serum } 1911, das Une, Erhöhung fur un- 


- 
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— E zuläſſig erklärte. Aber ſie beruhigten ſich nicht lange. Ob ſie = 
25 8 2 vor weiterem Vorgehen das Ende der Präſidentſchaft von Taft ab⸗ 
„gewartet haben, unter deſſen Regierung ſie eine Anderung der Ent⸗ 


ſcheidung für unwahrſcheinlich hielten, läßt ſich nicht feftftellen” Jeden⸗ 
falls war es wenige Wochen nach dem am 4. März 1913 erfolgten 


\ 


Amtsantritt des Präſidenten Wilſon, als 35 große und zum Teil 


ehe ertragreiche Bahnen aufs neue eine Erhöhung ihrer Tarife 8 — 


um durchſ chnittlich 5% beantragten. Die Erhöhungen bei den 


einzelnen Gütern bewegten ſich zwiſchen 3% und 50 %. Man er⸗ | 
3 wartete von ihr eine Mehreinnahme von 50 Mill. Doll. Die 


erhöhten Preife: wurden veröffentlicht, und nun. ſchritt das Bundes⸗ 


amt von neuem ein. Es ſtellte in der Zeit vom 24. November 1912 
— 818 1. Mai 1914 eine genaue Unterſuchung der Wirkungen dieſer cr? 
5 böhung an und traf am 29. Juli 1914 mit 5 gegen 2 Stimmen eine 
ex Entſcheidung, in der die Erhöhung nur für die im weſtlichen Gebiet. „ 
der. Vereinigten Staaten belegenen Bahnen mit gewiſſen Vorbehalten l RE 
an genehmigt, für die übrigen abgelehnt wurde. Da taten die Bahnen 
einen ganz eigentümlichen, bisher nie dageweſenen Schritt, am 9. Sen⸗ 

— tember 1913 begab ſich eine Deputation zum Präſidenten Wilſon 
und überreichte dieſem eine Eingabe, in der mit beweglichen Worten 
. — der Präſident um Hilfe gegen dieſe Entſcheidung angefleht wurde. . 
— Der Schritt war um ſo eigenartiger, als die Eiſenbahnen aus den 
S Botſchaften des Präſidenten deſſen grundſätzliche Stellung. gegenüber 
den Eiſenbahnen kennen mußten. In der Eingabe wird darauf 
hingewieſen, daß ihr Kredit ſchon vor dem Kriege geſunken, ſeitdemm 
aber ſtark erſchüttert ſei. Teils infolge der durch die Bundesgeſetz⸗ e 
. gebung. ihnen aufgezwungenen Ausgaben, teils infolge der imm 
ſteigenden Anſprüche des Publikums ſeien die Ausgaben der Eiſenn 
bahnen ſtark geſtiegen. Gleichzeitig ſeien die Einnahmen herabgegan gen 
ö und die Eiſenbahnen ſeien nicht imſtande, ihre Betriebskoſten nuch 
we weiter herabzuſetzen. Insbeſondere ſeien die Eiſenbahnen des 
5 Weſtens durch einen Schiedsſpruch gezwungen worden, die Löhne der 


Arbeiter zu erhöhen. Die Reineinnahmen ſeien im Rechnungsjahr 


* 


1913/14 um 120 Mill. Doll. geringer als im Vorjahre, die Rohein-? 
nahmen ſeien um 44 Mill. Doll. geſunken, die Ausgaben hätten 
„ ſich um 76 Mill. erhöht. Zur Aufrechterhaltung ihres Kredits 
eder die Eiſenbahnen auf erhöhte Einnahmen Bedacht nehmen 
das ſei auch vom Bundesverkehrsamt in feiner letzten Entſcheidunng 
anerkannt. Bei der Lage des Geldmarktes ſei auf Anleihen weden 
im b Inland woch a aus Curopa z rechnen. Es no Jogar weifelhaft, aM 


x . 
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ob die Eiſenbahnen noch in der Lage wären, die im nächſten Jahre 
verfallenden Zinſen und Tilgungsbeträge von 520 Mill. Doll. zu zahlen, 
und die Folge davon werde ein ſtarkes Sinken der Eiſenbahnwerte 
ſein, was leicht zu einer allgemeinen Finanzkriſis führen könne. Das 
Erſuchen der Eiſenbahnen an den Präſidenten geht dahin, er möge 
das Land auf die traurige Lage der Eiſenbahnen und auf die dringende 
Notwendigkeit aufmerkſam machen, daß den Eiſenbahnen, ſei es durch 
die Regierung, ſei es durch das Publikum, keine neuen Laſten auf⸗ 
gebürdet werden dürften. Weiterhin möge er dahin wirken, daß 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen im öffentlichen Intereſſe eine 
Vermehrung der Einnahmen als unbedingt notwendig anerkannt 
und daß ein Weg gefunden werde, wie dieſem Hedi ſo ſchnell 
als möglich entſprochen werden könne. | 

Nun war der Präſident zu einem Einſchreiten in dieſer An⸗ 
gelegenheit gar nicht zuſtändig. Das Bundesverkehrsamt, das die 
den Eiſenbahnen unbequeme Entſcheidung getroffen hatte, iſt eine un⸗ 
abhängige Behörde. Wie Wilſon über die Eiſenbahnen und ihr Finanz⸗ 
gebaren dachte, haben wir geſehen. Gleichwohl erteilte er ſchon am 
folgenden Tage, am 10. September, dem Vorſitzenden der Deputation 
eine ſehr entgegenkommende Antwort. Er habe ſich (NB. ohne Nach: 
prüfung und innerhalb 24 Stunden!) davon überzeugt, daß die 
Schilderung der Lage der Eiſenbahnen in der ihm überreichten Ein⸗ 
gabe zutreffend ſei, und er ſei daher auch bereit, den Wünſchen zu ent⸗ 
ſprechen. Gleichwohl könne er die Lage der Eiſenbahnen nicht allzu 
tragiſch nehmen, da die Aufrechterhaltung der Leiſtungsfähigkeit der 
Eiſenbahnen im Intereſſe aller Kreiſe liege. „Sie find unentbehrlich 
für unſer ganzes öffentliches Leben, die Eiſenbahnwerte gehören zu 
den wichtigſten aller unſerer Papiere für große und kleine, öffentliche 
und private Anlagen, ſowohl von Einzelperſonen als auch Körper⸗ 
ſchaften.“ Der Präſident vertraut, daß dies von allen Seiten ge⸗ 
würdigt wird. Vor allem aber müßten die Geſetze beachtet und 
ausgeführt werden und den ehrlichen Unternehmungen ee 
unbedingte Gerechtigkeit obwalten. — 

Das waren nun alles nur allgemeine Redensarten, keine Ver⸗ 
ſprechungen. Die Antwort wurde von den Eiſenbahnen jedoch in 
der Preſſe verbreitet und dahin aufgefaßt, daß dem Präſidenten 
eine Erhöhung der Tarife erwünſcht ſei. Die Eiſenbahnen richteten 
denn auch bereits am 15. September eine neue Eingabe an das 
. Bundesamt um erneute Prüfung der Sachlage und Anderung der 

früheren Entſcheidung. Schon am 19. September ordnete das Bundes⸗ 


— 
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amt die neue Unterſuchung an, die ſich aber auf die ſeit der früheren 
neu eingetretenen Tatſachen beſchränken ſollte. Es wurden vom 
18. bis 23. Oktober Zeugen und Sachverſtändige vernommen, am 
29. und 30. Oktober verhandelten die Parteien mündlich vor dem 
Amt, und am 18. Dezember wurde den Eiſenbahnen mit einer 
neuen Entſcheidung ein ſchönes Weihnachtsgeſchenk gemacht, wie ihre 
Preſſe ſich ausdrückte. Die Entſcheidung vom 29. Juli wurde — 
wieder mit 5 gegen 2 Stimmen — umgeſtoßen und die Anträge 
der Eiſenbahnen mit einer geringen Einſchränkung genehmigt i. Die 
Gründe der Mehrheit waren, daß 1. nunmehr die vollſtändigen 
Zahlen über die ungünſtigen Betriebsergebniſſe des Jahres 1913/14 
vorlägen, 2. der europäiſche Krieg inzwiſchen ausgebrochen ſei und 
3. die durch die Entſcheidung vom 29. Juli geſchaffene Lage ſich 
jetzt vollſtändig überſehen laſſe. Die beiden in der Minderheit ge⸗ 
bliebenen Mitglieder des Amts hatten weſentlich grundſätzliche Be⸗ 
denken gegen die vorgeſchlagenen Erhöhungen, bezweifelten auch, ob 
infolge des Herabgehens des Verkehrs die erwarteten Mehreinnahmen | 
erreicht werden würden. 

Wie weit dieſe den Eiſenbahnen günftige Entſcheidung auf den 
unmittelbaren Einfluß ihres früheren bitteren Feindes Wilſon zurück⸗ 
zuführen iſt, läßt ſich nicht feſtſtellen. Daß dieſer Einfluß ein nur 
moraliſcher geweſen ſein kann, unterliegt für mich keinem Zweifel, denn 
die Mitglieder des Bundesamts, die ihre Anſichten innerhalb eines halben 
Jahres geändert haben, ſind durchaus ehrenhafte, charakterfeſte Männer. 
Aher gerade der Umſchwung in der Auffaſſung des Präſidenten über 
die Eiſenbahnfrage hat vielleicht doch einen gewiſſen Eindruck auf 


fie gemacht. Anders liegt es vielleicht beim Präſidenten. Ein ehr 


licher Wechſel der Überzeugung iſt mir bei dieſem Manne unwahr⸗ 
ſcheinlich. Die wenigen, zudem allgemein bekannten Tatſachen, die 
ihm in der Eingabe der Eiſenbahndeputation vorgeführt wurden, 
können ihn. kaum davon überzeugt haben, daß die Stellung, die er 
wenige Wochen vorher in einer amtlichen feierlichen Botſchaft in ſo 
ſchroffer Weiſe verkündet hatte, ſich nicht aufrechterhalten ließe. 
Eine Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage der Eiſenbahnen trat, 
ungeachtet der Erhöhung ihrer Gütertarife (die Perſonentarife waren 
ſchon früher erhöht worden) nicht ein. Die. Einnahmen haben ſich 
Fan nur wenig gehoben. Trotz der gewaltigen, mit der Munitions⸗ 


1 Vgl. das Nähere in meinem Aufſatz in der Zeitung des Vereins Deut⸗ 
ſcher ee Jahrg. 1915, Nr. 10, S. 101 ff. 


= lieferung an 1 8 Feinde verbundenen Vermehrung 5 Trans⸗ 


Bautätigkeit. Im Jahre 1915 hat ſich das Eiſenbahnnetz der Ver⸗ 


10 wi 5 9 fe v v. der den ; 8 m TO u 


porte, machte ſich erſt in den letzten Monaten des Jahres 1915 eine 
langſame Steigerung bemerkbar. Dazu kam eine ſtark verminderte 


einigten Staaten nur um 933 engl. Meilen (= rund 1500 km) 
vergrößert, das iſt die kleinſte Zahl ſeit dem Jahre 1864. Anderer⸗ 
J ſeits iſt die Meilenzahl der im Jahre 1915 in Konkurs verfallenen 
Eiſenbahnen (20 143 engl. Meilen — 32430 km) mit einem An⸗ 


a lagekapital von 1070 Mill. Doll. ( 4 Milliarden Mk.) die größte u 
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ſeit dem Unglücksjahr 1893. Der Rückgang in der Bautätig ? 


keit hat naturgemäß eine Verminderung des Baus der Perſonen⸗ u 


und Güterwagen und der Lokomotiven zur Folge gehabt, was die — 5 
N wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Wagenbauanſtalten vielleicht dess 
wegen weniger berührt hat, weil viele von ihnen auf die Herſtellung 5 


von Munition umgeſtellt waren. — Dieſe bedenklichen Erſcheinungen 
wurden von den Eiſenbahnen nicht dem europäiſchen Krieg zur Laſt 
geſchrieben, denn durch dieſen waren die amerikaniſchen Eiſenbahnen 
bis dahin überhaupt nicht unmittelbar betroffen. Der Niedergang, 
meinten die Eiſenbahnen, ſei vielmehr die Folge der falſchen Eiſen 
bahnpolitik. Die Ausgaben der Eiſenbahnen ſeien ununterbrochen 
geſtiegen nicht nur infolge der fortſchreitenden Erhöhung der Löhne 
und der Steuern, ſondern auch infolge der ſtrengeren Aufſicht des 


Bundes und der Einzelſtaaten, die ein Herabgehen der Ein⸗ 


nahmen zur Folge gehabt hätten. „Gemahlen zwiſchen dieſen beiden 
Mühlſteinen,“ jo bemerkte eine amerikaniſche Fachzeitſchrift, „iſt das 
für Zinſen und Dividenden verfügbare Einkommen ununterbrochen 
zurückgegangen.“ Die ganze Lage war während des Jahres 1915 
eine ſo unerquickliche, daß Präſident Wilſon ſich veranlaßt ſah, in 
einer Botſchaft vom 7. Dezember 1915 wiederum auf die Eiſen⸗ 


5 bahnfrage zurückzukommen: „Die Beförderungsfrage, ſo bemerkt er 


Fr darin, „ift in unſerem Vaterlande eine außerordentlich ernſte. von 
Zeit zu Zeit wird neuerdings mit Recht die Befürchtung aus⸗ 


geſprochen, daß die Eiſenbahnen nicht länger imſtande ſind, mit 
ihrem jetzigen Betriebsnetz und ihren Betriebsmitteln eine erfolg⸗ 
reiche Tätigkeit fortzuführen.“ 1 5 den Eiſenbahnen zu helfen 
ſei, weiß der Präſident nicht. Er ſchlägt daher vor, wieder einmal 
einen Ausſchuß einzuſetzen zur gründlichen Unterſuchung der ganzen 


as Eiſenbahnfrage. Dieſer ſolle dann auch feſtſtellen, „ob unſere Geſetze 
in ihrer jetzigen Faſſung und Handhabung für die Löſung dieſer 
Frage u dienlich ſind, wie Al es ſein müßten. . Der Senat ae | 


Grunde, weil © 
Wendung nahmen, daß vorerſt niemand mehr an der Eiſenbahn⸗ 
Frage ernſtlich Intereſſe nahm. In der Fachpreſſe, in Vereinen und 

— Verſammlungen wurde viel über die Aufgaben dieſes Ausſchuſſes 2 
_ <. geiproghen. :Die Eiſenbahnangelegenheiten aber N eine ganz 3 
5 andere Wendung, als man damals erwartete. „ 
u Zunächſt war es die Arbeiterfrage, die die eiſenbahnen r 
2 und die Regierung ſchon ſeit Ende des Jahres 1915 lebhaft „„ 

| ſchäftigte 1. Die in vier ſogenannte Brüderſchaften (brotherhoods ) 
geteilten gewerkſchaftlichen Vertretungen der Eiſenbahner haben ſeit. 
dieſer Zeit eine lebhafte Bewegung für die geſetzliche 9 „ 
des Achtſtundentages auch für das Zugperſonal entfeſſelt. ZN 
u handelte ſich hierbei nicht ſowohl um eine Verkürzung der Webel. e 
zeit, als um eine Erhöhung der Löhne. Die Arbeiter verlangten „ 
für eine Arbeit von acht Stunden denſelben Lohn, den fie fin.eine  - 
Er zehnſtündige Arbeitszeit erhielten. Überſtunden ſollten beſonders er 
bezahlt werden. Für die Eiſenbahnen bedeutete das eine jährliche 
Mehrausgabe von 100 Mill. Doll. Es wurde zunächſt in den erſten 
Monaten 1916 über die Forderungen zwiſchen beiden Parteien hin 
und her verhandelt, ohne daß man zu einem Ergebnis gelangte. 
Die Verhandlungen, die zuletzt in New Pork vom 1. bis 15: Juni 1916 
unter den Vertretungen der beiden Parteien ſtattfanden, wurden 
abgebrochen. Jetzt ſchlugen die Eiſenbahnen die Anrufung eines 
a Schiedsgerichtes unter Führung des Bundesverkehrsamts vor, Dieſer 
= wurde von den Gewerkſchaften abgelehnt und nunmehr W 
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diesem Vorſchlag ſchon bald bei. Größere Schwierigkeiten AR wir 
das Repräſentantenhaus. Erſt im Auguſt 1916 hatten ſich beide 
Häuſer des Kongreſſes über die Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes 
(fünf Mitglieder des Senats und fünf. Mitglieder des Repräſentanten⸗ u. 
hauſes) und über das Programm verſtändigt. Der Ausſchuß ſollte 8 
ſeine Arbeiten ſofort beginnen und ſo fördern, daß Anfang 1917 
dem Kongreß ſein. Bericht vorgelegt werden könne. Über die Tätig⸗ 5 
keit dieſes Ausſchuſſes iſt mir nichts bekannt geworden, einen Bericht ER 
ſcheint er =. nicht erſtattet zu haben, wohl auch aus dem I, 


chon bald die politiſchen Ereigniſſe eine ſo ernſte 


a Eine eingehende, gründliche Darſtellung dieser Episode im amerikanischen en 

= Eiſenbahnleben findet ſich in dem Auffatz von. Röhling: Der. geſetzliche Ade 

— ſtunden⸗Arbeitstag des Zugperſonals der Vereinigten Staaten von Amerika. 5 

f Archiv für Eiſenbahnweſen, 1917, S. 460 ff. Für die Einzelheiten verweiſe icht 
auf dieſen Auffatz. Vgl. auch Zeitung des Vereins en en ee 

— 3 1916, Nr. 86, S. ne 5 
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für den Streik und zwar den Generalſtreik des geſamten Zugperſonals 
aller Eiſenbahnen geſtimmt. Das erregte natürlich gewaltige Un⸗ 
ruhe im ganzen. Lande, zumal damals mit Mexiko ernſte Zerwürf⸗ 
niſſe beſtanden, die leicht zu einem Krieg hätten führen können. Bis 
zum Auguſt wurde aufs neue verhandelt, und die Eiſenbahnen 
waren jetzt bereit, die Streitfrage dem ordentlichen, geſetzlich vor⸗ 
.gefehenen Schiedsgericht zur Entſcheidung vorzulegen. Auch dieſer 
Vorſchlag wurde von den Gewerkſchaften abgelehnt, und nunmehr 
erklärt, daß, wenn bis zum 4. September die Forde⸗ 
rungen des Eiſenbahnperſonals nicht voll bewilligt 
würden, an dieſem Tage der Generalſtreik beginnen 
ſolle. Da trat Präſident Wilſon auf den Plan. Am 13. Auguſt 
lud er die Vertreter beider Parteien zu einer gemeinſamen Ver⸗ 
handlung auf den 25. Auguſt nach Waſhington eim. Der Präſident 
ſchlug eine vergleichsweiſe Erledigung vor. Er wollte, wie er ſagte, 
nicht als Schiedsrichter vermitteln, „ſondern als der erſte Sprecher 
der Nation, als wahrer Freund ſowohl der Eiſenbahnen als ihrer 
Bedienſteten, als Vertreter der 100 Mill. Einwohner der Vereinigten 
Staaten, Männer, Frauen und Kinder, die, wenn der Ausſtand 
verwirklicht würde, ſchließlich die Zeche bezahlen müßten.“ Neue 
Vorſchläge der Eiſenbahnen ſcheiterten an dem hartnäckigen Wider⸗ 


ſtand der Bedienſteten. Es wurden die letzten Anordnungen für _ | 


den Beginn des Generalſtreiks getroffen. Wilſon hatte von Anfang 
an mehr auf Seiten der Arbeiter geſtanden, er hielt die Forderung 
des Achtſtundentages für nicht unberechtigt. Anderſeits erſchien 
es ihm angemeſſen, daß den Eiſenbahnen zur Ausgleichung ihrer 
finanziellen Einbußen entgegengekommen werde. Solche Vorſchläge 
konnten nicht ohne die Mitwirkung der geſetzgebenden Körperſchaften 
verwirklicht werden, und der Präſident wandte ſich in einer Bot⸗ 
ſchaft am 29. Auguſt an den Kongreß und bat um deſſen Mit⸗ 
wirkung. Die Botſchaft wurde von ihm ſelbſt vor beiden Häuſern 
des Kongreſſes verlefen!. Er ſchilderte darin den bisherigen Ver⸗ 
lauf der Sache und in beweglichen Worten die Folgen eines Streiks. 
„Der Geſamt⸗Güterverkehr der Vereinigten Staaten wird ſtillſtehen. 
Die Städte werden von der Nahrungszufuhr abgeſchnitten, der ganze 
Handel der Nation wird gelähmt werden, die werktätige Bevölkerung 
wird arbeitslos gemacht, viele a werden in wo Lage 


1 Eine wunden der Volſchaft findet fi bei Kobling, a. a. 0. 
S. 487 fl. 
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kommen, es kann geradezu Hungersnot entſtehen, und eine wahrhaft 
tragiſche Not wird zu den übrigen Mißſtänden der Zeit hinzutreten, 
wenn es nicht gelingt, eine Grundlage für die Einigung der Parteien 
zu finden.“ Da jedes ſchiedsrichterliche Verfahren abgelehnt war und 
es an einer geſetzlichen Handhabe zur Erzwingung eines ſolchen 
fehlte, ſo ſchlägt der Präſident vor, den Achtſtundentag und die 
Erhöhung der Löhne bei Überſtunden zu bewilligen, dann aber einen 
dreigliedrigen Ausſchuß' mit der Prüfung der Wirkung dieſer Maß⸗ 
nahmen und einer Unterſuchung der Lohnfrage zu beauftragen. Als 
Entgelt ſoll das Bundesverkehrsamt ausdrücklich ermächtigt werden, 
eine Erhöhung der Gütertarife zur Deckung der mit der Einführung 
des Achtſtundentags verbundenen Mehrausgaben der Bahnen zu er⸗ 

wägen, ſoweit dieſe nicht durch Verwaltungsreformen und Erſparniſſe 

ausgeglichen werden. Weiterhin ſollen die über das ſchiedsrichterliche 
Verfahren beſtehenden Geſetze dahin ergänzt werden, daß im Falle des 
Verſagens des Schlichtungsausſchuſſes eine gründliche öffentliche 


Unterſuchung der Streitigkeiten ftattzufinden hat, bevor ein Ausſtand 


oder eine Ausſperrung geſtattet iſt. — Der Kongreß hat den Wünſchen 
des Präſidenten entſprochen und in wenigen Tagen das Geſetz durch⸗ 
beraten und angenommen, das am 3./5. September 1916 verkündigt 
worden iſt. Das Geſetz führte die Bezeichnung Adamson Law!. 
Hiernach iſt der Achtſtundentag in vollem Umfang bewilligt, ebenſo 
der Präſident zur Einſetzung der dreigliedrigen Unterſuchungs⸗ 
kommiſſion ermächtigt. Die vom Präſident vorgeſchlagenen Gegen⸗ 
leiſtungen für die Eiſenbahn und die Reform des ſchiedsrichterlichen 
Verfahrens werden mit Stillſchweigen übergangen. 

Mit Hilfe des Herrn Wilſon haben alſo die Arbeitnehmer einen 
vollen Sieg über die Eiſenbahnen davongetragen, fi ſie haben ihren 
Willen durchgeſetzt. 

Der Präſident, der den Eiſenbahnen ſeit ſeinem Amtsantritt 
ein ſo freundliches Geſicht zeigte, ihnen, wo er konnte, geholfen hat, 
hat nunmehr ſeinen vorpräſidentiellen, feindlichen Standpunkt ihnen 


gegenüber wieder eingenommen, er hat einmal wieder feine Über 


zeugung gewechſelt. Die Gründe hierfür liegen auf der Hand. Er 
ſtand wenige Monate vor ſeiner damals noch ſtark angefochtenen 
Neuwahl. Das Eintreten für die Eiſenbahnarbeiter ſicherte ihm mit 
ziemlicher Gewißheit 1,8 Mill. Stimmen, die ihm e ur 


1 Eine Uberſetzung des Geſetzes findet na bei Röhling, a. a. O. 


S. 492/97. 


wert waten, als die paar Tauſend Stimmen, die die eiſenbaßnen 
und ihr Anhang für ihn hätten aufbringen können. N . 
Mit dem Adamſon⸗Geſetz war aber der Streit der Eiſenbahnen f . | 


und ihrer Bedienfteten tatſächlich noch nicht zu Ende. Es kam zu⸗ 
nächſt zwiſchen den Gewerkſchaften und den Vertretern der Eiſen⸗ 
bahnen zu Verhandlungen über die Ausführung des Geſetzes, Die 
zu einem Ziel nicht führten. Die Eiſenbahnen brachen die Ver⸗ 
handlungen ab, fie erklärten das ganze Geſetz für verfaſſungswidrig 
und erhoben dahin gerichtete Klage bei verſchiedenen Kreisgerichten. 
Um aber die Streitfrage möglichſt bald vor den Oberſten Gerichts⸗ 
hof zu bringen, verſtändigten ſie ſich dahin, den Prozeß nur vor 


— : 
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einem Gericht durchzuführen, worauf dann, die Entſcheidung möge Er 


ausfallen, wie ſie wolle, Berufung an den höchſten Gerichtshof ein 8 


zulegen ſei. Am 22. November 1916 wurde durch ein Kreisgericht 
das Geſetz für verfaſſungswidrig erklärt und alsbald Berufung ein⸗ 


. gelegt. Eine Entſcheidung des Oberſten Gerichtshofes lag aber bis 


zum 1. Januar 1917, an dem das Geſetz in Kraft treten ſollte, nicht 


vor. Es kam zu erneuten erregten Verhandlungen zwiſchen den 


»Gewerkſchaften und den Eiſenbahnen. Als dieſe nicht zum Ziel 
führten, ſagten die Gewerkſchaften aufs neue auf den 17. März. 1917 
den ⸗Generalſtreik an. Der Präſident Wilſon griff wiederum ein 2% 
und erreichte es, daß der Ausbruch des Generalſtreiks auf 48 Stunden 
hinausgeſchoben wurde. Nunmehr aber erklärten ſich die Eiſenbahnen 


angeſichts der nationalen Kriſis (die Kriegserklärung der Vereinigten 
Staaten an das Deutſche Reich ſtand unmittelbar bevor) bereit, den 


Arbeitern alle von ihnen verlangten Zugeſtändniſſe zu machen. Am = 


. 18. März 1917 erklärte der Oberſte Gerichtshof mit fünf gegen vier 


Stimmen das Adamſon⸗Geſetz für W l war a. — 
EU En erledigt. f u 


Der im Frühjahr 1917 erfolgte Eintritt der Vereinigten Staaten 


- Eifenbahnen geltend. Sie wurden durch die Beförderung von Truppen, 
von Kriegsmaterial, durch Beförderung der Rohſtoffe an die Munitions⸗ 
Fabriken voll in Anſpruch genommen und fie konnten dieſem »An⸗ 
ſprüchen nicht genügen. Verſtopfungen der Bahnhöfe, Wagenmangel . 


1 Vgl. hierüber Robbins, The trainmen’s Eight hour - day. Political 


science quarterly, Bd. 31, S. 541 ff.; Bd. 32, S. 412, und 8 anne, IR: 


Archiv für Cifenbaßnmeen, 1920, ©. 707 ff. 


— 
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in den Weltkrieg machte ſofort ſeinen vollen Einfluß auch auf die 
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häuften ſich! in erſ chreckendem Maße. Die Anſchaffung neuer Betriebs⸗ 

mittel wurde dadurch erſchwert, daß immer mehr Wagenbauanſtalten 6 
in Munitionsfabriken umgewandelt werden mußten. Der Verkehr 
ſeufzte unter dieſen Mißſtänden, die finanzielle Lage der Eifenbahnen. 


wurde geradezu troſtlos, denn ihre Ausgaben ſteigerten fi unge . 


meſſen, die Einnahmen erhöhten ſich nicht entfernt in demſelben 
Maße. Da überraſchte der Präſident Wilſon die Welt durch eine 


feierliche Kundgebung (proclamation) vom 26. Dezem⸗ 


ber 1917, in der er verkündigte, daß er am 28. Dezember 
1917 von allen Eiſenbahnen der Vereinigten Staaten, 

ihren Anlagen und ihrem Zubehör Beſitz ergreifen und 
lie in feine Verwaltung übernehmen werde. Zum General⸗ 


direktor der Eiſenbahnen ernannte er ſeinen Finanzſekretär und | 


Schwiegerſohn William G. Me. Adoo. | 
Seine Ermächtigung zu dieſer einſ chneidenden Maßregel folgte u 
aus der ſogenannten Federal control and possession 


Act, vom 29. Auguſt 1916. Dieſes Geſetz lautet: In Kriege: . 


8 zeiten iſt der Präſident mit Zuſtimmung des Kriegsſekretärs ermächtigt, 


Beſitz zu ergreifen und in Verwaltung zu nehmen alle Beförderungs⸗ 
anſtalten oder Teile davon und ſie zur Beförderung von Truppen, 
Kriegsmaterial und Ausrüſtungsgegenſtänden und für andere mit dem 
Krieg zuſ ammenhängende Gegenſtände, ſoweit dies nötig und wünſchens⸗ 
wert iſt zu verwenden. Aller Wee Verkehr iſt, ſoweit erforderlich, 
aufzuheben.“ | 

Dieſe Kundgebung wurde von den Eiſenbahnen mit Jubel bee 


grüßt. Sie erblickten darin einen Ausweg aus ihrer troſtloſen Lage. 


Die Kurſe der Eiſenbahnwerte gingen ſprungweis in die Höhe, und 
alle die Glücklichen, die von der Kundgebung vorher gewußt und 
ſich rechtzeitig mit Eiſenbahnpapieren zu den niedrigen Kurſen ein⸗ 
gedeckt hatten, machten glänzende Geſchäfte. Daß Herr Wilſon ſeinen 
Schwiegerſohn, einen verwegenen Spekulanten, der mit dem Bank⸗ 
haus Morgan & Cie. in naher geſchäftlicher Beziehung ſtand, nicht | 
in das Geheimnis gezogen, iſt unwahrſcheinlich. z 

Me. Adoo trat fein Amt fofort an. Aber erſt durch Gesetz vom 
21. März 1918 wurden die Bedingungen, insbeſondere die finan⸗ 
ziellen Bedingungen für die Übernahme der Eiſenbahnen in Bundes⸗ 
verwaltung feſtgeſtellt 1. Dieſes Geſetz iſt ein Notgeſetz (emergency 

1 Federal Control Act (as amended). An Act to provide for the 
operation of transportation systems while under federal control, for the 


just compensation of their owners and for other e | 
Schmollers Jahrbuch XIV I. a ER 10 | 
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act), das lediglich durch den Krieg veranlaßt ift, und ſoll der zu= 
künftigen Entwicklung der Eiſenbahnen in keiner Weiſe vorgreifen 
(§ 16). Es enthält eine Reihe ungemein ins einzelne gehende, 
breitere Beſtimmungen, von denen die wichtigſten hier in Frage 
kommenden ſind: Während der Dauer der Staatsverwaltung erhalten 
die Eiſenbahnen eine jährliche Entſchädigung in Höhe des Durch- 
ſchnittseinkommens der drei Rechnungsjahre (1. Juli bis 30. Juni) 
1914/15 bis 1916/17, alſo der drei letzten Friedensjahre. (S 1.) 
Dem Generaldirektor wird ein Betriebs⸗ und Dispoſitionsfonds 
von 500 Millionen Dollar zur Verwendung für die Zwecke ſeiner 
Verwaltung überwieſen. (§ 6.) Die Bundesverwaltung dauert 
während des Kriegs und eine angemeſſene Zeit nach Ratifikation des 
Friedensvertrags, jedoch höchſtens noch 21 Monate lang. Für die 
Verwaltung, den Betrieb, die Inſtandhaltung und den Ausbau des 
Eiſenbahnnetzes erhält der Präſident unbeſchränkte Vollmachten, die 
er an Vertreter übertragen kann. Insbeſondere kann er auch Tarife 
und Gebühren nach ſeinem Ermeſſen feſtſtellen, ohne an die Zuſtimmung 
des Bundsverkehrsamtes gebunden zu ſein. 

Auf Grundlage dieſes Geſetzes hat der Staatsbetrieb der Eiſen⸗ 
bahnen der Vereinigten Staaten vom 28. Dezember 1917 bis zum 
29. Februar 1920, alſo zwei Jahre und zwei Monate gedauert. 
Generaldirektor blieb im Jahre 1918 Me. Adoo, ihm folgte am 
1. Januar 1919 ein Eiſenbahnfachmann Walter Hines. 

Me. Adoo hat nur ſein Amt mit der rückſichtsloſen Unbefangenheit 
eines Dilettanten verwaltet, jedoch, wie ſelbſt die Eiſenbahnen an⸗ 
erkennen, für die Verbeſſerung und Gefundung des Betriebs, beſonders 
für die Zwecke der Kriegsverwaltung, Erſprießliches geleiſtet. Für 
das geſamte rieſige Netz der Eiſenbahnen wurde eine einheitliche 
Organiſation eingeführt, bei der die einzelnen Eiſenbahnſtrecken ohne 
Rückſicht auf die Eigentumsverhältniſſe lediglich nach Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen zuſammengelegt wurden. An der Spitze ſtand der General- 
direktor, unter ihm drei, ſpäter ſieben Bezirksverwaltungen, die 
unterſte Inſtanz bildeten die Staatsbahndirektoren. Bei der Beſetzung 
der Beamtenſtellen wurde mit größter Willkür verfahren, die Direktoren 
der beſtehenden Geſellſchaften entweder abgeſetzt (worauf ſie von 
ihrer Direktion entſchädigt werden mußten) oder an andere Stellen, 
oft in Landesteile verſetzt, die ihnen ganz fremd waren. Eine Reihe 
höherer Stellen wurde mit anderem Perſonal, darunter vielen 
»Nicht⸗Fachmännern beſetzt, die hohe Gehälter, 40—50 000 Dollar, 
erhielten. Die Transporte wurden ſoweit tunlich über die kürzeſte 
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Linie, wiederum ohne Rückſicht auf die Eigentumsverhältniſſe der 
einzelnen Strecken, geleitet. Viele Bahnhöfe wurden zuſammengelegt, 
eeine Reihe von Dienſtſtellen aufgehoben, dann z. B. die Fahrkarten⸗ 
bureaus, die Auskunftsſtellen vermindert, oft ganz abgeſchafft. Auf 
1 die Verfrachter wirkte der Generaldirektor dahin ein, daß die Wagen 
bis zur vollen Tragfähigkeit ausgenutzt, die Be⸗ und Entladung 
beſchleunigt wurde, jo daß die Wagen nicht mehr als Lagerraum 
für die Güter benutzt werden konnten, wobei ſie oft tagelang auf der 
Station ſtehen blieben. Außerdem wurden die Tarife um reichlich 
2295 %% erhöht und die Löhne der Arbeiter um etwa 300 Millionen 
Di.ollars jährlich geſteigert und Betriebsmittel in großen Mengen 
. beſchafft, ohne Rückſicht auf die gewaltig geſteigerten Preiſe. Dabei 
kreiſte der Generaldirektor ununterbrochen im Lande hin und her, 
hielt Reden an das Volk und machte für ſich und feine Verwaltung 
ſtark Propaganda !. 0 
c Die Eiſenbahnen ließen ſolche Gewaltmaßregeln — in der Preſſe 
hieß es, Me. Adoo behandle die geltenden Geſetze wie scraps of 
paper (Fetzen Papier) — über fich ergehen, in der ſtillen Hoffnung, 
daß ihnen der ihnen erwachſene Schaden auch vergütet werden würde. 
—Einſtweilen waren fie ja durch die vom Staat verbürgten Einnahmen 
geſichert. Über die Stimmung des Publikums iſt wenig in die 
28 Offentlichkeit gedrungen. Im ganzen hatte Me. Adoo für eine gute 
Ka, Preſſe geſorgt. An Geldmitteln dafür fehlte es nicht. 
m Gleichwohl ſcheint ihm mit der Zeit der Boden unter den Füßen 
zu heiß geworden zu ſein. Während er ſich auf einer Dienſtreiſe 
befand, reichte er plötzlich ohne äußere Veranlaſſung am 14. November 
1918 ein Entlaſſungsgeſuch zum 31. Dezember 1918 an ſeinen 
e ein. Er begründete es mit Amtsmüdigkeit im all⸗ 
gemeinen, ſowie damit, daß er als Staatsſekretär des Finanzamtes, 
als welcher er ein Jahresgehalt von 12000 Dollars bezog, ſowie 
als Generaldirektor der Bundesbahnen, welches Amt ihm überhaupt 
kein Einkommen brachte, einen großen Teil ſeines Privatvermögens 
aaufgezehrt habe, das er nunmehr feiner Familie wegen neu auffüllen 
müſſe. Diefe Begründung fand wenig Glauben. Indes mit der 


1 Eine vortreffliche Zuſammenſtellung über den Staatsbetrieb der Eiſen⸗ 
| bahn der Vereinigten Staaten, auf Grund amtlicher Quellen, findet ſich in den 
Nummern 76, 77, 78 des Jahrgangs 1918 der Zeitung des Vereins Deutſcher 

Eiſenbahnverwaltungen von Dr. Sarter. Ein näheres Eingehen hierauf habe 
ich unterlaſſen, da dieſe Vorgänge nur vorübergehender Natur ſind und aus⸗ 


BE ſchließlich geſchichtliche Bedeutung haben. 
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Tatſache mußte gerechnet werden. Und da machte es erneutes Auf⸗ 
ſehen, als ein Brief Me. Adoos vom 11. Dezember 1918 an die 
Vorſitzenden der Ausſchüſſe beider Häuſer des Kongreſſes für den 
zwiſchenſtaatlichen Verkehr veröffentlicht wurde, in dem er im Ein⸗ 


vernehmen mit dem Präſidenten Wilſon Vorſchläge über 


die zukünftige Geſtaltung des Eiſenbahnweſens der Vereinigten Staaten 
machte. Er erklärte darin, es gebe nur zwei Möglichkeiten, entweder 
müßten die Eiſenbahnen ſobald als möglich ihren Eigentümern zurück⸗ 


gegeben oder die Staatsverwaltung müſſe auf weitere fünf Jahre bis 
zum 1. Januar 1924 ausgedehnt werden. Alſo entweder eine Ver⸗ 


kürzung oder eine erhebliche Verlängerung der im Geſetz vom 21. März 


1918 vorgeſehenen Friſt von 21 Monaten, nach Austauſch der u 
Ratifikation des Friedensvertrag. Bei Erlaß jenes Geſetzes iſt 


man offenbar von der Annahme ausgegangen, daß die Vereinigten = 


Staaten gleichzeitig mit den übrigen Ententemächten den Frieden 


von Verſailles ratifizieren würden, was bekanntlich bis heute nicht 
geſchehen iſt. Der Brief Me. Adoos gab zu leidenſchaftlicher Eèr⸗ 
örterung den Anlaß. Eine ſofortige Rückgabe der Eiſenbahnen an 


ihre Eigentümer und damit Wiederherſtellung des Zuſtandes vor dem 


28. Dezember 1917 hielten die Eiſenbahnen für unmöglich. Es 
werde zu einem wirtſchaftlichen Chaos, dem finanziellen Ruin der 


Eiſenbahnen führen. Eine Verlängerung des Staatsbetriebes un 


fünf Jahre bedeute aber nichts anderes, als die Vorbereitung zur 
Verſtaatlichung (nationalisation) der Eisenbahnen, und auf dieſes 


| Ziel ſchien auch Präſident Wilſon hinauszugehen. | 
| Die Frage der Einführung des reinen Staatsbahnſpſtems in 
den Vereinigten Staaten ſteht ſeit Jahren auf der Tagesordnung. 


Der Gedanke hat unter den Vertretern der Volkswirtſchaft und in 
den Kreiſen der Arbeiterſchaft zahlreiche Anhänger. Andererſeits 


ſtehen nicht nur die Eiſenbahnen und ihre finanziellen Freunde, 
ſondern auch große Kreiſe der Bevölkerung dem Gedanken feindlich 
gegenüber. Die Behauptung, daß durch die Kundgebung vom 
26. Dezember 1917 der Präſident Wilſon dieſe Reform gleichſam 
mit einem Federſtric durchgeführt habe, zu deren Verwirklichung die 
meiſten Staaten jahrelanger Vorarbeiten bedurft haben, iſt natürlich 
ein barer Unſinn. Mit dieſem Gewaltſtreich war nur die Verwaltung 
der Bahnen bis auf weiteres in die Hände des Staates übernommen 

worden. Die Fragen, wer denn Eigentümer. der Bahnen werden 


ſolle, ob der Bund oder die Einzelſtaaten, welche Bedingungen u 


. die Übernahme gewährt, ä Preis gezahlt werden ne 
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waren nicht einmal angeschnitten worden. Gegen übernahme der 
Verwaltung konnten die Eiſenbahnen ſich nach dem Geſetz vom 
29. Auguſt 1916 nicht wehren, unter den damaligen wirtſchaftlichen Ä 
Rund finanziellen Verhältniſſen war ihnen eine derartige Maßregel 
ſogar recht erwünſcht, da damit viele Verlegenheiten und: Unbeauem⸗ f 
lichkeiten vorerſt beſeitigt waren. „Jetzt aber nahm die Frage ein ſehr 


* 


ernſtes Geſicht an, und nunmehr wurde mit allem Nachdruck gegen u 


Wilſons Pläne angekämpft. Der Kampf wurde dadurch erleichtert, ö 
8.5 daß Wilſon nach ſeiner Rückkehr aus Verſailles jeden Kredit im 
.» Lande verloren hatte, fein Anſehen auf den tiefften Nullpunkt ge⸗ 


ſunken war. Dazu kam, daß im Jahre 1919 ein neues Repräſentanten⸗ ee 


haus mit einer republikaniſchen, Wilſon feindlichen Mehrheit zuſammen⸗ 
8 treten mußte, es alſo nur darauf ankam, den noch tagenden Kongreß 5 
„ pvon bedenklichen geſetzlichen Maßnahmen abzuhalten. Anderſeits 
waren die Eiſenbahnen klug genug, gewiſſe, von der Öffentlichkeit 
geforderte Reformen in der Eiſenbahngeſetzgebung zuzugeſtehen. 2 
Den Eiſenbahnen iſt es gelungen, den neuen Angriff auf ihre 
Selbſtändigkeit zurück zu ſchlagen. Für Verlängerung des Staats 
betriebes war eine Anderung des Geſetzes vom 21. März 1918 er- 
| forderlich. Der Entwurf eines Geſetzes hierüber iſt, ſoweit die Nach⸗ 
u richten gehen, überhaupt nicht vorgelegt. Dagegen war im Januar 
1919 ein Geſetzentwurf eingegangen, mach dem dem Generaldfrektor 
ein neuer Kredit von 750 Millionen Dollar zur Aufrechterhaltung 
des Eiſenbahnbetriebes bewilligt werden ſollte. Über dieſen Entwurf 
hat der Kongreß gar nicht beraten. Am 19. Mai 1919 trat der 
neue Kongreß zuſammen. Am 20. Mai verkündigte der Präſident 
eine neue Botſchaft: „Am Ende des Jahres 1919 werden 
die Eiſenbahnen ihren Eigentümern zurückgegeben 
werden.“ 2 8 „ 
N Über die Vethatung und den Betrieb der Eſenbahnen nihrend 5 
des Jahres 1919 durch den neuen Generaldirektor Walter Hines iſt e 
nichts beſonderes zu bemerken. Dagegen wurde während des ganzen * 
* Jahrs über die Reform des Eiſenbahnweſens in der Tages: undd 
Fachpreſſe und in beiden Häuſern des Kongreſſes ſehr gründlich ver⸗ 
handelt. Bei der Reform handelte es ſich einmal um den Erlaß ge⸗ 


wiſſer Übergangsbeſtimmungen für die Überleitung der Staats⸗ in \ 
die Privatverwaltung, ferner um die alten Probleme, die Tariffrage, = 


die en, und die N Es an ich N es * 8 
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möglich war, bis zum 1. Sande 1920, dem von Wilſon feſtgeſetzten 
Termin, das erforderliche Geſetz unter Dach zu bringen. Der Termin 
wurde daher bis zum 1. März 1920 hinausgeſchoben, und am 28. Fe⸗ 
bruar 1920, alſo im letzten Augenblick, hat ſich der Kongreß über 
das neue Geſetz verſtändigt, wodurch nunmehr beſtimmt wurde, 
„daß der Bundesbetrieb der Eiſenbahnen der Ver⸗ 
einigten Staaten am 1. März 1920 eine Minute nach 
Mitternacht aufhört; und daß gleichzeitig alle dem 
Präſidenten der Vereinigten Staaten durch die Ge⸗ 
ſetze vom 29. Auguſt 1916 und 21. Far 1918 verliehenen 
Vollmachten erlöſchen!. | 
»Das neue Geſetz: „An act to provide for the termination 

of federal control of Falle and systems of transportation, 
to provide for the settlements of disputes between carriers 
and their employees; to further amend an Act entitled: An 
Act to regulate commerce, approved February 4. 1887 as 
amended and for other purposes,“ hat den kurzen Titel: „Trans- 
| portation Act 1920“, d. h. Beförderungsgeſetz von 1920.: Es 
bildet, wie früher bemerkt, die Grundlage des un geltenden 
öffentlichen Eiſenbahnrechts. | 
Durch die wiſſenſchaftlichen Betrachtungen über die in dem g 
Geſetz entſchiedenen Fragen ſind neue Geſichtspunkte nicht zutage 
gefördert. Das Thema war durch die auf viele Jahre ſich aus⸗ 
dehnenden Unterſuchungen der Vertreter der Volkswirtſchaft und der 
Eiſenbahnen nach allen Richtungen erſchöpft. Dies ergibt ſich aus 
den langen, ausgedehnten Reden in beiden Häuſern des Kongreſſes, 
ſoweit ich ſolche habe einſehen können. Die hauptſächlichſten Beſtim⸗ 
mungen der bedeutenderen Geſetzentwürfe, die im Kongreß eingebracht 
und in dem Plenum und den Ausſchüſſen durchberaten ſind, ſind in 
der unten aufgeführten Schrift? in Tabellenform überſichtlich zu⸗ 
ſammengeſtellt. Es ſind dies 1. ein Entwurf des Senators Cummins, 
der vom Ausſchuß des Senats für den zwiſchenſtaatlichen Verkehr 


| 1 Eine ausgezeichnete Zuſammenſtellung des Ganges der Eiſenbahngeſetz⸗ 
gebung des Jahres 1919 und der wiſſenſchaftlichen Erörterungen hierüber enthält 
Band VIII, Nr. 4 der Proceedings of the Academy of political science, 
Januar 1920, herausg. von Thurman William von Metre. Vgl. auch 
meinen Aufſatz: Die Rückkehr zum Privatbahnſyſtem in den Vereinigten Staaten 
und das neue Eiſenbahngeſetz. Zeitung des Vereins Deutſcher Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen, 1920, Nr. 33, 34. 

2 S. 75a und 75 b. | 
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angenommen iſt; 2. die Eſch-Pomerence⸗Bill, die vom Bundes⸗ 
verkehrsamt verfaßt und im weſentlichen von dem Repräſentantenhaus 
angenommen iſt; 3. die von dem Abgeordneten J. D. Cuyler, 
Präſidenten der Eiſenbahnbetriebsbeamten eingebrachte. Bill; 4. der 
Entwurf Frelinghuyſon, der in einer Konferenz der Nationalen 
Transportgeſellſchaft unter Anregung der Handelskammer der 
Vereinigten Staaten beraten iſt; 5. der Entwurf Warfield von 
der Nationalen Vereinigung der Beſitzer von Eiſenbahnwertpapieren; 
6. der Entwurf Lenroot, ausgearbeitet von dem Präſidenten 
Amſter der Citizens National Railroad League; 7. die Sim3- 
Bill, ausgearbeitet von dem Präſidenten Plumb der ae | 
gewerkſchaften. 

Von den Entwürfen 1 ſich die ſechs zuerſt W | 
übereinſtimmend für die Rückkehr zum Privatbahnſyſtem unter ver- 
ſchiedenen Formen und unter mehr oder weniger ſtrenger Staats⸗ 
aufſicht aus. Nur der letzte, allgemein Plumb⸗Bill genannt, 
iſt für den Übergang der Eiſenbahnen in das Eigentum des Bundes. 

Von den Ausſchüſſen des Kongreſſes ſind ſchließlich vom Senat 
die Cummins⸗Bill, vom Repräſentantenhaus die Eſch⸗Bill zur Grund⸗ 
lage der Beratungen gemacht, wobei die beiden Ausſchüſſe in ſteter 
Fühlung blieben. Das Geſetz ſtellt ein in dem Vereinigungs⸗ 
ausſchuß beider Häuſer, dem Conference Commitee vereinbartes 


und dann in beiden Häuſern angenommenes Kompromiß dar. Der 


Präſident Wilſon hat ſich offenbar, nachdem er ſich überzeugt hatte, 
daß fein Spiel zu Ende. war, um die Beratungen des Kongreſſes 
nicht mehr gekümmert und das Geſetz ſchlankweg vollzogen. 
Während es ſich bei den vier übrigen Entwürfen um mehr 
oder weniger grundſätzlich gleichartige Vorſchläge handelte, ſteht die 
Plumb⸗Bill auf einem radikal anderen Standpunkt. Sie hat das 
größte Aufſehen erregt und die öffentlichen Erörterungen im Kongreß 
und in der geſamten Preſſe haben ſich wohl am lebhafteſten mit ihr 
beſchäftigt. Ihre Grundzüge ſind: Bildung eines großen, einheit⸗ 


lichen Staatsbahnſyſtems unter Ausſchaltung jeglichen Wettbewerbs,, 


verwaltet durch 15 Direktoren, von denen 5 durch den Präſidenten 
der Vereinigten Staaten und je 5. durch die Verwaltungsbeamten 
und die feſtangeſtellten Arbeiter gewählt werden. Der Preis für 
die Bahnen wird feſtgeſtellt durch ein beſonderes Amt, beſtehend aus 
den Mitgliedern des Bundesverkehrsamts und drei weiteren von den 
Eiſenbahndirektionen gewählten Mitgliedern. An Stelle der Aktien 
und Obligationen der jetzigen Bahnen werden Bundeseiſenbahnſchuld⸗ 
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| ſcheine ein ebenſo zur Beftreitung Bee Koſten weiterer Eiſen⸗ 


bahnbauten, die Tarife werden auf Antrag der Bundeseiſenbahn⸗ 


direktion vom Bundesverkehrsamt, das in ſeiner jetzigen Verfaſſung 
beſtehen bleibt, feſtgeſtellt. Alle Einnahmen fließen dem Bund zu, 
deer daraus die Ausgaben zu beſtreiten hat und für Fehlbeträge auf: 
kommt. Ein etwaiger Überſchuß der Einnahmen über die Ausgaben 


fällt nach Deckung aller Betriebskoſten und der Zinſen des Anlage⸗ 


kapitals zur Hälfte an die Bundeskaſſe, zur anderen Hälfte an die 
Eiſenbahnbedienſteten. Die Beſoldung und Löhne ſtellt die Bundes⸗ 
eiſenbahndirektion feſt. Zur Schlichtung von Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen der Direktion und den Bedienſteten wird ein be⸗ 
ſonderes Amt errichtet, zu dem die e und die Bedienſteten 
je fünf Mitglieder wählen. | 

Hier haben wir alſo ein ganz radütales Sozialiſierungsprojekt. 
5 Daß es außerhalb der Arbeiterkreiſe wenig Anklang fand, iſt bei 
dem Volkscharakter der Vereinigten Staaten begreiflich. Zu ſeiner 
Verwirklichung ſcheint mir wenig A. Der Kongreß verhielt 


5 ſich durchaus ablehnend. 
Das Geſetz vom 28. Februar 1920, wie es jegt vorliegt, be⸗ 
ſteht aus fünf ſelbſtändigen Abſchnitten (Titeln). Außerlich werden 5 


die Paragraphen (sections) nicht fortlaufend gezählt, ſondern jeder 


Abſchnitt iſt für fi in Paragraphen eingeteilt, und beginnt mit 
einer Hundertzahl. Der erſte Abſchnitt (zwei Paragraphen) enthält 


* 


die üblichen Begriffsbeſtimmungen, der zweite Abſchnitt (589 200 bis 


| N 5 211) behandelt die aus Anlaß der Beendigung des Bundesbetriebs 


erforderlichen Beſtimmungen. Abſchnitt III (88. 300—315) iſt ein 


vollſtändiges Geſetz über die Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen 
den Eiſenbahnen und ihren Angeſtellten. Der vierte Abſchnitt 
(88 400—441) bildet eine neue Novelle zum Bundesverkehrsgeſetz 
und der letzte, fünfte Abſchnitt (88 500— 502) enthält verſchiedene 
Übergangsbeſtimmungen, beſonders auch über Beziehungen des Eiſen⸗ 


a . a zu den Waſſerſtraßen. 


Der zweite Abſchnitt enthält die für die Eiſenbahnen beſonders 
wichtigen Beſtimmungen über die Auseinanderſetzung mit dem Bunde 
nach Beendigung des Bundesbetriebs. Wir haben geſehen, daß 
während des Bundesbetriebs die Transporte lediglich nach Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen und ohne Rückſicht auf die Eigentumsverhält⸗ 


niſſe der Beförderungsſtrecken geleitet ſind, während der Bund den 


einzelnen Eiſenbahnen eine Reineinnahme mit dem Durchſchnitt der 


drei „ . hat. ze 5 ee 


Br n 
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und Anſprüche des Bundes gegenüber den Eisenbahnen und der Eiſen⸗ 5 


bahnen gegenüber dem Bund entſtanden. Die Rechnungen hierüber. E 
ſollen innerhalb ſechs Monaten nach dem 1. März 1920 fertig ge: 


ſtellt ſein. Kommt hiernach den Eiſenbahnen ein Saldo zu, fo hat der. 

Bund dieſen ſoſort auszuzahlen. Haben die Eiſenbahnen eine Schuld 
an den Bund, ſo brauchen ſie dieſe erſt innerhalb zehn Jahren nach 
dem 1. März 1920 zurückzuzahlen. Die Gewährleiſtung des Bundes 


für die Einnahmen nach dem Durchſchnitt der drei letzten Friedens⸗ 


jahre dauert ſechs Monate nach. dem 1: März 1920 fort, ſoweit 


nicht andere Vereinbarungen getroffen ſind. Während dieſer ſechs 


Monate bleibt das Recht des Präſidenten zur Überwachung des Be⸗ 

triebs und der Finanzlage der Eiſenbahnen beſtehen. — Alle während. 
des Bundesbetriebs vorgenommenen Erhöhungen der Tarife und 
Gebühren bleiben bis auf weiteres in Geltung, ihre Herabſetzung 

kann vor dem 1. September 1920 weder von der Bundesregierung, 
noch vom Bundesverkehrzamt, noch von einer Einzelregierung ver⸗ 
langt werden. | 


Die Eiſenbahnen waren, wie wir geſehen haben, Ende des . 
Jahres 1917 in einer äußerſt mißlichen Finanzlage, die Beſchaffung e 


von Mitteln für Bau, Betrieb und Unterhaltung war für ſie mit 


den größten Schwierigkeiten verbunden. Während des Bundes⸗ E \ 


betrieb hat der Bund die für dieſe Zwecke erforderlichen Mittel 


beſchafft, deren ſofortige Rückzahlung den Eiſenbahnen nicht möglich ö 
ſein würde. Es werden ihnen daher innerhalb zwei Jahren nach 


Beendigung des Bundesbetriebs Darlehen von der Bundesregierung N 
gewährt, die mit 6 % zu verzinſen find, Anträge auf Bewilligung 
eines ſolchen Darlehns ſind an das Bundesverkehrsamt zu richten, 


das prüft, ob ſie für die von den Eiſenbahnen angegebenen Zwecke | E 


notwendig find und welche Sicherheit. die Eiſenbahnen zur Rück⸗ 


zahlung dieſer Darlehen, die innerhalb fünf Jahren erfolgen muß, 
ſtellen können. Das Bundesverkehrsamt kann ſich bei feinen Unter⸗ 


ſuchungen der Hülfe des Federal Reserve Board bedienen. Dm 
Bundesſchatzſekretär wird ein Dispoſitionsfonds von 300 Mill. Doll. 
überwieſen, aus dem dieſe Darlehen gewährt werden können. . 
Alle während des Bundesbetriebes entſtandenen, noch ſchwebenden Se 
Rechtsſtreitigkeiten ſind in dem Stande, in en fie ſich befinden, zur 
Erledigung zu bringen. a 
Dieſe Beſtimmungen, deren weſentlicher Inhalt hier nur een 


gegeben iſt, ſind den Eiſenbahnen durchweg günſtig und erleichtern | 


ihnen die RER in ar alten Verhältniſſe, por allem werden fie. 
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der finanziellen Sorgen enthoben und ſie können mit Ruhe an die 
Wiederherſtellung des Zuſtandes vor dem Kriege herangehen. 

Der dritte Abſchnitt iſt ein neues Geſetz über die Schlichtung 
von Streitigkeiten zwiſchen den Eiſenbahnen einer⸗ 
ſeits und ihren Arbeitern und Unterbeamten anderer⸗ 
ſeits!. Der Grundgedanke dieſes Geſetzes iſt, daß die Eiſenbahnen 
und ihr Perſonal verpflichtet ſind, in allen Streitigkeiten, die Ver⸗ 
kehrsſtörungen zur Folge haben können, zunächſt eine Beilegung 
durch neu errichtete Schlichtungsämter zu verſuchen. Es ſind dies 
wei, zunächſt Arbeiterſchlichtun gsäm ter (Railway boards 


of labor adjustment), deren eine ganze Anzahl durch 
Vereinbarungen zwiſchen den Frachtführern und ihren Angeſtellten 


gebildet werden können. Über und neben dieſen ſteht als höhere 
Inſtanz ein Eiſenbahnarbeitsamt (Railroad labor 


board). Dieſes iſt eine ſtändige Zentralbehörde von neun Mit⸗ 


gliedern, deren je drei von den Frachtführern, den Angeſtellten und 
dem Präſidenten der Vereinigten Staaten ernannt werden. Die 
Mitglieder beziehen ein Gehalt von 10 000 Doll., der Sekretär ein 
ſolches von 5000 Doll. Das Amt hat ſeinen Sitz in Chicago, kann 
aber auch an anderen Orten. der Vereinigten Staaten tagen. Die 
Beſtimmungen des Geſetzes über die Zuſtändigkeiten dieſer beiden 


Amter, ihr Verhältnis zueinander und das Verfahren ſind ziemlich 
unklar, ebenſo iſt es kaum möglich, ſich ein Bild davon zu machen, 


wie ſich der Geſetzgeber das Fortbeſtehen der früheren, auf dem⸗ 
ſelben Gebiet ſich bewegenden Geſetze neben den neuen gedacht hat. 
Es rührt dies meiſt wohl daher, daß eine Reihe der neuen Beſtim⸗ 
mungen durch Kompromiſſe zwiſchen den verſchiedenen, dem Kongreß 
vorliegenden, Anträgen entſtanden ſind, bei denen auf die frühere Ge⸗ 
ſetzgebung nicht Rückſicht genommen iſt. In dem unten angezogenen 
Aufſatz werden Beiſpiele davon angeführt, auf die ich hier verweiſe. 
Nur eine Beſtimmung möchte ich herausheben. Senator Cummins 
hatte in ſeinem Entwurf eine Beſtimmung folgenden Inhalts vor⸗ 
geſchlagen: Bildung eines Ausſchuſſes für Löhne und Arbeits⸗ 
bedingungen zur Beilegung von Streitigkeiten zwiſchen der Eiſenbahn 
und ihrem Perſonal, Berufung an das (von Cummins) vorgeſchlagene 


1 Vgl. hierzu Röhling, Die Beilegung der Arbeitsſtreitigkeiten zwiſchen 
den Eiſenbahnen und ihrem Perſonal nach dem Transportgeſetz vom 28. Februar 


1920. Archiv für Eiſenbahnweſen, 1920, S. 775 ff. Dem Aufſatz iſt eine A | 


ſetzung des Abſchnittes III des Geſetzes ee 
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Bundesbeförderungsamt! (transportation board) im’ Falle der 
Nichtannahme des Schiedsſpruchs. Die Entſcheidung dieſes Bundes⸗ 
amtes iſt endgültig, Ausſtände und Ausſperrungen ſind 
verboten. Cummins hatte ſich dabei an die von Wilſon in der 
Botſchaft vom 29. Auguſt 1916 vertretene Auffaſſung angeſchloſſen. 
In einer Rede im Senat legte er dieſer Beſtimmung ganz beſonderen 

Wert bei, er wollte obligatoriſche Schiedsrichter. „Ich. 

ſpreche nicht nur im eigenen Namen,“ fo ſagte er, „[ondern 
im Namen der großen Mehrheit des Senatsausſchuſſes, 
wenn ich feierlich erkläre, daß es unſere aufrichtige 
volle Überzeugung iſt, daß die Ziviliſation von 
Amerika, ich hätte beinahe geſagt die Ziviliſation 
der ganzen Welt, nicht aufrecht zu erhalten iſt, nicht 
weiterbeſtehen kann, wenn es der organifierten Ge⸗ 
ſellſchaft nicht glückt, Mittel zu finden zur Erhaltung 


von Frieden und Ordnung in der Induſtrie.“ Trotz 


einer ſo warmen Befürwortung hat der Kongreß ſich nicht ent⸗ 
ſchließen können, die Entſcheidung ſeines Bundesarbeitsamts für 
unanfechtbar zu erklären. Es heißt vielmehr in § 313 des Geſetzes, 
daß im Falle der Nichtbeachtung einer Entſcheidung des Bundes⸗ 


arbeitsamtes dieſes aus eigenem Antrieb nach Anhören der Parteien 


beſtimmen kann, ob ſeiner Meinung nach eine Zuwiderhandlung 

vorliegt, und daß es dieſe Entſcheidung nach ſeinem Ermeſſen ver⸗ 
öffentlichen kann. Der engliſche Text lautet: (The Labor Board 
may) „determine, whether in its opinion such violation has 

occurred and make public its decision in such manner as 
it may determine.“ Mit anderen Worten, man hofft auf eine 
moraliſche Wirkung ſolcher Schiedsſprüche. Es muß ſich zeigen, ob 
eine ſolche Erwartung nicht, wie ſo viele, zuſchanden wird. 


Eine wichtige Beſtimmung enthält auch der § 312, wonach die | 


während des Bundesbetriebs von den Frachtführern an ihre Arbeiter 
und Unterbeamten gezahlten Löhne und Gehälter bis zum 1. Sep 
tember 1920 nicht herabgeſetzt werden dürfen. Dies entſpricht der 
oben erwähnten zugunſten der Eiſenbahnen getroffenen Be⸗ 
ſtimmung über Beibehaltung der während des Bundes betriebs er⸗ 
W Preiſe und Gebühren. | 


1 Vgl. darüber 1 S. 162. 
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Der Abſchnitt IV, vielleicht der wichtigſte des ganzen Geſetes, 
iſt eine umfaſſende Novelle zu dem Bundesverkehrsgeſetz vom 4. Fe⸗ 


bruar 1887. Er enthält 41, zum Teil recht umfangreiche Para⸗ 


graphen, durch die Beftimmungen des Urgeſetzes und ſeiner Novellen | 


| geändert und. neue Zuſütze beigefügt werden. 
Jch beſchränke mich hier darauf, die wichtigſten Beſtimmungen⸗ 


dieſer Novelle, ſoweit durch ſie die entſprechenden bisherigen Be⸗ f 
ſtimmungen ergänzt oder abgeändert werden, zu erläutern. Die 


5 Grundlage des Geſetzes vom 4. Februar 1887 iſt auch durch dieſe 
Novelle nicht geändert, ebenſo ſind die früher von mir beſprochenen 


beſonders wichtigen Beſtimmungen unverändert beſtehen geblieben. 
Gleichwohl wäre es vorzuziehen geweſen, wenn der Geſetzgeber ſich 


entſchloſſen hätte, das ganze Geſetz umzuarbeiten und damit ein ein⸗ 
heitliches, klares, leichter verſtändliches Geſetz zu ſchaffen. 


1. Die vielleicht wichtigſte neue Beſtimmung iſt die um 
geſtaltung des § 5 des Geſetzes, der kurz Antipooling Clause ge⸗ - 
nannt wird. Das Verbot erfolgte ſeinerzeit, weil man beſorgte, 
daß durch die Pools die Monopolſtellung der Eiſenbahnen neu 


gekräftigt werde. Ich kann hier auf die Gründe für und gegen 


ſolche Befürchtungen, auf die Umgehung der Beſtimmung, auf. N 


die eigenartige Rechtſprechung der Bundesgerichte nicht näher ein⸗ 


gehen, ſo anziehend eine Darſtellung dieſer eigenartigen Vorgänge 


u 
.. 
- 


jein würde. Durch den neuen, $ 5 lerſter Abſatz) iſt nun zwar das 


Verbot aufrecht erhalten, es wird aber dann ſofort wieder auf:; 
gehoben, denn das Bundes verkehrsamt kann, wenn es ſich 


davon überzeugt, daß durch ſolche Vereinigungen 
der Verkehr verbeſſert wird, daß ſie geeignet ſind, 


die 8 zu vermindern, uns ‚ner I mel 2. 


1 Das Bumdesbertehrtant hat ſich der Banfenäwerten Mühe nterggge: | 8 ö 


das Bundesverkehrsgeſetz in ſeiner jetzigen Faſſung unter Beifügung aller auf 
den zwiſchenſtaatlichen Verkehr bezüglichen anderen Bundesgeſetze neu zu 


veröffentlichen. Der Titel dieſes Bandes, der einſchließlich eines vortrefflichen 5 


. alphabetijchen Inhaltsverzeichniſſes 282 Seiten ſtark iſt, lautet: The: Interstate 
Commerce Act, including text of related sections of (different Aéts). 
Published by the Interstate Commerce Commission.. Revised to April 1, 


1920. Washington. Governement printing office 1920: Eine deutſchee 


Überjegung des Bundesverkehrsgeſetzes wird im . für . 
2 e 1921 ONE! werden. 
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bewerb dadurch nicht eingeſchränkt Did: air Antrag Eu 


ſolche Vereinigungen zulaſſen. Unter denſelben Voraus⸗ 
ſetzungen kann auch der Erwerb und die Erweiterung des Kontroll⸗ 
rechtes einer Eiſenbahn gegenüber einer anderen geſtattet werden. 

Iſt ſchon hierdurch das Verbot der pools ſo gut wie beſeitigt 
— denn ſolche Fälle der Unſchädlichkeit werden ſich ſtets begründen 


laſſen —, jo ſoll nach den weiteren Beſtimmungen das ganze Eiſen⸗ zu 


bahnamt des amerikaniſchen Feſtlandes ſo umgebildet werden, daß 


es aus einer Reihe organiſch geſtalteter und in ſich geſchloſſener, ein: 
heitlich verwalteter Netze beſteht, die, wenn man ſie vielleicht auch „ 
nicht als pools bezeichnen kann, doch die größte Ahnlichkeit mit 
dieſen haben. Das Bundesverkehrsamt fol nämlich nach § 5 (4) des 


Geſetzes „einen Plan für die Teilung des geſamten Eiſenbahnnetzes 


des Feſtlandes der Vereinigten Staaten in eine beſchränkte Anzahl 


organiſch gebildeter, in ſich zuſammengeſchloſſener Gruppen aufſtellen. 


Dabei iſt der Wettbewerb (zwiſchen dieſen Gruppen?) und die Ver- 


kehrsleitung, ſoweit angängig, beizubehalten. Die Gruppen ſind ſo 


zuſammenzulegen, daß die Beförderungskoſten wie zwiſchen Wett 


bewerbslinien und mit Rückſicht auf den tatſächlichen Wert der 
einzelnen Strecken, auf denen die Beförderung erfolgt, tunlichſt die⸗ 


ſelben ſind, ſo daß dieſe Gruppen einheitliche Tarife einführen und 
bei tüchtiger Verwaltung im weſentlichen dieſelben Erträge für die 


einzelnen Strecken herauswirtſchaften können“. Die Entwürfe ſolcher 
Umbildungspläne ſind den Gouverneuren der beteiligten Staaten 
einzureichen, öffentlich aufzulegen und nach Prüfung der Bedenken 
endgültig feſtzuſtellen. — Es iſt ferner den Eifenbahnen unbenommen, 


ſich ſelbſt über Bildung ſolcher Gruppen zu verſtändigen, die der | 


a Prüfung und Genehmigung des Bundesverkehrsamts unterliegen. FZ 


Die Aktien und Obligationen der beteiligten Bahnen ſind nach dem 
Nennwert in die Gemeinſchaft einzubringen. 


Dies iſt der weſentliche Inhalt des jetzigen 8 5. Senator . 


Cummins wollte ihn anders geftalten. Sein Antrag ſchrieb zunächſt 


| ‚die Anzahl (20 bis höchſtens 35) der zu bildenden Gruppen vor 


und beſtimmte ferner eine Friſt von ſieben Jahren, innerhalb derer 
die Eiſenbahnen ſich über die Gruppenbildung zu verſtändigen hätten, 
widrigenfalls dieſe zwangsweiſe durch die oberſte Bundesbehörde 


durchgeführt werde. — Von ſolchen Beſchränkungen ſieht das Geſetz | 


ab, es wird auch keine Zeit beftimmt, innerhalb der eine fo ge: 
waltige Neuerung abgeſchloſſen fein fol. ee 
Die za des neuen 8 5 N e eine ENTE Die 
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Zerſplitterung des Eiſenbahnnetzes, das Durcheinander der ver⸗ 


ſchiedenen Eigentümern gehörigen Linien iſt einer der größten 
Mängel, ein nahezu unüberwindliches Hindernis für die Aufſtellung 
geſunder Tarife und zweckmäßiger Beförderungsverhältniſſe. Die 


Erfolge des Staatsbetriebes während des Krieges ſind hauptſächlich 


dem Umſtande zu verdanken, daß ſich der Generaldirektor über alle 
dieſe Hinderniſſe hinwegſetzte und damit eine einheitliche Betriebs— 
führung möglich machte. Aber dem Bundesverkehrsamt wird eine 
ganz außerordentlich ſchwierige, ich möchte beinahe jagen unlösliche 
Aufgabe mit der Aufſtellung eines ſolchen Umbildungsplanes über⸗ 
tragen. Die einzelnen Bahnen müſſen auseinandergeriſſen und 
wieder mit anderen zuſammengelegt werden, wobei gewaltige Inter⸗ 
eſſengegenſätze und die ſchwierigſten Finanzfragen auszugleichen find. 
Wie man ſich „die Aufrechterhaltung des Wettbewerbs“ dabei denkt, 
iſt mir ganz unklar. Ebenſo wird es kaum möglich ſein, die Wünſche 


von Handel, Gewerbe und Landwirtſchaft gleichmäßig zu berückſich⸗ 
tigen und ſo zu befriedigen, daß alle Teile einigermaßen einverſtanden 


ſind. Wenn überall der gute Wille herrſcht und dem Amt hilfreich 
zur Seite geſtanden wird, ſo kann man vielleicht über die Schwierig⸗ 
keiten, wenigſtens über die größten Schwierigkeiten hinwegkommen. 
Aber iſt darauf zu rechnen? Unter ſolchen Umſtänden war es viel⸗ 
leicht ganz verſtändig, von einer Frift für die Durchführung der 

Neuerung abzuſehen, freilich auf die Gefahr hin, daß ſie ſchließlich 
ad calendas Graecas verſchoben wird, und daß dieſer Kernpunkt 


der Reform unausgeführt bleibt. Cummins hat auch auf dieſe Reform 


(the charter of the new system, wie er ſich ausdrückt) den größten 


Wert gelegt. 


2. Die zweite wichtige und grundſätzliche Frage, mit der die 


f Novelle vom 28. Februar 1920 ſich beſchäftigt, iſt die Tariffrage. 


Wir haben oben geſehen!, wie ſchon die beiden früheren Novellen dem 
Bundesverkehrsamt die Befugnis gegeben haben, unter Umſtänden die 
Höhe der Tarife auf Grund von Beſchwerden ſelbſt feſtzuſtellen. 
Dieſe Befugnis iſt nun weſentlich erweitert worden. Man kann 
wohl ſagen, daß die Tarifhoheit, ſowohl was die Form als was 
die Höhe der Tarife im zwiſchenſtaatlichen Verkehr betrifft, von den 


Einzelſtaaten auf den Bund übergegangen und daß dieſem ſogar 


ein gewiſſer Einfluß auf die Geſtaltung binnenſtaatlicher 
Tarife eingeräumt iſt. Es handelt ſich hier um Anderungen der 


1 Bgl. S. 127, 128. 5 re; 
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88 4, 13, 15 und 16 und den neuen § 15 a. Auf Beſchwerde von 
ji Privatperſonen, Körperſchaften oder öffentlichen Anſtalten und Bes 
hörden kann jetzt das Bundesamt Tarife, Gebühren, Güterklaſſifika⸗ 
tion, alles, was mit den Eiſenbahnpreiſen zuſammenhängt, ſelbſtändig 
feſtſetzen. Sind die Bahnen hiermit nicht einverſtanden, jo hat das 
Amt eine Unterſuchung anzuſtellen und kann beſtimmen, daß die 
Tarife einſtweilen nicht in Kraft treten. Die Unterſuchung muß in 
120 Tagen abgeſchloſſen ſein, welche Friſt um 20 Tage verlängert 
werden kann. Nach ihrem Ablauf treten die vom Bundesamt feſt— 
geſetzten Tarife unbedingt in Geltung. Die vielumſtrittene Long 
and short haul clause! des § 4, von der ſchon nach den Novellen 
von 1910 Ausnahmen geſtattet werden konnten, iſt dahin geändert, 
daß bei Herabſetzung der Friſt für die längere Strecke der Frachtſatz 
ſo zu bemeſſen iſt, daß der Eiſenbahn aus dem Beförderungsgeſchäft 
Gewinn zufließt. Ferner wird beſtimmt, daß, wenn bei Wettbewerbs⸗ 
linien die Frachtſätze für die längere (Umweg⸗) Strecke nach der 
Fracht für kürzere Strecke reguliert wird, dieſe Ermäßigungen auf 
die zwiſchenliegenden Stationen der Umwegſtrecke keine Anwendung 
findet. | 
9 Auch über die ſchwierige Frage des Widerſtreits zwiſchen den 
% zwiſchenſtaatlichen und dem binnenſtagatlichen Tarifen iſt 
Entſcheidung getroffen. Es liegt die Möglichkeit vor, und es iſt 
latſächlich wiederholt vorgekommen, daß Tarife für den zwiſchen⸗ 
Staatlichen Verkehr in der Weiſe von konkurrierenden Eiſenbahnen 
Auunterboten werden, daß fie für die Binnenverkehre billigere Tarife 
eerheben, die bei Umkartierung an der Grenze zuſammengeſchloſſen 
werden und zuſammengerechnet billiger ſind, als die direkten zwiſchen⸗ 
| ſtaatlichen Tarife. Da das Bundesamt nur für den zwiſchenſtaatlichen 
Verkehr zuſtändig iſt, ſo konnte es derartige Wettbewerbstarife nicht 
verhindern. Durch die Novelle von 1920 iſt nun beſtimmt, daß 
Beſchwerden über ſolche Tarife beim Bundesverkehrsamt erhoben 
werden können. Erweiſen ſich dieſe als begründet, ſo ſtellt das 
Bundesamt auch die binnenſtaatlichen, in Frage kommenden 
Tarife feſt, die bindend ſind und auch von den Regierungen und 
Aufſichtsbehörden des Einzelſtaates anerkannt werden müſſen. Zus 
widerhandlungen gegen dieſe, wie gegen alle Übertretungen der Be⸗ 
ſtimmungen werden mit hohen Geldbußen oder auch Gefängnis be= 
ſtraft. Ob dieſe Beſtimmung verfaſſungsmäßig iſt — nach der 
* 
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Verfaſſung erſtreckt ſich die Zuſtändigkeit des Bundes, wie wir ge⸗ 
1 Bgl. S. 126, 130, 131. 
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ſehen haben, nur auf den zwiſchenſtaatlichen Verkehr 


darüber kann man meines Erachtens mindeſtens zweifelhaft ſein. 
Ich habe nicht feſtſtellen können, ob dieſe Frage in dem Kongreß 
überhaupt aufgeworfen iſt und aus welchen Gründen man ſich über 
dieſes Bedenken hinweggeſetzt hat. Vielleicht ſehen wir hier den 
erſten Schritt zu einer einheitlichen Ordnung der Eiſenbahntarife | 
für den geſamten, auch binnenſtaatlichen Verkehr. | | 
| Nach dem Bundesverkehrsgeſetz ſollen die Tarife „just and rea- 8 


| sonable“ „gerecht und billig fein. Das iſt ein allgemeiner, unn 


beſtimmter Begriff, mit deſſen näherer Feſtſetzung man ſich ſeit Jahr⸗ 
zehnten in der Literatur und der Rechtſprechung der Vereinigten 
Staaten abquält. Die gemeine Meinung geht in den Vereinigten 
Staaten dahin, daß die Tarife ſo bemeſſen ſein müſſen, daß die 
Reinerträge der Eiſenbahnen im richtigen Verhältnis zu dem Werte 


Der Eiſenbahnen ſtehen. Um das beurteilen zu können, ift zunächſt 


der wirkliche Wert des Eiſenbahnbeſitzes feſtzuſtellen, und wir haben 
oben geſehen, daß das Bundesverkehrsamt durch die als 8 19 a in 
das Geſetz aufgenommene Novelle vom 1. März 1913 mit einer 
Unterſuchung dieſes Werts beauftragt worden iſt. Dieſe Unter⸗ 
ſuchung ſchwebt noch. In der neuen Novelle iſt ausdrücklich beſtimmt, 
daß dieſer Auftrag des Amts aufrechterhalten bleibt. Aber die 
Novelle von 1920 hat den allgemeinen Grundſatz über die richtige 
Bemeſſung der Tarife dahin formuliert, daß ſolche Tarife als Just 
and reasonable gelten, „bei denen die Eiſenbahnen unter ehrlichem, 
ſachgemäßem und wirtſchaftlichem Betrieb und bei vernünftigen Aus⸗ 


gaben für die Unterhaltung des Oberbaues, der baulichen Anlagen 


und der. Betriebsmittel ein jährliches Reineinkommen haben, durch 
das das Anlagekapital angemeſſen verzinſt wird“. Weiterhin iſt 


aber im $ 15 a beftimmt, daß ein augemeſſener Reinertrag ein ſolcher 


von 51/2 %% und zwar zunächſt für zwei Jahre, vom 1. März 1920 
ab gerechnet, iſt. Überſteigt der Reinertrag dieſen Betrag um ½ %, 
ſo iſt der Mehrertrag zur Verbeſſerung des Bahnkörpers und der 
Betriebsmittel zu verwenden. Wenn von mehreren zu einer Gruppe 
vereinigten Eiſenbahnen die eine mehr, die andere weniger als 5½ 

verdienen, jo find die Einnahmen ſo zu verteilen, daß auf jede Bahn 
5½ %% kommen. Werden nun mehr als 6% verdient, ſo iſt aus 


der einen Hälfte dieſes Mehrertrages ein Reſervefonds der Eiſenbahnn 


zu bilden, die andere 1 ‚an das Bundesverkehrsamt abzuliefern, 
das daraus einen, dem Bunde gehörigen, allgemeinen Reſervefonds 
bildet (eine General Railroad contingent. fund). Dieſer wird 
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verwendet zu Beihilfen aller Art (Barzuſchüſſen, Darlehen, Abgabe | 


von Betriebsmitteln u. dgl.) an minder ertragreiche Bahnen. Der - 
Reſervefonds hat die Bedeutung eines Dispoſitionsfonds. Überſteigt 
der Reſervefonds der Eiſenbahnen 5 % ihres Anlagekapitals, fo 


Füönnen die Eiſenbahnen über weitere Überſchüſſe nach ihrem pflicht: 


mäßigen Ermeſſen verfügen. | 
Das iſt ein ſtarker Eingriff in. die finanzielle Selbſtändigkeit 


deer Eiſenbahnen, den ſich dieſe vermutlich in der Annahme gefallen | 


laſſen, daß für abſehbare Zeit ein höherer Reinertrag als 6 / nicht | 


erwartet werden kann. Denn es handelt ſich nicht etwa um Zahlung 


einer Dividende auf das Aktienkapital, pon der mit keinem Wort ge⸗ 
ſprochen wird, ſondern um ein „fair return of the aggregate value 


of the property“, d. h. um angemeſſene Erträge aus dem geſamten 


Anlagekapital, das, wie bei unſeren Privatbahnen, auch in Amerika 
aus Aktien und Obligationen (bonds) zuſammengeſetzt iſt, deren 


letztere einen Zinsfuß von 3, 4, 4½ % uſw. haben, was bei Bemeſſung 


der Durchſchnittserträge des ganzen Anlagekapitals ſtark ins Gewicht 


fällt. „Die Beſtimmung iſt auch zunächſt nur für zwei Jahre erlaſſen. 


3. Einen weit bedeutſameren Eingriff in die finanzielle Selb: 
ſtändigkeit bildet der neue § 20 a, deſſen Zweck es iſt, der ſogenannten 
Verwäſſerung des Anlagekapitals, d. h. der künſtlichen Erhöhung 
der Anlagekapitals durch Ausgabe neuer Aktien oder Obligationen 
ohne ſachlichen Grund, wirkſam entgegenzutreten. Um dieſen viel⸗ 
beklagten Mißbrauch zu verhüten, iſt es 120 Tage nach dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes dem Frachtführer verboten, ohne vorherige 


Genehmigung des Bundesverkehrsamts neue Aktien oder Obliga⸗ 
tionen auszugeben, oder ſonſtige dauernden Verpflichtungen einzugehen. 
„Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Wechſel mit einer Umlaufs⸗ 


zeit bis zu zwei Jahren. In dem Antrag an das Bundesamt iſt 
der Zweck der Neuausgaben anzugeben und zu begründen, und das 
Bundesamt hat die Angaben des Frachtführers auf ihre Richtigkeit 


= zu prüfen und hiernach die für den angegebenen Zweck notwendigen 


1 


Beträge feſtzuſtellen, auch deren ſachgemäße Verwendung zu über⸗ 
wachen. Dieſer neue $ 20 a iſt jo allgemein gehalten, daß er ſich 


auf das ganze zukünftige Finanzgebaren der Eiſenbahn der Ver⸗ 


einiglen Staaten erſtreckt, das ſomit unter eine ſcharfe Bundes⸗ 
kontrolle genommen wird. Ob er ſich auch auf die im 5 210 des 
Geſetzes vom 28. Februar 1920 behandelten Darlehen bezieht !, 


8 Siehe S. 15¹ ff. 


5 s notlers Jahrbuch XLV-1. u i 11 
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iſt nicht ausgeſprochen. Da dieſe Darlehen nur für eine, ie Abergangs⸗ 
zeit gewährt werden und ihre Höhe und Notwendigkeit, ſowie ihre 


Verwendung beſonders vom Bundesverkehrsamt geprüft werden 


ſollen, fo liegt eine unbedingte Notwendigkeit, ſie unter den § 20 


zu ſtellen, wohl nicht vor. Werte, die ohne Genehmigung des Bundes⸗ 


amts ausgegeben werden, find nichtig, Frachtführer, die ſolche aus: 
geben, verfallen in eine Geldſtrafe von 1000 bis 10 000 Doll. 
oder eine Gefängnisſtrafe von einem bis drei Jahren oder in beide 1 
. Strafen. ai 
Im Zuſammenhang mit dieſer Beſtimmung ſteht die weitere; b 
daß nach dem 31. Dezember 1921 kein Direktor oder anderer An⸗ 
geſtellter einer Eiſenbahn bei mehr als einem Unternehmen tätig 
fein, auch keinerlei Vergütung dafür annehmen darf, daß er Kredit- 
geſchäfte des Unternehmens vermittelt. Auch gegen Ubertretung Bat = 
„Beſtimmung find hohe Strafen vorgeſehen. Er 
Die drei hier eingehend betrachteten grundſätzlichen Beſtimmungen Fe: 

find von größter Tragweite und kennzeichnen die ganze Tendenz. der 
neuen Novelle. Eine große Anzahl anderer Verbeſſerungen, beſonders =) 
auch über die, Verſchärfung und Ausdehnung der Kontrolle über die 
Tarife und die Rechnungsführung, die Erhöhung der Strafen, 
Anderungen des Verfahrens uſw. würde hier. zu weit führen, zumdll 
ſie ungemein kaſuiſtiſch gehalten und ohne grundſätzliche Bedeutung 


ſind. Der Geſchäftskreis des Bundesverkehrsamts iſt durch die ihm 


neu übertragenen Befugniſſe ſo erweitert, daß die Zahl feiner Mit 
glieder nunmehr auf elf erhöht worden iſt. Auch iſt das Amt er⸗ 
mächtigt, Abteilungen von je drei Mitgliedern zu bilden, die an 
beliebigen Orten tätig ſein und ſelbſtändig Entſcheidungen treffen „ 
können. Senator Cummins hatte beantragt, die neuen Befugniſſe = 
einer neu zu errichtenden Bundesbehörde, einem Railway transpor- > 
tation Board zu übertragen, das neben dem Bundesverkehrdamt 5 


beſtehen ſolle. Der Kongreß hat — wie mir ſcheint mit Recht 


vorgezogen, es bei der einen bewährten Behörde zu belaffen, eren. 
8 dann BEN erhöht werden an „ 


i 


eg dene e wir uns den Gang der Entwiclung er Eier- 
bahnpolitik der Vereinigten Staaten in den letzten zehn Jahren, ſo - 

ſehen wir, daß der Gedanke, die Eiſenbahnen für den Bund zu er⸗ 
werben und das Privatbahnſyſtem durch das Staatsbahnſyſtem zu 
| erſetzen, vorerſt wenigſtens ganz zurückgeſtellt iſt. »Dieſer Gedanke 
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iſt ſchon lange vor 15 hier betrachteten Periode von tele Seiten, g 
beſonders auch von Lehrern der Staatswirtſchaft als ein wirkſames 


Heilmittel der vielen Gebrechen der Eiſenbahnwirtſchaft empfohlen 
worden. Er iſt während des letzten Jahrzehntes von der. Arbeiter⸗ 
ſchaft aus allgemein ſozialen Gründen aufgegriffen und aus denn 
Reden des Präſidenten Wilſon vor ſeiner Präſidentſchaft, aus ſeinem 


Verhalten nach Eintritt der Vereinigten Staaten in den Weltkrieg 


kann man wohl ſchließen, daß auch er die Verſtaatlichung als Ziel 1 


= feiner. Eiſenbahnpolitik ins Auge gefaßt hat. Die Sozialiſierungs⸗. 
pläne der Arbeiter, deren Niederſchlag wir in der Plumb-Bill kennen. = 
gelernt haben, haben viel Staub aufgewirbelt, aber weder in der 


öffentlichen Meinung noch im Kongreß durchdringen können. Die 


hinterhältige und zweideutige Polltik Wilfons, der, je nachdem es in 


1 5 : feinem Intereſſe liegt, einmal als Gegner, dann wieder als Freund . 


der mächtigen Privatbahnen fpricht und handelt, hat kläglichen 


Schiffbruch gelitten. Der letzte, durch feinen Schwiegerſohn Me. Adoo 


zu Ende des Jahres 1918 unternommene Vorſtoß iſt vom Kongreß 


mit Verachtung. zurückgewieſen, man hat über die Verlängerung des 1 


Staatsbahnbetriebs auf fünf Jahre nicht einmal geſprochen. Dieſer 
charnkterloſe Heuchler hat auch auf e Gebiet jeden Kredit ein⸗ 
gebüßt. 5 | 
| N Ich habe | ſeit Jahren die Anſicht e daß das ER 


„ Bindernis für die Einführung des Staatsbahnſyſtems in den Ver⸗ 


eeinigten Staaten die Beamtenfrage iſt. Solange die civil service 
reform nicht durchgeführt und die Befegung aller Beamtenſtellen. 


durch Fachmänner unabhängig von ihrer politiſchen Stellung ſicher⸗ m 


. geſtellt iſt, ſcheint mir eine wirkſame Staatsbahnpolitik ausgeſchloſſen. 
„Das hat ſich auch bei dem zweijährigen Verſuch eines Staats⸗ 


m betriebs gezeigt. Dieſe Frage iſt bei den neuen Erörterungen kaum 8 — 


3 geſtreift worden. Bi 
B Dalaas Privaätbahnſyſtem iſt alſo grund ablich beſtehen ge⸗ 
| "blieben, aber — und das ift vom wiſſenſchaftlichen und wirtſchaft⸗ 


lichen. Standpunkt aus ein unleugbarer Fortſchritt — der Einfluß 2 


des Staates, vorerſt des Bundes auf die Geſchäftsführung und 


die Finanzverwaltung der Privatbahnen iſt weſentlich geſtärkt worden. wi 
Die Tarife, die Rechnungsführung der Privatbahnen ſind unter ſcharfe 1 


a Aufſicht genommen, und. es find zum erſtenmal. Maßregeln durch Geſetz 5 
feſtgeſtellt worden, die der planloſen Finanzwirtſchaft ernſtlich zu 


Leibe gehen. Alle dieſe Beſtimmungen beziehen ſich aber nur auf 


den w i N N en . aat li ch en 5 die Rechte der . 
11* 
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gegenüber den Eiſenbahnen ſind durch die neuen Geſetze nur in einer 
einzelnen Tariffrage berührt worden. Das einheitliche Bundes⸗ 
recht kann alſo immer noch durch das vielgeſtaltete Recht der Einzel⸗ 
ſtaaten durchkreuzt werden. Auf dieſes Bedenken iſt aber vielleicht 
kein allzu großer Wert zu legen, weil faſt alle größeren Eiſenbahnen 
das Gebiet mehrerer Staaten durchſchneiden, alſo dem zwiſchen⸗ 


ſtaatlichen Verkehr dienen. Die eine Tarifbeſtimmung weiſt aber, 


wie ich oben ſchon bemerkt habe, darauf hin, daß die Tendenz dahin 
geht, auch den binnenſtaatlichen Verkehr der Bundesaufſicht zu unter⸗ 
werfen. 

Die neuen Tarifbeſtimmungen ind To, daß die Eisenbahnen, 
ſchon um den unerquicklichen, ununterbrochenen Verhandlungen 


darüber zu entgehen und um des lieben Friedens willen ſich ihnen ö 


unterworfen haben, zumal ihnen erhebliche Erhöhungen der Tarife 


geſtattet ſind. Die bitterſte Pille für ſie, für die ſie wohl beſonders 


Herrn Wilſon zu danken haben, iſt der Eingriff in ihre Finanzhoheit, 
eine Pille, die dadurch verſüßt iſt, daß ihnen ihre finanziellen Sorgen 


wenigſtens vorerſt durch den Bund abgenommen ſind. Überdies 
werden wohl noch manche Jahre dahingehen, bis die Unterſuchung 
des Bundesamts über den wirklichen Wert des Eiſenbahnbeſitzes 


beendigt und dieſer feſtgeſtellt iſt. 


Die ſchwierigſte, jetzt zu löſende Frage bleibt die Umgruppierung 5 
des ganzen rieſigen Eiſenbahnnetzes des feſtländiſchen Amerikas. 
Hierauf habe ich oben ſchon hingewieſen. Wenn es dem Bundes⸗ 


verkehrsamt gelingt, dieſer Schwierigkeiten Herr zu werden, die 
Senator Cummins, der unermüdliche Vorkämpfer der Eiſenbahn⸗ 


reform, wie oben geſagt, als den Mittelpunkt, das Herz der Reform 


bezeichnet hat, ſo würde es ſeinen bisherigen Verdienſten ein neues 
Ruhmesblatt hinzufügen. Aber gerade hier, ſo beſorge ich, werden 
die auf ihre Macht eiferſüchtigen Eiſenbahnkönige den Hebel anſetzen, 
Rum die neuen Beſtimmungen möglichſt unſchädlich zu machen. Diele 
gewaltigen Finanzmächte werden es ſich ſchwerlich auf die Dauer 
gefallen laſſen, daß ſie nach dem erſten Rezept Wilſons auseinander⸗ 
geriſſen werden. Und ihre Mittel und Wege, Zuſtände wieder herbei⸗ 


zuführen, die auch für ſie erträglich . ſind noc ange a 


erſchöpft. 
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Die Bri üſſ eler internationale Finanz- 
konferenz von 1920 


Von Walther Lotz 


o. e an der Aniverſität München 
| Gortſetzung) 


Inpaltsberzeichuis: Vorbemerkung S. 165. — I Das finanzielle Reform⸗ 


programm S. 171. — II. Kredit⸗ und Währungsreformprogramm S. 173.— 
III. Haddelsreformprogramm S. 178. — IV. Internationale Kredit⸗ 
R S. 179. 2 | 1 


Vorbemerkung 


in großer und wichtiger Teil der Brüſſeler Senden vom 
September und Oktober 1920 ſpielte ſich derart ab, daß nach⸗ 
einander die Delegierten der verſchiedenen Länder über den finan⸗ 


ziellen Zuſtand, die Währungsverhältniſſe und die Lage des aus⸗ 
wärtigen Handels Bericht erſtatteten!. Das Ergebnis dieſer in 

franzöſiſcher und engliſcher Sprache zugänglich gemachten Berichte 
über die einzelnen Länder iſt dann zuſammengefaßt worden in einem 


unter Mitarbeit verſchiedener Sachverſtändiger vom Generalſekretariat 


8 des Völkerbundes verfaßten Geſamtbericht'?. 


Man unterſchied in dieſer Geſamtüberſicht vier. N u 


Ländern: 


&) die europäiſchen Kriegführenden, ſoweit ic nicht ihr Gebiet 
von Grund aus verändert hat, 
b) die europäiſchen Kriegführenden mit radikaler Veränderung 
| des Gebiets und die neuentſtandenen europäiſchen Staaten, 
o) die neutral gebliebenen europäiſchen Länder, 
d) die außereuropäiſchen Länder. 
Für Gruppe a) (europäiſche am Krieg beteiligte Länder sine 


| grunbfägliche Anderung des bisherigen wirtſchaftlichen Charakters) 1 


on Inzwiſchen ſind im Buchhandel ſämtliche Veröffentlichungen der 1920er 


Brüſſeler internationalen Finanzkonferenz zugänglich gemacht und für 100 Fres. | 


von der Firma Vromant & Co., Imprimeurs - Editeurs, Brüssel, 3 Rue de 


la Chapelle, zu beziehen. Die Bände I-III — enthaltend den Bericht, das 


Stenogramm der Debatten und die Berichte der Delegierten — ſind bereits er⸗ 
ſchienen, der IV. und V. Band, welcher die Denkſchriften und Stakiſtiken mn 


u N enthält, ſoll nachfolgen. 


8 = au III 8 oben zitierten Veröffentlichungen, S. V ff. 
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ergibt ſich, daß das Defizit im Budget vorhertſcht, aus dem 
ſich nur England und einigermaßen Belgien bereits herausarbeiten. 
Die Ausgaben ſind geſtiegen durch die Aufwendungen für den Dienſt 
der Kriegsſchulden und die mit dem Krieg zuſammenhängenden 
Penſionslaſten, durch Demobiliſierungskoſten, durch finanzielle Opfer 
bei wohlfeiler Abgabe von aus dem Auslande eingekauften Lebens⸗ 
mitteln uſw. an das Volk, in beſtimmten Ländern durch Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung ſeit dem Waffenſtillſtand, durch Erhöhung der 


Perſonalausgaben der Verwaltungen einmal infolge der herrſchenden 

Teuerung, dann aber auch infolge Vermehrung der Beamten. Die 
Staatsbetriebe, insbeſondere Poſt und Eiſenbahnen, pflegen mit 
Verluſt zu arbeiten, man iſt allenthalben zu Tariferhöhungen ge- 
ſchritten, um dem entgegenzuwirken. Ob man damit Erfolg erzielt, 
iſt noch nicht abzuſehen; außer den erhöhten Perſonalausgaben ft: 
insbeſondere bei den Eiſenbahnen eine Urſache der ſchlechten Finanz 


lage, daß im Kriege das Material abgenutzt wurde und die Er⸗ 


neuerung ungeheuere Koſten verurſacht. Auffallend iſt, daß auch 
ſeit dem Waffenſtillſtand und Frieden die Rüſtungsausgaben überaus 
groß ſind. Bei Deutſchland erklärt ſich dies daraus, daß der Friedens 
- ‚vertrag zwang, an Stelle einer auf allgemeiner Dienſtpflicht be⸗ 
ruhenden Wehrverfaſſung eine Söldnerarmee zu ſchaffen, die bei a 


geringer Kopfzahl doch weit koſtſpieliger ift!. 


Eine korrekte Überſicht über die Frage, wieweit die bisher 1 
kriegführenden Staaten mit Defizit wirtſchaften, iſt jedoch nicht zzz 
geben, da unter Umſtänden die wiederkehrenden Ausgaben durch 
wiederkehrende Einnahmen nach den Voranſchlägen gedeckt find und 

es abzuwarten iſt, ob die Veranſchlagungen ſich zutreffend erweiſen. e 

Wo das Defizit nur im außerordentlichen Budget begegnet, = =; 


ordentliche aber glatt abſchließt, iſt die Lage nicht verzweifelt. 


kommt dann darauf an, welche Ausgaben ins außerordentliche Dube . 
aufgenommen find, und ob eine Deckung nicht wiederkehrender Aus 
guben in einer Weiſe möglich wird, daß nicht der Notenumlauf ge 
ſteigert wird, zum Beiſpiel durch fundierte Schulden oder durch 
ſchwebende * mit ion . und * Ver⸗ ER 
8 fallzeit „ 


1 er Der Hinweig auf die auch bei den Siegerſtaaten 8 immer en N 
N Rüſtungsausgaben und auf die Wirkungen der durch den Frieden erzwungenen 
— veränderten Wehrverfaſſung für Deutſchland fehlt in dem . 


1 . des Völkerbundes. 
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Die Verf chuldung der. am Kriege beteiligten Staaten | 


Völkerbundes — umgerechnet in amerikaniſche Dollars zur Friedens⸗ 
parität — von insgeſamt 17 Milliarden Dollars 1913 auf ungefähr 


155 Milliarden Dollars. geſtiegen, wobei hervorgehoben wird, daß. . 


überall, wo ſich⸗ die heimiſche Währung gegenüber dem Dollar ſtark 
entwertet hat, insbeſondere die auswärtige Schuld eine viel größere 


f 5 Belaſtung darſtellt, als aus dieſen Ziffern hervorgeht. Die am 


Kriege beteiligten Ententeſtaaten ſchulden 11 Milliarden Dollars | 
an die Vereinigten Staaten un 121 Millarden . Sterling an 
Großbritannien. N 


3 Wie groß fig. ſchließlich die Verpflichtungen in Golbwahrung | 


. en Fin: die Deckung. der Kosten ift uberwiegend der Weg der Auf, 5 es 


an andere Länder bei Deutſchland und anderen Mitteleuropaſtaaten N 
* belaufen würden, war bei der Unficherheit der Höhe der von 
Deutſchland -uſw. an bie. Entente au Be Summen nicht zu 
ſchätzen : | 


nahme Furzfriſtiger Schulden gewählt worden. 
Außer den Regierungen haben auch die Privatleute der am 
Krieg. beteiligten europäiſchen Staaten Schulden im Auslande in 5 
fremder Währung kontrahiert. 5 
Ein ſtarker Verkauf des früheren reichen Veſtandes an 19 


un, 


u Wertpapieren und ſonſtigen Auslandsforderungen ift ſeitens der i E j 
E = _ europäifchen - am Krieg beteiligten Länder erfolgt. Dabei find die 


Einbußen noch nicht inbegriffen, die Deutſchland durch Wegnahme 


5 - ſeiner geſchäftlichen Forderungen an Bürger der eee in⸗ 


folge des Friedensvertrages erleidet !. a 
Typiſch iſt für die am Krieg beteiligten europciſchen Staaten f 


1 eine enorme Verminderung ihres Goldvorrats und eine ver⸗ 


breitete Inflation infolge Zettelwirtſchaft. Zuerſt ſcheint es England 
In gelingen, ſeinen Zettelumlauf einzuſchränken. Den höchſten Zettel⸗ 


umlauf wieſen Ende 1919 Deutſchland mit 62 Milliarden Mark u 


und Frankreich mit 37 Milliarden Franken auf, doch ſcheint Frank⸗ 
reich des Übels ſchneller Herr zu werden als Deutſchland. Daß 
e a darunter leidet, u pe A 


„ 1 Ein Siuweis ar dieſe Einbußen Hrulſchlauds ans: auf die durch Ent- 2% 
ſchädigungspflicht Deutſchlands gegenüber ſeinen Staatsangehörigen herbeigeführte 1 


„enorme: Schuldvermehrung iſt in dem Geſamtbericht des e des 
Buülterbundes N ö 8 AR 


Europas iſt nach. einer Berechnung des Generalſekretariats des 
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der Entente Infolge des Friedensvertrags haften und ſich daher die 
Inanſpruchnahme eines gegen Kündigung geſicherten langfriſtigen 
Kredits zur Konſolidierung der ſchwebenden Schuld und zur Ver⸗ 


minderung des Zettelumlaufs äußerſt dornenvoll. erweiſt, erwähnt 


wie andere Deutſchlands Lage erſchwerende Umſtände der Geſamt⸗ 
bericht des Völkerbundes nicht. 


Die reicheren Länder Europas wieſen auch früher paſ ſi ive 
Handelsbilanzen auf. Dafür hatten ſie aus Schiffahrt, aus⸗ 
wärtigen Guthaben und Wertpapieren, Fremdenverkehr Mittel zur 
Abgleichung der Zahlungsverpflichtungen. An ſich war durch die 


Blockade im Krieg es den Mitteleuropaſtaaten mehr als den Entente⸗ 
ländern erſchwert, ihre Wareneinfuhr zu ſteigern. Nach dem Waffen⸗ 
ſtillſtand iſt überall, ſofern die Handelsſtatiſtik nicht trügen ſollte, 
infolge Warenknappheit ſtarke Mehreinfuhr zu bemerken. Scheinbar 


günſtigere Ziffern Deutſchlands für einige Monate 1920 erklären 


ſich aus Ungenauigkeiten der Wertberechnung in der Handelsſtatiſtik. 


Für Länder wie Deutſchland, denen durch den Friedensvertrag der 

Ausgleich aus Schiffahrt und Auslandszinſen weggenommen. wurde, 

ergeben ſich die größten Schwierigkeiten. 2 
In vielen der am Krieg beteiligten Staaten Europas hat man 


durch die Regierung die unerwünſchte Einfuhr zu beſchränken, die 


Ausfuhr zu kontrollieren verſucht, jedoch ohne der. palfiven Handels⸗ 


bilanz wirklich Herr zu werden. 


Gegenüber dem amerikaniſchen Dollar weiſen die Baluten 


der am Krieg beteiligten europäiſchen Länder ein Disagio auf, am 
wenigſten in England. | 
* 8 a * p | 
Für Gruppe b, zu der Deutſchöſterreich, Ungarn, die ſlawiſchen 
Nachfolgeſtaaten der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie, die ſlawiſchen 


Balkanländer und die ruſſiſchen Randſtaaten einſchließlich Polens 
ſowie Armenien gehören, iſt gemeinſam die Tatſache des Defizits 


der Budgets. Die Neuorganiſation der Staatseinnahmen iſt noch 


nicht abgeſchloſſen, zum Teil herrſchen noch Kriegszuſtände und dem 


entſprechend große Rüſtungsausgaben. Soweit es ſich um agrariſche 


| Überſchußgebiete handelt, iſt eine wirtſchaftliche und finanzielle Wieder⸗ 


geſundung von günſtigen Ernten in der Zukunft vielleicht zu er⸗ 


warten. Am vorteilhafteſten iſt die Lage der auch induſtriell ſtark = 
entwickelten An am troſtloſeſten die in | 


und Ungarns. 
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In dieſer Gruppe herrſcht nicht nur Zettelwirtſchaft 
ſchlimmſter Art, ſondern auch vielfach eine uneinheitliche Zettel⸗ 
wirtſchaft, da aus dem Krieg Zettel auswärtigen Urſprungs zurück⸗ 
geblieben ſind. Eine ſehr radikale Politik zur Bekämpfung dieſer 
Schwierigkeiten hat der wirtſchaftlich günſtigſt ſituierte unter dieſen 
Staaten, die Tſchechoſlowakei, unternommen. Hier iſt auch die 
Finanzlage leidlich. 


Die paſſive Handelsbilanz: it auch für dieſe Gruppe mei. ze 2 


* 4 ** 

In Gruppe o, die im Kriege neutral gebliebenen en 
Staaten umfaſſend, hat ſich die Laſt der Staatsausgaben ebenfalls 
geſteigert teils durch Rüſtungsausgaben im Krieg, teils durch Maß⸗ 
nahmen, welche mit der auch hier fühlbaren Teuerung zuſammen⸗ 
hängen: Steigerung des Perſonalaufwandes und Opfer für wohl⸗ 
feilere Volksverſorgung. Für Holland wird berichtet, daß eine 
Zwangsanleihe ſich nötig machte, im übrigen habe man dort an 
auswärtigen Kapitalanlagen, die früher ſehr beliebt waren, durch 


ä die Kriegsereigniſſe und die Kriegsnachwirkungen große Verluſte 


erlitten. Die Steuern mußten auch in den neutralen Ländern 
gewaltig geſteigert werden. 8 
Auswärtige Schulden ſpielen bei diefen Ländern keine nennens⸗ 


werte Rolle, wohl aber Forderungen an das übrige Europa. 


Der Gold vorrat der Neutralen hat ſich vergrößert. Eine 
Preisſteigewing iſt auch in dieſen Ländern bemerkbar, wenn er auch 
anderen Urſachen wie bei ben Kriegsteilnehmern zuzuſchreiben iſt. 
Der auswärtige Handel erlebte trotz der Lieferungen an 
kriegführende Länder bei den Neutralen im Kriege Schwierigkeiten 
infolge »der Blockade. Seitdem tritt angeſichts der Warenknappheit 


. eine beträchtliche Mehreinfuhr an Waren auf. 


Die Valuta pflegt hier weit günſtiger als in den am Krieg 
beteiligten Ländern zu ſtehen, gerade dieſer Umſtand aber lähmt die 
Ausfuhr nach den am Krieg beteiligten Ländern mit entwerteter 
. Bapiervaluta, fo daß auch dieſe Länder trotz der i im Krieg Rachen f 
Gewinne Grund zu Klagen haben. | 
| * R x 
Am günftigften ſtehen in Gruppe d die außereuropäiſchen 
Liaänder da. Außer Japan, bei dem die Einnahme an Schiffahrt 
einen unſichtbaren Ausfuhrpoſten darſtellt, pflegen ſie einen Ausfuhr⸗ 


BE den. m. _ 
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überſchuß aufzuweiſen. Sie haben reichlich Gold an fi gezogen, 


deine Preisſteigerung aus anderen Urſachen als in Europa macht 
ſich auch hier fühlbar. Die neue Welt ift nicht mehr überwiegend 


Schuldner Europas, ſondern Gläubiger geworden. Am ſtärkſten iſt 
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die Wandlung bei den Vereinigten Staaten. Aber auch fühe-.- 


amerikaniſche Staaten haben ihre Poſition verändert. Charakteriſtiſ ch 
iſt, daß Argentinien berichtet, man habe die auswärtige Schuld 


nicht nur durch Tilgung verringert, ſondern in hohem Maße argen⸗ 
tiniſche Werte zurückgekauft. Das einſtige Schuldnerland Argen⸗ 


tinien hat 200 Millionen Goldpiaſter zur Finanzierung der Ausfuhr 


an England und Frankreich Wage den wovon bereits einiges 
zurückbezahlt iſt. 


Die außereuropäiſ chen Länder haben güne Valutaverhöltniſſe 


wie die am Krieg beteiligten europäiſchen Länder. Außer den = 


m 


.. 


Vereinigten Staaten find vor allem die Japaner i in günftigſter Lage N 


übrigens iſt auch vielfach in außereurvpäiſchen Ländern die Steuer⸗ Be 
alaſt geftiegn. ae 


Die in Brüſſel im September und Oktober 1920 vorgelegten. 
Berichte über die finanzielle, valutariſche und kommerzielle Lage der 


verſchiedenen Länder liefern ein überaus wertvolles Material, deſſen 
Herbeiſchaffung vielleicht den dauernden Nutzen der Konferenz bilden 


wird. Man wollte aber nicht nur feſtſtellen, ſondern auch diskutieren 


und zu praktiſchen Ergebniſſen gelangen. Hierbei waren Erörte⸗ 
rungen über Abänderungen der Friedensverträge von vornherein 


ausgeſchloſſen. Ebenſo war den Delegierten nicht Vollmacht gegeben, 


ihre Regierungen durch Beſchlüſſe zu binden. Vielmehr konnten nur 
Empfehlungen von Maßregeln dem Völkerbund und den an der 


N 
* 


Konferenz beteiligten Regierungen ausgeſprochen werden, die als 


pPerſönliche Meinung der in Brüſſel anweſenden Fachleute * 
. Gewicht haben, als ihnen ſachlich zukommt. 


* 


- 


In der Vollverſammlung wurde nur einzelnes Prinzipiell wer 


8 E örtert, die Hauptarbeit wurde in Kommiſſionen geleiſtet; die 
fe Konimiſſionen legten Berichte und Reſolutionen vor, die Vorschläge 


—. 


> \ 


wurden durchweg einſtimmig angenommen. Um die Einſtimmigkeit E — 


zu erreichen, mußten fi die Vorſchläge auf ziemlich — Se, 
Dinge beſchränken. Trotzdem ſind ſie nicht bedeutungslos, wenn | 
a: nu era überall guter Wille Nö — machen . a ey 


zur wohlfeilen Verſorgung. des Volkes mit Lebensmitteln uw. u 
ALl.ͤiſten, durch Tariferhöhungen das Defizit in ſtaatlichen Unter⸗ 5 
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Das finanzielle — N 
In der ee hatte am 26. September vormittags 


ee — der engliſche Vizepräſident Brand, einer der Unterzeichner des Haager 


Memorandums, Grundgedanken zur finanziellen Sanierung der 


beteiligten Länder entwickelt, die in folgendem gipfelten: Eine . 
. finanzielle Beſſerung ſei nicht möglich ohne Beſſerung der wirt⸗ N 


ſchaftlichen Verhältniſſe. Der Krieg habe eine rieſige Kapitalzerſtörung 


bedeutet. Wirtſchaftliche Hauptbedürfniſſe ſeien: Kapital und - 
ee Stabilität” der Wechſelkurſe. Zuerſt müßten die Staatsbudgets ins 5 
7 "2 Gleichgewicht gebracht werden. Hierfür erforderlich ſei Abſtand?z 

nahme von weiteren Schuldaufnahmen der Staaten und Einſchränkung . 


der Staatsausgaben, eine ergiebige, aber erträgliche Beſteuerung. 
e Man müſſe davon Abſtand nehmen, aus Staatsmitteln Zuſchüſſe 


nehmungen befeitigen, die Rüſtungsausgaben einſchränken, vor allem 


nicht fortfahren, die ſchwebende Schuld bei Notenbanken zu dis⸗ 
bLeaontieren, und ſchleunigſt die Inflation abbauen. Auf planmäßige 
Schuldentilgung müſſe hingearbeitet werden. Ausgaben für un⸗ 
Produktive Erwerbsloſenfürſorge müßten verſchwinden, die Aus⸗ 
dehnung der Staatstätigkeit müſſe aufhören. Einige politiſche 
Schwierigkeiten dieſes Programmes ſeien zuzugeben. Die Hera . 
ſetzung der Rüſtungsausgaben ſetze internationales Zuſammenwirken 
voraus. Einige der Forderungen Brands würden auf 5 
5 der Sozialiften ftoßen. / 8 
ae Eine Konſolidierung der schwebenden Schulden ſei Bedürfnis. j Zn 
ne Bedenklich ſeien gewaltſame Methoden der Finanzpolitik wie große 
reelle Vermögensabgaben, Zwangsanleihen uſw., die die Kapital⸗ 5 
bildung erſchwerten. | 


Bei ihm wie bei vielen Rednern aus angelſächſiſchen Ländern | 


8 5 . übrigens auch ähnlich in der Denkſchrift des Schweden Caſſel, 
die eine beſondere Betrachtung verdienen würde — begegnet im 


übrigen die Anſchauung, daß eine Politik hoher Diskontſätze eine 


1 Bedingung der Geſundung Europas ſei. Außerdem ſei wirklicher 
dauernder Friede und Zuſammenarbeiten der bisher Verfeindeten N 
Br unumgänglich nötig, wobei Brand auf die verſöhnliche Politik Englands en 
u ‚gegenüber den beſiegten Buren Südafrikas und deren Erfolge hinwies. 
. In der Vollverſammlung wandte ſich hieran anſchließend der | 
a, Seigijge ner DEIN. gegen die et einer großen reellen 
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Vermögensabgabe, unter Hervorhebung ber Vorzüge der Erbſchafts⸗ 


ſteuer. Bei ſeiner Behauptung, daß eine reelle Vermögensabgabe 


nirgends verwirklicht ſei, ſchien ihm das deutſche Reichsnotopfer 
nicht bekannt zu ſein, da er bloß auf den Wehrbeitrag als eine nur 
nominelle Vermögensſteuer exemplifizierte. 


Den Brandſchen Ideen ſchloß ſich der Engländer Lord Chalmers 


an. Einer Nation, die ſich auf Zettelwirtſchaft zur Deckung der 


laufenden Ausgaben verlaſſe, ſei nicht zu helfen. Alle Nationen 


müßten hart arbeiten, beſcheiden leben und ſparen. 


| Intereſſant war in der Vollverſammlung noch eine Rede des 
franzöſiſchen Delegierten Avenol, der berichtete, daß in Frankreich 
eineinhalb Millionen Hektar verwüſtetes Gebiet wieder in Kultur gebracht 


und daß im Eifenbahnneg die Kriegs ſchäden im weſentlichen beſeitigt 
ſeien. Die dringende Nachfrage nach ausländiſchem Getreide in 
Frankreich habe weſentlich nachgelaſſen. Man habe Kredit in 
Frankreich zu beſchaffen vermocht durch Unterbringung verzinslicher 
Schatzbons bei den kleinen Sparern und ohne Steigerung des Zettel⸗ 
umlaufs. Überhaupt iſt ja die Inanſpruchnahme der Bank von 


Frankreich durch den Staat im allgemeinen mit Zurückhaltung erfolgt. 
Daß die deutſchen Delegierten aus dieſen für Frankreich erfreulichen 
Feſtſtellungen mit Rückſicht auf Frankreichs fortwährende Wieder⸗ 
gutmachungsanſprüche in den Brüſſeler Diskuſſionen Folgerungen 


zogen, war durch bereits erwähnte Umſtände ausgeſchloſſen. Doch 


dürften dieſe Außerungen ſpäter für unſere Unterhändler nicht ohne 


Wert ſein. 


Am 7. Oktober erſtattete. an Stelle des erkranken e Brand 
Lord Chalmers der Vollverſammlung im Namen der Finanzreform 


kommiſſion Bericht. Drei Viertel der vertretehen Völker und elf 
Zwölftel der europäiſchen Staaten ſeien in der Lage, für das 
laufende Jahr mit einem Defizit zu rechnen. Durchſchnittlich machten 


die Rüſtungsausgaben noch 20% aller Ausgaben aus. Überall 
gewahre man ſoziale Forderungen. Bei der herrſchenden Inflation 


drohten weitere Mehrausgaben. Man empfahl in den Reſolutionen: 
Die öffentliche Meinung müſſe überall darüber aufgeklärt werden, 


daß eine wirkſame ſoziale Reformpolitik, welche die Welt fordere, 
ohne Geſundung der Staatsfinanzen nicht erreichbar ſei. Dringendſtes 


Bedürfnis ſei eine Einſchränkung der Ausgaben; ſonſt drohe neue 


Zunahme des Zettelumlaufs und der Warenverteuerung ſowie Ver⸗ 


ſchlechterung und Unſicherheit der Wechſelkurſe. Deckung der 


ö Ausgaben einſchließlich des Schulddienſtes durch wieder⸗ 


„ C ˙—ͤ- em. m Fa ̃ ̃ ᷣw Add, 
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kehrende Einnahmen, Einſchränkung der Rüſtungsausgaben, Verzicht 
auf alle unproduktiven Staatsausgaben und Einſchränkung auch der 


produktiven Staatsausgaben ſei eine unabweisliche Forderung. 
Die Regierungen müßten aufhören, durch Zuſchüſſe ihren Völkern 
den Bezug von Brot und Kohlen zu verbilligen und an Erwerbsloſe 


Unterſtützung, welche demoraliſiere, zu gewähren. Die Tarife der 


Poſt und der Eiſenbahnen müßten ſo erhöht werden, daß das Defizit 
ſchwinde. Genüge all dies nicht, ſo müſſe die Beſteuerung ſoweit 


geſteigert werden, daß ein Gleichgewicht im Budget erzielt wird. 
Individuell habe jedes Land zu entſcheiden, ob es hiefür indirekte 


oder direkte Steuern, eventuell auch zur Schuldabbürdung eine reelle 
Vermögensſteuer für richtig erachte. 

Der Kredit dürfe nur für außerordentliche Ausgaben ee, 
werden, z. B. für Wiederherſtellung verwüſteter Gebiete. In der 


Wahl der Kreditbeſchaffungstechnik müſſe darauf geſehen werden, 


nur wirkliche Erſparniſſe heranzuziehen. Im übrigen ſei in der 
Kredittechnik die dringendſte Aufgabe, ſchwebende Schulden in fundierte 
du verwandeln. Dies komme auch für die auswärtige Verſchuldung 
in Betracht. 


Praktiſch beſonders wertvoll war ſchließlich noch eine Anregung, 


welche den Regierungen empfohlen hat, daß das Sekretariat des 
Völkerbundes zu einer permanenten Sammelſtelle von Material für 
Finanzſtatiſtik und finanzielle Geſetzgebung entwickelt werde und 


der Öffentlichkeit dieſes Material in weiteſtem Maße zugänglich | | 


machen ſolle. 


Erwähnt ſei noch, daß über den Gedanken einer reellen Ver⸗ | 


mögensſteuer, den Delacroix zurückgewieſen hatte, in der Voll⸗ 

verſammlung ſich eine Diskuſſion entwickelt hatte, bei der verſchiedene 

Nationen zu Wort kamen und insbeſondere der Vertreter der Schweiz, 

von Haller, warnte, dieſe Probleme nur vom e Stand⸗ 
punkt aus zu betrachten. 8 


| ea Kredit. und Wäprungsreformprogramm. 


| Ehe die Kommiſſtonsberatungen über Kredit⸗ und Währungs⸗ 


| fragen begannen, entwickelte der Niederländer Dr. Viſſering in der 
Vollverſammlung am 29. September vormittags einen Plan, der 
anregende Gedanken eines kenntnisreichen Fachmanns enthielt, aller⸗ 


dings aber zu praktiſchen Konſequenzen nicht geführt hat. Vor dem N 
Kriege habe man in Gold gerechnet, wenn auch eine Menge Erſatz⸗ 
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der Geldverfaſſungen. In letzterer Hinſicht komme es ebenſo auf eine 


hängige Notenbank in jedem Lande, SUCH, dem Br SE = 
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mittel für Gold im Umlaufe Deren Be Das Gold d habe 
jedenfalls die Aufgabe gehabt, den Spitzenausgleich im interne Hior kalen 
Zahlungsverkehr zu ermöglichen. Im Kriege ſei die Golde in öfung 
der Forderungen weggefallen, die Goldausfuhr von den verſchied enften 5 
Ländern verboten worden. Eine Preisſteigerung habe allentha 155 5 
eingeſetzt. Verurſacht ſei ſie 1. durch dringliche Nachfrage der 2 
Kriegsverwaltungen nach Kriegsmaterial; 2. durch Warenknapph eit Er $ 
und Verminderung der Produktion, Wegnahme vieler Arbeitskre üfte — 
durch den Kriegsdienſt, Störungen des internationalen Austau che⸗ N 
3. durch eine Vermehrung der Zahlungsmittel, die über den edar 15 
auch bei ſteigenden Warenpreiſen hinausging und zwar in Ge talt 
von Banknoten, Staatsnoten und Gemeindenotgeld. An ſich ſei 5 
zwar der Bedarf an Zahlungsmitteln geſtiegen durch Zahlungen an 8 
die Krieger und deren Angehörige, ſtärkere Ausbildung prompter 
Regulierung'ſtatt Kreditgewährung, Aufſpeichern von Zahlungsmitteln. ar 
Aber infolge der übermäßigen Vermehrung der Zahlungsmittel ſei 
die Kaufkraft des Gelds geſunken, wenn auch im Inlande nicht Te 2 ee 
ſtark als gegenüber dem Ausland. Lohn- und Gehaltserhöhungen 
ſeien eingetreten, aber der Erfolg ſei enttäuſchend, ſofern die Inflation 15 
nicht beſeitigt werde. Außer den Wirkungen der Selboerfafinng sel | 
der Wegfall der Getreideausfuhr aus Rußland und Rumänien eine - 
Urſache der Preisſteigerung. Streiks, kürzere Arbeitszeit, vermindert 
Produktion machten es begreiflich, daß die Staatseingriffe ni na, 
lichen Niederhaltung der Preiſe das Übel nicht an der Wurzel faßten. 


Notwendig ſei ebenſo eine Vermehrung der Produktion wie eine Neforr 85 = 


>> 


Verminderung des Zettelumlaufs (Deflation) wie auf eine Befeſtigung 3 
der Wechſelkurſe (Stabilifation) an. Die Deflation erreiche man nicht e 
mit den alten Mitteln der Diskontpolitik, denn die Erhöhung des 8 5 
Diskontſatzes nütze nicht ſchon im Sinne einer Verminderung des 
Zettelumlaufs. Wirkſam könne nur fein, die ſtaatlichen und gemeind⸗ = 
lichen Schulden zu tilgen, und eine Rationierung des Kredits unter 
Leitung der Zentralnotenbanken. Was die Stabiliſation der Wechſel⸗ —— 
kurſe anlange, ſo ſei eine Devalvation ein ungeeignetes Mittel und | 
wegen der aus dem Friedensvertrag folgenden Golbverpfichtungen 
unwirkſam. Hierin betont Viſſering einen Geſichtspunkt, der in den = 
ſchon erwähnten Gutachten von Caſſel vielleicht nicht genügend ger | 
würdigt worden war. Die frühere Goldbaſis müſſe wieder gewonnen = 
werden. Das Reformprogramm Viſſerings fordert 1. eine ue 
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Staats Widerſtand leiſten könne; 2. ein Syſtem der Parallelwährung 5 8 
nach dem Muſter Chinas. Für internationale Beziehungen kämen in | 
Gold einlösliche Zahlungs verſprechungen der neuen Zentralbank in 
Betracht, daneben im Inlande das bisherige entwertete Papiergeld 
als Kurantgeld von wechſelndem Kurſe und ohne feſten Umrechnungs⸗ 
kurs gegenüber den auf Gold lautenden Zahlungsverſprechungen. 
Es ſei unmöglich, einen feſten Kurs in Gold dieſen Zetteln beizulegen. 
Merkwürdigerweiſe wird dabei von Viſſering auf die Amſterdamer 
und Hamburger Bank hingewieſen, obwohl dieſe Banken keinerlei 
| eigenes Kreditgeſchäft trieben, die von Viſſering projektierte Bank 
. aber eine Rationierung des Kredites durchführen ſoll. Es iſt ferner 
\ nicht: erſichtlich, wie bei dieſem Syſtem die Wirkungen der Geld⸗ 
„ entwertung von den Arbeitern und kleinen Leuten, die ſich nicht des 
international geſicherten Zahlungsmittels, ſondern des entwerteten 


— 
* 


5 und im Kurſe ſchwankendene Kuräntgeldes bedienen müßten, ab 


gewendet werden könnten. Er ſtellt feſt, daß, die Goldverteilung n 
. dem Kriege ſich zugunſten der Neutralen, der Vereinigten Staaten 
und Japans geändert habe. Den Vereinigten Staaten ſeien im 
Krieg große Goldmengen zugeſtrömt, ſo daß ſie mehr als 4 Milliarden 
Dollar. Gold, etwa vier Neuntel des Goldvorrates der Welt, beſäßen. a 
Nur Britiſch⸗ ⸗Indien, Japan, Argentinien, Chile hätten noch beſſeren 
Valutaſtand als die Vereinigten Staaten. Der Welt fehle es an der 
| Möglichkeit, nach Amerika. für Bezüge von Waren zu remittieren. 
Es beſtehe die ernite. Gefahr, daß für Amerikas eurdpäiſche Kunden 


7 


Jaus breite. I 
An der Diskuſſion über das Projekt Viſſering in der Voll⸗ . 
5 verfammlung. nahmen verſchiedene Delegierte teil, unter anderen 
„auch. der deutſche Vertreter Urbig. Die in Kreiſen der Hochfinanz 
in England verbreiteten Anſchauungen entwickelte Lord Cullen. Er 
betonte, daß neben Banknoten auch die Verfügung durch Scheck. 
ber Bankguthaben zur Inflation beitragen könne. Die Preisſteigerung 
N dürfe überhaupt nicht zu ſehr der Zettelinflation- zur Laſt geſchrieben 


* 


4. 
* 


et: 


j werden, denn auch in Gold gemeſſen ſeien die Preiſe am Weltmarkt 

ne hoch. Wie Brund ſprach er ſich gegen Ausdehnung der Staats⸗ 
(lätigkeit aus, insbeſondere die Zettelausgabe müſſe überall der 
direkken Einwirkung des Staates entzogen werden. Als Hauptmittel 
„. zum Preisabbau und zur. Herbeiführung der „Deflation“ empfahl er, 
— wie dies auch der Schwede Caſſel in ſeinem Gutachten getan hatte, 
5 Erhohung. der * Dies werde die Spekulation eindämmen. 


1 
4 
N 


das -Dafein eine Hölle werde und N bei ihnen der Volſchewismus Ze 
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Daß die angelſächſiſchen Delegierten in erſter Linie für hohe Diskont 
ſätze eintraten, dürfte ſich übrigens zunächſt daraus erklären, daß 
man bereits in England und Amerika die erſten Anzeichen des in 
der Welt eintretenden Preisfalles erkannte, und daß anſcheinend in 
England der kaufmänniſche Wechſel in den Bankportefeuilles eine 
größere Rolle ſpielt als im heutigen Deutſchland. Hier iſt es wichtiger, 

den im Kontokorrent belaſteten Zins als den Diskontſatz heran⸗ 
zuziehen, denn ſeitdem ſich die prompte Regulierung ſo ſtark ent⸗ 
wickelt hat, iſt der Beſtand der Notenbanken an Handelswechſeln des 
Inlandes unerheblich geworden und in erſter Linie kommt dann der 
Diskontſatz faſt nur gegenüber ſtaatlichen Schatzſcheinen zur Anwendung. 
Bei dringender Finanznot wird aber das Reich als Kreditnehmer 
nicht durch hohen Diskont abgeſchreckt — um ſo weniger, da ihm der 
Diskontgewinn durch Beteiligung am Reichsbankerträgnis wieder 


zufließt. Die Induſtriellen aber bezahlen trotz des niedrigen Diskont⸗ 


ſatzes gegenwärtig in Deutſchland dem Vernehmen nach einſchließlich 
Proviſionen an Kontokorrentzinſen für Bankvorſchüſſe vielfach 9% . 

Daß dagegen in Ländern mit beträchtlichem Trattenumlauf ein hoher 
Diskontſatz zu rechtzeitiger Einſchränkung der Hauſſeſpekulation bei⸗ 
tragen kann, iſt einleuchtend und ſchwebt bei der Forderung höherer 
Diskontraten offenbar vor. Man redete alſo eigentlich in dieſer Sache 
aneinander vorbei. Künſtliche Regulierung des Wechſelkurſes und 
ein Hinarbeiten auf internationale Zahlungsmittel erſchienen Lord 
Cullen verwerflich. Im ganzen ſind Viſſerings Pläne nicht beſonderer 
Zuſtimmung begegnet, ſo hohe Achtung auch dem Fachmann wegen 
ſeiner unleugbar feinen, aber komplizierten Ideen entgegengebracht 

werden mußte. In dem Bericht über die Verhandlungen der Kom: 
miſſion, welche ſich mit Kreditfragen und Währung beſchäftigte, 


führte Viſſering als Vorſitzender dieſer Kommiſſion aus, daß zum 


Umlaufe an Zahlungsmitteln außer geſetzlichen Zahlungsmitteln auch 
alle mobiliſierten Bankguthaben zu rechnen ſeien. Die Inflation beſtehe 


darin, daß im Krieg zuſätzliche Kaufkraft ohne Vermehrung der Sach⸗ 


güter eingetreten ſei. Die Kommiſſion empfahl gegenüber der In⸗ 


flation eine Reihe Abhilfsmittel, den Beſchlüſſen wurden wie den Vor⸗ 


ſchlägen der übrigen Kommiſſionen von der Vollverſammlung ein⸗ 
ſtimmig zugeſtimmt. Da die Vermehrung des Zettelumlaufs und 
der mobiliſierten Bankguthaben ſich dadurch vollziehe, daß die Re⸗ 


gierungen Schatzſcheine bei der Zentralnotenbank zur Deckung ihres 


Bedarfes diskontieren, ſo ſei zunächſt Geſundung der Finanzen, in⸗ 
dem die Regierungen ihre Ausgaben nach den Einnahmen regeln, 
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die Vorbedingung der Geſundung der Valuta. Die Beneke, | . ve 


banken müßten politiſchen Beeinfluſſungen entzogen werden. Die 


Staaten und Gemeinden müßten aufhören, ſchwebende Schulden zuuu 


machen und die bisherigen Schulden konſolidieren oder zurückzahlen; 
letzteres könne natürlich erſt allmählich erfolgen. Solange nicht eine 
wünſchenswerte Diskonterhöhung durchzuſetzen ſei — und für die | 
Diskonthöhe gebe es in der Tat nicht eine allgemein gültige Regel —, 


i — müſſe die Kreditgewährung jedenfalls auf wirklich wirtſchaftliche De 


3ddecke beſchränkt werden. Die Produktion müſſe geſteigert werden. 
Um dies zu erreichen, müſſe dem internationalen Warenaustauſch 8 
die größte Freiheit gewährt werden. Im Bericht kommt nicht zum 


Ausdruck, daß für verſchiedene Länder die Möglichkeit, am freien : 
ee Austausch im Welthandel gleichberechtigt teilzunehmen, durch Be⸗ 


. ſtimmungen beeinträchtigt wird, deren Beſeitigung nicht in ihrer m. 


Macht allein liegt. So hatte China in ſeinem Bericht geklagt, daß 
durch die europäiſchen Mächte ſeine Zollpolitik in veralteter Weiſe 

| feſtgelegt ſei. So hätte Deutſchland, wenn es in der Sache zn 
CE Wort gekommen wäre, klagen können, daß durch den Berjailler. - 
Frieden ihm zwar die Verpflichtung zur Gewährung von Meifte | 
begünſtigung auferlegt iſt, aber ohne Zuſicherung der Gegenſeitigkeit. 
| Nach einer Mahnung, die öffentliche Meinung über die Not⸗ 
wendigkeit der Vermeidung überflüffiger Ausgaben aufzuklären, empfahl 
die Konmmiſſion Rückkehr zur Goldwährung, jedoch mit dem Zuſatzʒ, 
daß es vergeblich ſei, eine Relation zwiſchen Gold und den augen? 

blicklich entwerteten Währungen zu fixieren. Nächſte Aufgabe ſei 
vielmehr, allmählich und mit größter Vorſicht auf eine Deflation 


g 5 hinzuwirken, ſonſt drohe eine Umwertung der Werte, die Hande 


und Kredit aufs äußerſte bedrohe. Von Verſuchen einer Stabili⸗ 


1 ſierung des Goldwertes verſpreche man ſich wenig, ebenſo wenig von 


5 N einer internationalen Münzeinheit oder einer internationalen Rech⸗ 
„ nungseinheit. Gegenüber ſolchen Plänen hatte bereits der Schwede 


= Caſſel in feinem Gutachten darauf hingewieſen, daß ſehr wohl 


= Valutadifferenzen bei Münzgemeinſchaft nach den Erfahrungen. des 
llateiniſchen und des ſkandinaviſchen Münzbundes möglich ſind. Die 


Kommiſſion billigt es ferner nicht, ausländiſche Inhaber von Bank⸗ 
= noten oder Bankguthaben anders als inländiſche zu behandeln. N 
Mündlich wurde hinzugefügt, daß dieſer Grundſatz nicht verhindern 


ſolle, daß Depots in ausländiſchen Münzen reſpektiert werden. Über⸗ | 


all ſei eine Zentraliſterung des Notenbankweſens anzustreben. Die 


künſtliche Reglementierung des R welche . immer 
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* 8 
vielfach feſtgeſtellt wurde, ſei abzulehnen, da ſie den Zweck des 3er 
feftigung der Wechſelkurſe verfehle und die natürlichen ae, 
hindere, wirkſam zu werden. Eine Kommiſſion ſolle geſchaffen 
werden, um ſtatiſtiſche Daten zu ſammeln und das Studium dez 
Valutafragen zu fördern. | 


III. Handelsrefdrmprogramm 


In der Vollverſammlung vom 30. September vormittags ent 
wickelte der belgiſche Miniſter de Wouters d'Oplinter eine Reihe 
intereſſanter Gedanken. Seit dem Kriege ſeien in Südamerika neue 
Induſtrien entſtanden, bisherige Induſtrien erſtarkt. Die Vereinigten | 
Staaten von Amerika hätten neue Märkte erobert. Ihre Waren 
ausfuhr ſei von 2 auf 4,8 Milliarden Dollars von 1914 bis 1919/20 
geſtiegen, ihre Einfuhr von 2300 auf 1200 Millionen Dollars ge 
ſunken. Auch die Ausfuhr Japans und Chinas ſei geſtiegen. Ruß⸗ 
land fehle auf dem Weltmarkt. Europa habe Mangel an Rohſtoffen 
und Lebensmitteln. Seit Ende des Krieges ſei der Verbrauch, aber 
nicht entſprechend die Produktion Europas geſtiegen; die europäiſchen 
Handelsbilanzen wieſen ſeit dem Frieden Mehreinfuhr auf. ks 
herrſche Unzufriedenheit der Arbeiter. Die europäiſche Valutanot 
erſchwere die Verſorgung und führe zu Ausfuhr mit vermindertem 
Gewinn. Abgeſehen von Amerika begegnen überall ſtaatliche Ein 
griffe in den auswärtigen Handel. In der Übergangszeit ſeit 
Friedensſchluß werde noch immer eine Differenzierung der Preiſe 
im inländiſchen und ausländiſchen Verkehr aufrechterhalten. Die 
Tonnage der Seeſchiffahrt ſei bereits wieder dank Englands und 
der Vereinigten Staaten Schiffsbauten größer als 1914. Die Neu⸗ 
tralen hätten große Fortſchritte gemacht. Aufgabe der am Krieg be⸗ 
teiligten Länder ſei es, in Produktion und Handel den Vorſprung 
einzuholen, den andere Länder gewonnen hätten. Hierzu müßten 
die Nationen zuſammenwirken. In der Diskuſſion in der Voll⸗ 
verſammlung ſprachen ſich, hieran anknüpfend, ein Vertreter Englands 
und Italiens für den Freihandel aus, während ein Vertreter Indiens, 
der den Aufſchwung dieſes Landes im Kriege nicht genügend fand, 
für induſtriellen Schutzzoll eintrat. Ein Spanier trat für Be⸗ 
ſeitigung der ſtaatlichen Handelsreglementierung, jedoch unter Ein? 
ſchränkungen im Falle der Nahrungsmittelverſorgung, ein. Gegenüber 1 
denen, die auf Japans Aufſchwung hinwieſen, betonte der japaniſche 
Delegierte Kengo Mori, daß der belgiſche Miniſter Japans Lage 
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zu optimiſtiſch beurteilt habe. Die Zeit billiger Lebenshaltung und 
billiger Arbeit ſei in Japan n der Aufſchwung ſei viel⸗ 
leicht bloß vorübergehend. | 

Namens der Kommiſſion, die unter ſeinem Vorſitz dieſe Fragen a 
zu ſtudieren hatte, ſchlug der belgiſche Miniſter de Wouters d'Oplinter 
der Vollverſammlung eine Reihe von Beſchlüſſen vor, die auch ein⸗ 
ſtimmige Annahme fanden. Man erwarte vom Völkerbund, daß er 
auf dauernden Frieden und Sicherheit der Länder im Innern hin⸗ 
arbeite. Es ſei zu wünſchen, daß die im Kriege eingeführten Handels⸗ 
beſchränkungen und die Praxis, verſchiedene Preiſe für Inland und 


Ausland zu fordern, ſchwinden. Man würde es ferner mit großer. | 


Freude begrüßen, wenn der Völkerbund Wege fände, um den Ländern, 
welche der Rohſtoffe zu ihrer Wiedererholung bedürfen, zeitweilige 


kaufmänniſche Kredite zu deren Erlangung zu verſchaffen. Endlich 


wird auf die Wichtigkeit der Wiederinſtandſetzung des Verkehrs⸗ 
weſens der Welt und insbeſondere der vom au berührten Gebiete 
e | 3 


IV. Internationale | Kreditbeſchaffung 


Von der öffentlichen Meinung war die Brüſſeler Konferenz 
vielfach in der Erwartung begrüßt worden, es werde den kredit⸗ 
bedürftigen Ländern eine Unterſtützung durch eine große Aktion zu⸗ 
teil werden. Im Laufe der Debatten war auch wiederholt betont 
worden, daß eine Umwandlung der ſchwebenden in fundierte Schulden 
eine Vorbedingung der Zettelverminderung ſei. Der Aufnahme 
größerer feſter Anleihen aber ſtehen in Ländern, die im Krieg ihre 
Schuld ſehr geſteigert haben, Schwierigkeiten entgegen. So richteten 
ſich die Hoffnungen auf dieſe Zuſammenkunft von Finanzleuten und 
vielfach wurde den Kredithoffnungen in den Berichten der Delegierten 
über die finanzielle und . Lage N Länder Aus⸗ 

druck gegeben. 
| Der belgiſche Miniſter Delacroix hatte in einer Denkſchrift! 
den Kongreßteilnehmern ein Projekt zur Prüfung unterbreitet, welches 
darauf ausging, eine internationale Bank zu empfehlen, welche ver⸗ 
zinsliche Goldbons gegen Sicherſtellung den kreditbedürftigen Staaten 


als Darlehen aushändigen ſolle. Dieſe internationale Bank ſolle 


über die kreditnehmenden Staaten eine Finanzkontrolle ausüben. 
Die verzinslichen Bons dürfen nach der Idee des Projekts nur 


1 International financial Conference Paper No. XII, S. 8 ff. 
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zum Kauf von Waren aus dem Auslande, nicht zum Goldankauf N 
verwendet werden und werden von den Kaufleuten der Expor 5 n 
bei Privatbanken durch Begebung verwertet. Die Rohſtoffverſor gung 
der wegen ſchlechter Valuta nicht am Weltmarkt einkaufsfäh nen 
Länder werde jo ermöglicht werden, allerdings um den Preis de | 
Unterwerfung unter eine Finanzkontrolle. Gegenüber dieſem Pro⸗ en 
jekte war ein Bedenken, daß die Staaten als Käufer 010 = 
müßten. Im übrigen hing die Möglichkeit der Durchführung von > 
der Bereitwilligkeit ab, welche zur Geldbeſchaffung in Ländern m 1 5 
Kapitalreichtum entgegentreten würde. Die Aufmerkſamkeit der An⸗ x 
hänger dieſes wie anderer ebenfalls der Konferenz abe = 
Projekte der internationalen Kreditbeſchaffung war vor allem auf = 
die Vereinigten Staaten gerichtet. Schon vor dem Zuſammentreten . 
der Brüſſeler Konferenz hatten offizielle Perſönlichkeiten in England = 
und den Vereinigten Staaten ſich ſehr zurückhaltend in der Frage 
der Kreditgewährung an kapitalbedürftige Staaten geäußert. Auf 
der Brüſſeler Konferenz wirkte eine Rede, die der amerikaniſche 
Delegierte Boyden in der Vollverſammlung am 28. September nach⸗ 
mittags hielt, wie ein kalter Waſſerſtrahl. Er führte aus, daß die zw; 


nützen könne, wenn ſich die Einſicht verbreite, daß bei 20 Schilling 
Einkommen 20 ½ Schilling Ausgaben Unheil, 19½ Schilling Aus 
gaben Glück bedeute. Im übrigen werde man enttäuſcht fein, wenn 
man ein radikales Heilmittel für finanzielle und wirtſchaftliche Nöte 
von der Konferenz erwarte. Amerika habe für ſein Kapital dhe 
reichliche und lohnende Anlagegelegenheit und wenig Neigung, 
riskante Kapitalanlagen außer Landes zu wählen. Wenn Aae 
zur Kreditgewährung an Europa entſtehen ſolle, müſſe Amerika erſt 
überzeugt ſein, daß der Geiſt der Feindſeligkeiten unter den euro⸗ 
päiſchen Staaten ſchwinde; es ſei ein den Amerikaner befremdender | 
Kontraſt, innerhalb des rieſigen Gebietes in Nordamerika freien, = 

durch keine Zölle gehinderten Verkehr und dagegen in Europa gegen⸗ ; 
jeitige Abſperrung der einzelnen Länder durch Zollgrenzen innerhalb | 
des Kontinents zu gewahren. 8 

Stellen wir uns einmal einen Augenblick vor, 19 Europäer 

hätten hierauf mit Gründung eines Bundesſtaates „Vereinigte 
Staaten von Europa“ mit einheitlichem Zollgebiet antworten können. 
Der Amerikaner mußte wiſſen, daß dieſe Möglichkeit bei den jetzigen 
Zuſtänden, den Mängeln des Völkerbundes, endlich den eigenartigen TE 
Sa Englands als einer über Europa hinaus in der ganzen 
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we Welt verankerten Macht nicht verwirklicht wird, fo. wünſchenswert ER 
und geſund vielleicht der Gedanke erſcheinen mag, wenn man ernſt⸗ 
l llch an eine Wiedererhebung Europas aus ſeiner durch den Krieg 
geſchädigten Poſition denkt. Wie die Dinge lagen, bedeutete die = 
Riede des. Amerikaners eine Kreditverweigerung durch den zur Wieder. 
. aufrichtung der Welt befähigten Teil, ein désinteressement gegenn?n! 
ber den Weltnöten, eine Politik der zugeknöpften Taſchen. f 


Angeſichts deſſen haben die Verhandlungen und Beſchlüſſe über . 


8 internationale Kredite einen ſehr akademiſchen Charakter gehabt, 

da zur Kreditbeſchaffung immer eine ſehr weſentliche. Vorausſetzung 

das Vorhandenſein eines zum Darleihen geneigten Kapitaliſten iſ .. 
Man ging jedoch unverdroſſen und mit Gründlichkeit an die 
Behandlung der Frage. In der Vollverſammlung am 1. Oktober 
vormittags entwickelte der Franzoſe Cellier eine Reihe von Geſichts⸗ 
punkten, die allerdings ein ſehr beſcheidenes Programm enthielten. 
5 Kredit ſei nötig zur Konſolidierung der im Kriege entſtandenen | 


ſchwebenden Staatsſ chulden, zur Beſeitigung der Kriegsverwüſtungen, 


zum Ausbau der neuen Staaten. Es fehle der Ausgleich der 
Zahlungsbilanzen durch Goldverſendung. Das Projekt Delacroir 1 el 
habe den Nachteil, die Autonomie der Schuldnerländer ſehr ein? 
zuſchränken. Wichtig ſei der Grundgedanke, die Einfuhr durch 
Kredit zu finanzieren. Gegenwärtig ſei das eigentümliche Phänomen, 
daß die Gläubigerländer hohen, die Schuldnerländer niedrigen 
Diskont hätten. Dieſer Umſtand hindere das Einſtrömen kurzfriſtig 
Janzulegender Kapitalien in die Schuldnerländer. Für den lang 
fiiſtigen Kredit ſei größere Publizität, ferner eine gleichmäßige. Ge- 
ſetzgebung über Wertpapiere ein Bedürfnis. Vielleicht gelinge es 
dem Völkerbund, ſich der auswärtigen Gläubiger gegenüber in⸗ 
125 ſolventen Staaten anzunehmen. In 
In der Diskuſſion kam der Belgier Delacroir auf ſein Proſett 8 
| zurück. Der Rat, weniger zu konſumieren und mehr zu produziere, 
genüge nicht. Man müſſe kaufen können, wenn man die Produktion 
und die Warenausfuhr ſteigern wolle. Die kleinen Mittel zur Wechſelssn 
klursſtabiliſierung reichten nicht aus. Ein internationales Geldſyſtemm | 
iii nicht anzuſtreben. Kredite müßten beſchafft werden. Er empfehle „ 
et hiefür die kurzfriſtigen verzinslichen Staatsbons ſeines Projektes. 
Es war zu erwarten, daß die Bedenken gegenüber dem Projekt 2 
er Deläcroix bei der Konferenz überwogen. In der weiteren Verhandlung en 
trat der Niederländer Ter Meulen mit einer Variante des Projekts u 
- ka ee die ſchlleßlich Leak. W Er entwickelte am 
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2. Oktober vormittags in der Volverſammlung folgende Grund . 


gedanken: 
Die Verkäufer in den Rohſtoff exportierenden Ländern feien an 


Aufrechterhaltung und Ausdehnung ihres Exports lebhaft intereſſiert. 


Sie ſeien nicht mißtrauiſch gegenüber der Solvenz der Geſchäfts⸗ 


leute in den einfuhrbedürftigen Ländern, ſondern zweifelten, ob ſie 


in geſunder Währung bezahlt werden könnten. Es komme darauf 


an, Kreditgewährung an vertrauenswürdige Privatleute zu finanzieren. 


Kredit an Regierungen komme nur in Betracht, ſoweit die Handels⸗ 
gegenſtände in dem Einfuhrlande monopoliſiert oder nationalifiert- 


ſeien. Nötig ſei, daß in den einfuhrbedürftigen Ländern ein Reſervoir 
von Sicherheiten geſchaffen werde, aus welchem Kredite an Händler 


und fremde Exporteure entnommen werden könnten. Der Völker⸗ 


bund ſolle eine Zentralkommiſſion einſetzen, die den Kreditbedarf der 
kapitalbedürftigen Länder ermitteln und die dafür von dieſen Ländern 


zu leiſtenden Garantien prüfen und überwachen ſolle. Die Zentral⸗ 


feſtſetzen. Die Regierungen der einfuhrbedürftigen Länder ſollten 
verzinsliche fünf⸗ bis zehnjährige Schuldverſchreibungen zur Ver⸗ 


kommiſſion ſolle Höchſtſummen in Goldwert für die Importkredite 


fügung ſtellen. Für dieſe Bons, die in der Währung des Ausfuhr⸗ 


land ſelbſt verwaltet werden. Bei Gefährdung der verpfändeten 
Sicherheiten müſſe die Zentralkommiſſion eingreifen. Die Zentral⸗ 
kommiſſion muß eine Einfuhrerlaubnis gewähren, ehe mit den ver⸗ 
zinslichen Bons die internationale Warenbewegung finanziert wird. 


Beſonders bei Zuſicherung der Wiederausfuhr der aus eingeführten 


Rohſtoffen hergeſtellten Fabrikate ſei dies ungefährlich. Nachdem 


die Geſchäftsbedingungen geeinigt hat, verlangt der Einfuhrhändler 
Bons von ſeiner Regierung. Wenn das Einfuhrgut in ausländiſcher 


MWährung bezahlt iſt, wandert der Bon wieder an den Einfuhr⸗ 


landes zahlbar geſtellt werden, haften beſtimmte Einnahmen des 
Schuldnerlandes. Dieſe Einnahmen können von dem Schuldner⸗ 


ſich der Einfuhrhändler mit dem Händler des Ausfuhrſtaates über 


händler und an deſſen Regierung zurück. Dieſelben Bons können 


wiederholt für verſchiedene Geſchäftstransaktionen verwendet werden. 
Die Verfallszeit der Bons hat mit den Abwicklungsfriſten der einzelnen 
Einfuhrgeſchäfte nichts zu tun. Wird die Einfuhr vom Einfuhr⸗ 


händler dem Händler des Ausfuhrlandes nicht prompt bezahlt, ſo 


r 


hat die ſchuldneriſche Regierung die von ihr ausgegebenen Bons 
einzulöſen. Es bleibt jedem Kaufmann frei, wenn es ihm vorteile 
i er dünkt, auch ohne Bons Geſchäfte eee | 
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In der Diskuſſion verhielt ſich der Vertreter Englands ziemlich 
ſkeptiſch. Der Vertreter Indiens beſchäftigte ſich mit dem Projekt 
Delacroix und bezeichnete deſſen Maſchinerie als zu verwickelt, 
während der Vertreter Rumäniens trotz der dadurch bedingten Ein⸗ 
buße an ſtaatlicher Selbſtändigkeit es ſympathiſcher begrüßte. Der 
Schweizer Heer verwies auf bisherige Verſuche der Exportfinanzierung 
in England, den Vereinigten Staaten und Frankreich, die man zu⸗ 
nächſt ſtudieren müſſe. Wichtig ſei vor allem feſtzuſtellen, welche 
Pfänder für die Finanzierung noch verfügbar ſeien. Der Argentiner 
Blancas erörterte die Schwierigkeiten, welche darin beſtänden, daß 
England und die Vereinigten Staaten nicht geneigt ſeien, für den 
Handel anderer Länder Geld herzugeben, ferner daß die Gold⸗ 
ausfuhr keineswegs in allen europäiſchen Staaten freigegeben ſei. 
Nachdem ſich noch der Franzoſe Avenol geäußert hatte, daß er dem 
Projekt Ter Meulen vor demjenigen von Delacroix den Vorzug 
gebe, wurde eine Kommiſſion mit Behandlung der Frage betraut. 
Für dieſe berichtete der Franzoſe Cellier. Die Kommiſſion ſchloß ſich 
zunächſt den übrigen Kommiſſionen darin an, daß dauernder Frieden 
zwiſchen den Völkern herrſchen, Ordnung in der Finanzwirtſchaft 
herbeigeführt, Geſundung der. Valuta und Freigabe der Handels⸗ 
beziehungen der Nationen angeſtrebt werden müſſe. Es gebe aber 


Fälle, in denen baldige Hilfe durch Einfuhrkredite dringendes Be⸗ 


dürfnis ſchon vor Beendigung dieſer Reformen ſei. Die Mittel für 
ſolche Kredite müßten aus nationalen Erſparniſſen und nicht aus 
Zettelvermehrung gewonnen werden. Im Anſchluß daran wird das 
Walen Ter Meulen fahle 8 N 
N * 

Es bleibt e ob dem Völkerbund die Verwirklichung 
dieſer Gedanken gelingen wird, ferner ob der Geiſt der gegenſeitigen 
Freundſchaft und Verſtändigung in Europa und auf der Erde ein⸗ 
mal ernſthafte Fortſchritte macht. Die Erfahrungen, welche Deutſchland 
ſeit der internationalen Konferenz vom September und Oktober 1920 
zu machen Gelegenheit hatte, ſind nicht ermutigend in dieſer Richtung. 

Was iſt eigentlich das Ergebnis jener Konferenz bisher geweſen? 
Erſtens eine Fülle von Information über Zuſtände in verſchiedenen 
Ländern, zweitens der Geſamteindruck, daß ſich eine weltgeſchichtliche 
Wandlung im Anſchluß an den Weltkrieg vollzogen hat: eine Ver⸗ 
ſchiebung der Stellung Europas gegenüber der übrigen Welt. Die 
Europäer, Sieger und Beſiegte wie Neutrale, laufen Gefahr, aus 


184 W. Loß: Die Brüffeler internationale Finanzkonſerenz von 1920 [184 


der einſt beherrſchenden Stellung, welche alte Kultur, Kapital⸗ 
reichtum, überlieferte Geſchicklichkeit und Handelsverbindungen ihnen 
gegenüber der neuen Welt und Aſien boten, verdrängt zu werden. 
Im Aufſteigen ſind Amerika und Japan. Ob Englands Intereſſen 
mit denen Geſamteuropas noch zuſammenfallen, iſt nicht ſicher. 


a Immerhin droht auch Englands einſt überragender Weltſtellung der 


Wettbewerb der Amerikaner mehr wie je. Es erſcheint zweifelhaft, 
ob es eine für England lohnende Entwicklung iſt, wenn ſeine Kunden 


auf dem europäiſchen Kontinent an Kauffähigkeit einbüßen und alle 


Staatskunſt darauf verwendet wird, Unfrieden zwiſchen Deutſchland. 


und Frankreich durch Begünſtigung der franzöſiſchen finanziellen und er 
politiſchen Aſpirationen zu ſäen. Es wird für die Zukunft Europass 
ausſchlaggebend ſein, ob in England, das am wenigſten geſchädigt 

von allen europäiſchen Kriegführenden aus dem Weltkriege hervor⸗ 
gegangen iſt, die Einſicht ſich durchringt, daß es Europa nicht zurück⸗ f 


ſinken laſſen kann, ohne ſelbſt Schaden zu leiden. Amerika hat ein⸗ 
mal die Entſcheidung der Zukunft der Welt in Händen gehabt. 


Präſident Wilſon zeigte ſich der Aufgabe nicht gewachſen. Immer 
mehr wird England jetzt in die Rolle des Herrn über Europa ver⸗ 
ſetzt. Es fragt ſich, ob es die Gelegenheit wahrzunehmen verſteht, 1 


eine Politik durchzuſetzen, welche die Wunden des Krieges heilt und 
die Gefahren gewaltſamer ſozialer Umwälzungen beſchwört. Sonſt 


droht ein Niedergang in Europa, der ng England unberührt = e 


laſſen kann. 


aktion hat die Brüſſeler Konferenz vom Herbſt 1920 nicht geſchaffen, 
wohl aber Vorarbeiten, die verwertet werden können, wenn zu ſolcher 
Aktion einmal Bereitwilligkeit da iſt. In einem aber war ſie erfolg⸗ 
reich. Es war eine Zuſammenkunft, bei welcher ziviliſierte Menſchen 
ohne Unterſchied der Nation ſich einander ziviliſiert begegneten. Es 
iſt vielleicht beſchämend, daß es Zeiten gibt, in welchen eine ſolche 


Tatſache als ein beſonderes Ereignis gerühmt werden mußte. „ 


Die Grundlagen für eine finanzielle und wirtſchaftliche Rettungs⸗ | = 


o 


| Die 
 Soiliferung des Ropiebergbaues 
| Ein Vortrag! N 


Von Geſtaldio 


Stand der Sozialifterungsfrage S. 205. 


D. 1 it ein Schlagwort in dem wirtſchaftlichen 
und politiſchen Kampfe, der gegenwärtig in Deutſchland ges? 
führt wird. Dieſer Kampf geht, wenn man das Ziel hüllenlos ins 


Auge faßt, darum, ob die, die zur Zeit weniger Geld und Macht 


haben, an die Stelle derjenigen treten ſollen, die hierüber in größerem 


Maße verfügen. Die weltgeſchichtliche Bedeutung des Kampfes liegt 


cdnurin, daß die Angegriffenen die Träger der Kultur ſind, nicht 
jeder Einzelne, aber die Geſamtheit. Der Kampf wird vorläufig 
nicht mit körperlichen Waffen, ſondern auf einem Rechtsboden aus⸗ 
gefochten, der Weimarer Verfaſſung, einem Rechtsboden, der aller⸗ 
Dings nicht feſt iſt, ſondern einen ſchwankenden Untergrund hat, 
nämlich den Willen der Maſſen. Immerhin wird der Kampf zu⸗ 
nlchſt im parlamentariſchen Rahmen geführt mit dem Beſtreben, 
Anhänger für Syſteme, Grundſätze, Schlagworte zu gewinnen. 


Ein ſolches Syſtem und zugleich Schlagwort iſt die Soziali⸗ 


| ſierung. Sie hat ihre Quelle, wie ſchon der Name jagt, im Soziae 


lismus, in der Lehre von Marx und dem Erfurter Programm, 


wonach ein Privateigentum an den Produktionsmitteln nicht beſtehen 


"fol. Naturgemäß trat daher der Sozialiſierungsgedanke unmittelbar 


nach der Staatsumwälzung mit ſtarker Gewalt hervor, indeſſen fand 


von den damals Maßgebenden niemand einen Weg zur Durch⸗ 
führung des Gedankens. Es gewann auch eine unbeſtimmtere Auf⸗ 


faſſung Raum, die unter Sozialiſierung ſchon die Durchdringung 
des Wirtſchaftslebens mit l und ö on 


j verſtehen . 


en 


— 


1. Born, einten im Pastifenfäctien Breite am 28. 8 1921. 
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b feſter Entſchließungen der Reichsregierung griff man 
zur Selbſthilfe. Im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kohlenbezirk machte im 
Januar 1919 die ſogenannte Neunerkommiſſion wilde Sozialiſierungs⸗ 
verſuche, indem ſie die Verwaltung einzelner Zechen und des Kohlen⸗ 
ſyndikats an ſich riß. Um einer weiteren Zuſpitzung der Lage ent⸗ 
gegenzuwirken, erließ damals die Regierung einen Aufruf, in dem 
ſie die Sozialiſierung dafür geeigneter Betriebe, insbeſondere des 
Bergbaues, in Ausſicht ſtellte. Sie ſetzte zugleich die ſogenannte 
Sozialiſierungskommiſſion ein. Der Gedanke der Soziali- 
ſierung hat ſodann in dem Sozialiſierungsgeſetz vom 23. März 1919 
und in der Reichsverfaſſung geſetzliche Anerkennung gefunden mit der 


Maßgabe, daß die Sozialiſierung oder Vergeſellſchaftung ſich auf dafür 


geeignete oder reife Unternehmungen beſchränken ſollte. Die Sozia⸗ 


liſierung „marſchierte“, wie im März 1919 an den Straßenecken 


Berlins zu leſen war. Die Ergebniſſe der Sozialiſierungskommiſſion, 


die ſich an erſter Stelle der Sozialiſierung im Kohlenbergbau zu⸗ 


gewandt hatte, fanden indeſſen nicht den Beifall der Regierung. 
Ihr Gutachten wurde nicht veröffentlicht, und fie legte, verſchnupft 
ihren Auftrag in die Hände der Regierung zurück. Es wurde viek⸗ 


mehr das Kohlenwirtſchaftsgeſetz erlaſſen, das auf weſentlich m 3 


Grundlagen beruht. 

Inzwiſchen ſchlief aber der Plan der Sozialiſierung nicht ein, 
und zwar auch nicht in gewiſſen Kreiſen der Reichsregierung. Im 
Reichswirtſchaftsminiſterium wurden Richtlinien aufgeſtellt, wonach 
die Kohlenpreiſe um einen beſtimmten Betrag erhöht, die Einnahmen 
daraus den Bergwerksbetreibern zwecks Finanzierung von Erweite⸗ 


rungs⸗ und Neuanlagen überlaſſen, dem Reiche aber in Höhe des 


eingebrachten Kapitals ein Miteigentumsrecht an den betreffenden 
Werken eingeräumt werden ſollte. Dieſe Sozialiſierung „von hinten 
herum“, wie man ſie genannt hat, wurde überholt durch die Vor⸗ 
gänge nach dem Kapp⸗Putſch. Eine der Hauptforderungen, die die 
Gewerkſchaften damals aufſtellten, war die Sozialiſierung des Kohlen⸗ 
und Kalibergbaues. Die Regierung konnte ſich nach Lage der Dinge 
dieſer Forderung nicht entziehen und ſagte ihre Erfüllung in dem 


Bielefelder Abkommen vom März 1920 zu. Die Sozialifierungs- 


kommiſſion wurde in etwas veränderter Zuſammenſetzung wieder 


einberufen und hat inzwiſchen ihr Gutachten erſtattet. Die Sozia⸗ 
liſierung trat damit aus dem ungefährlichen Bezirk akademiſcher 


Erörterungen heraus. Das Reichskabinett hat vor einiger Zeit 
einſtimmig die⸗Vorlage eines Geſetzes zur Sozialiſierung des Kohlen: 
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5 bergbaues beſchloſſen. Die Gutachten der Sozialiſierungskommiſſion 
| find dem Reichswirtſchaftsrat vorgelegt worden, der ſeinerſeits eine 


Kommiſſion eingeſetzt hat, die zunächſt als Siebenerkommiſſion, dann 
als erweiterte Kommiſſion ſich noch jetzt mit der Frage beſchäftigt, 
ohne bisher zu einem beſtimmten Ergebnis gekommen zu ſein. 
Wenn bei allen dieſen Vorgängen in erſter Linie der Kohlen⸗ 
bergbau als Objekt der Sozialifierung erſcheint, fo hängt dies 
einerſeits damit zuſammen, daß der Kohlenbergbau, insbeſondere 
der Steinkohlenbergbau, ſich ſchon lange eng in Syndikaten zuſammen⸗ 
geſchloſſen und einen monopolähnlichen Charakter angenommen hat, 
anderſeits damit, daß die Kohle die Grundlage unſeres ganzen 
Wirtſchaftslebens iſt, und daher wer die Kohle hat, auch das Wirt⸗ 
ſchaftsleben beherrſcht. Es kommt aber ferner dazu, daß die kapl⸗ 
taliſtiſche Wirtſchaft gerade in den Bergbauberechtigungen eine be⸗ 
ſonders angreifbare Fläche bietet. Nach dem deutſchrechtlichen 
Grundſatz der Bergbaufreiheit find zwar die Bergwerkſchätze an ſich 
der Allgemeinheit dienſtbar — inſofern ſpricht auch die Weimarer 
Verfaſſung nichts Neues aus —, indeſſen wird ihre nutzbringende 
Ausbeutung dem Privatunternehmer überlaſſen, der durch Schürfen, 
Finden, Mutung und Verleihung ein Recht auf den Abbau erwirbt. 
Da dieſes Recht vielfach einen erheblich höheren Wert hat als die 
auf ſeinen Erwerb verwandten Koſten, ſo ergibt ſich auch bei Be⸗ 
rückſichtigung des Riſikos oft ein Mißverhältnis zwiſchen der Leiſtung 
des Unternehmers und der Gegenleiſtung des Staates. Das Miß⸗ 
verhältnis wächſt, wenn infolge ſyſtematiſcher geologiſcher Forſchungen 
das Erdinnere bekannter wird und damit ſich das Riſiko des Schürfers 
mindert. Man darf allerdings den hierin liegenden Kapitalprofit 
auch nicht überſchätzen, denn von dem Werte eines weſtfäliſchen 
Steinkohlenbergwerks ſtellt die Bergbauberechtigung als ſolche durch⸗ 
ſchnittlich nur etwa ein Siebentel dar, die anderen ſechs Siebentel 
liegen in den Koſten der Schachtanlage uſw., bilden alſo heran⸗ 
gebrachtes Kapital. Immerhin iſt die Möglichkeit eines verhältnis⸗ 
mäßig hohen Kapitalprofits nicht abzuſtreiten, und dieſer kann ſich 
bei ſyſtematiſcher Abbohrung neuer Bergbaugebiete durch eine Bohr⸗ 
geſellſchaft ins übermäßige ſteigern. Auch ſind ohne völlig aus⸗ 
reichenden Grund diejenigen Bergwerksunternehmer bevorzugt, die 
ohne eigenes Zutun infolge ihrer günſtigeren Kohlenablagerung, in⸗ 
folge der „Intelligenz ihrer Flöze“, ſich eines Mehrgewinnes, der 
ſogenannten Differentialrente, erfreuen. Gegen die Auswüchſe, die 
ſich aus dieſen Verhältniſſen ergeben, richtet ſich bereits die vor⸗ 
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revolutionäre Berggeſetzgebung der einzelnen Staaten. S 
Preußen ſeit 1905/07 die Bergbaufreiheit hinſichtlich de ö Sten: 
kohlen und Salze, d. h. das Recht, durch Mutung weiteres Berge 
werkseigentum zu erwerben, überhaupt bis auf weiteres aufge hoben. 8 
Darüber hinaus haben die geſchilderten Verhältniſſe ſchon dan nals 
die Forderung einer Verſtaatlichung des Kohlenbergbaues 8 0 u 18. | 
gelöft, die nicht nur von links, ſondern auch von rechts und von 
wiſſenſchaftlicher Seite erhoben wurde. Wagner und Schn oller 
waren Befürworter einer ſolchen Verſtaatlichung, und ein in e wa 
20 Jahre alter Artikel der „Deutſchen Tageszeitung“, der mi 5 
ſcharfen Ausfällen gegen die „Schlotbarone“ die gleiche Forderung g 
ſtellte, bildet jetzt für die Anhänger der Sozialiſierung ein boch 
willkommenes und gründlich ausgenutztes Kampfmittel. — 2 

Ich komme nunmehr auf das Kohlen— Wirtſchaftsgeſetz 
zurück, durch das in Ausführung der Gedanken des Sozialifierungs- 
geſetzes die Sozialiſierung des Kohlenbergbaues eingeleitet worden 
iſt und das vorläufig die Rechtsgrundlage der Koblenwirtſchaft 
bildet. — . 3% 

Das Gefe will den Grundgedanken der Gemeinwirtſchaft auf 
dem Gebiete des Kohlenbergbaues dadurch verwirklichen, daß es dieſe 
unter das Zeichen der Selbſtverwaltung ſtellt, einer Selbſt⸗ 
verwaltung, an der alle beteiligten Kreiſe, auch die Handler und 
Verbraucher, insbeſondere auch die Bergarbeiter und Angeſtellten teil⸗ 
nehmen. Die Organiſation ruht auf drei Trägern, den Syd 
die zum Teil ſchon beſtanden hatten und nunmehr eee = 
erhielten, dem Reihsfohlenverband, einer die Syndikate zi 
ſammenfaſſenden Aktiengeſellſchaft und dem Reichskohlenrat 
einem öffentlich rechtlichen Organ, beſtehend aus 60 Perſor 15 
Vertretern der Bergwerksunternehmer, des Handels und der Ver S | 
braucher, der Bergarbeiter und Angeſtellten, ſowie aus Sachver 
ſtändigen. Der Reichskohlenrat hat die Kohlenwirtſchaft zu en. 
insbeſondere ihr die allgemeinen Richtlinien zu geben. Die ober ſte 
Aufſicht, insbeſondere ein Vetorecht in Preisfragen, ſteht dem e 
Reiche zu und wird durch den Reichs werſch 
ausgeübt. a Sr 

Ohne Frage war dies eine Löſung, mit der die Kohlenindu ft ie 
nach Lage der Dinge recht zufrieden fein konnte. Die Sell lbſt⸗ 
verwaltung war immer auch das Schlagwort der Unternehmerſch che ft 
geweſen. Gemeinwirtſchaftliche Momente liegen nur in in | 


2 az 


8 8 der Bergarbeiter, Angeſtellten und Sa an ee ' 
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| Entſchließungen innerhalb der Kohlenwirtſchaft und in einer ſtaatlichen 
Kontrolle. Es iſt auch nicht zu leugnen, daß dieſe Momente während 
der allerdings nur ſehr kurzen Zeit des Beſtehens der Neuorganiſation 


Br praktiſch nicht ſehr in die Erſcheinung getreten find und jedenfalls 


. eine ſtarke Betätigung der Privatintereſſen der Unternehmer nicht 


verhindert haben. Der Reichskohlenverband, der eigentlich als eine 


Spitzenorganiſation der Kohlenwirtſchaft mit allgemein wirtſchaftlichen 
Zielen gedacht war, entwickelte ſich zu einer reinen Zentralgeſchäfts⸗ 


. Stelle der Syndikate, die ſich im weſentlichen darauf beſchränkte, die 


Preisforderungen der Syndikate zum Ausdruck zu bringen. Der 


„ Reichskohlenrat ſuchte anfänglich ſeine Aufgabe lediglich in der Auf⸗ 


ſtellung allgemeiner Richtlinien und hielt ſich deshalb der Frage der 


einzelnen Preiserhöhungen fern. Das Vetorecht des Reichswirtſchafts⸗ 
miuiſters gegen ſolche erwies ſich als ein Recht, das ſchwer zu hand⸗ 


haben war. Einerſeits gelang es dem Reichswirtſchaftsminiſter nicht, 
die von den Zechen aufgemachten Selbſtkoſtenberechnungen voll⸗ 
ſtändig zu durchleuchten. Bei Lohnerhöhungen war es ja nicht ſchwer, 
feſtzuſtellen, wann und in welcher Höhe dieſe eingetreten waren. 
Schwierigkeiten aber ergaben ſich wegen der Koſten der Materialien, 


A und ſchließlich traten auch grundſätzliche Streitfragen hervor, zum 
Beiſpiel darüber, ob auch die Koſten von Erweiterungs⸗ und Neu⸗ 
anlagen zu den Selbſtkoſten zu rechnen wären Namentlich dadurch 
wurde das Vetorecht des Reichswirtſchaftsminiſters gelähmt, daß er 
ſich immer nicht nur den Unternehmern, ſondern auch den Arbeit⸗ 


nehmern gegenüber befand, da dieſen regelmäßig die geforderten 
Lohnerhöhungen unter der Bedingung der Preiserhöhung zu⸗ 


geſtanden waren. Die Vertreter der Verbraucher fielen wenig 
ins Gewicht, zumal fie meiſt den weiterverarbeitenden Induſtrien 
angehörten, die mit der Abwälzung der erhöhten Preiſe auf die 
Selbſtverbraucher rechnen konnten. Das Ergebnis war, daß das 

Reichswirtſchaftsminiſterium in der erſten Zeit die geforderten Preis⸗ 


| erhöhungen jedesmal nach längeren, zum Teil unerquicklichen Er⸗ 
örterungen zugeſtand. In neuerer Zeit iſt darin bekanntlich eine 


Anderung eingetreten. 


Die öffentliche Meinung ade einerſeits Ah die recht be⸗ 
trächtlichen Preiserhöhungen, andererſeits dadurch erregt, daß die 
Zechen verhältnismäßig hohe Dividenden zahlen konnten, die aller⸗ 


dings nicht hoch waren, wenn man ihren Papiermarkwert zu dm 


Goldmarkwert der Vergwerksanlagen i in Beziehung ſetzt. Dazu kamen 5 


die Wien in Bergwerkspapieren, worauf e N 
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der Ertrag der Bergwerke, ſondern abe unſtände den Haupt⸗ 

einfluß ausübten. 3 
Trotz der vorhandenen unleugbaren Mängel erſcheint es aber 

nicht gerechtfertigt, über die Organe des Kohlenwirtſchaftsgeſetzes 


ohne weiteres den Stab zu brechen, wie es die Sozialiſierungs⸗ 


kommiſſion getan hat. Als dieſe ihr Gutachten erſtattete, hatten die 
Organe erſt etwa ein halbes Jahr Zeit gehabt, in Aktion zu treten 
Hat die Organiſation ſich auch bisher nicht voll bewährt, ſo iſt ihr 
doch die Entwicklungs⸗ und Fortbildungsfähigkeit nicht abzuſprechen. 
Ein wichtiger Schritt in dieſer Richtung iſt inzwifchen bereits in⸗ 
ſofern getan, als der Reichskohlenrat bereits daran gegangen iſt, 
die ſouveräne Machtvollkommenheit auf dem Gebiete der Brennſtoff⸗ 
wirtſchaft, die ihm das Geſetz beilegt, in die Tat umzuſetzen. Er 
hat im Mai 1920 den ſogenannten großen Ausſchuß gebildet, 
der in der Kohlenpreispolitik und bei allen ſonſtigen wirtſchaftlichen 
Aufgaben des Kohlenverbandes ein maßgebendes Wort mitzureden 
hat. Es iſt ferner die Anlegung eines Brennſtoffwirtſchafts⸗ 
arhivs in Angriff genommen worden, das dem Verlangen nach 
Durchſichtigmachung der Selbſtkoſtenrechnungen Genüge leiſten foll 
und bis zu einem gewiſſen Grade Genüge leiſten wird. Eine rein 
organiſatoriſche Frage iſt es ferner, ob es ſich empfiehlt, den Reichs⸗ 
kohlenverband, der allerdings zur Zeit, im weſentlichen das Syndikat 
der Syndikate iſt, vollſtändig in den öffentlich rechtlichen Reichs⸗ 
kohlenrat aufgehen zu laſſen. 

Die Frage einer Fortbildung der beſtehenden Kohlenorganiſation j 


| mit dem Ziele der Verſtärkung der gemeinwirtſchaftlichen Ideen hat 


die Sozialiſierungskommiſſion überhaupt nicht erörtert, vielmehr dahin⸗ 


gehende Vorſchläge des Reichswirtſchaftsminiſteriums als ungenügend 


bezeichnet und die vorhin erwähnten wichtigen Neuerungen mit Still⸗ 
ſchweigen übergangen. Sie will etwas völlig Neues ſchaffen. 
Es drängt ſich zunächſt der Zweifel auf, ob die Sozialiſierungs⸗ 


kommiſſion ihrer Zuſammenſetzung nach überhaupt berufen erſcheint, 


in der vorliegenden Frage, von der die Lebensfähigkeit der deutſchen 
Wirtſchaft abhängt, ein Gutachten mit autoritativer Wirkung abzu⸗ 
geben. Dieſe Frage wird von der Bergwerksinduſtrie mit Ent⸗ 
ſchiedenheit und mit Recht verneint. Unter den 23 Mitgliedern der 
Kommiſſion befinden ſich allein 9 ſozialiſtiſche Theoretiker, und nur 

4 ‚Mitglieder entijammen den Kreiſen, die bisher die Führung des 


deutſchen Wirtſchaftslebens hatten. Die Bergbauunternehmer ſind 
überhaupt nicht vertreten, allerdings ſind ſolche gelegentlich als 
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Bergbau⸗Sachverſtändige gehört worden doch erſtreckte fich dieſe Ver⸗ 
nehmung ſowie auf die von Angehörigen des Reichskohlenrats immer 
nur auf einzelne Punkte, und jedenfalls blieben die einzelnen Bergbau⸗ 
kundigen von einer beſtimmenden Mitwirkung bei Aufſtellung des 
Gutachtens ausgeſchloſſen. Wenn man aber eine geſunde Weiter⸗ 
entwicklung eines Wirtſchaftszweiges anbahnen will, ſo darf man 
nicht diejenigen ausſchalten, die bisher in dieſem Wirtſchaftszweig 

mit größtem Erfolge tätig geweſen ſind. Die Sozialiſierungskommiſſion 
war daher, wie auch ein Mitglied derſelben ausdrücklich erklärt hat, 
kein Organ, von dem durchführbare Vorſchläge zu erwarten waren. 
Eine Doktorarbeit, auch wenn ſie das Prädikat „gut“ verdient, iſt 
noch kein praktiſch durchführbarer Vorſchlag. Es war daher auch 
völlig berechtigt, daß das Reichswirtſchaftsminiſterium die ihm auf: 
getragene Geſetzesvorlage nicht auf Grund der Vorſchläge der 
Sozialiſierungskommiſſion ausgearbeitet, ſondern dieſe zunächſt dem 
Reichswirtſchaftsrat vorgelegt hat, neben dem jetzt überhaupt die 
Sozialiſierungskommiſſion keine Daſeinsberechtigung mehr haben dürfte. 

Was nun den Bericht der Sozialiſierungskommiſſion anlangt, 
ſo hat ſie ſich zunächſt dahin geeinigt, daß eine weitgehende Aus⸗ 
ſchaltung kapitaliſtiſcher Gewinne im Kohlenbergbau geboten ſei. 
Man wird dieſen Gedanken unbedenklich mit der Maßgabe zuſtimmen 
können, daß die Ausſchaltung weit, aber nicht zu weit gehen darf, 
eine Einſchränkung, die ſich wohl auch mit der Zuſatzerklärung eines 
Mitglieds der Kommiſſion deckt, wonach er nur unberechtigte 
kapitaliſtiſche Gewinne treffen wolle. Die überwiegende Mehrzahl 
der Kommiſſion iſt ferner darüber einer Meinung, daß eine Über 
führung des Bergbaues auf eine ausſchließlich gemeinwirtſchaftliche 
Grundlage unter Ausſchaltung des Privateigentums an den 


Produktionsmitteln ein Erfordernis bildet. Das kann nur durch 


Enteignung geſchehen, und es beſtand auch Einſtimmigkeit darüber, 
daß den Bergwerksunternehmern Entſchädigung gewährt werden 
müſſe, da eine allgemeine Sozialiſierung zur Zeit nicht in Betracht 
käme und eine einſeitige entſchädigungsloſe Enteignung einzelner 
Wirtſchaftsgruppen nicht zu billigen ſei. Die Scheidung der Geiſter 


in der Kommiſſion tritt erſt ein bei Beſtimmung des Zeitpunktes, 


zu dem die Aktion ohne ſchwere Gefährdung der Produktion durch⸗ 
geführt werden könne. 

| In dieſer Hinſicht ftehen ſich zwei Vorſchläge gegenüber, die 

ungefähr gleichviele Anhänger haben. Der Vorſchlag 1 (Vorſchlag 

Lederer genannt) deckt ſich im weſentlichen mit dem Mehrheits⸗ 


f 
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vorſchlag der erſten Tagung der Sozialiſierungskommiſſion. Er will 
fofortige Vollſozialiſierung des geſamten Stein- und 
Braunkohlenbergbaues mit allen Nebenbetrieben, der durch ſofortige 
Enteignung auf die Reichskohlengemeinſchaft, eine Perſon 
des öffentlichen Rechts, übergehen fol. Der Vorſchlag II (Vorſchlag 
Rathenau) ſieht demgegenüber eine allmähliche in längſtens dreißig 


Jahren durchzuführende Enteignung des Kohlenbergbaues vor und 


zwar durch Tilgung des Gegenwertes aus den Überſchüſſen der 
Werke. Der Vorſchlag I wird im allgemeinen damit begründet, 
daß er den Ideen des Sozialismus zum Ziele verhelfen ſolle. Er 
ſoll den erſten Schritt zur vollſtändigen Neugeſtaltung des Wirtſchafts⸗ 
körpers bilden, der durch Enteignung auf den gemeinwirtſchaftlichen 
Gedanken eingeſtellt werden ſoll, „jo daß alle Triebkräfte der initiativen 
Perſönlichkeit im gemeinwirtſchaftlichen Rahmen gefördert werden 
und die innere Anteilnahme und lebendige Mitwirkung aller in den 


Betrieben Tätigen als neuer entſcheidender pſpchologiſcher Antrieb 3 


und ſozialer Wert erzielt wird.“ 


Ahnlichen Gedanken begegnet man aber auch bei den N © 
des Vorſchlags II. Sie wollen „an Stelle der reinen Wirtſchafts⸗ 


geſinnung die reine Gemeinſchaftsgeſinnung treten laſſen und hegen ne 


die Zuverſicht eines allmählichen Erſatzes der Triebkräfte des Erfolges 
durch die Triebkräfte des Gemeinſinns in einer Periode 8 


Arbeit“. 
herigen privaten und ſtaatlichen Kohlenbergwerke mit allen ihren Neben⸗ 
anlagen die deutſche Kohlengemeinſchaft werden, eine Körper⸗ 


ſelbſtändig auf Grund kaufmänniſcher Buchführung verwaltet, indeſſen 
Überſchüſſe an das Reich abzuführen hat und von der Reichsregierung 


auch inſofern abhängig iſt, als die Feſtſetzung der Kohlenpreiſe der 
Genehmigung der Regierung bedarf. Das oberſte Organ der Kohlen⸗ 

gemeinſchaft ſoll der Reichskohlenrat fein, ein Kohlen parlament, 
das aus 100 Vertretern aller beteiligten Gruppen und Sach⸗ Ber 
verſtändigen beſteht und ſich in Perioden von 4 Jahren durch Wahlen 
erneuert. Unter der Oberaufſicht des Reichskohlenrats ſoll die Exe⸗ 8 
kutive das Reichskohlendirektorium ausüben, das aus 5 
vom Reichskohlenrat auf 5 Jahre ernannten, aber auch ſchon früher 
abberufbaren Mitgliedern beſteht und auf feſte Bezüge geſtellt iſt. 
Das F ſoll ſeine e auf Sm) eines a 


ITnm einzelnen ſind die Vorſchläge folgenderwelfe ausg eſtaltet. va 
Nach Vorſchlag I fol, wie ſchon erwähnt, Eigentümerin aller bis⸗ 


ſchaft öffentlichen Rechts, die ihre vermögensrechtlichen Angelegenheiten 4 | 
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wie die Direktoren durch Privatdienſtvertrag auf Zeit angeſtellt wird. 


und Erzeugungsverbilligung an Betriebe und Belegſchaften. Durch 
dieſe Prämien ſollen, da das Geſchäftsergebnis des einzelnen Unter⸗ 
nehmens nur in der Zinsabfindung beſteht und ſowohl die Höhe, 
des Abſatzes als auch die Höhe der Geſtehungskoſten den im Betriebe 


Die Lohn- und Arbeitsverhältniſſe ſollen zwiſchen dem Reichskohlen⸗ 8 
direktorium und den Gewerkſchaften vereinbart werden. Neben den 


feſten Bezügen der Generaldirektoren und FRE ſowohl alsauch 


der Arbeiter und Angeſtellten fol aber — und nun kommt dr 
kapitaliſtiſche Pferdefuß zum Vorſchein — ein Anreiz zu Mehrleiſtung e 
geſchaffen werden, der bei den Direktoren in Sondervergütun gen 
' nad) Maßgabe der Betriebsergebniſſe, bei den Arbeitern und An⸗ 


Wirtſchaftsplanes fahren, der alljährlich dem Reichskohlenrat se 
zur Genehmigung vorzulegen ift. Unter dem Reichskohlendirektorium 
ſtehen 20 Bergbaubezirke mit je einem Generaldirektor, der ebenfo - 


geſtellten in Prämien entſprechend den Leiſtungen beſtehen ſoll. | 


Alſo auch Vorſchlag I vertraut noch nicht völlig auf den Gemeinſinn. 
Der Vorſchlag II ſieht zunächſt von der Entziehung des Privat: 

eigentums an den Bergwerken ab. Im übrigen legt auch er die 

oberſte Leitung in die Hand eines Reichskohlenrats, der hier die 


Stellung eines Zentralſyndikats einnimmt. Entſcheidender Grund⸗ 


ſatz iſt, daß an dieſen die geſamte Kohlenerzeugung zu Selbſt⸗ en a 


Eoften abzuliefern iſt, zu den Selbſtkoſten, die die Bilanz ergibt, 


daß alſo der Unternehmergewiun verſchwindet. Dieſe Selbſtkoſtenn 
bilden die Geſtehungskoſten des Reichskohlenrats. Zu ihnen treten 
die entſprechend der jeweiligen Kohlenpolitik zu bemeſſenden Verkaufs? 
zuſchläge, und dieſe bilden nach Abzug der Vertriebskoſten den vom 


Reichskohlenrat vereinnahmten Gewinn. Aus dieſem Gewinn ſollen 
zunächſt gedeckt werden: der Schuldendienſt der einzelnen Unter⸗ 


nehmer, die dieſen ſelbſt an Stelle des bisherigen Unternehmer⸗ 
gewinns zu gewährende Kapitalverzinſung, deren Höhe ſich nach der 


bisherigen Rentabilität des einzelnen Betriebes richten ſoll und die 


Aufwendungen für Verzinſung und Tilgung der vom Reichskohlen⸗ . 


rat vorgenommenen oder genehmigten Neuanlagen. Ferner ſind aus 8 
dem Gewinn zu zahlen laufende Prämien für Mehrerzeugung 


Tätigen an ſich gleichgültig ſein wird, ähnlich wie bei dem Vor⸗ 
ſchlage J, ein Anreiz zur Verbeſſerung, Steigerung und Verbilligung 


des Betriebes ausgeübt werden. Endlich ſollen dem Gewinn ent⸗ 


nommen werden: Tilgungsquoten zum allmählichen Erwerb der 


Bergwerke durch die . der ſich 8 inne 
N 13 
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| halb dreißig Jahren vollziehen fol, im Einzelfall aber nach Ermeſſen 


des Reichskohlenrats auch ſchon früher herbeigeführt werden kann. 
Während alſo zunächſt auf die Erfolgswirtſchaft nicht verzichtet 
werden ſoll, dieſe vielmehr in dem Gutachten mit ſehr beredten 
Worten als unentbehrlich bezeichnet wird, ſoll trotzdem nach dreißig 
Jahren Vollſozialiſierung eintreten. Dieſer offenbare Widerſpruch 
wird dadurch zu verſchleiern verſucht, daß die Hoffnung auf all⸗ 
mähliche Erſetzung der Triebkraft des Erſolges durch die Triebkraft 
des Gemeinſinns ausgeſprochen wird. Die Anwendung der zivil⸗ 
rechtlichen Verjährungsfriſt auf . Fall wir mia jedem ohne 
weiteres einleuchten. | 
Bei Prüfung diefer Vorſchläge vom Standpunkt der Allgemein⸗ 
heit kann ſelbſtverſtändlich nicht den Ausſchlag geben, daß ſie mehr 
oder weniger ſozialiſtiſchen Grundſätzen entſprechen. Übrigens ſind 


auch in dieſer Hinſicht gewiſſe Bedenken nicht zu unterdrücken. 


Marx geht anſcheinend von der Vorſtellung aus, daß die Soziali⸗ 
ſierung ſich im Wege der Evolution vollziehen, daß die immer 
ſtärker werdende ſyndikatliche Konzentration ſchließlich gewiſſermaßen 
automatiſch den Übergang der Produktionsmittel an die Allgemein⸗ 
heit bewirken würde. Von der Soziäaliſierungsreife der Betriebe 
erwartet er einen Übergang ohne Störung des wirtſchaftlichen Erfolges. 
Ein Zuſtand dieſer Art beſteht zur Zeit nicht. Auch iſt zweifelhaft, 
ob die Sonderſozialiſierung einer einzelnen Gewerbegruppe im 
Sinne von Marx gelegen hat und liegen konnte. Der Gemein⸗ 
ſinn, der Träger der ſozialiſtiſchen Wirtſchaft ſein ſoll, kann ſich, 
wenn überhaupt, doch nur unter der Vorausſetzung entwickeln, daß 
das durch die Triebkraft des Gemeinſinns geleiſtete, einem auch hin⸗ 
ſichtlich der Güterverteilung durch und durch ſozialiſtiſch geſtalteten 
Gemeinweſens zufließe. Wenn aber nur ein Sondergebiet ſozialiſiert 
wird, und daher die „Expropriation der Expropriateure“ nicht ohne 


Entſchädigung vor ſich gehen kann, da es doch ein Nonſens wäre, 


die Bergwerksaktien zu konfiszieren, alle anderen Aktien aber weiter 
beſtehen und Dividende ziehen zu laſſen, ſo wird nicht nur für die 
Allgemeinheit, ſondern auch für die Ablöſungsrente der Bergwerks⸗ 
kapitaliſten gearbeitet werden, und das bedeutet vom ſozialiſtiſchen 
Standpunkt aus eine ſtarke Belaſtung des un Doch dies 


nur nebenbei. 


Im allgemeinen beſteht Einverſtändnis bis in gemäßigte 


| Sozialiſtenkreiſe hinein darüber, daß die Annahme der Vorſchläge 


davon abhängt, ob dadurch eine Steigerung der e 


4 
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und eine Verbilligung der Kohlenpreiſe herbeigeführt 
werden würde. Dieſe Vorausſetzung bedarf bei unſerer traurigen 
Wirtſchaftslage keiner beſonderen Rechtfertigung, und wenn ein Mit⸗ 
glied der Sozialiſierungskommiſſion erklärt hat, daß gerade die 
Unſicherheit der Lage beſonders zu Experimenten anreize, da ſolche 
bei geſunden Zuſtänden doch nicht gemacht werden würden, ſo iſt 
das ein Gedankengang, dem ich nicht folgen kann. 

Der Kern der Vorſchläge liegt darin, daß das kapitaliſtiſche 


Wirtſchaftsſyſtem durch das ſozialiſtiſche erſetzt werden ſoll. Gegen 


eine ſolche die Grundfeſten erſchütternde Umwälzung läßt ſich zu⸗ 
nächſt geltend machen, daß das kapitaliſtiſche Syſtem, insbeſondere 
die ſeit 1865 beſtehende Bergbaufreiheit den Steinkohlenbergbau aus 
beſcheidenen Anfängen zur höchſten Blüte geführt hat. Es liegt 
ferner ein Verdienſt des kapitaliſtiſchen Syſtems darin, daß die an⸗ 
dauernde Verwendung von Kapitalerträgen zu Zurückſtellungen, zu 
Stärkungen und Erweiterungen des Betriebes den Kohlenbergbau 
in den Stand geſetzt hat, die ſchweren Zeiten des Krieges und die 
noch ſchwereren nach dem Kriege durchzuhalten. 

Einen Grund zur Beſeitigung des kapitaliſtiſchen Syſtems findet 
die Sozialiſierungskommiſſion darin, daß die Kohleninduſtrie infolge 
ihrer Zuſammenfaſſung zu Syndikaten und Konventionen auf einem 
Gebiet, das die Grundlage unſeres Wirtſchaftslebens bildet, eine 
monopoliſtiſche Stellung einnehme, infolgedeſſen ſelbſtherrlich 
die Preiſe zu beſtimmen und entſprechende Gewinne zu ziehen in der 
Lage ſei. Ein wirkliches Monopol hat aber niemals beſtanden, es 
beſtand Wettbewerb zwiſchen den verſchiedenen Steinkohlenbecken 
mit der Braunkohleninduſtrie, mit der engliſchen Steinkohle und der 
böhmiſchen Braunkohle. Der Staat war vermöge ſeines eigenen 
Felderbeſitzes und beſonders auch infolge ſeiner Frachttarifhoheit in 
der Lage, übermäßigen Herrſchaftsgelüſten entgegenzuwirken. Immer⸗ 
hin beſtand, das iſt zuzugeben, vor dem Kriege die Gefahr einer 
wirtſchaftlichen Übermacht der Steinkohleninduſtrie; ſie hat in erſter 
Linie den Gedanken einer Antikartellgeſetzgebung hervorgerufen. 
Indeſſen beſteht dieſe Gefahr jetzt nicht mehr. Sie iſt beſeitigt 
durch das Kohlenwirtſchaftsgeſetz, insbeſondere durch das Vetorecht 
der Reichsregierung gegen Preiserhöhungen. 

Nun wird allerdings behauptet, daß die Kohleninduſtrie es ver⸗ 
ſtanden habe, ihre einſeitigen Gewinnintereſſen auch dem Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſterium gegenüber zur Geltung zu bringen, was nament⸗ 
lich an der Undurchſichtigkeit der von den Zechen aufgemachten Selbſt⸗ 


aufgemacht. Das iſt auch ſchwierig, da in eine ſolche Berechnung nich, 
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koſtenberechnungen gelegen habe. Daß die Durchſichtigkeit 15 ae * Bü 
feine vollkommene iſt, daß fie aber, wenn auch mit Schwier 9 
keiten, zu erreichen iſt, und daher fein Grund vorliegt, das aud 
gleich mit dem Bade auszuſchütten, habe ich bereits vorhin A 
geführt. | 15 9 5 

In dieſem Zuſammenhange möchte ich aber noch Ku die Sea 5 
eingehen: Iſt denn die Rentabilität des Kohlenbergbaus 5 
wirklich eine ungewöhnlich hohe? Die Sozialiſierungs⸗ RR 
kommiſſion hat dies ſtillſchweigend vorausgeſetzt, da fie eine weit⸗ 5 
gehende Ausſchaltung des Kapitaliſtengewinnes eintreten laſſen will. 
Eine Berechnung der tatſächlich erzielten Gewinne hat ſie aber nicht 5 


alle Zechen einbezogen werden können. Bei den Familienzechen, be 5 | 
den gemiſchten Werken, bei den gewerkſchaftlichen Gruben und auch bei Bl 
den Staatswerken fehlt eine zum Vergleich geeignete rechnerift che 5 nn 
Unterlage. Dagegen iſt von dem Bergbauverein in Eſſen auf Sri nd 4 N 
der Reichsſtatiſtik eine vergleichende Überſicht aufgeſtellt worden über N 
die Jahresmehrgewinne in Prozenten des Unternehmungskapitals be . 
den reinen Steinkohlenbergbauaktiengeſellſchaften, die übrigens in 17 
Weſtfalen drei Viertel des geſamten Bergbaukapitals ausmachen, einer⸗ 5 
ſeits und den geſamten Aktiengeſellſchaften andererſeits. Dabei er⸗ 
gibt ſich der wenig erhebliche Unterſchied von 9,60 Jahresdurchſchnitt t 
beim Steinkohlenbergbau gegenüber 8,16 beim Geſamtgewerbe. Dabei 
iſt noch das größere Riſiko des Bergbaues und die jahrelange Ertrags- 
loſigkeit vom erſten Spatenſtich bis zur Ausſchüttung der erſten Zr 
Dividende zu berückſichtigen. Allerdings beſtehen infolge der ſtarken 
Verſchiedenheiten der Steinkohlenvorkommen auch ſtarke Unterſchiede N 
in der Rentabilität. Die gut ſituierten Werke erfreuen ſich der ſo⸗ 
genannten Differenzialrente, und einzelne Aktiengeſellſchaften 10 
daher in der Lage, recht hohe Dividenden zu verteilen, die das Son 
wort von den Rieſengewinnen des Bergbaues geſchaffen haben. Aber 
dieſe Dividenden ſind nicht vom Unternehmungskapital, ſondern vom 5 
Nominalkapital berechnet, und gleich hohe und noch höhere Dienen e 
gibt es auch in anderen Gewerben. 

Von beſonderem Intereſſe iſt aber auch das gablenverbat | 
der Ausbeute zum Arbeitslohn. Das Verhältnis war „ 5 
Jahre 1910 etwa 14 zu 86 und ſtellt ſich im Jahre 1919 auf etwa 1 
3 zu 97. Die Verteilung der Ausbeute an die Arbeiter würde alſo | 
für den einzelnen Arbeiter einen minimalen Vorteil bedeuten und A 
an Bedeutung auch hinter der kleinſten Lohnſteigerung e 
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Bon Intereſſe iſt endlich auch das Zahlenverhältnis der 
Ausbeute zu dem Geſamtwerte der Gewinnung. Dies 
ſtellte fih 1910 auf 9°, 1919 auf 2% und 1920 auf 1%. Für 


den Kohlen verbraucher, zumal wenn noch erhebliche Frachtkoſten ji 
hinzukommen, ſpielt alſo der Gewinn des Unternehmers ſo gut 


wie gar keine Rolle. Ahnlich liegen die Verhältniſſe nach einer 


neuerdings veröffentlichten Berechnung auch beim ee u 


bergbau. 


Diefe Zahlentatſachen werden 15 von Kennern nicht ernſt⸗ = 
haft beſtritten. Dagegen behauptet man jetzt, daß die Sache inſo⸗ 
fern einen Haken habe, als die Gewinne der Zechen nur zum Teil 
als Dividenden ausgeſchüttet würden, dagegen zum großen Teil in 


hohen Abſchreibungen, Schaffung echter und ſtiller Reſerven und 
ähnlichen Rechnungsoperationen der „undurchſichtigen“ Gruben⸗ 


rechnungen aufgingen. Das iſt bis zu einem gewiſſen Grade richtig. 
Jedoch ſind auch hier durch die Natur der Sache Grenzen gezogen 


und vor allem iſt zu beachten, daß gerade dieſe Verwendung des 
Gewinnes dem Bergbau und damit dem Allgemeinwohle zugute 
kommt. Gerade dieſe von jeher geübte Bilanzpolitik hat den Berg⸗ 
bau inſtand geſetzt, den ſchweren Zeiten bis jetzt ſtandzuhalten. Die 


größten und ſtärkſten Bergwerksanlagen, die wir haben, ſind Einzel⸗ 
unternehmungen von Stinnes und Thyſſen, wo eine Dividende. 
überhaupt nicht verteilt wird, ſondern der ganze Gewinn immer 


wieder in das Unternehmen hineinfließt. 
Sind damit der Kritik des bisherigen Wirtſchaftssyſtems die 


richtigen Grenzen gezogen, fo ſtehen andererſeits feine Vorzüge außer 


Zweifel. Es iſt auffällig, daß gerade dieſe Vorzüge in der Be⸗ 


gründung des zweiten Vorſchlages der Sozialiſierungskommiſſion in 
das hellſte Licht geſetzt werden. Es wird dort geſagt, daß eine der 
ſchlimmſten Gefahren, die der geplanten Organiſation drohe, die 
Ausſchaltung freier Initiative und individueller N 
Verantwortungsbereitſchaft wäre. Es heißt weiter: „Die 
hoch geſteigerte und lange eingebürgerte Schätzung des Erfolges hin 


gegen, die ſich in der Unternehmerwirtſchaft entwickelt hat und die 


Bezeichnung einer Erfolgswirtſchaft rechtfertigt, ſchafft einerſeits die \ 
ſcharfe Ausleſe, andererſeits die faſt unerſchütterliche Vertrauens⸗ 
ſtellung des erfolgreichen Führers, gewährt daher der Wirtſchaft An⸗ 
ſpruch und Ausſicht auf die ſtärkſten Kräfte und dieſen Kräften 
wiederum Entfaltung ihrer Initiative, Freiheit von perſönlichen Ab⸗ m 
en und ä . * Kia einen be⸗ 3 
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ruflichen Anreiz, der ſtärker wirkt, als geſteigerte materielle Ent⸗ 
lohnung.“ Lauter kann das Lob der Erfolgswirtſchaft kaum ge⸗ 
ſungen werden. 

Es gibt aber auch ein tatſächliches Gegenbeispiel, nämlich den 
Staatsbergbau. Wenn auch die vernichtenden Urteile, die viel⸗ 
fach über den Staatsbergbau gefällt werden, über das Ziel hinaus⸗ 
ſchießen, ſo beſteht doch die Tatſache, daß der wirtſchaftliche Erfolg 
des Staatsbergbaues in den letzten Jahrzehnten erheblich niedriger 
geweſen iſt als der des Privatbergbaues, ſelbſt dann, wenn der 
Staatsbergbau wie in dem Falle der Hibernia in der Rechtsform 
einer Aktiengeſellſchaft betrieben wird. Dieſe Erkenntnis iſt es auch 
hauptſächlich geweſen, die die früheren Verſtaatlichungspläne zum 
Scheitern gebracht hat. Auch die Sozialiſierungskommiſſion bricht 
in ſcharfen Worten über den Staatsbergbau den Stab und lehnt 
eine Verſtaatlichung des Bergbaues grundſätzlich ab. Sie behauptet, 


daß ihre Vorſchläge eine Verſtaatlichung nicht bedeuteten und nicht 


die anerkannten Nachteile einer ſolchen zur Folge haben würden. 

Es iſt zu prüfen, ob das zutrifft. Die Schattenſeiten des 
Staatsbetriebes liegen anerkannter Maßen 1. in der geringeren 
Aktivität der Staatsbeamten; 2. in der Schwerfälligkeit der Rechnungs⸗ 
und Etatsvorſchriften, die den Entſchluß zu koſtſpieligen Neuanlagen 
oft nicht rechtzeitig zur Ausführung kommen läßt; 3. in der Be⸗ 
laſtung der Beamten mit der Erſtattung von Berichten und ſonſtiger 
Kleinarbeit und ganz beſonders 4. in der parlamentariſchen Kontrolle, 
die ein ſelbſtändiges Handeln lähmt. Wird es in dieſer Hinficht 
bei den neuen Organiſationen anders * Die Frage iſt zu ver⸗ 
neinen. 

Zunächſt ift in der neuen Organiſation kein Platz für Unter⸗ 


nehmer wie Stinnes und Thyſſen ſowie für Generaldirektoren, die 


es gewohnt ſind, mit ihrem Aufſichtsrat oft in wenigen Stunden 


weittragende Entſchlüſſe zu faſſen. Den Anreiz für dieſe Leute 


bildete nicht allein der materielle Gewinn, ſondern ganz beſonders 
das durch den wirtſchaftlichen Erfolg geſchaffene Selbſtbewußtſein 


nach innen und Anſehen nach außen, die wirtſchaftliche Macht. 


Dieſer Anreiz ſchwindet mit dem Fortfall des Unternehmergewinns. 


Die Anhänger des Vorſchlages 2 glauben, die jetzigen Führer des 
Bergbaus vorläufig gar nicht entbehren zu können und wollen ſie 


dadurch erhalten, daß ſie den Betrieben Prämien für Mehrerzeugung 
und Erzeugungsverbilligung in Ausſicht ſtellen. Zwei Unterzeichner 
des Vorſchlages haben ſogar ihre Zuſtimmung zu DEE davon ab⸗ 
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hängig gemacht, daß feſte Regeln der Prämiengewährung aufgeftellt . 
werden, daß dieſe Regeln ſo gefaßt werden, daß der Unternehmer 
bei jeder Verbeſſerung, die er erzielt, auch wenn dieſe noch ſo gering 
iſt, auch bei den alltäglichen Verbeſſerungen mit Sicherheit auf eine 
entſprechende Prämie rechnen kann, und daß die Entſcheidungen über 
die Prämiengewährung nicht durch Mehrheitsbeſchlüſſe irgend eines 
mehr oder weniger geeigneten Gremiums ſtattfinden. Dem iſt durch⸗ 
aus zuzuſtimmen. Aber wenn ſich ſolche Regeln finden ließen, dann 
wäre es Aufgabe der Sozialiſierungskommiſſion geweſen, fie auf: 
zuſtellen. Das iſt aber nicht geſchehen. Die unüberwindliche Schwierig⸗ 
keit liegt nämlich darin, daß Betriebsänderungen nur in den ſeltenſten 
Fällen einen alsbald ſichtbaren Einfluß auf die Menge der Erzeugung 
und auf die Selbſtkoſtenergebniſſe zeigen. Meiſt können ſie, wie zum 
Beiſpiel die Anderung der Abbaumethoden, die Umſtellung der Wetter⸗ 
führung durch Niederbringung eines Schachtes, die Verwendung 
anderer oder vermehrter Maſchinen, erſt nach Ablauf vieler Jahre 
eine merkbare Wirkung ausüben, und ſind dann vielleicht durch eine 
ungünſtige Anderung der natürlichen Verhältniſſe wieder aufgezehrt. 
Daraus werden ſich Enttäuſchungen ergeben, und es liegt die Be⸗ 
fürchtung nahe, daß in Vorahnung ſolcher Betriebsverbeſſerungen 
überhaupt unterbleiben, und die Werke in einen Zuſtand der Stag⸗ 
nation geraten. Die Durchführbarkeit des Prämienſyſtems bleibt 
alſo noch nachzuweiſen, und ſelbſt wenn eine einigermaßen befriedigende 
Durchführung gelänge, ſo würde doch die wohlwollende Beurteilung 
durch die obere Inſtanz keinen Erſatz für den handgreiflichen Erfolg 
bieten. Die Generaldirektoren würden, ſoweit ſie ſich der neuen 
Organiſation zur Verfügung ſtellen ſollten, ſich allmählich auf den. 
Geſichtskreis des bisherigen Staatsbeamten einſtellen. Das innige 
perſönliche Verhältnis zwiſchen Werksleiter und Werk, das oft über 
die ſchwerſten Wechſelfälle hinweggeholfen hat „ würde aufhören. | 
Mit der ſcharfen Führerausleſe wäre es vorbei. | 
Den Betriebsleiter wird künftig der Gedanke beats Finde 
ich auch die Billigung des Reichskohlenrats? Er wird ſich ſchwer 
hüten, Maßnahmen auf längere Sicht aus ſich heraus zu treffen. 
Schon deshalb, um nicht von ſeinen eigenen Leuten wegen des 
Prämienausfalls verantwortlich gemacht zu werden. Er wird an 
den Generaldirektor berichten, dieſer an das Reichskohlendirektorium, 
dieſes, da es ebenfalls ſehr vorſichtig ſein muß, um nicht vom Reichs⸗ 
kohlenrat an die Luft geſetzt zu werden, an den Reichskohlenrat 
und der Reichskohlenrat, der nur zum Teil aus Sachkundigen beſteht, 
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aber als oberſt Selbſtwerwaltungsſtele von miemandeenz verantwortlich 


gemacht werden kann, wird die Frage ſo oder ſo entſcheiden. Die 
Verantwortung wird in einem Kollegium von Leuten, die die Ver⸗ 
antwortung gar nicht tragen können, in ee Weis e e 
werden. 
Man darf auch nicht etwa 11 daß die Karre unter gut 
bezahlten Direktoren ſchon weiter laufen werde, weil der Kohlen? 
bergbau den Gipfel techniſcher Vervollkommnung bereits 
erreicht habe, alſo gewiſſermaßen in einen Beharrungszuſtand ein⸗ 
getreten ſei. Das iſt durchaus nicht der Fall. Im Gegenteil be⸗ 
reiten ſich grundlegende Veränderungen in der Verwendung der 
foſſilen Brennſtoffe vor. Wir werden in den nächſten Jahrzehnten 
vielleicht dazu kommen, die Steinkohlen nicht als ſolche zu verfeuern, 
weil das eigentlich Raubwirtſchaft iſt, ſondern ſie zunächſt in ihre 
Beſtandteile zu zerlegen, in Koks, Gas, Ol uſw., um dadurch eine 
viel höhere Ausnutzung der in der Kohle enthaltenen Kräfte zu erzielen. 
Das iſt ein Problem, von deſſen Löſung vielleicht die wirtſchaftliche 
Zukunft abhängt. Die beſten Kräfte arbeiten zur Zeit daran, an⸗ 


. N He gereizt durch die Chancen des wirtſchaftlichen Erfolges. Alſo auch | ir 


in techniſcher Hinſicht iſt 15 eee nicht elf ur ae 
- Sogialifierung. ie, 

Weiter iſt folgendes zu lagen. Der Aufbau der Roßfeniirtfepaft 
nach beiden Vorſchlägen zeigt ein ſehr hohes Maß von Bentrali- 


ſation. In Berlin, an ſchon an ſich unbeliebter Stelle, befinden N 
ſich die beiden Zentralinſtanzen, der Reichskohlenrat und das Reichs⸗ 


Zr ſich die größten Verſchiedenheiten zeigt, einheitlich geleitet werden 


kohlendirektorium, von denen aus der ganze deutſche Kohlenbergbau, 
der tauſend Unternehmungen mit 750 000. Arbeitern umfaßt und in 


ſoll. Dadurch iſt zwar die Einheitlichkeit der Produktionspolitik 3 


gewahrt, aber jede Zentraliſation trägt in ſich die Gefahr des 


| „Sitzungen, Verhandlungen über Gebühr in Anſpruch genommen | 


Schematismus und unproduktiver Arbeit. Um dieſe Arbeit zu bee 
wältigen, würde nicht nur bei dem Reichskohlendirektorium wie auch ' 
bei den Bezirksgeneraldirektionen ungeheure Beamtenkörper nötig 
werden, ſondern es würde auch der Betriebsleiter durch Berichte, 


And ſeiner Hauptaufgabe entzogen werden. Auch der Etat kehrt als 


der Wirtſchaftsplan, der vom Reichskohlendirektorium aufzuſtellen 
und dem Reichskohlenrat zur. Genehmigung vorzulegen iſt, wieder. 

Die Zeiten, wo die größten Entſchlüſſe aus der Sachkunde und 
Initiative W Generaldirekturs . auf . eines Vertrauens, 
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verhältniſſes zu ſeinem Aufſichtsrat in wenigen Stunden gefaßt | 
wurden, würden alſo vorüber fein. Es beſteht, wie bei allen zu 

großen Organisationen, die dringende Gefahr der Bürokratiſierung. 
Das alte „Direktionsprinzip“ der Bergordnungen und des Landrechts 3 
würde feine Wiederauferſtehung feiern. | 2 


Vor allem aber erweckt Grauen die parlamentariſche Kon⸗ 5 8 
trolle. Denn ſelbſtverſtändlich würde der Reichskohlenrat nichts anderes N 


ſein als ein Kohlenparlament, das in Kohlenſachen als drittes Parla⸗ 
ment neben den Reichswirtſchaftsrat und den Reichstag treten würde, 
denn auch der Reichstag wird, da ja doch die Einnahmen des Reiches 
aus dem Kohlenbergbau durch den Reichshaushaltsplan laufen werden, 
ſich keineswegs den Mund verbieten laſſen. Zu welchen Monſtroſi⸗ 
täten die parlamentariſche Kontrolle gegenüber dem Bergbau führen 


kann, dafür ein Beiſpiel aus neueſter Zeit. Schon ſeit mehreren 5 


Monaten tagt eine von der preußiſchen Landesverſammlung ein⸗ 


geſetzte parlamentariſche Unterſuchungskommiſſion, um die Verhälts 
niſſe des Steinkohlenbergbaues der ſtaatlichen Bergwerksdirektion 
Recklinghauſen einer genauen Prüfung zu unterziehen. Dieſer par⸗ 

lamentariſche Unterſuchungsausſchuß, der aus ſechs Herren beſteht, 


von denen nur einer einmal dem Bergbau näher geſtanden hat, 
hat auch Grubenbefahrungen vorgenommen und ſich mit Fragen 
beſchäftigt, wie die, ob Füllörter in der nötigen Dimenſionierung 


angelegt find, ob Querſchläge vor Jahren richtig aufgefahren find, - 


ob die richtigen Dimenſionen, die richtigen Neigungsverhältniſſe an⸗ 
gewandt worden find uſw. Das gibt ein Bild, was die Kohlen⸗ 
wirtſchaft von einer . Kontrolle in. dreifacher Geſtalt | 
zu erwarten hat. 5 | 


Alles in allem werden die Schattenseiten des Staatsdetriebes Fr 
im vollen Maße eintreten und die Angriffe, die die Sozialiſierungs⸗ 
kommiſſion gegen dieſen richtet, richten. fid auch gegen ihre eigenen i 


Vorſchläge. un 
Eine Verbeſſerung auf ſeiten der Betriebsleitung erhoffen wohl u 


auch die Anhänger der Sozialiſterung nicht. Aber fie meinen, daß N 
die Funktion der Betriebsleitung hinter der der Arbeiterſchaft zurück 


trete und von dieſer zu erwarten ſei, daß fie intenfiver arbeiten 
werde, wenn fie wiſſe, daß fie nicht mehr für das Kapital, ſondern 


für die Allgemeinheit arbeitet. Selbſtloſe Arbeitsfreudigkeit und ü FR 


Frieden würden dann einkehren. Man kann aber mit voller Ber. 
ſtimmtheit ſagen, daß die Hoffnung trügen wird. E 
Selbſt der ore Lederer vermag eines icht zu een, 
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das Syſtem der Lohnarbeit. Wer den Lohn zahlt, ob eine Aktien⸗ 
geſellſchaft oder der Staat oder ein gemeinwirtſchaftliches Gebilde, 
iſt dem Arbeiter ziemlich gleichgültig. Er iſt, wie die Erfahrung 
zeigt — man denke an die Eiſenbahnarbeiter und die Berliner 
Elektrizitätsarbeiter —, keineswegs beſcheidener in ſeinen Lohn⸗ 
anforderungen, wenn ihm als Arbeitgeber der Staat oder ein 
Kommunalverband oder etwas ähnliches gegenüberſteht. Im Gegen⸗ 
teil, er fühlt ſich ſolchen Einrichtungen gegenüber noch mehr als 
der Verſorgungsberechtigte. Auch bei ſogenannten werbenden Ber: 


waltungen rührt es ihn nicht, ob fie mit Plus oder Minus ab⸗ 


ſchneiden. ä 

Allerdings iſt es nicht unwahrſcheinlich, daß nach Erlaß eines 
Sozialiſierungsgeſetzes das Bewußtſein des politiſchen Sieges der 
Sozialdemokratie in weiten Kreiſen der Arbeiterſchaft eine gewiſſe 
Befriedigung und Bereitwilligkeit hervorgerufen würde, freilich nur 
bei Annahme des Vorſchlags Lederer, nicht des Vorſchlags Rathenau, 
der als Halbheit ohne moraliſche Wirkungen ſein würde. Der Zu⸗ 
ſtand der Befriedigung würde aber kaum lange vorhalten. Der 


Sinn des Arbeiters iſt viel zu praktiſch gerichtet, als daß ihn die 
Durchführung einer Idee auf die Dauer zufrieden ſtellen könnte, 


wenn ſich ſeine materielle Lage dadurch nicht verbeſſert, ſondern ver⸗ 


ſchlechtert. Bei erneuten Kämpfen würde aber ein ſtarker Damm 


nicht mehr vorhanden ſein, nämlich die Autorität der Unternehmer, 


die trotz allem immer noch beſteht, aber unwiederbringlich dahin 


wäre, wenn die Unternehmerſchaft das mißlungene Experiment mit⸗ 
gemacht hätte. Vor allem aber iſt zu beachten, daß ſelbſt der Vor⸗ 
ſchlag Lederer gar nicht das iſt, was der radikale Teil der Arbeiter 
eigentlich will. Nicht die Überführung des Privateigentums an den 
Bergwerken an eine kunſtvolle Organiſation, ſondern unmittelbare 
Überführung der Bergwerke an die Belegſchaften, eine Art Produktiv⸗ 


genoſſenſchaft der Arbeiter ſchwebt ihnen vor, ein Gedanke, der in 


der wildeſten Zeit mehrfach durch gewaltſame Beſetzung der Berg: 
werke betätigt worden iſt und übrigens auch in einem Sozialiſierungs⸗ 


vorſchlag der „Freien Arbeiterunion“ in Gelſenkirchen klipp und klar 


zum Ausdruck kommt. Danach ſoll der Berwerkseigentümer ohne 
Entſchädigung enteignet und ſollen die Bergwerke in den Gemein⸗ 
beſitz der Belegſchaften übergeführt werden. Jede Zeche ſoll für 
ſich wirtſchaften. Überſchüſſe ſollen für Neuanlagen, Lohnerhöhungen 


und Preisermäßigungen verwendet werden, und werden Zubußen 


nötig, ſo ſoll dieſe das Reich zahlen. Die ganze Kohlenwirt⸗ 
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ſchaft ſoll unter einer mit diktatoriſcher Gewalt ausgerüfteten Neuner⸗ 
kommiſſion ſtehen, an deren Sitzungen die Regierung mit beratender 
Stimme teilnehmen kann. Solche Gedanken werden von der So⸗ 
zialiſierungskommiſſion mit aller Entſchiedenheit abgelehnt. Das 


hieße „an Stelle eines Unternehmers einige hundert oder tauſend 


Unternehmer in der Geſtalt der bisherigen Arbeiter ſetzen, deren 
Intereſſenlage die der privaten Kapitaliſten, deren Eignung zur Geſchäfts⸗ 
führung aber geringer wäre.“ Dieſe Stellung der Sozialiſierungs⸗ 
kommiſſion ändert aber nichts daran, daß gerade dieſe Vorſtellungen 
weite, und zwar die politiſch aktivſten Kreiſe der Arbeiterſchaft be⸗ 


herrſchen. | | 


Nach alledem iſt von der Sozialifierung nicht eine Vervoll⸗ 


kommnung der Betriebe und Erhöhung der Kohlenmengen, ſondern 


das Gegenteil zu erwarten. Was den Preis betrifft, ſo werden 
ungehemmte Lohnforderungen nicht zur Senkung, ſondern zur Er⸗ 
höhung führen. Bei der Preisfrage dürfen außerdem auch die 
außerordentlichen finanziellen Belaſtungen der Kohlengemeinſchaft nicht 
außer acht gelaſſen werden. Als Aktivum hätte ſie nur den Fort⸗ 
fall des faſt gar nicht ins Gewicht fallenden Unternehmergewinnes 


zu buchen. Dagegen würden als Paſſiven eintreten die Auf⸗ 


wendungen für die Entſchädigung der Bergwerkseigentümer, mag | 


dieſe nun nach dem Vorſchlag J eine einmalige fein oder nach dem 


Vorſchlag II aus Kapitalzinſen und Tilgungsquoten beſtehen. Daß 
dieſe Laſt keine geringe ſein wird, ergibt ſich daraus, daß der Ge⸗ 


ſamtwert des Kohlenbergwerksbeſitzes oberflächlich auf 40 Milliarden 


Papiermark geſchätzt wird. Es ſind ferner zu berückſichtigen die 
Aufwendungen an Neuinveſtitionen, deren Höhe daraus berechnet 
werden kann, daß eine Tiefbauſchachtanlage im Ruhrkohlenbezirk 
mit einer Million Tonnen Förderung zurzeit 300 bis 400 Millionen 
Mark koſtet. | 

Hiernach erſcheint es gerechtfertigt, wenn von verſchiedenen 
Stellen, auch von ſolchen, die die beliebte Wendung gebrauchen, daß 
es ſich überhaupt nicht mehr darum handele, ob, ſondern nur darum, 
wie jozialifiert werden ſolle, erklärt worden iſt, daß keiner der beiden 
Vorſchläge der Sszialiſierungskommiſſion durchführbar erſcheint. 


Hieraus erklärt ſich ferner das überraſchende Ergebnis der vom 


Reichswirtſchaftsrat zur Nachprüfung der Scozialiſierungsvorſchläge 0 
eingeſetzten Siebenerkommiſſion in Eſſen. Aus den Beratungen 
dieſer Kommiſſion ging nämlich ein Vorſchlag Stinnes ⸗Silberberg 
hervor, der die Löſung der ganzen Frage in einer ſyſtematiſchen 


Durchorganiſation der deutſchen Wirtſchaft 105 bent Syſtem des 
Vertikalismus zu finden glaubt. Die Kohleninduſtrie ſoll aufhören, 
wirtſchaftlich eine Exiſtenz für ſich zu führen, die abnehmenden In⸗ 
duſtrien ſollen gewiſſermaßen Bergbautreibende werden. Als Ent⸗ 
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gelt dafür, daß ſie in die Lage verſetzt werden, ſich mit den für ſie 
geeigneten Kohleſorten günſtig zu verſorgen, ſoll ihre vereinigte 
Kapitalkraft dem Kohlenbergbau die Niederbringung neuer Schächte 


8 nicht enthält. Noch mehr muß überraſchen, daß dieſer Vorſchlag. * Ä 


Kapitalbeſchaffung fol durch Ausgabe von Kleinaktien zu 100 Mk. 


ermöglichen, deren Koſten für ihn ſelbſt unerſchwinglich wären. Die 


gefördert und hierdurch zugleich der ſoziale Zweck einer Beteiligung 
der Arbeiter am Aktienbeſitz erreicht werden. Man wird dieſem Ge⸗ * 
danken die Großzügigkeit nicht abſprechen können. Ob er zu ein⸗ 8 
ſeitig vom Gedanken des Großunternehmers aus gedacht iſt, ob von 
‚den „wirtichaftlihen Herzogtümern“, wie man die geplanten großen 5 
Konzerne ſarkaſtiſch genannt hat, wirklich das Heil für die deutſche 
We Wirtſchaft zu erwarten iſt, mag hier dahingeſtellt bleiben. Jeden 
alls fällt auf, daß dieſer Vorſchlag, abgeſehen von der Schaffung 
| einer Kleinaktie, einer auch ſchon früher erwogenen Anderung des 
Aktienrechts, ſoziale, geſchweige denn ſozialiſtiſche Elemente überhaupt 


— 


grundſätzlich den Beifall nicht nur des chriſtlich ſozialen, ſondeen 


ſozialiſtiſchen Arbeiter die Sozialiſierung bereits als ziemlich wert⸗ 


8 ale Schlagwort erkannt En und . Je, vielen ſozialiſiſcen u 


auch eines ſozialiſtiſchen Arbeitervertreters in der Kommiſſion, des 
Redakteurs der Bergarbeiterzeitung, gefunden Hat, der dann ſpäter 
allerdings unter dem Druck der Partei wieder etwas abgerückt it. 
Das andere ſozialiſtiſche Mitglied der Kommiſſibn hat ſich freilih . 
nicht überzeugen laſſen, ſondern einen Gegenvorſchlag aufgeſtellt, der 
auf Vollſozialiſierung geht und ſich von dem Antrag Lederer im 
weſentlichen nur durch eine ſtärkere Dezentraliſation im Aufbau 4 
unterscheidet. | 
A Steht alſo außer Zweifel, daß die Soyialiferung weder zu 
einer Steigerung der Förderung, noch zu einer Senkung der. Preife,. 
ſondern zum Gegenteil führen wird, was übrigens in den Berhand: . 
lungen der Sozialiſterungskommiſſion die Vertreter jedes der beiden 
Vorſchläge von dem anderen Vorſchlage behauptet haben, fo bleibt 
„allerdings noch die Frage offen, ob etwa die Ablehnung oder die 
Vertagung der Sozialiſierung eine gegenteilige Wirkung i in noch viel 
ſtärkerem Maße auslöſen würde. Von vielen wird das angenommen. 
„Von anderer Seite wird behauptet, daß weite Kreiſe auch der: 


— = 
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BEN 3 1 5 die Wirkung einer Sozialiſierung nicht mehr im roſigen 
b N Lichte erſchiene, daß es ihnen aber ſchwer werde, das durch lange 


Fee in die Köpfe der Arbeiter eingehämmerte Schlagwort wieder 
herauszubringen. Dafür ſprechen zwei ganz kürzlich erſchienene 


11855 des Reichswirtſchaftsrates Max Cohen, worin ſich Stellen 


hätte erſetzen können, ohne den Sinn zu ändern. Vielleicht iſt auch 
| de as Verhalten des Redakteurs der Bergarbeiterzeitung gegenüber 
| de d Vorſchlag Stinnes⸗Silberberg aus dieſem Geſichtspunkte heraus 
zu deuten. Freilich bleibt abzuwarten, wie weit die ſpäte Erkenntnis 
nach links greifen wird. Niemand kann ſich rühmen, die Pſyche 
9 des Bergarbeiters genau zu kennen. Jedenfalls iſt ernſthaft damit 
* rechnen, daß das Scheitern der Sozialiſierung ſchwere Er⸗ 
Er: hütterungen unſeres Wirtſchafts⸗ und vielleicht auch unſeres poli⸗ 
. ti ſchen Lebens herbeiführen kann. Ob es ſich empfiehlt, dieſe als 
1 nabwendbar hinzunehmen, um ſpäteren noch ſchwereren Er— 
id: itterungen zu entgehen, iſt eine Frage der Politik, auf die ich 
ER nicht eingehen will. Auch will ich die mehrfach aufgeworfene Frage 
dah ngeftellt ſein laſſen, ob die Sozialiſierung unſeren Feinden den 
angriff in unſere Kohlenſchätze erleichtern würde oder nicht. 
Dagegen will ich zum Schluß noch kurz über den gegen- 
he wärtigen Stand der Sache berichten. Während von ſeiten der 
| 55 Reichsregierung erklärt worden iſt, daß der Geſetzentwurf über 
N zozialiſierung des Kohlenbergbaues noch im Laufe dieſes Monats 
vorgelegt werden würde und angeblich jemand im Reichswirtſchafts— 
miniſterium bereits einen fertigen Geſetzentwurf in der Bruſttaſche 


N A haben ſoll, werden die Verhandlungen der vom Reichswirtſchaftrat 


5 e ingeſetzten Verſtändigungskommiſſion in einem wenig beſchleunigten 
Tempo mit größeren Unterbrechungen weitergeführt, in einem Tempo, 
das offenbar ausdrücken ſoll, daß es ſich um eine Frage handelt, die 
8 ſorgfältigſten Überlegung bedarf. Über ihre Verhandlungen 
5 2 SR breitet die Kommiſſion einen ziemlich dichten Schleier. In den 


99 en Bergbaurecht den Charakter eines „Lehens“ zu geben. 
Das iſt etwas unklar, denn man will doch wohl nicht die Libri 
feudorum zur Grundlage des Bergbaurechts machen. Beſtimmter 
iſt ein Vorſchlag Krämer-Imbuſch, der jetzt im Vordergrunde zu 
1 ſtehen NEN der neben anderen ſozialen Gedanken, die 175 älteren 


en. I 
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2 roſchüren des Vorwärts⸗Redakteurs Erwin Barth und des Mit⸗ 


iden, durch die ich ganz gut einzelne Punkte meiner Ausführungen 
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Datums find, wie Beteiligung der Arbeiter am Ertrage der Berg⸗ 
werke, Beteiligung des Staates an Übergewinnen uſw. auch darauf 
abzielt, daß an Stelle des Eigentums an den Bergwerken ein Pacht— 
verhältnis zum Staate treten ſoll. Dieſer Vorſchlag, bei dem ja 
die Erfolgswirtſchaft gewahrt bleibt, iſt für die Unternehmer viel⸗ 
leicht nicht unannehmbar, wenn eine ſo lange Dauer der Pacht ge— 
ſichert iſt, daß ein Betrieb auf lange Sicht ſtattfinden kann. Aller⸗ 
dings würde dann der Kohlenbergbau auf den Realkredit verzichten 
müſſen. 8 | 

Leider werden die Ergebniſſe der Verſtändigungskommiſſion, 
die ihren Namen nicht mehr ganz mit Recht führt, nicht eine wirk⸗ 
liche Verſtändigung bedeuten, denn die ſozialiſtiſchen Mitglieder der 
Kommiſſion ſind nach und nach unter Parteidruck ſämtlich, bis auf 
einen, der als Horchpoſten zurückgeblieben iſt, aus der Kommiſſion 
ausgeſchieden. Wenn alſo auch die Kommiſſion in Übereinſtimmung 
mit der chriſtlichſozialen Arbeiterſchaft eine weitgehende ſoziale 
Sozialiſierung vorſchlagen wird, ſo wird das doch denen, die eine 
ſozialiſtiſche Sozialiſierung verlangen, nicht genügen und ein 
ſcharfer politiſcher Kampf wird nicht zu vermeiden ſein. 
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Die baltiſchen Randftaaten und ihre 
bhandelspolitiſche Bedeutung 
9 | Von H. F. Crohn⸗ Wolfgang Berlin 


Inhaltsverzeichnis: A. Land, Bevölkerung, Politiſche Verhältniſſe S. 207 
bis 213. — B. Währungsfragen S. 213 — 215. — C. Die früheren Bes 
ziehungen zu Deutſchland und die jetzigen politiſchen und handelspolitiſchen 
Beziehungen S. 215—220. — D. Außenhandel S. 220— 228. — E. Wirt⸗ 


ſchaftliche Entwicklungsmöglichkeiten S. 228-235. 
1 ie mit dem Sammelnamen „Randſtaaten“ bezeichneten Repu⸗ 
bliken Litauen, Lettland und Eſtland bilden den ſüdweſtlichen 


Küſtenſtrich des ehemaligen Rußland mit den vier wichtigen Oſtſee— 
* häfen Libau, Windau, Riga und Reval. Im Jahre 1918 gliederten 
iich die drei Republiken von dem ehemaligen ruſſiſchen Staatskörper 
ab. Der Boden für dieſe Separation war bereits durch die deut— 

ſchen Okkupationsbehörden vorbereitet worden. Durch eine Ver⸗ 
fügung des Chefs des Generalſtabes vom 24. Juni 1918 wurden die 
bokkupierten baltiſchen Lande in zwei Verwaltungsdiſtrikte geteilt, 
nämlich in den Bezirk der baltiſchen Lande, umfaſſend Kurland, 

Livland und Eſtland, und in den Bezirk Litauen. Hierdurch war 

zum erſten Male eine Trennung in Verwaltungsbezirke nach völki⸗ 
ſchen Geſichtspunkten vorgenommen. Beim Zuſammenbruch der 

deeutſchen Kriegsmacht konſtituierten ſich dann dieſe Teile des Zaren⸗ 
5 reiches als ſelbſtändige Staaten. Bisher find fie zwar tatſächlich 
von ſämtlichen Mächten, aber noch nicht de jure anerkannt worden. 
Die rechtliche Anerkennung ſeitens der Entente iſt eines ihrer wich— 
tigſten politiſchen Ziele. Auch Deutſchland hat in dem kürzlich mit 
Lettland geſchloſſenen Friedensvertrag dieſen Staat noch nicht de jure 
anerkannt, aus der richtigen Erwägung heraus, daß dies zunächſt 
ſeitens der Entente geſchehen müſſe. 

Die Grenzen der drei Länder ſind heute noch unbeſtimmt. So 
halten zum Beiſpiel die Polen große Gebietsteile beſetzt, die Litauen 
für ſich beanſprucht. Wilna, die „Stadt der hundert Kapellen“ und 
natürliche Hauptſtadt des Landes, hat in den jüngſten Kriegsereigniſſen 

* mehrfach den Beſitzer gewechſelt und iſt gegenwärtig von polniſchen 
1 „Freiſchärlern beſetzt. Auf die endgültige Feſtſetzung der Grenzen 
} der Randſtaaten ift erſt zu rechnen, ſobald im Oſten der Frieden 
" endgültig hergeſtellt iſt. 
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Litauen, die ſüdlichſte von ihnen, iſt der Bodenfläche und Be⸗ 


völkerungszahl nach die wichtigſte der drei Republiken. Seine Ein⸗ 


wohnerzahl beläuft ſich zwiſchen 4—5 Millionen. Es tft gegenüber 


Lettland und Eſtland inſofern benachteiligt, als es vom Meere ab⸗ 
geſchnitten iſt und keinen eigenen Hafen beſitzt. Im Weſten geht 


das Land bis wenige Kilometer an die Küſte, im Südweſten wird 
es durch das dem Friedensvertrag von Verſailles ſeine ſtaatliche 


Sonderexiſtenz verdankende Memelgebiet vom Meer abgetrennt. 


Memel wäre der natürliche Seehafen des litauiſchen Staates. Die - 
Bevölkerung Litauens iſt überwiegend bäueriſch, das ſtädtiſche 


Element tritt numeriſch zurück. Ungefähr 13 % der Geſamt⸗ 
bevölkerung ſind Juden. Die litauiſche Sprache wurde in den Zeiten 
des ruſſiſchen Kaiſerreichs unterdrückt, die oberen Stände ſprachen 
Franzöſiſch und die unteren Klaſſen Ruſſiſch. Unter den beſſeren 


Ständen ſoll es auch heute noch eine Reihe von Leuten geben, die 


ihre eigentliche Mutterſprache nur ſchlecht beherrſchen. Ein Teil der 5 


akademiſch Gebildeten hat in Deutſchland ſtudiert und beherrscht 


daher auch unſere Sprache. 


Der landwirtſchaftliche Großbeſitz und, mit Ausnahme der ſtaat⸗ 8 


lichen Forſten auch der Waldbeſitz, liegt in den Händen polniſcher = 5 


Edelleute. Die induſtrielle Entwicklung des Landes iſt gering. 


Die demokratiſche Republik. Litauen hat in Mai 10 
durch ihre konſtituierende Verſammlung eine demokratiſche Verfaſſung 


erhalten. Auf Grund der Verfaſſung fanden Parlamentswahlen 


ſtatt, in denen die chriſtliche Bauernpartei die abſolute Mehrheit 


erhielt. Sie bildet zuſammen mit der zweitſtärkſten Partei, nämlich 
der auf ſozialdemokratiſchem Boden ſtehenden Arbeiterpartei, einen 
Regierungsblock. Im allgemeinen können die innerpolitiſchen Ver⸗ 


hältniſſe heute als gefeſtigt gelten; die Regierung beſtzt . u 


Autorität im Lande. 


In ihren äußeren Beziehungen muß die Regierung zwischen 5 


der Entente und Deutſchland lavieren. Ein außenpolitiſches Pro: 


blem, das für die Wirtſchaft und den Handel beſondere Bedeutung e 


beſitzt, bildet die Memeler Frage. 
Durch den Friedensvertrag wurde das Memelgebiet von Deutſch⸗ 


land abgetrennt, ohne daß Beſtimmungen über feine künftige Staats 


zugehörigkeit getroffen wurden. Seine ſtaatsrechtliche Stellung nach 


innen und außen iſt heute noch ungeklärt; de facto regiert wird 
es von dem Gouverneur der franzöſiſchen Beſatzungstruppen; dieſer 55 


2 


hat ſich einen von a N gewählten Staatsrat zur Seite . 
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5 e 
r . 


209] Die beltifgen Ranbftanten und ifee handelspoltiſche Bedeutung 209 


geſtellt, welcher jedoch nur beratende Befugnis befigt. Ob und zu N N 
welcher Zeit Memel eine ri ſtaatliche Ordnung gegeben und feine 
internationale Stellung feſtgeſtellt wird, ift noch nicht abzuſehen, da 


wahrſcheinlich innerhalb der Entente ſelbſt Gegenſätze in dieſer Frage 8 


beſtehen und ausgeglichen werden müſſen. Indeſſen iſt die außen⸗ 
politiſche Stellung Memels, ſoweit es ſich dabei um ſein Verhältnis 
zu Litauen handelt, für dieſes Land, das auf den Zutritt zum Meere 


und den Hafen von Memel angewieſen iſt, von größter Bedeutung; 


es haben daher ſeit geraumer Zeit Verhandlungen ſtattgefunden, 
um eine Verſchmelzung oder wenigſtens eine innige Wirtſchaftsunion 
zwiſchen beiden Ländern herbeizuführen. Eine ſolche Verbindung 


blbte beiden Teilen große Vorteile. Während Litauen durch Memel 


einen für die Verſchiffung ſeiner Landesprodukte beſonders geeigneten 
Hafen erhielte, würde die Memeler Holzinduſtrie, die auf das litauiſche 
Holz angewieſen iſt, eine geſicherte Rohſtoffbaſis gewinnen. Grund⸗ 


lage für die Verhandlungen bildete der Vorſchlag, die Zollgrenzen 


zwiſchen den beiden Staaten fallen zu laſſen und eine gemeinſame 
Zollgrenze gegenüber dem Ausland herzuſtellen. Die Litauer ver⸗ 
langten hierbei, daß ihnen bei der Verwaltung und Erhebung der 


Zölle und der Feſtſetzung von Tarifen ein vorherrſchender Einfluß 


eingeräumt würde, während die Memeler Gleichſtellung forderten. 
Angeblich nun ſind die Verhandlungen geſcheitert, weil man ſich 
über dieſe Fragen nicht hat einigen können. Nach einer viel ver⸗ 
breiteten Anſicht aber iſt das Scheitern auf den Einfluß der Fran⸗ 
zoſen zurückzuführen, die in ihrer augenblicklichen Machtſtellung gute 
Geſchäfte machen, und denen an einer Anderung der gegenwärtigen 
Lage wenig gelegen ſei. Das Zuſtandekommen einer Union zwiſchen 
Litauen und Memel wäre von großer Bedeutung für ö 
Hierauf wird noch ſpäter einzugehen ſein. 


> Lettland mit einer Bevölkerung von rund 2 Mill. Einwohnern . 
wird im Süden von Litauen, im Oſten von Sowjet⸗ Rußland und 


im Norden von Eſtland begrenzt. Es beſitzt eine vorzügliche Küſte 


mit den wichtigen Oſtſeehäfen Riga, Libau und Windau. Die Mehr⸗ 


zahl der Bevölkerung beſteht aus Kleinbauern. Anders als in 
Litauen lag der Großgrundbeſitz in Lettland in der Hand deutſch⸗ 
ſtämmiger Ariſtokraten, der ſogenannten „Baltiſchen Barone“. 
Dieſe Klaſſe iſt zwar deutſcher Herkunft, hat aber vor dem Kriege 
ſich durchaus großruſſich betätigt und war eine Hauptſtütze der 
ruſſiſchen imperialiſtiſchen Partei. Nach dem Zuſammenbruch der 


deutſchen Okkupation und des Vermontuntenehmens mußten die 
Schmollers Jahrbuch XL VL N 14 


210 0 8. Grobe weed ee, er, 


rt“ 


ä Barone aus dem Lande N ſie halten fh jegt größten W _ 
Deutſchland auf. e 
| Vor dem Kriege war die Inbuſtrie in Lettland ſtärker als 
im übrigen Baltikum entwickelt. Riga, Mitau und Libau waren 
induſtrielle Zentren, mit einer beachtenswerten Fabrikation von 


— 


Textilwaren, Maſchinen, Kleineiſenzeug und Eiſenwaren; ferner gab : 


bolſchewiſtiſchen Stömungen die tatſächlichen Machtverhältniſſe un⸗ 


es Dampfſägewerke, Papier⸗ und Olmühlen, Brauereien und 
Raffinerien Während des Krieges wurden die Werke zumeiſt 
zerſtört und die wenigen, die beſtehen blieben, wurden ihrer 1 
Maſchinen und ihres ſonſtigen Produktionsapparates beraubt. Das 5 
nichtsdeſtoweniger noch beträchtliche Induſtriearbeiterelement übt 
eine radikaliſierende Wirkung aus, jo daß bolſchewiſtiſche Tendenzen 
in Lettland ſtärker entwickelt ſind als in Litauen. Auch während 
des Krieges haben ſich innerhalb der ruͤſſiſchen Armee die Letten en 
als ein bolſchewiſtiſcher Nährboden. erwieſen, bezeichnend Atos, 
daß die Mörder des Zaren Letten waren. Die Regierung unter 
Führung des Miniſterpräſidenten Ulmanis hat zwar, geſtützt auf: 
eine gutdiſziplinierte ſtehende Armee von 30 000 Mann, das Heft = 
in. Händen; auch iſt ihre Lage vom parlamentariſchen Stand⸗ rg 
punkte aus gefeftigt, da fie in der Konſtituante über 133 Stimmen 
der bürgerlichen Parteien verfügt, denen nur 69 Sozialdemokraten 
als Oppoſition gegenüberſtehen; doch ſind infolge der erwähnten 


* 


durchſichtig und die Lage nicht in gleicher Weiſe gefeſtigt wie in 
Litauen. Innerpolitiſch bewegt ſich die Regierung des Herrn Ulmanis 
in. agrarſozialiſtiſchen Bahnen, in der . zeigt fie eine 
ſtarke Hinneigupg zu Polen. 4 
Eſtland iſt an Bodenfläche und — mit 1; 2 Mill. Einwohnern. - — 
auch der Bevölkerungszahl nach der geringſte der. Randſtaaten. Seine 
Grenzen verlaufen im Süden gegen Leitland, im Weſten gegen 
Sowjet⸗Rußland. Es beſitzt neben dem wichtigen. Hafen von Reval 
die Univerſität Dorpat, lange Jahre hindurch der geiſtige Mittel⸗ 
punkt des Deutſchtums im Norden Rußlands. Die Bevölkerung 2 
gleicht ihrer Struktur nach der Lettlands, auch ſind die inneren. Ver? 
hältniſſe im allgemeinen die gleichen. Außenpolitiſch inkliniert die 
eſtniſche Republik nach England, es hat ſoeben als erſter der 
Randſtaaten einen Handelsvertrag mit 8 britiſchen Regierung a 
abgeſchloſſen. > 
„Der ‚vorwiegend agrarische Charakter 15 Baltikum bedingt für 5 | 
15 drei Staaten e ihrer 0 8 | 
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| x Soweit landwirtſchaftliche Erzeugniſſe für die Ernährung von Menſch 


und Vieh in Betracht kommen, war der Länderkomplex früher ſelbſt⸗ 
| ernährend, erzeugte aber mit Ausnahme einiger heute zu Lett⸗ 
Br. land gehörenden Teile keinen nennenswerten Überſchuß zur 0 
fuhr. Für die Befriedigung der übrigen Lebensbedürfniſſe, d. h. 
die Verſorgung mit Genußmitteln, Bekleidung und Indu frieren 


d Produktion ſo ſtark zurückgegangen, daß man heute 
im Baltikum mit Ernährungsſchwierigkeiten zu kämpfen hat. Wäh⸗ 
rend Litauen ſeinen eigenen Getreidebedarf deckt und einige land⸗ 
wirtſcafliche Nebenprodukte, Gänſe, Geflügel, Eier und Butter, 
exportieren kann, muß Lettland und Eſtland Brotgetreide und Fett⸗ 


105 W il re eigentlichen Exportprodukte waren Holz, Flachs und Leinſaat, 
7 die auch heute in der Wirtſchaft der Staaten die entſcheidende 
5 5 Rolle ſpielen. 
Allgemein hofft man allerdings durch die Aufteilung des Groß⸗ 
5 ge ndbeſitzes und durch den Übergang von der ertenfiven zur in⸗ 
9 fiven Wirtſchaftsform die landwirtſchaftliche Produktion zu heben, 
5 abgeſehen davon, daß die Agrarreform auch aus ſozialen und poli⸗ 
„ Erwägungen heraus die brennendſte Frage darſtellt, die die 
N: een Republiken im Innern zu löſen haben. 
. Am wenigſten radikal wird — der gemäßigten politiſchen Rich- 
ER 5 des Volkes entſprechend — hierbei in Litauen vorgegangen 
135 5 werden. Im Auftrage der Regierung hat kürzlich daſelbſt ein 
RL deutſcher Gelehrter eingehende Unterſuchungen über die Agrar— 
de verhältniſe angeſtellt und 955 Grund ſeiner Studien einen Siede⸗ 
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eingerichtet werden, die jede ungefähr 70—100 Deßjatinen groß 


tauiſche Bodenproduktion um ein Mehrfaches geſteigert werden 


ſchaffen werden, welche auch für eine ſyſtematiſche Drainage und 
für den Ausbau des Wegenetzes zu ſorgen hätte. Dieſe Vorſchläge 
haben bei der Regierung Anklang gefunden und ſie ſind zur Grund⸗ 


lage iur Br Arbeiten einer parlamentariſchen Kommiſſion gemacht 
14 * 
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K nen war und iſt man faſt ausſchließlich auf die Einfuhr ange⸗ 
wieſen. Unter den Einwirkungen des Krieges nun iſt die land⸗ 


Bu ſtoffe einführen. Die Grundlage des Reichtums der Provinzen und 


55 Er nach däniſchem Muster, d. h. mit intenſiver Micchwirnchaft 7 
. ſein würden. Für die Durchführung dieſer Reform, durch die die 


S würde, ſoll eine neue Zentralbehörde, die Landeskulturbehörde, ge⸗ 
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worden, die unter Vorſitz des Außenminiſters zur weiteren Vor⸗ 


bereitung der Agrarreform gebildet worden iſt. 

In Lettland und Eſtland ſind bereits Geſetze erlaſſen worden, 
durch die die Großgrundbeſitzer enteignet werden, zum Teil mit 
derart geringen Entſchädigungen, daß die Enteignung einer Kon⸗ 
fiskation gleichkommt. So wurde zum Beiſpiel in Eſtland eine 
vollkommen eingerichtete Spiritusbrennerei mit 42 000 Eſtmark be⸗ 
wertet. Eine Sägemühle mit Turbinenbetrieb wurde mit 10000 
Eſtmark veranſchlagt. Die Verſtaatlichung des Großforſtbeſitzes 
wie auch der Übergang des landwirtſchaftlichen Beſitzes in die Hände 
der Kleinbauern wird die Bedingungen, unter denen ſich bisher 
der Holzhandel vollzog, verändern. Hierauf wird in folgendem noch 
näher einzugehen ſein. 

Stellt die Ausfuhr der landwirtſchaftlichen Rohſtoffe das Rück⸗ 
grat der Volkswirtſchaft dar, ſo war vor dem Kriege auch die 
Tranſitlage der baltiſchen Provinzen von wirtſchaftlicher Bedeutung. 
Riga, Libau, Windau und Reval hatten als Hinterland faſt das 
geſamte europäiſche Rußland für die Speiſung ihres Schiffsverkehrs; 
beinahe ein Drittel des geſamten europäiſch⸗ruſſiſchen Außenhandels 
nahm ſeinen Weg über dieſe Häfen, über deren Warenverkehr 
folgende Zahlen Auskunft geben. 


Es betrug die Einfuhr: 


ok in Millionen Rubel Proz. der geſ. ruſſ. Einfuhr 
1908 | 1909 | 19101911 | 1908 | 1909 1910 191 

Riga 109 103 | 144 | 145 15,6 | 140 | 16,1 | 15,2 
Reval, 75 57 58 87 ][ 10,7 7,8 6,5 | 91 
Pernau : g 1,3 2 1 0,2 0,2 == — 
Windau 15 286 14 ]. 24 | 2,2 3,6 1, 2,5 
Liban 26 | 22 24 32 3.7 3,0 2,7 33 


Es betrug die Aus fuhr: 


in Millionen Rubel Proz. der geſ. ruſſ. Ausfuhr 


1008 | 1909 | 1910 | 1911 


Riga. . .| 129 | 171 191 189 | ıs, 


5,8 14,5 15,6 | 141 
Reval. 15 22 23 22] 1,9 1,9 1,9 17 
Pernau 5 6 6 6 [ 0,6 0,5 0/5 05 
Windau 32 50 69 823,9 4,3 5,7 61 
Libau 23 49 52 61 [ 2,9 4,2 4,3 45 
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Die Haupteinfuhrartikel Rigas waren Maſchinen, in der Aus⸗ 
fuhr ſtand Flachs an erſter Stelle; dann folgten Getreide und Holz. 


Von der geſamten ruſſiſchen Stocsausfuh entfielen im Jahre 1906 


auf Riga 60 %. 

Mit dem Ausſcheiden Rußlands vom Weltmarktverkehr haben 
die Randſtaaten den Tranſitverkehr verloren, wodurch ihre wirt⸗ 
ſchaftliche Lage eine erhebliche Schwächung gegenüber den Friedens⸗ 
zeiten erleidet. 

Daß ſich trotz der günſtigen Lage der Oſtſeehäfen als Haupt⸗ 
umſchlagsplätze von Holz und Flachs daſelbſt die Induſtrie in nicht 
ſtärkerem Maße entwickelte, lag daran, daß das Land ohne Kohlen⸗ 
vorkommen iſt und daher der geſamte Kohlenbedarf vom Auslande 
eingeführt werden mußte. Dieſe Abhängigkeit macht ſich jetzt ſtärker 
fühlbar als vor dem Kriege; England, das der Hauptlieferant war, 
hat nämlich ſeine Kohlensausfuhr rationiert, und da es vorläufig 
nicht einmal die Anforderungen ſeiner Bundesgenoſſen befriedigen 
kann, müſſen die Randſtaaten leer ausgehen; daher dann auch 
daſelbſt akuteſter Brennſtoffmangel herrſcht. In Eſtland hat man 
inzwiſchen einen Brennſtoff zu verwerten begonnen, von dem große 
Vorkommen vorhanden ſein ſollen. Es iſt dies der ſogenannte 
Brennſchiefer, ein ölhaltiger Stein, über deſſen Eigenſchaften und 
endgültige Verwendungsmöglichkeiten man noch kein Urteil fällen 
kann, da gegenwärtig erſt planmäßige Unterſuchungen angeſtellt 
werden, an denen ſich auch deutſche Firmen beteiligen. Die eſtniſchen 


Staatsbahnen verwenden den Brennſchiefer bereits für den Betrieb 


der Lokomotiven, er ſoll aber in der bisherigen Form ein ſehr mangel⸗ 
hafter Kohlenerſatz ſein und die Maſchinen ruinieren. Auch wird 
berichtet, daß Vorkommen, die unterhalb des Merresſpiegels liegen, 


nicht abbauwürdig ſind, da der Stein dann ſo viel Flüſſigkeit an⸗ 


ſaugt, daß er nicht mehr gebrauchsfähig iſt. Immerhin iſt die Möglich⸗ 


keit vorhanden, daß bei gründlicher wiſſenſchaftlicher Ausbildung der 
Gewinnungs⸗ und Aufbereitungsmethoden hier ein Brennſtoff her⸗ 


geſtellt werden kann, der einen, wenn N nicht vollwertigen, Erſatz 


| m Kohle bietet. 


Mit ihrer ſtaatlichen Selbſtandigkeit ergab ſich für die Republiken 
die Notwendigkeit, ein nationales Währungsſyſtem zu wählen, wobei 
ſie entweder eine neue Währung ſchaffen oder eine beſtehende aus⸗ 
ländiſche Währung bei ſich legaliſieren konnten; die Wahl iſt gewiß 
ſchwierig für junge Staaten, die an akuteſtem Geldmangel leiden, 


2¹ „ 6.5; bobs abel e bell 


denen Golddeckung nicht zur Verfügung ſteht, ulld die bei imentwickelter 
innerer Wirtſchaft alle, industriellen Erzeugniſſe aus dem Auslande 
einführen müſſen. Anfangs dieſes Jahres unternahm es eine engliſche 
Bankgruppe, den drei Republiken, die zu einer Münzunion vereinigt 
werden ſollten, eine eigene Währung zu geben. Jeder der drei 
Staaten ſollte nach dem Muſter der Bank of England. eine Noten ⸗ 
bank errichten mit je einer Abteilung für Notenemiſſi onen und einer. 


Abteilung für allgemeine Bankgeſchäfte. Dieſen Emiſſtonsbanken 5 


ſollte die Aufgabe zufallen, unter engliſcher Garantie die neue 
Währung auf Goldbaſis zu ſchaffen. Dieſer Plan iſt jedoch geſcheitert. 


* 
1 


‘ 
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In. Litauen, wo neben dem faſt verſchwundenen Zarenrubel die 
deutſche Mark und der von unſerer Militärverwaltung herausgegebene 
Oberoſtrubel als Zahlungsmittel im Umlauf find, hält man ih: 


vorläufig noch nicht ökonomiſch ſtark genug für eine eigene Währung € 


und man beabſichtigt daher, die deutſche Markwährung bis auf 8 1 i 
weiteres beizubehalten. Hierbei kann die Regierung, will ſie ſtabile. a 


Veerhältniſſe ſchaffen, der Mitwirkung Deutſchlands natürlich nicht 
antraten. Intereſſant iſt immerhin, daß der Vertreter der ſelben 
engliſchen Bankgruppe, der zur Durchführung des oben erwähnten 
Fiananzplanes nach dem Baltikum entſandt war, während noch die 
Verhandlungen im Gange waren, von uns 20 Millionen Oberoſt⸗ 
mark kaufen wollte, um damit in Litauen den Flachs zu‘ bezahle, * 


für welchen er ſich inzwiſchen ein Monopol verſchafft hatte. 


| Im Gegenſatz zu Litauen hat Lettland eine eigene Währung. 5 = 

| eingeführt, und zwar den lettiſchen Rubel; hierfür iſt im Inlande 5 
ein Zwangskurs feſtgeſetzt, der einem Wert von 2 deutſchen Mark en 
für den Lettenrubel entſpricht. Schon während der kurzen Zeit . 

ihres Beſtehens hat ſich die Lebensfähigkeit dieſer Währung als 

fraglich erwieſen; der Lettenrubel wird heute in Deutſchland nur e 


mit 25 Pfennigen bewertet. 


e In Eſtland waren während der deutſchen Oktupationszeit ber Ei ii 
Oſtrubel und die Reichsmark in Umlauf. Mit der Gründung des 
ſelbſtändigen Staates am 2. Februar 1919 emittierte die Regierung 


ſogenannte Treſorſcheine, die mit 5% verzinsbar waren, und deren 


Kurs zwangsweiſe gleich dem einer deutſchen Reichsmark feſtgeſetzt A 
Se wurde. Für dieſe Scheine haftete das Geſamtvermögen des eſtniſchen. 3 
Staates. Bis zum Januar 1920 war die Einfuhr in Eſtland nicht 
beſchränkt. Dieſes hatte einen ſtarken Abfluß der im Lande vor⸗ 

handen geweſenen fremden Deviſen zur Folge, und da die eigene 
| Fer unbedeutend war, N das Geld v schnell. * ge ' 
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ihr Daſein dem billigen Rohſtoff aus Ruſſiſch⸗ Polen. Die oſtpreußiſche a 


0 
* 


.. R 


wurden Verordnungen zu feiner künſtlichen Hebung erlaſſen; alle im 
Privatbeſitz befindlichen fremden Deviſen wurden zwangsweiſe zum 
offiziellen Börſenkurs eingezogen; ferner wurde den Exporteuren . a 


Verpflichtung auferlegt, 25% des Wertes der Exportware in aus⸗ 


ländiſcher Valuta gegen Vergütung in Oſtmark zum Börſenkurs zu 


“nn 


hinterlegen. Ahnliche Zwangsmaßnahmen. ſind auch in anderen 
Ländern verſucht worden und haben ſich als * erwieſen; 
die Oſtmark ſank in folgendem Tempo: 8 | 


Im Januar 1920 betrug der Wert von 1 Reichsmark — 1 5 Sun, * 


Ende März 1900 „ „1 s 2 2,5 
Ende April 1920. = «„ „* 1 | . 00 —=45. = 
Mitte Auguſt Be 3 f u a =, 
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Spielte i im wirtſ aftlichen Leben Rußlands das deutſche Element 
eine ausſchlaggebende Rolle, ſo machte ſich vielleicht in keinem Teil 
des großen Reiches der deutſche Einfluß in gleicher Weiſe geltend 
wie im Baltikum. Durch den Handelsvertrag mit Rußland war 


Deutſ chland in die Lage geſetzt, unter beſonders günſtigen Bedingungen 


die ruſſiſchen Rohſtoffe zu beziehen und ſie bei fi) weiter zu ver: 
arbeiten. Die Holzinduſtrie in Weſtpreußen und Poſen verdankte 


Säge⸗ und Zellſtoffinduſtrie bezog ihr Holz faſt ausſchließlich aus 


Litauen, oder es wurde, ſoweit es nicht von hier ſtammte, aus dem 


angrenzenden Rußland durch Litauen durchgeführt. Ein günſtiges 
Flußnetz ermöglichte es, die Stämme faſt vom Platze, wo ſie gefällt. 
wurden, bis an das Werk, in dem ſie verarbeitet werden ſollten, 
heranzuflößen. Litauen hat alſo als Urſprungs⸗ und Tranſitland 


des für die größte bodenſtändige oſtpreußiſche Induſtrie notwendigen . 
Rohſtoffes eine beſondere Bedeutung für Oſtpreußen gehabt. Der 


durch Jahrzehnte entwickelte Warenaustauſch. und die nachbarliche 
Lage der beiden Provinzen hat. zwiſchen beiden ein dichtes Netz 
perſönlicher Beziehungen geſchaffen, welches dem Geſchäftsverkehr 
ſeinen Stempel aufgedrückt und ihm einen eigenartigen Charakter ge⸗ 
gebeu hat. Die Geſchäfte werden abgeſchloſſen und abgewickelt nad). 
kaufmänniſchen Regeln und. Gebräuchen, die im Weſten unbekannt 
ſind oder dort als unzulänglich gelten würden. Beſonders entwickelt 
waren dieſe Lokalgebräuche im Holzhandel. Der. deutſche Käufer 
erwarb das Holz in großen Poſten „auf. dem Stamm“, db. h. er 


kaufte ganze Waldungen von den Großgrundbeſitzern; er bezahlte 5 


einen Teil der Kaufſumme. etwa ein un > bie Halfte, in bar. 
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häufig ohne jede andere Sicherheit für ſeine Anzahlung zu verlangen 
als eine Quittung; denn meiſt kannte er den Verkäufer, deſſen Charakter, 
Geſchäftsgebahren, perſönliche Verhältniſſe durch jahrelange Ver⸗ 
bindung und hatte wahrſcheinlich auch ſchon deſſen Vater gekannt. 


An dem Zuſtandekommen und der reibungsloſen Abwicklung dieſer 


ſich über Jahre hinaus erſtreckenden Geſchäfte war eine Anzahl von 
Unterhändlern, Vertretern, Kommiſſionären, Agenten und Verwaltern 


intereſſiert. Dieſe zahlreichen Unterorgane bildeten zugleich einen 


Ring, durch den Uneingeweihte vom Holzhandel ausgeſchloſſen wurden. 


Aus den geographiſchen und perſönlichen Verhältniſſen alſo fügte 


es ſich, daß Oſtpreußen in der Ausnitzung der litauiſchen Wälder 
monopolartig daſtand. 

Zwiſchen dem lettiſchen Gebiet und Ostpreußen waren die Be⸗ 
ziehungen weniger enge. Dort lag das lokale Ausfuhrgeſchäft in 


den Händen einiger in Riga anſäſſigen Großhandelsfirmen deutſcher 


Nationalität. Das Holz wurde mit Dampfern über See geſchickt; 
Empfangsorte waren aber neben Königsberg auch Stettin, Bremen, 


Emden und Rotterdam, von wo aus es nach dem weſtfäliſchen und 


rheiniſchen Induſtriebezirk verſandt wurde. Auch England war ein 
guter Abnehmer für lettiſches Holz, das dorthin durch Rigenſer 
und reichsdeutſche Großhändler verkauft wurde. Die engliſchen 
Käufe beſchränkten ih auf eee auf Bretter und 
Sleepers. 

Was die Flachsproduktion 8 baltischen Provinzen ie 
jo war der Aufkauf der Ernte nicht nur faſt ein Monopol deutſcher 
Händler, ſondern das Produkt ſelbſt ging auch zum größeren Teil 
nach Deutſchland; nur geringere Mengen gelangten durch Vermitt⸗ 
lung deutſcher Firmen nach England !. 


1 Was hier von der Ausfuhr und der Richtung, die ſie nahm, geſagt 
worden iſt, bezieht ſich auf die im Baltikum ſelbſt gewonnenen Rohſtoffe, alſo 


auß die autochthone Ausfuhr. Ganz anders verhält es ſich mit der Geſamt⸗ 


ausfuhr, ſoweit ſie ihren Weg über die baltiſchen Häfen nahm. So wurde der 
größte Teil des geſamten über Riga verſchifften Holzes und Flachſes nach Eng⸗ 
land deklariert, doch ſtammte natürlich nur ein Bruchteil der Rigaer Waren⸗ 
ausfuhr aus dem Baltikum, der überwiegende Teil kam vielmehr, wie ſchon oben 
ausgeführt worden iſt, aus dem übrigen europäiſchen Rußland. Da die drei 
Republiken unter dem Zarenreich keine ihren heutigen Grenzen entſprechende ge: 
ſonderte Verwaltungseinheiten waren, ſondern Teile ruſſiſcher Provinzen mit 
durchaus abweichender Grenzführung bildeten, ſo iſt es nicht möglich, ziffern⸗ 


mäßig feſtzuſtellen, wieviel von der Ausfuhr über die baltiſchen Häfen auf 


autochthone baltiſche Produktion entfällt. Wir, find bei der Beurteilung dieſer 
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Endlich ſei hier daran erinnert, daß auch in kultureller Hinſicht 


enge Bande zwiſchen Deutſchland und den baltiſchen Provinzen be⸗ 
ſtanden. Die Ariſtokratie, große Teile des Beamtentums und der 
akademiſch Gebildeten waren entweder deutſchſtämmig oder hatten 


Familienbeziehungen in Deutſchland, die meiſten von ihnen hatten 


auf deutſchen Hochſchulen ſtudiert, Reval, eine früher rein deutſche 


Univerſität, war auch nach ihrer erzwungenen Ruſſifizierung ſtets 
ein Mittelpunkt des Deutſchtums für das ganze nördliche Rußland. 
Hinzu kam, daß die Induſtrie faſt ausſchließlich in deutſchem Beſitz 


ſich befand und für techniſche Methoden und wiſſenſchaftliche Ent: 


wicklung ſich vollkommen an das Mutterland anlehnte. Deutſche 
Angeſtellte, Werkmeiſter und Vorarbeiter ſtützten in den weniger be⸗ 
mittelten Schichten das deutſche Element. Daß dieſe engen, durch 
kulturelle, völkiſche und wirtſchaftliche Bedingungen geſchaffenen wechſel⸗ 
ſeitigen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und den baltiſchen Provinzen 
durch den Ausbruch der Feindſeligkeiten zwiſchen beiden Staaten 


| ‚ Schwer erjüttert werden mußten, ift verſtändlich. Daß diefe Bande 
‚aber eine ſolch ſtarke Lockerung erfahren haben, wie es tatsächlich | 


geſchehen iſt, daran haben erſt die ſpäteren Entwicklungen Schuld. 
Bevor ich näher auf den Außenhandel eingehe, iſt es daher zum 


Verſtändnis der Zuſammenhänge erforderlich, eine Überſicht über 
die heutigen politiſchen und handelspolitiſchen Beziehungen der Rand⸗ 


ſtaaten zu Deutſchland zu geben. 


Es iſt verſtändlich, daß die auswärtigen Beziehungen der neuen 


Staaten ſich erſt allmählich klären können. Schon dadurch, daß fie 


noch nicht de jure anerkannt find, bleibt ihr Verhältnis zu den 
Großmächten noch ungewiß. Nach welcher Seite ſie ſich zu wenden 


haben, wo ihr eigenes Intereſſe liegt, das kann erſt die Zukunft 
erweiſen. Die Unſicherheit ihrer Stellung bedingt vorläufig noch 


ein Taſten und Fühlen nach allen Seiten, das unvereinbar ift mit = 


einem entſcheidenden Schritt nach einer Richtung. 


Das Verhältnis Deutſchlands zu den Randſtaaten war zunächſt 


kein glückliches. Unmittelbar vor ihrer Verſelbſtändigung waren ſie 


Verwaltungsgebiet der deutſchen Militärbehörden geweſen. Die mit 


einer Okkupation notwendigerweiſe verbundenen Härten der Verwaltung 


wirkten noch nach und u die Abneigung gegen Deutſchland in 


Frage lediglich auf die Erfahrungen und urteile der deutſchen Kanſlente an⸗ 
gewieſen, die allerdings bei ihrer eingehenden Kenntnis der Verhältniſſe vollen 


Anſpruch N haben, als zuverläſſig angeſehen zu werden. 


% 
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u weiten Schichten der Bevölkerung aufrecht. Noch heute find die lezten 5 
Spuren davon nicht verwiſcht. Erſchwerend hierbei fiel ins Gewicht, 2 
daß die deutſchen Militärbehörden unverhohlen auf. die Seite der 3 
ii: Großgrundbeſitzer getreten waren, einer Klaſſe, für die das Volk 
nur Gefühle des Haſſes beſitzt. Es folgte im Jahre 1919 das 
Bermondt⸗Unternehmen, an dem die deutſche Regierung zwar keinen 


bländen daran beteiligten, von der Bevölkerung als eine. deutſche 
Aktion angeſehen wurde, welche Auffaſſung auch heute noch die all⸗ 
gemein gültige iſt. Daß die rückſichtsloſe Kriegführung der Bermondt⸗ 8 


377 7 


Anteil hatte, das aber, da ſich deutſche Truppen in ganzen Ver⸗ 


Truppen, ihre vielfachen Übergriffe gegen die Zivilbevölkerung, der - 


deutſchen Sache großen Abbruch tun mußten, liegt auf der Hand. 


Mit Litauen nun haben ſich unſere politiſchen Beziehungen ſeit | 


Anfang. dieſes Jahres erheblich gebeſſert. Urſache hierfür iſt einer⸗ 
ſelts die Tatſache, daß ſachliche Gründe für ernſtliche Differenzen 


— 
. 
— 
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zwiſchen den beiden Ländern nicht beſtehen, andererſeits die im 
Volke immer ſtärker ſich verbreitende Überzeugung, daß beide Länder a 


— 


ſich aus dem Bermondt⸗Unternehmen ernſte Folgen. Die lettiſche 
Regierung verlangte Erſatz für die von den Bermondt⸗Truppen. 
angerichteten Schäden, eine Forderung, die ſelbſtverſtändlich ab⸗ 


geſchaffene Kriegszuſtand blieb latent, denn zu Kriegshandlungen. 
iſtt es nicht gekommen; auch find, während der ganzen Kriegszeit die 
gegenſeitigen Handelsbeziehungen nicht unterbrochen worden, Nach 
verhältnismäßig kurzer Zeit brach ſich die Erkenntnis Bahn, daß 


wirtſchaftlich in wechſelſeitiger Abhängigkeit voneinander ſtehen. Ent⸗ | 
fremdend wirkt auch jetzt noch die Memeler Frage, deren endgültige f 


-- Zöfung, in welcher Weiſe fie auch immer ausfallen möge, für eine 


weitere Annäherung der beiden Nationen nur erwünſcht fein kann 
Flur die Beziehungen zwiſchen Lettland und Deutſchland ergäben | 


gelehnt wurde. Infolgedeſſen erklärte Lettland Ende 1919 die 
diplomatiſchen Beziehungen zu Deutſchland für! gelöſt. Der dadurch 


dieſer Zuſtand den Intereſſen des kleineren Landes abträglich ſei. | 


a Verhandlungen wurden angeknüpft und am 15. Juli ein Friedens⸗ 
vertrag zwiſchen Deutſchland und Lettland geſchloſſen, der inzwiſchen 


von beiden Staaten ratifiziert worden iſt. Der Vertrag iſt ein ö 


Rahmenabkommen, das zunächſt die Wiederherſtellung der amtlichen ee 


Beziehungen bezweckt. Gleichzeitig werden durch ihn einige wirt 
ſchaftliche Fragen grundſätzlich geregelt, während die Klärung und 
| a Beſchlußfaſſung über die ſich hieraus ergebenden Einzelfragen der Ar 

ee beit von Unterlonmifionen en iſt. . 8 8 
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find bisher noch nicht zuſammengetreten. Mit. dem' Beginn der i 


Verhandlungen in abſehbarer Zeit kann aber gerechnet werden. 


Durch dieſe Vorgänge iſt die Spannung zwiſchen beiden Nationen 
weſentlich herabgemindert worden, und es bereitet ſich in der öffentz 
lichen Meinung in Lettland ein gewiſſer Umſchwung zugunſten - 


Deutſchlands vor. So wurde ein deutſcher Kaufmann kürzlich von 


dem Stadtoberhaupt von Riga mit den Worten empfangen: „Die 
erſte Schwalbe.“ Dieſe Entwicklung. iſt allerdings weniger politiſcher 
Natur, denn die außenpolitiſche Freundſchaft zu Polen har keine 
Minderung erfahren, als vielmehr. eine Folge wirtſchaftlicher Be⸗ 
rechnung; man hat nämlich eingeſehen, daß ohne ein beſſeres Ver 


hältnis zu. Deutſchland der lettiſche Außenhandel nicht. wieder. auf⸗ 
blühen kann. ö 


Den Handelsbeziehungen zwiſchen⸗ Deutſchland und den Rand- ö 
ſtaaten eine verläßliche Grundlage durch den Abichluß. von Bir = 
' ſchaftsabkommen zu geben, iſt mehrfach verſucht worden. | 3 8 
Mit Litauen begannen Verhandlungen bereits im September des | 


Jahres 1919. Die Litauer verlangten die Einräumung eines Anleihe⸗ 


15 


kredites in Höhe von ungefähr 30 Millionen Mark, ferner Lieferung von 
Kohlen und von einer Reihe deutſcher Induſtrieerzeugniſſe für den 


Bedarf der Staatsbahnen und der Landwirtſchaft, in denen großer 


Mangel herrſcht. Als Gegenleiſtung wollte Litauen beſtimmte Mengen 
von Holz, Flachs und Leinſamen liefern. Die Verhandlungen 
blieben ergebnislos, da die Litauer zu dem Schluſſe gelangten, dass 
„ unſer Anleiheangebot ihren Bedürfniſſen nicht Genüge leiſte und 
daß bein dem engen materiellen Zuſammenhang dieſer beiden Fragen 
ein Wirtſchaftsabkommen nicht getätigt werden könne. Trotz des 
Scheiterns der Verhandlungen trat keine Unterbrechung. im Handels⸗ 3 
verkehr zwiſchen beiden Staaten ein, bis im Februar dieſes Jahres die 
litauiſche Regierung plötzlich. die Holzausfuhr ſperrte mit der Be⸗ a 
gründung, daß fie. infolge Mangels an Kohle ſämtliches geſchlagerne 
Holz für den Betrieb der Eisenbahnen im Lande behalten müſſe. 
HGierdurch wurde die oſtpreußiſche Induſtrie, die große Mengen ge⸗ 
ſchlagener Hölzer in Litauen zum Abflößen bereit hatte, nicht nu. 
plötzlich von ihrem Rohſtoff abgeſchnitten, ſondern es waren auch 
Kapitalien im Werte von etwa 100 Millionen Mark bedroht, denn 
das Holz war teilweiſe bereits vor dem Kriege gekauft und große 1 
Baranzahlungen darauf geleiſtet worden. Nach langwierigen Der. 


handlungen kam im Juni dieſes Jahres ein Vertrag zuſtande, in welchem Re 1 


die Litauer Nö, EURER 200 000 fm Een zur aut m 
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zugeben, wogegen ihnen ſeitens der oſtpreußiſchen Intereſſenten eine 
beſtimmte Menge Kohlen beſchafft wurde. In dieſem Vertrage 
kamen fernerhin beide Regierungen überein, bis zum Abſchluß eines 
Wirtſchaftsabkommens den gegenſeitigen Handelsverkehr keinen vexa⸗ 
toriſchen Maßnahmen zu unterwerfen. Daß die Verhandlungen 
über ein neues Wirtsſchaftsabkommen bisher noch nicht begonnen 
haben, liegt zum Teil an den militäriſch⸗politiſchen Ereigniſſen im 


Oſten; es iſt begreiflich, daß bei dem ſteten Wechſel der Geſamtlage 


eine Stabiliſierung der Verhältniſſe abgewartet werden muß. 

Was Lettland anlangt, ſo wird durch den erwähnten Rahmen⸗ 
vertrag vom 15. Juli 1920 der Boden vorbereitet für Vereinbarungen 
zur Sicherung des gegenſeitigen Handelsverkehrs. 

Durch § 4 des Vertrages wird grundſätzlich Meiſtbegünſtigung 
gewährleiſtet in Anſehung des geſetzlichen und gerichtlichen Schutzes 
des Eigentums der gegenſeitigen Staatsangehörigen ſowie für den 
gegenſeitigen Handelsverkehr, für induſtrielle Unternehmungen und 
für die Schiffahrt. 

Über den im $ 7 des Vertrages Lettland zugeſicherten Waren⸗ 
kredit ſind im einzelnen Vereinbarungen noch nicht getroffen worden. 
Dieſer Warenkredit wird dem Zweck dienen, den gegenſeitigen 
Handelsverkehr unter gebührender Berückſichtigung der Intereſſen 


beider Teile zu entwickeln; alle Einzelheiten werden von einer Unter⸗ 


kommiſſion feſtgeſetzt werden. 
Endlich wird nach § 9 des Vertrages die Regelung der ſonſtigen 


Wirtſchafts⸗, Finanz und Verkehrsfragen ebenfalls in beſonderen 
Konmiſſionen erfolgen, woraus erſichtlich iſt, daß noch zahlreiche 


Einzelfragen zu löſen und zahlreiche ſich R Intereſſen 
zu verſöhnen ſind. 


Mit Eſtland ſind bisher ähnliche Verhandlungen noch nicht in 


die Wege geleitet worden. ö 

Der Außenhandel iſt in den drei Republiken durch ſtaatliche Bin⸗ 
dungen beſchränkt. In Litauen unterliegt wie in Deutſchland die Aus⸗ 
und Einfuhr behördlichen Bewilligungen. In Lettland beſteht ein 
allgemeines Einfuhrverbot, das für lebenswichtige Waren allerdings 
nicht ſcharf gehandhabt wird, während die Einfuhr von Modewaren, 
Luxusgegenſtänden und Spielwaren nicht geſtattet wird. Die Aus⸗ 
fuhr von Waren iſt genehmigungspflichtig. Das gleiche iſt bei Eſtland 
der Fall. Über dieſe ſtaatlichen Bindungen durch Aus⸗ und Einfuhr⸗ 
verbote hinaus zeigen ſich bereits Beſtrebungen zu noch ſtärkerer 
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Zuſammenfaſſung des Außenhandels in der Hand der Behörden 
ſowie Anſätze zu weitergehendem Staatsſozialismus. So iſt jetzt in 
Lettland ein Geſetz in Vorbereitung, das die Schaffung einer Import⸗ 
und Exportzentrale bezweckt. Die Zentrale ſoll aus fünf Vertretern 
der Miniſterien und vier Vertretern der Kaufmannſchaft, Induſtrie, 
Banken und Genoſſenſchaften gebildet werden; ſie wird mit dikta⸗ 
toriſchen Machtbefugniſſen die Kontrolle über den geſamten Außen⸗ 
handel führen, und ohne ihre Genehmigung werden keine Auslands⸗ 
abſchlüſſe getätigt werden können; ſie wird ferner die Valutapolitik 
beſtimmen. Der Geſetzentwurf ſieht drei Arten von Einfuhrwaren 
vor: nämlich 1. notwendige Waren, die ohne Genehmigung ein⸗ 
geführt werden dürfen, 2. notwendige Waren, die der Genehmigung 
zur Einfuhr bedürfen, und 3. verbotene Waren. 

Weiter auf dem Wege zum Staatsſozialismus führt ein An⸗ 
trag, dem kürzlich die Stadt Libau grundſätzlich zugeſtimmt hat; 
danach ſoll unter der Firma „Staatshandelsamt“ und unter be⸗ 
hördlicher Aufſicht ein Engros⸗, Export⸗ und Importgeſchäft ge⸗ 
gründet werden, an dem öffentliches und Privatkapital in gleicher 
Höhe beteiligt iſt. 

Beſonders einſchneidend macht ſich die behördliche Überwachung 
auf dem Gebiete des Holzhandels geltend. Hier vereinigen ſich die 


nach Verſtaatlichung des Waldbeſitzes ſtrebenden Tendenzen mit der 


ökonomiſchen Notwendigkeit, das die Grundlage ihrer ſtaatlichen 
Exiſtenz bildende Landeserzeugnis in wirtſchaftlicher Weiſe zu ver⸗ 
walten und zu verwerten und die Ausfuhrmengen ſtreng zu regeln. 
Am planmäßigſten iſt hierbei bisher Litauen vorgegangen. Es findet 
dort augenblicklich eine Überprüfung aller die Holzwirtſchaft regeln⸗ 
den Beſtimmungen ſtatt; die erteilten Schlagerlaubniſſe gelten vor⸗ 
läufig als zurückgezogen und bedürfen erneuter Beſtätigung, auch 
wurden in Einzelfällen bereits früher getätigte Waldankäufe für 
ungültig erklärt. | 

Während in der Regelung der Holzwirtſchaft und ⸗ausfuhr die 
Randſtaaten noch autonom handeln können, werden ihnen die Be⸗ 
dingungen, unter denen ſich der Flachsexport vollzieht, vorgeſchrieben 


durch Verpflichtungen, die ſie fremden Staaten s über | 


nommen haben. 
In Litauen iſt einem engliſchen Konſortium im vorigen Jahre 


der Verkauf der geſamten Flachsernte kommiſſionsweiſe übertragen 


worden, womit ſich die Regierung des Rechtes begeben hat, 


Beſchränkungen der Ausfuhr zu verfügen. Es darf gleich hier 
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bemerkt werden, daß Litäuen bei dieſem Geſchüft wenig ne * 
Erfahrungen gemacht hat. Die engliſchen Kommiſſionäre haben mit 
dem Flachs ſpekuliert, große Menge davon zunächſt auf Lager genommen 
und ſchließlich zu einem viel niedrigeren Preis verkauft als die 
Regierung hätte erzielen können, wenn ſie frei geweſen wäre. ner 
Lettland ſtand auf dem Punkte, die gleichen Erfahrungen zu 


ee machen, hatte aber noch Bewegungsfreiheit und verhandelt gegen⸗ 


wärtig über den Verkauf eines Teiles der Flachsernte mit den 
Vereinigten Staaten. Die Regierung hal alſo die BE. 
noch in der Hand. = 
In Eſtland ift Flachs und Leinſamen in Verbindung mit. den u | 
Beſtrebungen zur Hebung der Valuta monopolifiert und der Ernte⸗ 
ertrag auf längere Zeit an ein engliſch⸗ amerikaniſches Syndikat 5 
verkauft worden, welches unbeſchränkte Ausfuhrberechtigung beſitzt. N 
Bei den Beſtrebungen, den Außenhandel im Sinne einer ſtaatlichen 


8 | = Geſamtwirtſchaft zu regeln, verdient beſondere Erwähnung ein 


Moment, welches während des Krieges in unſere auswärtigen Handels⸗ 
beziehungen eingedrungen iſt, fie) ſeither im weſentlichen aber nu 

im Oſten behauptet hat und in unſerem Handelsverkehr mit den = | 
. Randſtaaten in Zukunft ſich in immer ſtärkerer Weiſe durchſetzen 1 

wird. Vor dem Kriege, bei völliger Freiheit: des Handels voernn 
| ſtaatlichen Bindungen, war Gold das allgemein anerkannte Tauſch⸗ 


— 


ee. mittel und die Fähigkeit, in Gold zu zahlen, die einzige Voraus 


ſetzung für die Beſchaffung von Waren auf dem Weltmarkte. Die 
durch den Krieg und die Blockade geſchaffenen Verhältniſſe ſetzten, . 
‚, Toweit Deutſchland in. Betracht kommt, dieſe Grundlage des Außen: 
handels außer Spiel. Weder konnten wir von Überſee für Gold 
Waren erhalten, noch waren. wir imftande, die neutralen, Nachbar- 


: 1 ſtaaten im alten Ausmaß mit unſeren Erzeugniſſen, insbeſondere Es 


uns eine beftimmte Menge von Kohlen. Da dieſem Verkehr der Grund⸗ 


mit Kohle und Kali zu verſorgen, welche ſie ſeit Jahren von uns 
N bezogen hatten, und deren Ausbleiben ihre Wirtſchaft vor eine Kriſis . 
flüührte. Der gegenſeitige Mangel nun führte zu einem bis dahin 
* unbekannten Wakenaustauſchverkehr, nämlich zu ſtaatlichen Austauſch⸗ | 
geſchäften von Konſumgütern gegen Konjumgüter. Zum Beispiel: für. 
eine beſtimmte Menge von Lebensmitteln erhielt der Nachbarſtaat von: : 


ſiatz innewohnte, die Schwächung, die der Volkswirtſchaft durch Abgabe. 
ſchwer entbehrlicher Erzeugniſſe zugefügt werde, durch gleichzeitige Be 
5 Zuführung anderer notwendiger Erzeugniſſe zu kompenſteren. ip wurden 
N e 1 A Rompenftionägeläftegenann, Mit 3 


„ wahllos. herausgibt, ſondern die Zufuhr derſelben verſagen kann, ſoo 
5 hat ſich als notwendige Gegenwirkung von ſeiten der uns mit Roh⸗ Br 
8 ſtoffen verſorgenden Oſtſtaaten die Tendenz gebildet, uns nur Roh⸗ 
2 ſtoffe zu liefern, wenn wir ihnen die ihnen unentbehrlichen Fabrikate 
8 liefern. Der Grundſatz: „Ware gegen Ware“ wird alſo in unſerem 
75 Verkehr mit den Randſtaaten in Zukunft beſonders zu beachten ſein. 1 
. Länderweiſe betrachtet gibt über den gegenwärtigen Außenhandel RE 
1 Litauens die e u Ale | 

a die Ansfupe und Einfuhr Litauens im 1. Halbjahr 1920 

Dr Ausfuhr: e Mark u 

er „I. Leinſaa e.. 24 824 411,o0o0 

*.* 2. Saaten 5850 560,00 . 

„ 3. Felle und Leder Mai und. Juni) 1187 079,00 

; 4. Tieriſche Produkte 3 9.835 320,00 

5 Borſten . . 4421 800,00 

. Pferdehaarrr e 385 796,00 

1 8 , ee . 2 60 784,00 

45 6. Lumpen 12 456 235,00, 

7 NSS une, Mineraliſche Produkte 9 . . 4420 830,00 „ 

1 „„ „ . . 8. Unbearbeitete Hölzer 1 or 10 814 365,0 

23 9. Bearbeitete Hölzer 29 581 808,410 . 

15 . 1ᷣd0ö0. Nahrungsmittel . 3421 000,75 

. . Gtetre idee 6581 960,00 i 

; „„ Mehl.... 168000 
e e Fleiſch und Fette. „ 37 202,00 | ee 
„„ ee ee er 270 600,00 ; MT, 
E | 112. Diverſes. 5 . . 2043 435,00 8 

5 „13. Flachs 60 000 000% c! 

ö f Zu „ e 260 066 428,45 ; 
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der Wiederherſtelung des Weltwarenverkehrs, dem Auftreten Amerikas N 


als Kohlenlieferant, der Steigerung der Produktion von Dünge⸗ 
mitteln und ähnlichen Urſachen find. im Weſten die Vorausſetzungen | 


für den Kompenſationsverkehr geſchwunden. Anders im Oſten. 
Hier geht man mehr und mehr dazu über, für beſtimmte Mengen 
von Waren, die man aus dem Lande herausläßt, eine gleichwertige 


Menge anderer Waren zu fordern. Urſache hierfür iſt einerfeits- die 
durch den Tiefſtand ihrer Valuta geminderte eigene Kaufkraft auf 


dem Weltmarkt, die dieſe Staaten auf Deutſchland als Lieferanten RT 
für Induſtrieerzeugniſſe verweiſt, andererſeits die Erwägung, daß 


Deutſchland auf die Rohſtoffe der angrenzenden Oſtländer angewieſen 


nn ſei. Da nun Deutſchland wiederum feine Fertigfabrikate nicht 
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Einfuhr: | Mark 
Chemiſche Produkte 7060 828,98 
Kosmetiköaqa e 773 326,60 
Farben v. 1173 481,30 
Getränke 3 644 811.14 
Tabakfabri kate 7490 319,40 
Tieriſche Produkte 13 118 277,82 
Manufakturwaren 23239 539,91 
Sir 8 1 754 696,99 
Strickwaren 21 584 842,92 
Nahrungsmittel 46 552 300,05 
Sol u 2.0 ke . . . 47907 844,50 
Zußflflnl e 25 937 555,40 
Her inne 8 248 267,38 
Hefe e 339 739,09 
Metallfabri kate 11 226 266,00 
Mineral produkte. 3867 117,00 
Glass 8 2 378 168,47 
Zemenntt . 33573,40 
Galanteriewaren 3369 404,57 
Drogen be Sa . te at ei 313 893,45 
Mufilinftenmente. -. . 2... . 17.477,00 
Maihinen. . ....... .. 4175 894,16 
ie. ! 1239 600,00 
Petrolem 2 042 770,22 
Schmier ble. 2 215 742,56 
Preſſeerzeugniſ e 4477 911,17 

und Papiererzeugniſſe . 4263 368,07 
Holzſtoffabri kate 789 089,17 
Diverſes . . . 3880 903,57 
e e e jede en 163 062,33 

| 135 722 147,18 
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Was Flachs anlangt, 10 iſt bereits von dem Monopol geſprochen 


worden, welches die geſamte Erzeugung in engliſche Hand gibt. 
Nach Deutſchland gingen von der Ernte des vorigen Jahres, die 
nach ſachverſtändiger Schätzung 6000 tons betragen hat, nur wenig 
mehr als ein Zehntel. 


Daß im Verhältnis zur Geſamtausfuhr die Ziffer für Holz 


ſo niedrig iſt, deutet bereits darauf hin, daß Stockungen im Abſatz 


ſtattgefunden haben. Ausfuhrerſchwerend wirkte zunächſt die bereits i 


erwähnte Einführung einer planmäßigen Holzbewirtſchaftung. Hinzu 
kam die zeitweilige Ausfuhrſperre infolge Kohlenmangels, die ſich 
nicht nur gegen Deutſchland richtete, ſondern theoretiſch jedenfalls 
gegen das geſamte Ausland, ſo daß beſonders auch Memel für längere 


85 


Zeit kein Holz erhielt. Memel gegenüber wirkten lerdings politiſche 
Berechnungen; mit. Es iſt, bereits eingangs darauf hingewieſen 
worden, daß die Memeler Holzinduſtrie, die einzige Finanzquelle 
dieſes Landes, für ihren Rohſtoffbedarf auf Litauen angewieſen iſt. 


Die litauiſche Regierung glaubte alſo, daß die Abſchneidung der. 
Holzzufuhr und die dadurch verurſachte Gefährdung ſeiner Holz⸗ N 


induſtrie die Vereinigung des Memelgebiets mit Großlitauen zur 


Folge haben würde. Inzwiſchen hat unter dem erwähnten Deutſch⸗ 
Litauiſchen Vertrage vom 21. Juni die Ausfuhr nach Deutſchland 
wieder eingeſetzt, und auch Memel ſoll bereits wieder Holz erhalten 
haben. Es darf aber nicht verkannt werden, daß, beſonders mit 


Hinſicht auf die engliſchen Monopolbeſtrebungen, dieſe Lieferungen 
durchaus nicht als für die Dauer geſichert angeſehen werden können. 


| lber die Leiſtungsfähigkeit Litauens in. der Holzausfuhr beſtehen Er 
keine ſtatiſtiſchen Angaben aus den Vorkriegsjahren. Sachverſtändige | 
ſchätzen die Mengen, die früher aus Litauen bezogen worden fm," 


auf rund 1¼ Millionen Raummetev, und ſie glauben, daß unter 
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heutigen Verhältniſſen das Land imſtande ſei, ae bis z einer E | | 


halben Million Raummeter auszuführen. 


Was Leinſamen anlangt, ſo hat Deutſchland im 99 0 Jahre 


einen. befriedigenden Anteil an der e . und 


zwar ungefähr: 4000 tons. 


In der Einfuhr ſtehen Nahrungs⸗ und Genußmittel an een 
Stelle; fte nehmen über 70 % des Geſamtbetrages in Anſpruch. „ 


Für Manufakturwaren, chemiſche Produkte, "Metall: und. Eiſen⸗ 


Bee — 


fabrikate iſt Deutſchland wahrſcheinlich der Hauptlieferant. Die 


früher ruſſiſchen Provinzen find ſeit Jahrzehnten an die deutſchen 


Verkäufer und ihre Fabrikate gewöhnt, und dieſe alten Beziehungen 


. = ſetzen ſich auch heute noch durch. In den Läden i in Kowno ſah man 
noch im Sommer faſt nur deutſche Waren, ſoweit es ſich um Bedarfs⸗ 


gegenſtände des täglichen Lebens handelte. Genußwaren, wie Tabak 


würden. Maſchinen, landwirtſchaftliche Geräte und Werkzeüge haben 


die Litauer bisher faſt ausſchließlich aus Deutſchland bezogen. - In 
letzter Zeit machen nun die Engländer große Anſtrengungen, Deutſchland 
in dieſen Waren und in Textilwaren aus dem Markté zu drängen, er 
eine Gefahr, die bei der heutigen geringen Wettbewerbsfähigkeit⸗ we 
unſerer Induſtrie nur durch erhöhten Unternehmungsgeiſt der deutſchen e 


Kaufleute abgewender werden n Das e Vordringen 
ee Se Lv I. . 5 | j 85 * 


1 5 und Konſerven, waren meiſt. engliſches. Fabrikat, während Zucker | 5 
.und andere Kolonialwaren aus Amerika und Schweden geliefert 


* vo 
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Englands iſt durchaus konzentriſch beabſichtigt. Die Eroberung des 
Abſatzmarktes, das heißt die Einfuhr, ſoll gefördert werden dadurch, 
daß man ſich gleichzeitig der Verfügungsgewalt über die Rohſtoffe 
des Landes durch von der Regierung konzeſſionierte Monopole 
verſichert. Eine Unterſtützung von unberechenbarem Wert leiht man 
dieſer Aktion dadurch, daß man der in ſchwerer Geldnot befindlichen 
Regierung finanzielle Hilfe anbietet unter der Vorausſetzung, daß 
ſie die engliſchen Handelspläne unterſtützt. Wie weit dieſe Pläne 


8 gehen, erhellt daraus, daß die Engländer gegenwärtig verſuchen, ſich 


ein Monopol auf ſäptliche Regierungslieferungen zu verſchaffen. 
Über den Außenhandel Lettlands ſind kürzlich folgende ſtatiſtiſ che 
Zahlen veröffentlicht worden: 


Außenhandel der Republik Lettland vom 1. Januar bis 1. Mai 1920 
Ausfuhr Einfuhr 


| nad) von 
England 244,7 40,0 
Frankreic che 68,0 25,0 
Schweden „„ „„ AR 35,4 
Dänemark 8,0 58,8 
DoNond 4, 3 ae ie we 5,6 27° 
Norwegen. 9,0 51,7 
Deutſchlann dd Mer 50,0 
Finnland a, , r 
Eſtlanndz 1.9 7,5 
Sonstige Länder 3,7 3.8 

Zuſammen 357,4 277 55 


Hiernach wären zwei Drittel der Rohſtoffausfuhr nach England 
gegangen. Weiter hinter England mit ein Viertel der Summe ſteht 
Frankreich; es folgt mit einem geringen Anteil Schweden. Der 
unerhebliche Reſt verläuft in verſchiedene kleine Kanäle. Deutſchland 
iſt dieſen Zahlen zufolge leer ausgegangen. Die Statiſtik dürfte 
jedoch in dieſem Punkte nicht zutreffend ſein, vielmehr iſt wahr⸗ 
ſcheinlich ein Teil der Waren, die mit engliſchen oder franzöſiſchen 
Dampfern nach Dentſchland verfrachtet worden find, in der Statiſtik 
jenen Ländern zugeſchrieben worden. Der Anteil der einzelnen 
Waren zu der Geſamtausfuhr geht aus den peröffentlich ken Zahlen 

nicht hervor. 
Von Flachs wurden 156 000 Pud ausgeführt: England hat ſich 
| zwar einen großen Teil der letzten Ernte, aber noch kein endgültiges 
Monopol verſchaffen können. In Lettland ſoll man mit den erzielten 
| on ne jein und wegen des n der nächſiahrigen | 


— 
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Ernte mit den Vereinigten Staaten in Unterhandlungen ehen, von 
denen man beſſere Preiſe zu erhalten hofft. | 
Das Holz geht außer nach Großbritanien gegenwärtig nach 
Frankreich, Holland und Belgien. Die lettiſche Regierung ſchätzt 
die künftige Ausfuhrleiſtung des Landes auf jährlich 100 000 stand.! 
Dieſe Schätzung wäre mehr als optimiſtiſch, wenn es zutrifft, daß 


während der erſten fünf Monate dieſes Jahres nur 15000 stand. 
exportiert worden ſtnd. Wie erwähnt, ging das lettiſche Holz früher 


über Riga nach Mittel⸗ und Weſtdeutſchland und nach England. 
Während des letzten Jahres haben die Rigenſer Holzhändler ihre 
Beziehungen zu England enger geknüpft. Das Ergebnis war die 
Gründung einiger Geſellſchaften mit engliſchem Kapital und unter 
engliſchem Namen, die Waldobjekte aufzukaufen und das gewonnene | 
Holz nach England zu exportieren beabſichtigen. Es iſt noch nicht 
bekannt, in welchem Maße dieſe Unternehmen erfolgreich geweſen 
ſind, jedenfalls haben neuerdings die Rigenſer Holzhändler wieder 
Annäherungsverſuche gemacht, um ihre alten Beziehungen in 
Deutſchland wieder aufzunehmen, vermutlich von der Erkenntnis 
geleitet, daß Deutſchland trotz vorübergehender Entfremdung für 
einen Teil des lettiſchen Holzes das natürliche Abſatzgebiet iſt. 
Wahrſcheinlich wird in der Zukunft das im Lande hergeſtellte Schnitt⸗ 
material, welches bei ſeinem höheren Wert die Fracht nach England 
tragen kann, nach dorthin gehen, während das weniger wertvolle 
unbearbeitete Lang⸗, Papier⸗ und Grubenholz die hohe Seefracht 
nach weſteuropäiſchen Märkten auf die Dauer nicht wird tragen 
können und ſein Abſatzgebiet wieder in Deutſchland wird ſuchen u 
müſſen. | 

Über die Einfuhr nach Lettland lauten die Berichte dahin, daß 
beſonders in letzter Zeit Deutſchland wieder erheblich an Boden 
gewonnen hat. e Zahlen ſtehen hierüber nicht zur Ver⸗ 
fügung. 
Eſtland hat bisher Feine Außenhandelsſtatiſit veröffentlicht. 
Flachs und Leinſamen der letztjährigen Ernte gingen infolge des 
Monopols nach England und den Vereinigten Staaten. Der 
Monopolinhaber, nämlich das amerikaniſch⸗engliſche Konſortium, 


bezahlte die Ware teilweiſe in bar in engliſcher und amerikaniſcher | 


Währung, teilweiſe lieferte er im Tauſchverkehr e und 
Saatgut, Be. an die Bauern verteilt. wurden. 
* Standard = 4557 chm. N | 
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Die Golzausfahr aus Eſtland war nur gering 5 richtete ſich 
hauptſächlich nach England. Neuerdings haben ſich Verbindungen 
angeknüpft, die darauf hinzielen, auch Deutſchland wieder zu beliefern. 
Als Ausfuhrartikel nach Deutſchland kommen auch Kartoffeln 

und Spiritus in Frage. Hierfür ſchweben Verhandlungen zwiſchen 


= eſtniſchen und deutſchen Stellen. Die eſtniſche Einfuhr iſt bei 


mangelnder Kreditfähigkeit des Landes gering und. beſchränkt ſich 


neben den bereits erwähnten landwirtſchaftlichen Konſumartikeln auf . 


= | die wichtigſten Genußmittel wie Zucker und Salz uſw. Die Gegen⸗ 


ftände des täglichen Bedarfs, Textilwaren, Werkzeuge uſw., werden 
hauptſächlich von Stockholm geliefert, das frachtlich für Reval am 
günſtigſten von allen Ausfuhrhäfen Europas liegt. Der Handels 
verkehr ſpielt ſich hierbei jo ab, daß die Stockholmer Exporteure 


ein Schiff mit einer Kollektion von Waren befrachten; dieſe Waren = 
werden in kleinen Mengen vom Schiff aus im Revaler Hafen oder 
auf der Rheede an die eſtniſchen Käufer abgeſetzt. Es iſt nicht 


unintereſſant, zu beobachten, daß als eine Folge der geringen 
Wirtſchaftskraft Eſtlands der Einfuhrhandel N e zu 1 u 


primitivften Formen zurückgekehrt it. 


Die prominente Rolle, die das Deutschtum in den baliſchen er 
Staaten wie überhaupt im zariſtiſchen Rußland ipielte, war nicht 
dem Zufall oder äußeren Einflüſſen zuzuſchreiben, ſondern der Tab... 


ſache, daß das ruſſiſche Reich die Nutzbarmachung ſeiner Rohſtof⸗ Bi 
quellen und die Entwicklung ſeiner Wirtſchaft vorwiegend der Pionier⸗ 


- 


arbeit und organiſatoriſchen Tätigkeit der Deutſchen verdankte. Dieſe 


feine vorherrſchende Stellung hat Deutſchland, wie im vorgehenden 
gezeigt worden iſt, in den. Randftanten verloren. Die Vorgänge an 
während der militäriſchen Beſetzung, der Verluſt des Krieges, die 


| ‚eigene Machtloſigkeit in politiſcher und wirtſchaftlicher Beziehung, N 
die politiſchen Konſtellationen, unter denen die Randſtaaten ins Leben 


a getreten find und unter denen fie ſich zu behaupten haben, haben a 
RR Deutſchland nicht nur von ſeinem erſten Platze perdrängt, Sondern 


.das deutſche Element faſt aufgerieben, der Auflöſung nahegebracht. 
e Dieſe Sachlage haben ſich die anderen Nationen zunutze gemacht; 


ſie haben — wie gezeigt worden iſt — keine Zeit verloren, um in 
die Breſche zu ſpringen, keine Mühe und Koſten geſcheut, um den 
Platz auszufüllen, den der Deutſche verlaſſen mußte. Es zeugt dies, u 
bon einer richtigen Einſchätzung der le PER I | 
u a den . zugeſchrieben werden u. VV 
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Dieſe Bedeutung liegt zunächſt auf wirtſchaftlichem Gebiet. rn 
lange die ruſſiſchen Rohſtoffe brach liegen, bilden die Waldbeſtände en 
Litauens und Lettlands eine für die europäiſchen Induſtrieſtaaten 
unentbehrliche Verſorgungsquelle für Holz; das gleiche gilt von „ 
Flachs, der mit Ausnahme von Rußland nirgendwo in Europa 7) 
im Baltikum in größerem Ausmaß erzeugt wird. „Wenn einmal 
Rußland ſich dem europäiſchen Wirtſchaftsgetriebe wieder eingefügt 5 
und begonnen hat, ſeine Rohſtoffe auszuführen, dann wird die 
heutige wirtſchaftliche Bedeutung der Randſtaaten gegenüber den 


unvergleichlichen Rohſtoffquellen Rußlands zurückſinken. Nicht zum | 


mindeſten liegt die Bedeutung der Randſtaaten aber auch in ihrer . 
geographiſchen Lage; ſie bilden das natürliche Vorgelände Rußlands x 
von der See aus; von ihnen ausgehend wird man die wirtſchaft- 
liche Durchdringung Rußlands einzuleiten haben. Es ſoll daher 
nunmehr zuſammengefaßt die Situation dargeſtellt werden, die ſich er 
aus dem Erſcheinen der anderen Staaten auf dem früher deutschen 5 Br 
Aibeitsgebiet ergeben hat. 0 u; 
Zunächſt muß das Neuauftreten des Memellandes in Betracht ö 
gezogen werden. Durch die Abtrennung dieſes Gebietes iſt die 
Memeler Induſtrie in eine ſcharfe Konkurrenzſtellung gegenüber der | 
oſtpreußiſchen Induſtrie geraten; während früher die beiderſeitigen 5 
Intereſſen gleich waren, iſt heute jeder Vorteil, den der eine bei der 
Rohſtoffbeſchaffung genießt, der Schaden des anderen. Memel kann 
ſich infolge feiner günſtigen Lage als der natürliche Hafen Litauens N 
auf Koſten der vftpreußif ſchen Industrie bedeutende Vorteile bei der 
Holzbeſchaffung ſichern. Kommt ein Verband zwiſchen den beiden 1 
Staaten zuſtande, ſo wird die Lage Oſtpreußens noch ſchwieriger, De 
wobei zu berückſichtigen iſt, daß ohnedies das Holz, wenn es von 
Litauen nach „Oſtpreußen geflößt wird, durch Memeler Gebiet gehen 
muß. In, Memel herrſchen augenblicklich die Franzoſen, die das 
Beſatzungskontingent ſtellen, und ſie verſuchen ihre Stellung dazu | 
auszunutzen, ſich auch in Litauen wirtſchaftliche Vorteile zu ver⸗ 5 
ſchaffen. Sie haben, abgehen von⸗ Vermittlergeſchäften, bisher aller- . 
„dings wenig Fortſchritte gemacht, und man gewinnt nicht den inn 
druck, daß ihre Bemühungen organiſiert ſind und mit Kapitalfraft: 
und. kaufmänniſchem Unternehmungsgeiſt durchgeführt werden. vnn 
Lettland indeſſen ſcheinen die Franzoſen mit Kapital vorgehen und. 
ſich am Wiederaufbau der Induſtrie beteiligen zu wollen; dem Ver⸗ 
nehmen nach verhandeln ſie aa een befehenber indu⸗ 


N ‚Ünfernebmungen. 


230 9. 5. Crohn⸗Wolfdang [230 


Holland und Schweden ſpielen im Außenhandel der Randſtaaten 
auch bereits eine Rolle. Holländiſche Finanzgruppen unterhandeln 
"in Litauen über große Waldankäufe, und Rotterdam liefert be⸗ 
deutende Mengen von Nahrungs⸗ und Genußmitteln nach dem 
Baltikum. Schweden iſt durch einige ſehr rührige große Handels⸗ 
geſellſchaften in den Randſtaaten vertreten und hat ſich, wie die 
Statiſtik zeigt, bereits einen bemerkenswerten Anteil an der Einfuhr 
geſichert. 

Wichtiger aber ſind die Fortſchritte, die die Vereinigten Staaten 
von Amerika gemacht haben. Dieſe Fortſchritte treten beſonders in 
den beiden nördlichen Republiken in Erſcheinung. In Lettland ſoll 
das Eiſenbahnweſen mit amerikaniſcher Hilfe reorganiſiert werden. 
Einige Aufträge an Lokomotiven, rollendem und Oberbaumaterial 
ſind bereits nach Amerika vergeben worden. Ferner ſteht die lettiſche 
Regierung dem Vernehmen nach mit einer amerikaniſchen Geſellſchaft 
in Verhandlungen wegen Lieferung von 850 Lokomotiven, 7500 Eiſen⸗ 
bahnwagen und einer entſprechenden Menge von Schienen. Die 
Kaufſumme wäre mit 7% jährlich zu verzinſen und im Laufe von 
20 Jahren, mit 1926 beginnend, abzutragen. Als Sicherheit ſoll 
die geſamte Staatseiſenbahn dienen, die allerdings unter der Ver⸗ 
waltung der lettiſchen Regierung bleiben ſoll. Es ergibt ſich 
ohne weiteres, welch großen Einfluß Amerika auf das ganze Wirt⸗ 
ſchaftsleben des Landes gewinnen würde, falls dies Abkommen 
zuſtande kommt. Was den Rohſtoffbezug anbelangt, ſo geht ein 
Teil der Flachsernte bereits jetzt nach Amerika, und Lettland ver⸗ 
ſpricht ſich von dieſer e das Günſtigſte für die 

Zukunft. 
| Eſtland, das ärmer ift an Rohſtoffen und geringere Konſumtions⸗ 
kraft beſitzt, bietet weniger kommerzielle Angriffspunkte als Lettland. 
Aber auch hier ſind die Beziehungen zu Amerika bereits enge. Ein 
Teil des von der Regierung monopoliſierten Flachſes und Lein⸗ 
ſamens geht nach den Vereinigten Staaten, und in Reval wird 
gegenwärtig wegen einer Anleihe mit amerikaniſchen Finanzkreiſen 
verhandelt. Auch ſoll die eſtniſche Regierung mit der amerikaniſchen 
Geſellſchaft „Amstea“, einer Zweiggeſellſchaft der „United States 
Steel Products Corporation“, in Unterhandlungen ſtehen wegen 
Lieferung von amerikaniſcher Kohle und wegen des Ausbaues des 
Hafens von Reval. Dieſes deutet darauf hin, daß Reval die Ver⸗ 
teilungsſtelle werden ſoll, von wo aus Rußland mit amerikaniſchen 
Fabrikaten verſorgt werden wird. 
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Die größten ö Erfolge aber that England in der wirtſchaftlichen N 
Durchdringung der Randſtaaten aufzuweiſen. In, Litauen hat eine 
engliſche Gruppe die letztjährige Flachsernte monopoliſiert und ver⸗ 
kauft dieſelbe nach eigenem Ermeſſen als Agent der litauiſchen 


Regierung. Was die Ausnutzung der Wälder anbelangt, ſo ſind ee 


die Dinge noch im Stadium der Entwicklung; augenblicklich führt 


England Verhandlungen, um ſich über die Hälfte der für den Export 


frei werdenden Holzmengen zu ſichern. Nach anderen Mitteilungen 
beabſichtigt Großbritannien ſogar, der litauiſchen Regierung einen 


Holzvertrag aufzuzwingen, durch den, ähnlich wie beim Flachs, ein 


engliſches Ausfuhrmonopol geſchaffen werden würde. Ihre Be⸗ 


ſtrebungen, die Rohſtoffe des Landes unter ihren Machtbereich zun 


zwingen, ſuchen die Engländer mit Geſchick durch Anleiheangebote . 
an die in fteter Finanznot befindliche litauiſche Regierung zu fördern. 


Sie haben ſich erneut erboten, Geldmittel zur Verfügung zu ſtellen, 


um eine eigene litauiſche Währung zu ſtützen. Auch bei der Ver⸗ 
ſorgung des Landes mit Induſtrieerzeugniſſen machen die Engländer 


ſtetig Fortſchritte und verdrängen bereits die alten deutſ chen Lieferanten . | 


erfolgreich vom Markte. 

In Lettland iſt ihre Stellung derart, daß der größte Teil 
Ausfuhr von Holz, Flachs und Leinſamen auf ſie entfällt. 
Holzgeſchäft haben ſie ihre Poſition durch Gründung von on 
Geſellſchaften weſentlich verſtärkt und vorausſichtlich dauerhaft ge⸗ 
ſtaltet. In Eſtland ſchließlich iſt der engliſche Einfluß in politiſcher 
und wirtſchaftlicher Hinſicht beinahe unbeſtritten. So iſt der Handels⸗ 
vertrag mit Großbritannien überhaupt der erſte Vertrag, den Eſt⸗ 
land mit einem fremden Staate geſchloſſen hat. Abgeſehen von 
der Kontrolle über die Rohſtoffe verſuchen die Engländer. jetzt, 
auch die wenigen im Lande beſtehenden induſtriellen Unter⸗ 


. nehmungen in ihre Hand zu bringen. Die früher deutſche Aktien 


geſellſchaft für mechaniſche Holzbearbeitung A. M. Luther und die 
Papierfabrik Johannſon in Reval ſind engliſche Unternehmungen 
geworden. Ferner ſchweben Unterhandlungen, um die Gewinnung 
und Ausnutzung des Brennſchiefers in ein engliſches ul zu 
verwandeln. 


Gegenüber dieſem Vordringen 1 Staaten und eien u 


Englands iſt die Stellung Deutſchlands ſchwierig und prekär. Ge 
länge es, Deutſchland gänzlich vom baltiſchen Markte zu verdrängen | 

und ihm deſſen Rohſtoffe auf die Dauer zu entziehen, jo wäre dies 
nicht nur ein vernichtender Schlag gegen die oſtpreußiſche Holzinduſtrie, 
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ſondern würde eine erhebliche Störung des geſamten deutschen Wirt e * | 
ſchaftslebens bedeuten. Ich glaube nun allerdings, daß für eine 
allzu peſſimiſtiſche Auffaſſung der Lage trotz der großen Foriſchrite 5 
anderer Staaten, keine Notwendigkeit beſteht. 2 

In den vorhergehenden Ausführungen ſind bereits die Anſaz⸗ 
punkte angedeutet worden, die für eine erfolgreiche Wiederanknüpfung 
der Handelsbeziehungen zum Baltikum und für ein erneutes Vor⸗ 
dringen Deutſchlands zweifellos vorhanden ſind. 298 

Als wichtigſten Faktor betrachte ich hierbei das dichte Netz der 
perſönlichen Beziehungen zwiſchen den deutſchen und baltiſchen Ver⸗ 4 
käufern und Käufern, Beziehungen, die Jahrzehnte hindurch beſtanden E 
haben und wohl gelockert, unschwer aber auch wieder angeknüpft 1 
werden können. Kein Ausländer beſitzt eine ähnlich intime Kenntnis —4 
von Land und Leuten, den beſonderen kaufmänniſchen Uſancen, 
unter denen im Baltikum Geſchäfte abgeſchloſſen und abgewickelt 
werden können, den allgemeinen und lokalen Verhältniſſen, wie den 
ſeit langem mit ihnen vertraute oſtpreußiſche Kaufmann. Günſtig 
iſt für Deutſchland auch die lange Gewöhnung der Konſumenten an 
deutſche Fabrikate, wobei darauf hingewieſen werden mag, daß de | 2 j 
Engländer und Amerikaner es ſtets abgelehnt haben, bei. e PN 
Fabrikation auf die Sonderwünſche fremdländiſcher Kunden Rückſicht 
zu nehmen und ſich ihnen anzupaſſen. MIR 2 

Die geographiſche Lage wird auch dazu beitragen, a 
Handelsbeziehungen zum Baltikum wiederherzuſtellen; fie vermel | 
die Randſtaaten für den Abſatz eines Teiles ihrer Rohſtoffe nach 
Deutſchland. 

Ferner iſt die Tatſache, daß Litauen die Markwährung on ER 
behalten hat, von uns zu begrüßen. Es iſt erwähnt worden, daß 
ſelbſt die Engländer trotz des Hochſtandes ihrer Währung für ihre 
Holz⸗ und Flachsankäufe in Litauen ſich Oberoſtrubel zu beſchaffen 
für zweckmäßig hielten. Es muß daher unſere Aufgabe ſein, den 
Litauern die Beibehaltung unſerer Währung in jeder Wi u 
erleichtern. 

Was das litauiſche Holz anbelangt, jo iſt noch nicht erſichtlic, 
wie weit die Bemühungen der anderen hierfür wettbewerbenden 
Staaten erfolgreich fein werden; politiſche Einflüſſe und die Über 
legenheit der fremden Währung mögen hier gegen uns in die 
Wagſchale fallen. Immerhin wird Deutſchland der natürliche Ab⸗ 
nehmer für das litauiſche Holz bleiben, ſoweit es im weſtlichen Teile 
des Landes geſchlagen wird; denn es kann faſt vom Schlagplatz aus Ei 
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„bis an die ostpreußischen Fabriken herangeſlößt. werden, und gegen: . 5 


„über dieſem natürlichen und billigen Transportwege werden Staaten, 


. u nicht durchſetzen können. 
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Bezüglich des Flachſes bat, auch der luauiſche Außenminiſter ve 
kürzlich darauf hingewieſen, daß gewiſſe Qualitäten davon nur in 
| Deutſchland verarbeitet werden können und daher hierher gehen. 
| müſſen, gleichgültig, ob die Ware frei ift oder durch Monopol ges: 
bunden. Zieht man ferner in Betracht, daß der mit England im 
vorigen. Jahre geſchloſſene Monopolvertrag in Litauen große Un: 
zufriedenheit ausgelöſt hat, ſo ſind auch bier 5 kaftigen Aus: 8 


ſichten für Deutſchland nicht ungünſtig. 


Daß Lebensmittel, ſoweit Litauen überhaupt auszuführen in — 
der Lage iſt, bereits heute nach Deutſchland gehen, iſt geſagt worden. 5 
Als Geſamtbild alſo ergibt ſich die Tatſache, daß Litauen im eigenen 
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die das Holz in Dampfern verfrachten müſſen, ſich. auf bie, Dauer 5 


Intereſſs ſich wirtſchaftlich nicht dauernd von Deutſchland abſchließen 


kann. Dieſe Tatſache iſt von dortigen Regierungsftellen mehrfach 
. = 8 öffentlich anerkannt worden. In einem kürzlich in der Preſſe er: 
‚ Ihtenenen Interview erklärte der Außenminiſter, daß, während ſein e 
Land bemüht fein. müſſe, ſeine politiſchen Beziehungen zu den Entent⸗ 
ſtaaten fo eng wie möglich zu. geſtalten, es in wirtſchaftlicher Hinſicht. 

doch nach Deutſchland gravitiere. Das Vertrauen, das man all! 
gemein wieder zu uns hegt. kommt in der Tatſache zum Ausdruck, 

daß die litauiſche Regierung zum Studium und zur Begutachtung en 
des wichtigſten inneren Problems, . der Agrarfrage, einen 


deutſchen Fachmann berufen hat. 


Wenden wir uns zu Lettland, ſo ſehen wir, daß die Holzausfuhr 


ſich gegenwärtig zwur faſt ausſchließlich nach England und den weſt⸗ 
lichen Ententeſtaaten richtet, aus neueren Berichten geht. aber hervor, 


„daß es den Letten erwünſcht wäre, wenn Deutſchland wieder in 
größerem Ausmaß an der Ausfuhr teilhaben würde. Es wird he⸗ in 
: ‚hauptet; daß es Deutſchland nicht ſchwer fallen würde, den verlorenen 5 
Boden wiederzugewinnen, falls Geldmittel zur Verfügung geſtellt Er 
würden, um das zu e Holz der. a Regierung au ber 
bvorſchuſſen. = 
Als ein für Deutschlands Aussichten günfliger Faktor it ee 
einzuſetzen, daß die lettiſche Induſtrie. vor dem Kriege überwiegend m 
und auch heute noch zum großen Teil in den Händen von Deutſchen 1 
liegt. Dadurch iſt uns eine Aufgabe vorgezeichnet, der wir uns 


8 * nicht erimieden, ai * beim e der ne 


* 
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Induſtrie in führender Rolle mitzuwirken und dadurch unſeren Ein⸗ 


fluß erneut zu befeſtigen. Unentbehrlich hierfür iſt, daß unfere 


Finanzkreiſe adäquate Geldmittel zur Verfügung ſtellen; auch muß | 


fih der Wiederaufbau unter einem einheitlichen Plane vollziehen. 


Hinſichtlich Eſtlands ſchließlich iſt ſchon gejagt worden, daß Deutſch⸗ 


land gegenwärtig zwar nur geringen Anteil an der Ein⸗ und Aus⸗ 
fuhr hat, daß aber Strömungen vorhanden ſind, die auf eine 


Stärkung der gegenſeitigen Handelsbeziehungen abzielen. 

Schließlich iſt Deutſchland Gelegenheit gegeben, noch an einem 
anderen Punkte den Hebel anzuſetzen. 

Gemeinſam iſt nämlich den drei Randſtaaten das Beſtreben, 
in Zukunft ihre Rohſtoffe in ſtärkerem Maße als dies bisher ge⸗ 


ſchehen im eigenen Lande zu verarbeiten; man möchte nicht mehr N 


die Rohmaterialien ausſchließlich unverarbeitet ins Ausland abgeben, 
ſondern für ihre induſtrielle Verwertung eine eigene „ 
Induſtrie ſchaffen. Dieſe Pläne beſchränken ſich nicht nur auf Holz 

Litauen beabſichtigt auch, den Flachs im Lande vorbereiten zu laſſen, 
und falls dieſe Verſuche erfolgreich wären, würden Lettland und Eſt⸗ 
land bald folgen. Das Ausland zeigt dieſen Plänen gegenüber Ver⸗ 


ſtändnis, die engliſchen und amerikaniſchen Monopolangebote be⸗ 


wegen ſich auf der Grundlage der Verarbeitung des Holzes im, 
Lande; man erbietet ſich, Kapital zur Schaffung einer ausgedehnten 
Induſtrie zur Verfügung zu ſtellen. Es iſt klar, daß die wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen des Auslandes in dieſer Frage in anderer Richtung 
laufen als die Deutſchlands. So kann es England und den anderen 
weſtlichen Staaten, die hohe Seefrachten zu zahlen haben, nur will⸗ 
kommen ſein, wenn ſie das baltiſche Holz am Erzeugungsort ſo 
weit verarbeiten können, daß es als Halb⸗ oder Fertigfabrikat zur 
Verſchiffung kommt. Zum Teil iſt dies Vorbedingung dafür, daß 


es überhaupt im nationalen Sinne verwertet werden kann. Die 
einzige Möglichkeit, wie England zum Beiſpiel das anfallende Papier⸗ 
holz in Litauen für ſich verwerten kann, iſt durch Verarbeitung in 


Zellſtoff an Ort und Stelle; muß es unverarbeitet exportiert werden, 
ſo kann es nur nach Deutſchland oder Memel gehen, da es bei 
ſeinem geringen Wert die Seefracht nicht verträgt. Im Gegenſatz 
hierzu muß Deutſchland, das parallel mit der Grenze große fertig⸗ 
verarbeitende Induſtrien aufgebaut hat, daran liegen, den un⸗ 
verarbeiteten Rohſtoff wenigſtens in ſolchen Mengen zu erhalten, daß 
ſeine Fabriken daran keinen Mangel leiden. Nichtsdeſtoweniger wäre 


es ein ſchwerer Fehler, wenn wir der angedeuteten Entwicklung 
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gegenüber blind ſein oder uns gar ihr entgegenzuſtellen verſuchen 
wollten; vielmehr muß das deutſche Kapital unter Mitwirkung der 


mit den lokalen Verhältniſſen vertrauten Händlerkreiſe ſich an der 
Induſtriealiſierung des Baltikums in großzügiger Weiſe beteiligen. 


Kein anderes Land iſt imſtande, hieran ſo erfolgreich mitzuwirken, 


wie Deutſchland es könnte auf Grund ſeiner langjährigen Beziehungen, 


der Kenntnis von Ort, Menſchen, Arbeitsbedingungen und auf 


Grund des Vertrauens, das der Deutſche als Kaufmann und Yu 


duſtrieller jahrzehntelang in Se Gegenden bei der Bevölkerung | 


genoſſen hat. 


Trotz des Vordringens der ökonomiſch ſtärkeren Ententeſtaaten 


alſo wird Deutſchland den ihm gebührenden Platz im Baltikum zu 


behaupten imſtande ſein, wenn es die Vorbedingung hierfür erfüllt, 


das iſt: den Augenblick nicht verfehlt und planmäßig auf ſein 
Ziel hinarbeitet. 
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Die wifepaftögefictiche Auffaflung ar 
W. Sombarts „ 
Su Begriffsbeſtimmung des Kapitalismus 


Von Georg von Below re 
o. Profeſſor der Geſchichte an der Aniverſität Freiburg i. B. 


Bnpaitovergeigmis: Die Art von Sombarta Polemik S. 237. Neuheit 
„ und „Richtigkeit“ S. 88. — Sombarts alte und neue Theorie über den 
Urſprung des Kapitals S. 241. — Sombart. über mittelalterliche Städte⸗ 
gründung S. 242. — Weſen der Wirtſchaftsſtufen S. 248. — Kapitalismus ee ö 
die Organifation der Wirtſchaft in Großbetrieben S. 258. — Sombarts 5 = 
unrichtige Vorſtellung von der Oikenwirtſchaft S. 254. — Enger Zuſammen n 
hang aller nachgewieſenen Kennzeichen des Kapitalismus mit der eng 


er des großen Betriebes S. 254. — Der kapitaliſtiſche „ei“ S. 8 


* 5 . u Sozialismus S. 258. 


em ER 1920, S. 1021 f. veröffentlicht W. Sömburt unter 
dem Titel „Probleme der Wirtſchaftsgeſchichte“ eine Erwiderung 
auf die Kritik, die ich in meinem im letzten Sommer erſchienenen N 
Er gleichnamigen Buch (Tübingen, J. C. B. Mohr) an der in den 1 
beiden Auflagen feines „Modernen Kapitalismus“ gegebenen Dar 
0 ſtellung geübt habe. Ich bedauere lebhaft ſagen zu müſſen, daß 


dieſe Erwiderung vollkommen unergiebig iſt: man vermag ihr nicht 


Reinen einzigen fruchtbaren Gedanken zu entnehmen. Sombart ſelbſt 
erkennt an, daß ich ihn ſehr glimpflich behandelt habe, und ich darf 
1 hinzufügen, daß ich von allen ſeinen Gegnern ihm wohl mit der 
on größten Anerkennung, weil mit der größten Sachlichkeit, begegnet 
2° bin, was auch von dritter, und zwar von Sombart freundlich gegen 

„überſtehender Seite ausdrücklich hervorgehoben worden if. Wieder⸗ 

; R holt Aft mir ſogar mein zu nachſichtiges Urteil über. Sombarts u 

„ Arbeiten vorgeworfen worden. Zu meiner Rechtfertigung müchte 

= ich geltend machen, daß Sombart doch unzweifelhaft die Gabe be⸗ n 
ſitzt, Probleme zu fehen, über welche Gabe ja nicht jedermann ver- 

fügt, und die eben deshalb doch mit Anerkennung genannt zu werden er 
Ä verdient. Daß . ihm die Gabe, . zu löſen, keines⸗ er 


* 


1. a "Siehe meine „Probleme der Wirtſchaftägeſchiche⸗ = 6. 496 (Max Weber. „ „ 
„. . Über Kritiken, die Sombarts ee ern, 5 8 Bi Be 
3 8. 5 in uud 499. 1 1 . * ö 5 8 e 


x 
7 


238 Georg von Below x 1238. 


wegs in gleichem Grade eigen 5 iſt, darüber habe ich auch keinen 


Zweifel gelaſſen. Es fehlen ihm dafür die rechte Diſziplin dern 


Methode und die nötige Unabhängigkeit von Ideen, die ihm durch 
den Kopf ziehen und die zu kontrollieren er ſich nicht die Mühe 
macht. Indem ich dieſe Mängel rein ſachlich an konkreten Bei⸗ 
ſpielen aufwies, bin ich gegenüber ſeinen ſchärfſten Kritikern wie 
Brentano, Dopſch uſw. an ſachlicher Deutlichkeit doch nicht zurück⸗ 
geblieben. Der Unterſchied zwiſchen ihnen und mir iſt nur der, 


daß ich im Hinblick auf den erwähnten Vorzug ſeiner Arbeiten ein 
günſtigeres Gefamturteil fällen zu müſſen glaubte, während ſie mehr 


die Mängel betonten. Als Erwiderung auf meine, wie bemerkt, 
von dritter Seite ausdrücklich anerkannte Sachlichkeit hätte ich von 
Sombart eine ſachliche, das Weſen meiner Darſtellung energiſch 
anfaſſende Kritik erwartet. Statt deſſen beſchenkt er mich mit einer 
Erwiderung, die zwar allerlei Lob und Tadel in buntem Gemiſch 
enthält, aber nichts weniger als ſachlich iſt und unſere Erkenntnis 
nicht im allermindeſten fördert. Wenn ich ihr trotzdem hier einige 
Ausführungen widme, ſo geſchieht es, weil Sombarts Darlegungen, 
falls ſie unwiderlegt blieben, geeignet ſind, eine Verwirrung in den 
heute zur Erörterung ſtehenden Streitfragen hervorzubringen, und 
weil ſich im Anſchluß an die Auseinanderſetzung mit ihm einige 
nützliche Beobachtungen machen laſſen. 

Sombart wirft mir vor, daß ich ſein Buch nur dürftig oder 
überhaupt kaum geleſen habe. Man kennt dieſen Vorwurf, wie er 
ſo oft von gekränkten Autoren gegen ihre Kritiker erhoben wird. 
Er iſt aber gerade im Munde Sombarts unvorſichtig. Sombart 
ſagt von meinen „Problemen“, welche ältere und neu abgefaßte 


| Aufſätze enthalten: „ein Teil (der alten Aufſätze) iſt ohn e jeden 4 
Zuſatz wieder abgedruckt“. Tatſächlich iſt kein einziger ohne Zuſatz 


abgedruckt. Ein einziger (Nr. 3), der kurz vorher in den Jahr⸗ 
büchern für Nationalökonomie erſchienen war, hat wenig Zuſätze er⸗ 
halten. Die anderen älteren Aufſätze bieten ſämtlich weſentliche 
Erweiterungen, teils neue Stützen für die Beweisführung, teils 
Darlegungen, die eine Erweiterung des Themas bedeuten. Dieſe 
Feſtſtellung gibt ſchon einen kleinen Begriff von Sombarts Er⸗ 
widerung. Von den „neuen Beiträgen“ erklärt er, „gerade ſie 
ſeien recht ſchwach“. Vollkommen neu ſind Nr. 2 („Die Haupt⸗ 
tatſachen der älteren Deutſchen Agrargeſchichte“) und Nr. 9 („Die 
älteſte deutſche Steuer“). Ich wäre Sombart dankbar, wenn er 
dieſe Aufſatze recht gründlich unter die A Lupe genommen 
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hätte. Tatſächlich hat er zur Begründung ſeines Urteils „recht 


ſchwach“ nicht einmal eine halbe Silbe vorgebracht. Unter uns 


geſagt: er wäre überhaupt nicht imſtande geweſen, auch nur den 


Verſuch einer kleinen Bekrittelung dieſer Aufſätze zu machen, da 
ihm, wie man aus ſeinen Büchern entnehmen kann, die dafür 
nötige Kenntnis der Verfaſſungsgeſchichte fehlt. Aber mit dem Ur⸗ 
teil „recht ſchwach“ war er ſchnell fertig. Er bringt ferner gegen 


mich vor, daß ich „anregende, neue Ideen meines Wiſſens — 
wenigſtens auf dem Gebiete der Wirtſchaftsgeſchichte — keine 
einzige produziert habe. Man müßte denn die Theſe, daß die Hof⸗ 


reechtstheorie nicht richtig ſei, dahin rechnen“. Sombart macht 
dies im Zuſammenhang damit geltend, daß er — um mein Buch 
zu diskretieren — dem Publikum und beſonders mir klar zu machen 
ſucht, ich könnte nicht auf eine zweite Auflage rechnen. Er hatte 
keine Veranlaſſung davon zu ſprechen; denn ich hatte ſelbſt von 


einer neuen Auflage kein Wort geſagt. Wenn ich von einer „ge⸗ 


wiſſen“ Parallele zwiſchen Büchers „Entſtehung der Volkswirtſchaft“ 
und meinem Buch geſprochen hatte, jo liegt eine ſolche im Thema 
ja tatſächlich vor; es braucht aber noch keine Parallele der Auflagen 


damit gemeint zu ſein. Ich bin viel zu „klug“ (um an das von 
Sombart gebrauchte Wort anzuknüpfen), als daß ich je hätte daran 
denken können, daß mein dicker Wälzer auch nur entfernt die Ver⸗ 


breitung der Bücherſchen „Entſtehung“ finden würde. Doch das iſt 


ja etwas Nebenſächliches. Aber nun höre man, wie Sombart das 


Weſen eines Buchs mit „anregenden, neuen Ideen“ beſtimmt. Der 


Verfaſſer muß „den Menſchen feine Theorien ins Geſicht blaſen; 


das regt ſie an. Und es kommt gar nicht fo ſehr darauf an, daß 
dieſe Theorien ‚richtig‘ find. Ich zweifle nicht, daß die Feſtſtellungen 
v. Belows alle viel ‚richtiger‘ find als die Bücherſchen. Aber mit 


der bloßen ‚Nichtigkeit‘ lockt man keinen Hund vom Ofen. Neu. 
müſſen die Ideen fein oder wenigſtens als ſolche erſcheinen ()“. 


Sombart macht. hiermit Bücher implizite den Vorwurf, daß ſein 


kennt ja ſeine Neigung, den Mangel an Richtigkeit der Auffaſſung 


durch möglichſt herausfordernde Neuheit zu erſetzen. Ein Freund 


von mir definierte die moderne Art, geiſtreich zu ſein, als die Kunſt, 


9 


Buch der Scheinweisheit neuer Ideen ſeine große Verbreitung ver⸗ 
danke: auf die Richtigkeit kommt es nicht an; ſondern uur auf die 
Neuheit, auch um den Preis des bloßen Scheins der Neuheit. In 
Wahrheit charakteriſiert Sombart ſich hiermit wohl ſelbſt: man 


i Halbwahrheiten zu ſagen: etwas von den Tatſachen muß feſt⸗ 


ſelbſt daran intereſſiert, die Neuheit meiner Antwort zu betonen. 
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gehalten werden, weil die Sache ſonſt zu anmachen klungt; 127 
aber man darf doch nicht die reine Wahrheit ſchildern, weil das 3 
Publikum ſonſt nicht überraſcht wird; der entſcheidende Erfolg iſt 
eben davon abhängig, daß man dem Publikum mit einer kecken Her⸗ 1 
ausforderung ins Geſicht ſpringt. Niemand wird beſtreiten, daß 
dieſer Art Sombarts Schriften einen Teil ihrer Verbreitung ver⸗ 1 
danken. Ob darin eine echte Empfehlung liegt, darüber brauchen * 
wir wohl nicht zu ſprechen. Wir wollen nur zu Sombarts Gunſten N 
geltend machen, daß ſich der Inhalt ſeiner Schriften mit jenem 
Marktſchreiertum doch nicht erſchöpft. Aber ein gewiſſes Markt⸗ 
ſchreiertum liegt hier tatſächlich vor, und dieſes macht den In⸗ ö 
grimm verſtändlich, mit dem Brentano und andere ſich über Som⸗ | 3 
bart3 Art geäußert haben. Der Fall jeiner Kurtiſanentheorie und 
des eigentümlichen Wegs, wie er ſie zu begründen verſuchte, iſt ja 
nur einer von mehreren !. Da nun die Reſultate meiner Arbeiten 
nicht „neu“ in ſeinem Sinn, wenn auch ſachlich richtig find, jo 
ſchätzt er ſie gering. Aber es wäre bedauerlich, wenn die Schätzung 
der wiſſenſchaftlichen Arbeit lediglich nach der Norm Sombarts er⸗ 
folgte. Und fragen wir doch nach der tatſächlichen Geſtaltung der OR 
Dinge. Es gibt heute eine umfangreiche Literatur über den Ur⸗ 177 
ſprung des Kapitalismus und der größeren Vermögensbildungen 
Wir rechnen es Sombart als Verdienſt an, daß er die Frage nah uhr 
dem Urſprung geftellt hat. Indeſſen, wenn die hierher gehören 
Unterſuchungen die Wiſſenſchaft wahrhaft bereichert haben, jo it es 7 
doch wohl deshalb geſchehen, weil dieſe umfangreiche Literatur die 
Antwort, die Sombart auf jene Frage gegeben hatte, abgelehnt 
und fi in der Richtung bewegt hat, in der meine Kritik ſeiner 
Darſtellung ſich hielt. Seine Antwort war „neu“; die meinige er⸗ 
wies ſich als „richtig“. Und kann das Richtige denn nicht auch 
neu ſein? Neu war mein Reſultat mindeſtens im Verhältnis zu 
der vorher von Sombart gegebenen Antwort. Neu war es auch 
im Verhältnis zu der älteren, vor Sombarts Buch liegenden Liter 
ratur, wiewohl ich hier Vorarbeiten und Anknüpfungspunkte fand. 
Die umfaſſende Beantwortung fehlte noch in ihr. Sombart iſt 


Denn da ſeine poſitive Antwort ſich als falſch role) hat, ſo be⸗ 


1 Vgl. hierzu zum Beiſpiel Jahrbücher für Nationalbkonontie 105, 
S. 706 ff. und die daſelbſt erwähnte Kritik von Bernatzik; meine „Probleme“ 
S. 423 und 497; Ed. N Kleine Schriften, S. 86 Anm. N 
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mißt ſich ſein Verdienſt nach dem Maß der indirekten Anregung, 
die er der wiſſenſchaftlichen Forſchung durch ſeine Frageſtellung ge⸗ 
geben hat. Als äußerſtes Zugeſtändnis will Sombart in bezug auf 


die fragliche Neuheit meiner Anſichten gelten laſſen, daß ich er⸗ 
wieſen habe, die hofrechtliche Theorie vom Urſprung des Hand⸗ 


werks ſei „nicht richtig“. Ich habe indeſſen hier ebenſo wie bei 
der Frage nach dem Urſprung des Kapitalismus meiner ablehnen⸗ 


den Kritik die poſitive Antwort beigefügt. Ich habe ſtets betont, 


daß nur die Kritik recht fruchtbar ſei, die auf einer poſitiven An⸗ 


ſchauung des Sachverhalts ruhe !. Und ich kann mich hier wieder⸗ 


um darauf berufen, daß eine umfangreiche Literatur über den Ur⸗ 
ſprung des Handwerks ſich auf den Standpunkt meiner poſitiven, 


im Verhältnis zur hofrechtlichen neuen Auffaſſung geſtellt hat. 
Meiner Abhandlung über „Großhändler und Kleinhändler“, die jetzt 
erweitert in meinen „Problemen“ veröffentlicht iſt, ſpendet Sombart 


uin der erſten Auflage feines „Kapitalismus“ I, S. 177 hohes Lob 
mit der beſonderen Hervorhebung, daß ſie einen neuen Nachweis 
bringe. Will er ſich jetzt darauf zurückziehen, daß dieſe Abhandlung 


in früheren Jahren erſchienen ſei? Aber er ſagt ausdrücklich: 
„anregende, neue Ideen hat von Below keine einzige produziert.“ 
Doch will ich zu dieſem Thema nicht ausführlich werden. Ich 
fordere Sombart auf, wenigſtens von einer einzigen der in 
meinen „Problemen“ veröffentlichten Abhandlungen nachzuweiſen, 


daß ſie in ihren Reſultaten und in ihrer ganzen Haltung nichts 
Neues biete. | 


Gehen wir etwas näher auf die Art ein, wie Sombart ſich zu 
verteidigen ſucht. Nach ihm habe ich die erſte Auflage ſeines 
„Kapitalismus“ „bei der wiſſenſchaftlichen Welt in Mißkredit zu 
bringen verſucht“. Daß tatſächlich meine Kritik vollkommen gerecht 
war, hat Max Weber Eonftatiert?. Sombart fährt fort: „Es war 
ſeinem Bemühen auch gelungen, zumal in gewiſſen Hiſtorikerkreiſen, 
den Eindruck zu erwecken, als enthalte mein Werk nicht viel mehr 


als eben dieſe eine falſche ‚Theorie‘ von der Kapitalbildung aus 


Grundrentenakkumulation“. Erſtens habe ich in beſtimmter Weiſe 
erklärt, daß ich * über N ganze Werk urteilen wolle, ſondern 


1 Siehe meinen „Deutſchen Staat des Mittelalters“ I, S. 69. Sl 
SREEN, Deutſche Rundfchau 113, S. 449. 
ö 2 S. vorhin S. 237 Anm. 1. ie 
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ökonomen, zum Beiſpiel Brentano, Sieveking, beigetreten. Drittens 


feine alte Theorie in der zweiten Auflage mehr oder weniger a uf 


Wichtigkeit des freien Marktes und ſeine Einwirkung auf die 


keine neue Städtetheorie vorgetragen, ſondern vielmehr die den 
erſten wiederholt habe. Nun alſo, damit gibt er ja die Vermiſ 


von der er erklärt, daß ſie die übereinſtimmende Grundla 
Darſtellung in der erſten wie zweiten Auflage bilde (S. 1026) 


ſie in die Stadt zu ziehen“. Natürlich wird niemand beſtreiten, daß 5 


vornherein (um von anderen abzuſehen), daß er Städte gebildet % 
werden läßt „nur von ſolchen Perſonen, die kraft irgendeines Rechts⸗ 
titels imſtande he uſw. Damit will er ſeine ae ve BEN ” 
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nur eine Frage herausgreife (auf die übrigens Sombart ſelbſt 

größten Wert legt). Vgl. Hiſtoriſche Zeitſchrift IL, ©. 433 
483; meine „Probleme“ S. 500. Zweitens ſind meiner geht ni it 
bloß Hiſtoriker, ſondern ungefähr in demſelben Maße auch National⸗ 


iſt nicht anzunehmen, daß mir ſo viele Forſcher zugeſtimmt hätten, 
wenn wirklich meine Kritik ſo wenig ſachlich wäre, wie Somba rt 
behauptet; am Narrenſeil laſſen ſie ſich gewiß nicht führen. Weit 1 
beſtreitet Sombart mein Urteil, daß ſeine alte Theorie vom ‚u 
ſprung der Vermögensbildung in der zweiten Auflage ſeines 
„Kapitalismus“ in anderer Umhüllung wiederkehre. Es verhält fid ch 
aber tatſächlich ſo; man kann nur darüber ſtreiten, ob Sombart 


recht hält. Er ignoriert meinen Aufſatz „Die Entſtehung des m no⸗ 
dernen Kapitalismus und die Hauptſtädte“, in dieſem „Jahrbut ch⸗ 
Bd. 43, S. 811 ff., in dem ich die Verwandtſchaft zwiſchen ſe fi; 
alten und ſeiner neuen Theorie eingehend dargelegt habe. Hier w 
dort führt er den ſtädtiſchen Reichtum in letzter Linie einſeitit auf 
bedeutende Grundrenten zurück und unterſchätzt hier wie dort die 


Steigerung der Grundrente. In ſeiner jetzt vorliegenden 
widerung betont er ſelbſt wieder, daß er in der zweiten At fla 


ſchaft zwiſchen ſeiner alten und ſeiner neuen Theorie zu. Doch win 
wollen den Leſer nicht mit dem Hinundher ſeiner Polemik ah 
halten. Setzen wir uns einfach mit der Auffaſſung bla nder 

der 


„Die Städte leben von dem Überſchuß, den die Landwirtſe aft 
liefert, und ſie können um ſo größer, reſpektiv zahlreicher fein, je 
größer dieſer Überſchuß iſt; Städte aber können gebildet werde n 
nur von ſolchen Perſonen, die kraft irgendeines Rehtstitels im- 
ftande find, über Überſchüſſe der Landwirtſchaft zu verfügen und 


die Städte im großen und ganzen vom Überſchuß der Landwir rt⸗ 
ſchaft leben. Aber ein grundlegender Irrtum Sombarts iſt es von 


885 bei den Grundherren! der Stadt das entſcheidende Gewicht u ö 
liegt. Die Förderung des Städteweſens iſt jedoch keineswegs an 
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ceein entſprechendes Herrſchaftsverhältnis gebunden. Bei Schuchardt, 
„ Alteuropa in feiner Kultur⸗ und Stilentwicklung“ (1919), S. 322f. 
lieſt man: „Die Bronzearbeiten der unermüblichen Werkſtätten von 


Capua hat ein wohlorganiſierter Handel in den erſten anderthalb : 
Jahrhunderten n. Chr. über den Brenner weit nach dem Norden 
.und über Aquileja an die Donau und dieſe hinunter vertrieben, bis n 

der Markomannenkrieg dieſe Verbindungsfäden zerriß und nun ein 
neues Fabrikationszentrum am Niederrhein, wahrſcheinlich Greſſenich, 


ſich auftat, um unſere Gegenden zu verſorgen.“ Wir nehmen an, 


daß dieſe gewerblichen Produkte von ihren nordiſchen Beziehern 
mehr oder weniger mit ländlichen Produkten bezahlt wurden. Der, 
„ der die letzteren den Fabrikationsſtätten zuführt oder ſonſt irgend⸗ ar 
wie vermittelt, iſt aber keineswegs der, der „kraft irgendeines Rechts 
titels imſtande iſt“ uſw. Im 12. und 13. Jahrhundert finden wir 
eine Gattung Kupfer-, Meſſing⸗ und Bronzeſchalen, welche eta 


wiſchen 1150 und 1250 in Köln und Aachen angefertigt wurden, 


im ganzen nördlichen Europa verbreitet (Hanſiſche Geſchichtsblätter en 
1910, S. 622 f.). Wiederum iſt es hier, wie man fieht, der freie 
Markt, der den Abſatz ſtädtiſcher und ländlicher Produkte ver⸗ 
mittelt, nicht aber eine Perſon, die „kraft irgendeines Rechts⸗ 
= Atels“ uſw. Als Abnehmer der Schalen haben wir uns die mannig⸗ . 
a fachften Kreiſe zu denken, zum Beiſpiel ländliche, geiſtliche wie welt⸗ 
lliche, Grundherren, die jedoch eben durchaus nicht in einem be 
ſtimmten Rechtsverhältnis zu Köln oder Aachen ſtanden, ferner auch 
Bürger aus verſchiedenen Städten. Hiermit machen wir einen 
neuen wichtigen Geſichtspunkt geltend, den, daß die einzelne Stadt 
ſich nicht iſoliert auf dem Hintergrund eines beſtimmten einzelnen 
ländlichen Bezirks entwickelt, daß vielmehr die Städte eines Landes | 
bei ihrem Aufkommen von fremden Städten Anregungen und 

. Förderungen erfähren. Sombarts Theorie ſetzt eine iſolierte Ent⸗ a 
N wicklung der Städte eines Landes und dann wieder der einzelnen „ 
. Stadt in dieſem voraus. e 
| Ich hatte bemerkt, daß Sombart die mittelalterliche Stadt ad 
| "Smiptflabit, Refbenge“ und EIERN: ee 0 en | 


1 Ich gehe Eier nicht näher darauf ein, daß bei Sombart nicht der rechte 5 


ö Unterſchied zwiſchen den Grundherrn und dem Inhaber der öffentlichen Gestalt 
gemacht wird. Bal. dazu meine een „ S. 471. 


. 
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(indem die Bürgerſchaft eben ſich von dem in ihrer Mitte „reſidieren⸗ 
den“ Stadtherrn und ſeinem Anhange nährt). Da dieſe Theorie 
einen ungünſtigen Eindruck gemacht hat, ſo beſtreitet er jetzt, ſie 
aufgeſtellt zu haben. Er behauptet, daß eine „Hauptſtadt“ von ihm 
„überhaupt nicht genannt“ worden ſei: Er hat in Wahrheit wieder⸗ 
holt und ganz deutlich von „Hauptſtadt“ (S. 144— 146) geſprochen. 
Das Wort „Reſidenz“ will er in einem „völlig andern Sinn ge 
braucht“ haben. Der Begriff iſt doch vollkommen eindeutig: Stadt 
als Lieblingsaufenthalt des Fürſten, im Gegenſatz zur Hauptſtadt, 
dem Sitz der Zentralbehörden. Der Sinn, in dem er das Wort 

Reſidenz gebraucht haben will, ſei folgender geweſen: „Die Städte, 
um die es ſich hier handelt, find die Sitze der Biſchöfe und Erz 

biſchöfe, der Grafen, Duces, Markgrafen, Herzöge und Könige“. Hierzu 
bemerkt Sombart: „Ich weiß nicht, ob von Below die Exiſtenz dieſes 
Städtetyps im Mittelalter leugnet.“ Natürlich leugne ich ihn. Einen 
ſolchen einheitlichen Typus hat es nicht gegeben. Welches war denn 
zum Beiſpiel die „Reſidenz“ Kaiſer Konrads II. oder Konrads III 
oder gar dieſes oder jenes Grafen und Markgrafen? Auf meine 
Bemerkung, daß man von einer „Reſidenz“ im Mittelalter deshalb 
im allgemeinen nicht ſprechen könne, weil die Fürſten die Verwaltung 
führen, indem ſie von Ort zu Ort, von Burg zu Burg ziehen, 
erwidert Sombart: dieſe Tatſache ſei „für die Frage der Städte 

bildung völlig gleichgültig: wenn die Fürſten zwiſchen zwei Orten 

wechſelten, waren fie eben pro tanto in zwei Städten Städte: 

bildner, wenn zwiſchen zehn, in zehn“. Es iſt erſtaunlich, daß ein 
Nationalökonom eine ſolche Behauptung aufſtellen kann. Der 
Aufenthalt eines Fürſten an einem Ort kann nur dann allenfalls 
ſtädtebildend wirken, wenn er an dieſem Ort dauernd weilt, ins⸗ 
beſondere der Apparat des Hofes hier dauernd aufgeſtellt bleibt. 
Wechſelt er den Ort, ſo iſt es mit der Wirkung vorbei, und vollends, 
wenn er zwiſchen zehn Orten wechſelt. Im übrigen iſt ja die ſtädte⸗ 
bildende Wirkung des bloßen reſidierenden fürſtlichen Hofs gering (die 
„Reſidenzen“ ſind regelmäßig nur Städtchen geworden), und man ſtelle 
fich gar vor, daß dieſe Wirkung auf zehn Orte verteilt werden 
müſſe — da bliebe von ihr gar nichts mehr übrig! Eine ſtarke 
ſtädtebildende Kraft üben dagegen die Hauptſtädte, die Sitze der 

Zentralbehörden des Landes. Aber dieſe, die Sombart im Mittel⸗ 
alter und zwar im ſehr frühen wirkſam werden läßt, finden ſich 
weſentlich erſt ſeit dem 16. Jahrhundert. Vorher war die Aus⸗ 
bildung von n ſehr e und ſie wanderten mit 
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dem Fürſten durchs Land. Ganz irrig iſt es auch, wenn Sombart 


London und Paris im Mittelalter als Reſidenzen aufkommen läßt. 
Sombart teilt uns mit, er habe gehofft, daß ſeine Ausführungen 


über die Entſtehung der mittelakterlichen Stadt „von den Hiſtorikern 
dankbar begrüßt werden würden, weil ſie. geeignet find, die Dis⸗ 
kuſſion über das mittelalterliche Städteproblem mit neuem Leben 


zu erfüllen. Sie ſind, wie ich das gewöhnt bin, unbeachtet geblieben: 


nur von Below hat ſich ihrer bemächtigt,“ um ſie lächerlich zu 


machen. Die Zeit wird lehren, daß wir es hier nicht mit den Er⸗ 
leuchtungen eines verkannten Genies zu tun haben, ſondern mit 
ganz unhaltbaren Anſichten, wie man ſie vielleicht von einem welt⸗ 


fremden Philologen erwarten könnte, aber am wenigſten von einem 


Nationalökonomen erwarten ſollte. 


Bd. IJ, S. 649 der 2. Auflage ſeines „Kapitalismus“ | rühmt 
Sombart von ſich, daß feine Theſe von der Akkumulation ſtädtiſcher 


Grundrente „die hervorragendſten Wirtſchaftshiſtoriker ſich teilweiſe 


wenigſtens zu eigen gemacht haben; ein beſonders wertvolles Zeugnis 


iſt das G. von Belows“. Er zitiert dabei mein „älteres deutſches 


Städteweſen“ S. 116, woſelbſt ich in der Tat davon geſprochen 


habe, daß die Einwohner der großen Städte, die über großen Grund⸗ 


beſitz verfügten, zu großem Reichtum gelangen konnten, indem ſie 
an den zahlreichen Ankömmlingen willige Käufer von Hausplätzen 
fanden. Allein erſtens iſt es eine Selbſttäuſchung, wenn Sombart 


die Sache ſo darſtellt, als ob ich mir ſeine Theſe „zu eigen gemacht“ 


hätte: mein Satz war gedruckt, ehe Sombart ſeine Theſe veröffent⸗ 


licht hatte. Zweitens ſpreche ich mich dort deutlich darüber aus, daß 
dieſe vorteilhafte Grundſtücksverwertung im Zuſammenhang mit der 
allgemeinen ſtädtiſchen Entwicklung und allmählich erfolgte. Daß 
ich dieſe Grundſtücksverwertung nur in dieſem Zuſammenhang, 


d. h. als Handel und Gewerbe die Grundſtücke in der Stadt erſt 
recht verwendbar machten, gelten laſſe, konnte ja Sombart aus 
meinen noch vor der 2. Auflage meines „älteren deutſchen Städte⸗ 
weſens“ liegenden Ausführungen in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift Bd. 91, 


S. 463 ff. (jetzt „Probleme“ S. 476 ff.) entnehmen und hat es auch 


an anderer Stelle entnommen. Während ich die vorteilhafte Ver⸗ 
wertung der ſtädtiſchen Grundſtücke nur nach dem Maß der Ent⸗ 


wicklung von Handel und Gewerbe eintreten laſſe, macht Sombart 


die akkumulierten Grundvermögen zum Prius der ſtädtiſchen Ent: 
wicklung. Aber über dieſen ihm bekannten Unterſchied der Auffaſſung 
ſieht Sombart N und zitiert W als den, der ſich ſeine 
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| angeeignet hat (obwohl mein betreffender Satz älter als ſeine Theſe ö f 


iſt!! Im übrigen werden die Leſer ſich darüber erheitern, daß er 


* 


mich in der 2. Auflage ſeines „Kapitalismus“ als hervorragendſten 


Wirtſchaftshiſtoriker preiſt, dann aber, nachdem ich die Theſe ſeiner 
2. Auflage abgelehnt habe, mir zwar noch großes „Buchwiſſen“ 


zuſchreibt, aber feſtſtellen zu müſſen glaubt, daß ich kein „Sachwiſſen“ N 


beſitze, daß mir „die allerprimitivſten Kenntniſſe“ fehlen uw. Und 


doch „hervorragendſter Wirtſchaftshiſtoriker“? Er wirft mir auch 


„Mangel an grundſätzlichem Denken“ vor, während er nicht bloß 


in der 1., ſondern auch noch in der 2. Auflage ſeines „Kapitalismus“ 


(S. 55) meine Begabung für begriffliche Formulierung und grund⸗ ; 


hiſtoriker“ außer mir er noch behaupten will, daß er ſich ſeine Theſe u 


angeeignet hat? Er ſprach von einer Mehrheit. 


Vielleicht will Sombart den jähen Wechſel ſeines Urteils über 5 
mich damit begründen, daß er mich nach Ausweis der „Zuſätze“ in 
meinen „Problemen“ (wie er die neuen Beſtandteile nennt) als 


einen plötzlich herabgekommenen Autor (mein geiſtiger Verfall müßte 


zeigt, auf einiges feſtlegen, in dem insbeſondere, was er S. 1028 


ſagt. Hier leſen wir: es „beſteht der Zuſammenhang, daß ſowohl 


ſich in kurzer Zeit vollzogen haben) beurteilen zu müſſen glaubt. um 
hier eine Prüfung anzuſtellen, gehe ich auf feine Ausführungen zu 1 
meinen „Zuſätzen“ näher ein. | 3: 
u Über ſeine Grundrenten⸗ und Städterheorie habe ich ſchon dad 
nötige geſagt, nämlich, daß er je nach Bedarf alles und nichts ge⸗ 
ſagt haben will. Wir können ihn doch aber, jo beweglich er ſich . 


für die Gründung der Städte als für die Entſtehung des bürger⸗ 


lllichen Reichtums der vorhandene feudale Reichtum eine große Be⸗ 
deutung gehabt hat. Will das etwa von Below leugnen?“ Dieſer 
Satz iſt ſo ſchwammig wie möglich. »Verſteht man unter „Gründung“ 
der Stadt den konſtitutiven Gründungsakt, fo kommt es auf „feu⸗ 
dalen Reichtum“ gar nicht an, ſondern nur darauf, daß der be⸗ 

f tweffende . er das N 1 für den Span der \, 


! 


re 
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ſätzliches Denken in den höchſten Tönen rühmt, mich in dieſer Hinſicht > 
als „prominenten Kollegen“, als „einen der ganz wenigen“, „mit. 
dem wir uns deshalb auch jederzeit gern und leicht auseinander⸗ 
ſetzen“, preiſt und von meinen „goldenen Worten“ ſpricht. Ich ge⸗ 
phore indeſſen zu den Unbeſtechlichen und laſſe mich, wie vorher nicht 
durch dies Lob, jo jetzt nicht durch jenen Tadel beeinfluſſen und. 
urteile über Sombart überall der Sache entſprechend. Fragen möchte 
ich ihn nur noch, von welchem andern „hervorragendſten Wirtſchafts⸗ 
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Stadt zur Verfügung ſtellte. Der Stadtherr konnte durch eine e ſolche 2 


Gründung fich, „reich machen“, zum Teil dadurch, daß er die ein⸗ 


| zelnen Grundſtücke für die Anfiedler ‚gegen: Zins hingab. Dieſer 


. ne 
> * 


Zins aber war meiſtens nur gering. Und, daß der Stadtherr darin 


nicht das Weſen der Sache ſah, geht auch daraus hervor, daß er 
die Grundſtücke mehrfach zinsfrei hingab. Mehr ſchätzte er offenbar | 


den indirekten Nutzen, den die Stadtgründung brachte, nämlich durch 3 


die Einnahmen aus Steuern, Zöllen uſw. Schon dieſe Be⸗ 
trachtung macht die Anficht Sombarts; daß „für die Gründung der 


Städte der vorhandene feudale Reichtum eine große Bedeutung ge⸗ 
„habt hat“, hinfällig. Um ſeine Anſicht zu verſtehen, muß man ſich 


gegenwärtig halten, daß er von der Vorſtellung beherrſcht iſt: der 


. 3 Fürſt ſitzt mit rieſigem hauptſtädtiſchem oder Reſidenzapparat ſtändigg = 


an einem beſtimmten Ort und gibt damit den Leuten, die ſich, da⸗ 


ſſelbſt allmählich anfiedeln, zu verdienen. Das ungluck iſt nur, 
. daß — von anderm abgeſehen — der Fürſt keineswegs an einem 


* 


8 E Ort feſtſitzt, ſondern im Lände umherzieht. Denken wir ferner an 


die Städte, die nicht durch konſtitutiven Gründungsakt, ſondern all- 


mählich entſtanden ſind, ſo käme man durch eine Zergliederung der 
betreffenden Vorſtellungen Sombarts zu einer ähnlichen Ablehnung. 


Bei Köln zum Beiſpiel wäre, die Vielheit der von Anfang an vor⸗ 
handenen. Grundbeſitzer zu würdigen. Was ſodann die Behauptung 2 
betrifft, daß yfür die, Eutſtehung des bürgerlichen Reichtums der 


vorhandene feudale Reichtum eine große Bedeutung gehabt hat“, 


fo iſt es das Unglück. Sombarts, daß. er auch hier wieder; den 


| 5 ſtädtiſchen Reichtum in. einſeitige und ganz überwiegende Abhängig⸗ 


keit don. dem Konſum des Apparats des Stadtherrn der einen be⸗ 


treffenden Stadt bringt. Die Städte haben ſehr viel davon pro⸗ 


fitiert, daß es Grundherren überhaupt gab, während keine Stadt, 


4 


von dem oder den paar Grundherren, die in ihr einen Fronhof 


— hatten, leben, geſchweige denn reich werden konnte. Die Grund? 


herren ſaßen ja keineswegs vorzugsweiſe in den Städten, ſondern 
weithin über das platte Land verſtreut und hielten ſich bei dem 


| Bezug von ſtädtiſchen Waren keineswegs an eine beſtimmte Stadt. = 
Scormbaärt fährt fort (S. 1028): „Daß ſich der bürgerliche Reichtum 


er durch die Vermittlung des. ‚freien Markts“ gebildet hat, ſchließt doch 


jene Mitwirkung des feudalen Reichtums bei ſeiner Entſtehung nicht 


aus. Um das eingehender zu begründen, würde es aber wirklich 


— — 


I Die Beherrschung des umliegenden Landes bins eine Stabt iſt. nie voll 
ſtändig und am wenigften zur Zeit der e der ut On, 
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der nationalökonomiſchen, Theorie bedürfen, und ich zweifle, ob von 
Below Luft hat, mir auf dieſes Gebiet zu folgen“. Nein, ich ver 
ſpüre keine Luft. Denn jene vorhin analyfierten Sätze zeigen ſchn, 
daß wir es wieder mit einer „Theorie“ zu tun bekommen würden, 
wie ſie bereits mehrfach der Schrecken der Nationalökonomen und 
Hiſtoriker in gleichem Maße geweſen iſt. Schon die Vorſtellung, 
die Sombart von „feudalem Reichtum“ hat, läßt Ungünſtiges er⸗ 
warten (ſ. meine „Probleme“ S. 471 f.). 

Zum Problem der „Wirtſchaftsſtufen“ tadelt Sombart an 
meiner Darſtellung, daß „das von Belowſche Denken nicht imſtande 
iſt, bis zu den letzten Prinzipien eines Problems durchzudringen“; 
ich kenne „nur Einzelerſcheinungen, keine Prinzipien“. Er vermißt 
bei mir eine Mitteilung darüber, „nach welchen Prinzipien“ ich 
„die Einteilung des Wirtſchaftslebens in Perioden vorzunehmen für 
richtig halte“ (S. 1029). Ich ſtehe nach Sombart (S. 1030) noch 
auf veraltetem Standpunkt. Das Verhältnis iſt indeſſen hier gerade 
umgekehrt. Nachdem Eduard Meyer und ich vom Standpunkt der 
Hiſtoriker dargelegt hatten, daß die früher übliche Art der chrono⸗ 


logiſchen Periodiſierung der wirtſchaftlichen Entwicklung der Völker, 


wie ſie zuletzt namentlich von K. Bücher in deſſen Stufentheorien . 
unternommen worden war, etwas Unmögliches darſtellt“, wies Mar 1 


Weber in weiterer Ausführung des Gedankens in umfaſſender be⸗ 


grifflicher Erörterung nach, daß die Wirtſchaftsſtufen bei rechſe 
Gebrauch nur Idealtypen bedeuten können, die dazu dienen, die 
Verhältniſſe dieſes oder jenes Volks zu dieſem oder jenem Seitn N 
zu meſſen, und damit zu veranſchaulichen. Dem Zweck, dieſe Auf 
faſſung hiſtoriſch und begrifflich eingehend zu vertreten, dient nun 
eben auch mein Aufſatz über die Wirtſchaftsſtufen und die Stufen⸗ N 
theorien („Probleme“ S. 143 ff.). Ich zeige, wie irrig es iſt, finn 
alle Völker gleichmäßig eine Entwicklung nach einem feſten Stufen⸗ 
ſchema anzunehmen oder etwa (wie Bücher es getan hatte) die 


Entwicklung vom grauen Altertum bis zur Gegenwart in einheit⸗ 


licher Linie nach den drei Stufen Haus⸗, Stadt⸗, Volkswirtſchaft zu 
konſtruieren. Der Idealtypus Stadtwirtſchaft zum Beiſpiel hat 
ſchon bei den verſchiedenen Völkern eine ſehr verſchiedene Aus⸗ 
prägung. Viele Völker ſind auch keineswegs im Laufe der Ge⸗ 
ſchichte zu denſelben Stufen gelangt wie andere. Wichtig iſt 
ferner, ſich gegenwärtig zu halten, daß die verſchiedenen Seiten der 


1 Siehe meine „Probleme“, S. 171 ff. N f N 
2 Ebenda S. 191. | \ 


\ 
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wirtſchaftlichen Kultur ſich nicht notwendig bedingen. Endlich ift 
es natürlich auch meine Aufgabe feſtzuſtellen, in welchem Sinn 


ſchaft, Weltwirtſchaft ſprechen kann. Eine allgemeine Erörterung 
über das Weſen der Wirtſchaftsſtufen kann ſich ſchwerlich auf 
anderen Wegen bewegen als eben denen, die ich gegangen bin. 
Sombart aber iſt von meinem Aufſatz nicht befriedigt. Warum? 
Weil er, obwohl er die Berechtigung der an Büchers Stufentheorie 
geübten Kritik zugeben will, doch noch zu ſehr der alten Neigung 
huldigt, vor allem „die Einteilung des Wirtſchaftslebens in Peri⸗ 
boden vorzunehmen“, möglichſt chronologiſch anzugeben, daß die Ent- 
wicklung der Völker nach den und den Stufen ſich vollzieht. Max 
Webers Abhandlung hat er noch nicht recht auf ſich wirken laſſen, 
und Eduard Meyers und meine Polemik gegen Bücher hat er zwar 
begrüßt, inſofern darin Bücher bekämpft wurde, aber die rechten 
Folgerungen aus ihr nicht gezogen. Nach feiner Meinung hätte ich 
Tceeinen geſetzmäßigen Kanon über die Entwicklung der Völker auf⸗ 
N en ſollen. Wenn er mir vorwirft, daß ich „nur Einzelerſchei⸗ 


a permeide es aber absichtlich, ein feſtes Geſetz über den Verlauf der 
irre 455 aufzuſtellen. Dem Zweck der Syntheſe (um dies jetzt 
a ftändig. gebrauchte Wort anzuwenden) wird mit meinem Ver⸗ 


e Ghumde auch noch Sombart am Herzen liegt. Hervorheben möchte 
BE ich noch beſonders, daß ich nicht bloß Weſen und Anwendbarkeit 
der Begriffe Haus⸗, Stadt⸗, Volks⸗, Weltwirtſchaft zu ermitteln ge⸗ 
ſucht habe, ſondern auch der anderen, mit deren Hilfe man Wirt⸗ 
ſchaftsſtufen gebildet hat, jo der Begriffe Natural-, Geld⸗, Eigen⸗ 
wirtſchaft. Leider geht Sombart auf dieſe Auseinanderſetzungen 
nicht ein, obwohl eine Erörterung ſolcher Art doch recht nützlich 
wäre (vgl. zum Beiſpiel ſeine Auffaſſung der Gigeneietſhafe 
„Kapitalismus“ I, 2. Aufl., S. 40 ff.). 
Erheiternd wirkt Sombarts Mahnung, wie man die Bücherſche 
Stufentheorie „vertiefen“ ſolle (S. 1030). Man habe „nicht genug 
beachtet, daß im Mittelalter Lokalwirtſchaft und Weltwirtſchaft 
| nebeneinander hergehen. Der Handel trägt ein durchaus weltwirt⸗ 
5 ſchaftliches Gepräge (da er in den lokalwirtſchaftlichen Beziehungen 
keine Stelle hat)... Dann tritt ein Wandel mit dem aufkommenden 


man überhaupt von Hauswirtſchaft, Stadtwirtſchaft, Volkswirt⸗ 
= 


Kungen kenne“, ſo iſt das nach rde zu verſtehen. Ich ſuche die. 
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ö 8 ein, der unter dem Einfluß der mertantilitiſchen =, 


Politik die Jnduſtrien zu nationaliſieren die Tendenz hat“. 
Hier muß, ich wirklich annehmen, daß Sombart meine Aufſätze „„ 


(Nr. 4 und 8) nur mit dem flüchtigſten Auge geleſen hat. Die 


u Verhältniſſe, die er ganz ſchief darſtellt, find von mir ja eingehend . 
gewürdigt und von anderen auf meine „Anregung hin noch nach 
beſonderen Seiten hin geſchildert worden. Vgl. zum Beiſpiel, 
Alfred Schultze und H. Bächtold mit ihren in meinen „Problemen“ ., 


S. 238. und 244 erwähnten, Unterſuchungen. Von dem Gegenſatz 


| von „Lokalwirtſchaft und Weltwirtſchaft“ während des Mittelalters 5 
zu ſprechen iſt allerdings ſchief. Aber es beſtand im frühen Mittel⸗ 


alter bis zum Moment des Aufkommens eines lebhafteren Städte 
weſens in der Tat eine verhältnismäßige Handelsfreiheit. Mit dem 
Einſetzen einer eigenen ſtädtiſchen Politik wird dieſe eingeſchränkt 
zugunſten der Stadtwirtſchaft unter ſtädtiſcher Leitung. Wenn dieſe 


„Einſchränkung nicht vollſtändig gelingt, fo wird fig immerhin in 
bemerkenswertem Umfang erreicht. Man ſucht den Handel wie das, 


Gewerbe tatſächlich in „lakalwirtſchaftliche Beziehungen“ zu bannen. 


„Solche Bemühungen charakteriſieren die mittelalterliche Stadtwirt⸗ 


ſchaft. Es iſt unbegreiflich, wie Sombart dieſe von mir aufs ein⸗ 
gehendſte geſchilderten Dinge. hier ümerwähnt. laſſen kann und wie er, 


' auch nicht durch unſere Kriegswirtſchaft an die mittelalterliche Stadt, 
»wirtſchaft erinnert worden iſt 1. Der Gegenſatz zu dieſer Lokalwirtſchaft 


iſt nun aber nicht einfach die „Weltwirtſchaft“. Denn die Händler, 


die etwa nach Deutſchland die Gewürze brachten, konnten keine Welt⸗ 


wege machen: der ſüddeutſche Händler holte ſie aus Venedig, über das u 
hinaus, er nicht zu gehen vermochte. Die Hanſiſchen Kaufleute haben ve; 


ein für ihre Zeit großes Gebiet, aber nichts weniger als die „Welt.. 


befahren. — Nachdem alſo zunächſtt eine verhältnismäßige Handels⸗ 


Mittelalters die. ſtaatliche (in Deutſchland die. territoriale) Politik. 


aber einſtweilen die mittelalterliche Stadtwirtſchaft keineswegs bei. 


fondern unter landes herrlicher Leitung ſteht. Eine „Rationalifierung“ 


und gegenwärtige Kriegswirtschaft Eubingen 199.6 gezogene Parallele. 


freiheit beſtanden hatte, die dann. (etwa ſeit dem 12. Jahrhundert) 
| erheblich durch die aufkommenden Städte mit ihren. lokalen Inter⸗ 


effen eingeſchränkt worden, war, beginnt ſeit dem Ausgang des 
die Handels⸗ und gewerblichen Verhältniſſe zu regulieren. Es; wird 


ſeitigt, ſondern überwiegend noch feftgehalten, nur mit dem Unter⸗ 5 
ſchied, daß die Stadtwirtſchaft' jetzt nicht mehr unter ſtädtiſcher, 


= Vgl. die von mir in meiner Schrift „Mittelalterliche Stadtwirtſchaft 


a ‘ 
6 
* ’ 1 
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des Wirtſchaftslebens erfolgt aumählich, zunächſt nicht in Stolien und | = 


Deutſchland, ſondern im Ausland. (England, Frankreich) In Deutſch⸗ 


land wird im 18. Jahrhundert in Preußen das Wirtſchaftsleben ſo | 


ſtark territorialiſiert, daß man dieſe Territorialiſterung mit der Natio- 


naliſierung des franzöſiſchen Wirtſchaftslebens in Vergleich ſtellen E 


kann. Daß die merkantiliſtiſche Politik in weitem Umfang die Uber⸗ 


tragung der Stadtwirtſ chaftspolitik des Mittelalters auf ein größeres = 


Gebiet bedeutet, Eorfint in der von Sombart auf S. 1030 gegebenen nn 


Skizze gar nicht zur Geltung. Und ſchief iſt es wieder, wenn er 


den „Kapitalismus“ „unter dem Einfluß der merkantiliſtiſchen Politik | < 


| . die Induſtrien nationaliſieren“ läßt. Das Verhültnis iſt umgekehrt: 


die Nationaliſterung bzw. Territorialiſterung geht nicht vom Kapi⸗ 


ttalismus aus, ſondern von der ſtaatlichen Politik, die dabei den 


. Kapitalismus in ihren Dienſt ſtellt. Was Begleiterſcheinung iſt, 


das macht. Sombart zum führenden Moment l. Endlich iſt es irrig, 
wenn Sombart (S. 1030) ſagt: „Bekanntlich hat ſich dieſe Tendenz f 


zur Nationaliſierung unſerer Induſtrie bis in unſere Zeit fortgeſetzt.“ 
Abͤbgeſehen davon, daß hier zwiſchen ſtaatlicher und nationaler Wirt 
ſchaftspolitik zu unterſcheiden iſt, ſo vollzieht ſich die Entwicklung 


N vor allem nicht in einheitlicher Linie: nachdem die Abſchließung Ä ö | a. 
Be Fortſchritte gemacht hat (im Merkanttlismus), macht fie dann wieder a 
Riückſchritte, um ſchließlich wieder ſtärker erſtrebt zu werden (im 


Neumerkantilismus). Wie kann Sombarti aber (S. 1030) den 
Fortſchritt der Nationaliſierung. der Induſtrie an den Beifpielen. der 


Florentiner Wollinduſtrie des 15. und der engliſchen des 18. Jahr⸗ 


hunderts demonſtrieren wollen! Bei der „Wirtſchaftspolitik der ein⸗ 
zelnen Stadt Florenz kam eine „Nationaliſierung“ ja gar nicht in 
Frage. Sombart ‚hätte. Nation und Nation oder Land und Land 8 
vergleichen ſollnn. 8 ' 2 


„Sombart beſchwert ih, me darüber, daß ich ihn zu ſehr von ns 
. Bücher abhängig. fein laſſe?, daß „die Wirtſchaftsſtufe im Bücher⸗ 


Belowſchen Sinne“ nicht die geſamten Wirtſchaftsverhältniſſe einer 


Po 


Zeit zur Anſchauung bringe, und empfiehlt anderſeits feinen Begriff 


des „Wirtſchaftsſyſtems“, von dem ich böſer Weiſe „keine Kenntnis 


5 genommen“ haben ſoll. Er hat nicht bemerkt, daß ich die Bücherſche 
Stufentheorie dadurch gerettet habe, daß ich fie in ihrer Bedeutung 


0 * 
8 . ae 


beträchtlich reduzjerte. Meine Auffaſfung iſt die: die a 


1 Vgl. O. Hinzes urteil. in meinen „Problemen“, S. 589. 
2 Die Abhängigkeit iſt von ganz 8 Seite Ss betont worden. 
Siehe meine 1 S. ee . | 
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Unterſcheidung zwiſchen dem längeren oder kürzeren Weg, den die 
Waren machen, liefert eine gute Anſchauung; man darf jedoch nicht 
glauben, daß mit ihr die geſamten wirtſchaftlichen Erſcheinungen 
einer Zeit ausgedrückt find!. Und Sombart bemerkt ferner nicht, 
daß ich ſeine Formeln deshalb ablehne, weil er wiederum mit ihnen, 
ähnlich wie Bücher, zu viel ſagen will; weil ſie überdies auch an 
ſich weniger brauchbar ſind als die Bücherſche Formel. Doch wir 
wollen medias in res gehen und einfach praktiſch prüfen, ob 
Sombart oder ich haltbarere Begriffe geprägt habe. Wenn er mir 
vorwirft, daß ich nicht ſeine Unterſcheidung zwiſchen „Geiſt, Form, 
Sache“ angewandt habe, ſo bin ich tatſächlich mit ihm ganz einig 
darin, daß man ſolche Unterſcheidungen machen kann. Aber mit 
einer ſolchen Unterſcheidung im allgemeinen iſt noch nichts getan; 
es kommt auf die praktiſche Bewährung im konkreten Fall an. 
Was Sombart gegen meinen „Begriff des Kapitalismus“ ein⸗ 
wendet, erledigt ſich zum Teil von ſelbſt, wie er denn auch ſelbſt 
ſchon einiges, was er zunächſt beanſtandet, nachher mit Leichtigkeit 
aufklärt?. Wenn Sombart jagt, daß ich im weſentlichen Paſſows 
Begriffsbeſtimmung annehme, ſo bekenne ich mich in der Tat dazu. 
Aber ich ſtehe ja damit nicht allein, während Sombarts Begriffs⸗ 
beſtimmung wohl ziemlich allgemein angefochten wirds. Meiner 


1 Es iſ aber unrichtig, wenn Sombart (S. 1032) behauptet: „Stabl⸗ 
wirtſchaft gibt es in den heutigen Wirtſchäftsformen genau jo wie im Mitt. 
alter.“ Es gibt nur Reſte der mittelalterlichen Stadtwirtſchaft und ftadt- 
wirtſchaftspolitiſchen Neigungen, zum Beiſpiel wenn Mannheim zu verhindern 
ſucht, daß der Neckar kanaliſiert wird, damit Heilbronn den Mannheimern nicht. 
Konkurrenz machen kann. „Genau ſo wie im Mittelalter“ gibt es heute Stadt⸗ 
wirtſchaft ſchon deshalb nicht, weil heute der Staat in ganz anderer Weiſe als 
im Mittelalter die Verkehrsmittel beherrſcht. Es iſt erftauntich, daß ſolche 
Unterſchiede dem Nationalökonomen Sombart nicht gegenwärtig ſind. 

5 2 Zu viel Weſens macht Sombart S. 1025, wo er es tadelt, daß ich „Ur⸗ 
ſprung des Kapitalismus“ ſtatt „Urſprung des Kapitals“ geſagt habe. Denn. 
erſtens handelt es ſich ja hier um das Kapital, das den Kapitalismus möglich 

machen ſoll. Zweitens betrachtet und behandelt Sombart felbft den Urſprung 

des Kapitals überall unter dem Geſicktspunkt des Urſprungs des Kapitalismus. 
| 3 Vgl. neuerdings zum Beiſpiel Diehl, Bemerkungen über Begriff und 
Weſen des Kapitalismus, in dieſem Jahrbuch Bd. 44, S. 209 ff.; Liefmann, 

Beteiligungs- und Finanzierungsgeſellſchaften, 3. Aufl., S. 2 ff.; meine „Pro⸗ 
bleme“ S. 399 ff. — S. 1035 läßt Sombart mich jagen: „Mit dem Geiſte des 

Unternehmens iſt durchaus alles das gegeben“ uſw. Ich habe tätſächlich geſagt: 

„Mit der Größe des Unternehmens.“ — Liefmann, a. a. O. S. 15 bemerkt: 

„Die Ausdehnung der kapitaliſtiſchen Erwerbswirtſchaſt, der Unternehmung, auf 
das Gebiet der Produktion erfolgt mit der Zunahme des Großbetriebs. In 
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Definition, daß Kapitalismus die Organisation der Wirtſchaft in 
Großbetrieben bedeute, hält Sombart als Hauptargument entgegen, 
daß damit nicht die ſpezifiſchen Züge einer beſtimmt geſtalteten 
Wirtſchaftsweiſe, die wir als kapitaliſtiſche bezeichnen, zum Ausdruck 
gebracht werden. Es genügt ihm nicht, in der Größe des Betriebs 


das weſentliche zu ſehen; das iſt ihm bloß ein „recht kümmerliches 


Begrifflein“ (S. 1034). Er verlangt offenbar eine Definition, die 
ſich auf möglichſt hohem Kothurn bewegt. Wenn er mich aber dabei 
auf Marx verweiſt und erklärt, daß ich aus deſſen Schriften mehr 


hätte lernen können!, fo ſteht ja der von mir in meinen „Problemen“ 


mehrfach (S. 229 und 402) geltend gemachte Geſichtspunkt, daß der 
große Unterſchied in der Quantität eine qualitative Wirkung übt, 
in vollkommener Übereinſtimmung mit dem von Marx gerade bei 
der Erklärung des Kapitalismus verwerteten Satz Hegels, daß bloß 
quantitative Veränderungen auf einem gewiſſen Punkt in qualitative 


umſchlagen. Sehen wir aber zu, ob die ſpezifiſch kapitaliſtiſchen 


Züge mit meiner Begriffsbeſtimmung gegeben ſind. Sombart (S. 1036) 
erklärt zu meiner Bemerkung, daß mit dem Großbetrieb die Trennung 
der Erwerbswirtſchaft von der Konſumtionswirtſchaft gegeben iſt: 


„Falſch: die Oikenwirtſchaften waren eminente Großbetriebe und 
dabei reine Eigenwirtſchaften“. Hier beobachtet man von neuem 
Sombarts Mangel an grundſätzlichem Denken. „Die Oikenwirt⸗ 
ſchaften“ ſind erſtens überhaupt an ſich noch e Großbetriebe. 


größeren Betrieben, wo mehrere Arbeiter beſchäftigt und in Geld entlohnt 


werden, geht ein immer größerer Teil der Koſten durch die Geldform hindurch, 
beſteht ein immer geringerer Teil derſelben in der eigenen Arbeitsmühe des 
Wirtſchafters. Beſchränkt ſich dieſe auf die Leitung, ſo ſieht der Wirtſchafts⸗ 


inhaber oft von ihrer Veranſchlagung als Koſten ab, veranſchlagt ſie wohl auch 


mit den Koſten ſeiner höchſten Angeſtellten und macht eine reine Geldrechnung.“ 
Dies iſt im Grunde dieſelbe Auffaſſung wie die, die ich vertrete. Allerdings 
fieht Liefmann die durchgeführte Geldrechnung als das Weſen des Kapitalismus 
an, während ich fie als eine Folge desſelben betrachte. Indeſſen dürften gerade 
jene Sätze Liefmanns beweiſen, daß die zunehmende Größe des Betriebs die 
Steigerung in der Durchführung der Geldrechnung zur Folge hat. 


i 1 Ich habe in meiner Schrift „Die deutſche Geſchichtsſchreibung von den 
Befreiungskriegen bis zu unſeren Tagen“, S. 156 ff., die Geſchichtsauffaſſung 


von Marx und Engels analyſiert und auf die geſchichtlichen Quellen, die dieſer 
im kommuniſtiſchen Manifeſt ausgeſprochenen Auffaſſung zugrunde liegen, hin⸗ 
gewieſen. Vgl. dazu H. Oncken, Hiſtor. Zeitſchrift 123, S. 252; Vierteljahrs⸗ 


ſchrift für Sozial- und Wirtſchaftsgeſchichte, Bd. 15, S. 559. Es iſt mir nicht 
erinnerlich, daß Sombart ſich jemals mit dieſen meinen Erörterungen aus⸗ 


ee ar was s ihm doch nahe gelegen hätte. 


* 
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Denn zunächſt * ja die bäuerlichen Wirtſchaften zu ihnen. 


Nach der alten Theorie von der Hauswirtſchaft iſt die bäuerliche j 1 


Wirtſchaft ſogar die klaſſiſche Oikenwirtſchaft; denn für die grund⸗ 5 
herrliche Oikenwirtſchaft läßt ſich die Theorie von der Autarkie des 
Hauſes ſchon ſchwerer durchführen. Aber ſetzen wir auch den Fall, 


Solmbart habe nur an die grundherrliche Oikenherrſchaft, alſo etwa ann 
die Grundherrſchaft des älteren Mittelalters, gedacht, ſo iſt dieſe gar 
nicht ein „eminenter Großbetrieb“. Das Weſen der Grundherrſchaft 


z liegt! im Streubeſitz und ebenſo in diffuſen Betrieben. Nun gab es zwar 


in der Zeit der Villikationsverfaſſung größere Betriebe für die Bewirt⸗ 
ſchaftung einer umfangreicheren Hofländerei (über deren tatſächliche 


Ausdehnung übrigens in der wiſſenſchaftlichen Literatur geftritten wird). 


„Eminente Großbetriebe“ aber können dieſe jedenfalls nicht genannt | 


werden. Einen kapitaliſtiſchen Zug hat gewiß die moderne oftdeutiche 
große Gutsherrſchaft. Gerade jedoch ihr Gegenſatz zur alten Grund⸗ 
herrſchaft,an die Sombart bei feiner „Oikenwirtſchaft“ gedacht haben 


wird, beweiſt die Richtigkeit meiner Definition. Die große Gutsherrſchaft N | 
iſt nicht Oikenwirtſchaft; einen kapitaliſtiſchen Zug hat ſie, weil fe 
auf einem ſo großen Betrieb ruht, daß eine Oikenwirtſchaft bei ihr Kae 


keinen Sinn hätte. Wenn ein wirtſchaftlicher. Betrieb wirklich groß 
iſt, ſo wird die Neigung zum Abſatz auf dem Markt immer vor⸗ 

handen ſein, wie umgekehrt die wirklich großen Betriebe weſentlich 
aus der Möglichkeit, die Erzeugniſſe auf dem Markt abzuſetzen, 
hervorgehen. Die neueren Unterſuchungen über die Entſtehung der 
Gutsherrſchaften betonen j ja dieſen Umſtand. Kann man ſich ferner 


Plantagenwirtſchaft ohne Abſatz der Erzeugniſſe auf dem Markt en 


vorſtellen? Sombart will doch nicht etwa Plantagenwirtſchaften alis 
Oikenwirtſchaften deuten? Nebenbei nur ſei hier bemerkt, daß die 


. alten Vorſtellungen über die ſtrenge Geſchloſſenheit der „Oiken⸗ 5 5 
e wirtſchaft“, wie fie ſich teilweife auch noch bei Sombart erhalten 
phäben, hinfällig find: ic habe ja darüber i in meinen 8 Ba 


. ausführlich geſprochen. 


Sombarts unglückliches Argument mit den Dikenwirtſchaften fol g 5 


den Zweck haben, zu beweiſen, daß die Kennzeichen des Kapitalismus, 


dDiies ich als ſolche namhaft mache, mit dem Großbetrieb. „nicht gegeben 
ſind“. In der gleichen Tendenz beruft er ſich darauf (S. 1036), 155 


daß die „reſtloſe geldliche Durchdringung“ kein Kennzeichen des 5 
j MERAN fei; wenn man ‚fein Bi im Großbetrieb Ice: Denn 


e Er: meine Bienen, e. 77, Anm. 2. f N f — e 
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„es gibt ebenſogut natural⸗ 9 8 geldwirtſchaftliche Grsöbetribe 


Sombart wird doch nicht leugnen. wollen, daß mit. der Vergrößerung . a 
des Betriebs eine höchſt greifbare Tendenz ſich einſtellt, die geldliche Bere 
Durchdringung des Betriebs ins Werk zu ſetzen. Natürlich gibt es 


Anterſchiede: die, Tendenz. kann mehr oder weniger verwirklicht ' 


ſein. Aber von einem „ebenfogut” . iſt gar keine Rede. Ich bitte 


Sombart, Großbetriebe von gleichem Umfang zu nennen, für die es 


„zutrifft, daß fie „ebenſogut“ naturalwirtſchaftlich wie geldwirtſchaftlich 8 

„„ betrieben werden. Vermutlich hat er die Dinge wieder nicht durch⸗ 
dacht. Es mögen ihm wohl Verhältniſſe vorſchweben wie die, daß | 

f "etwa. dem Herrſcher eines Landes eine Unnienge von Natural: 
lliüeferungen zukommen. Aber wenn die Geſamtablieferung ein großes 9 8 
Reeſultat bringt, fo iſt. darum der Betrieb, in den die Naturalien 


erzeugt werden, noch kein „Großbetrieb“. Und auch die Verwendung 


* der abgelieferten Naturalien braucht noch keineswegs im Großbetrieb 


> 318 erfolgen. Oder will Sombart vielleicht behaupten, daß die Ver⸗ f 


wendung. der im mittelalterlichen Deutſchland an die königlichen. 


Pfalzen abgelieferten Naturalien im „Großbetrieb“ erfolgte? 


u 


1 1 


Was Sombart ſonſt noch gegen die von mir benannten Kenn⸗ 


| "iin des Kapitalismus geltend macht, iſt von derſelben Qualität: N 
er macht ſich das Vergnügen, die Dinge auf die Spitze zu treiben. u 


Es kann ſich ja nicht um abſolute, meſſerſcharfe Grenzen handeln. 3 
„Das entſcheidende iſt, daß die betreffende Tendenz ſich ganz greifbar 
bemerkbar macht. Alle Kennzeichen des Kapitalismus, die ich genannt 


5 habe, treten mit dem Großbetrieb auf: und ſteigern ſich mit deſſen u 


Zunahme. Sombart findet das nötige darüber bereits in meinen 
Problemen“ (und zwar nicht. bloß in 8 Kapitel über die. Ent⸗ ö 
ſtehung des Kapitalismus). N 


Sombart glaubt aber weiter zum Aügrif. übergehen. zu müſſen * 


und wirft mip vor, daß ich die wichtigſten tatſächlichen Merkmale 
des Kapitalismus überſehen habe. „Alſo keine verkehrswirtſchaftliche 
Verknüpfung! Keine Warenproduktion!“ — ſo ruft er aus (S. 1036). 


Die vorſtehenden Bemerkungen zeigen ſchon, daß ich dieſen Geſicht⸗ 


punkten · Rechnung getragen habe: mit dem Großbetrieb iſt an ſich 
„die Produktion für den Markt gegeben; für die reine Oikenwirtſchaft 
hat ein Großbetrieb keinen Zweck. „Kein freies. Lohnarbeiterverhält⸗ 2 


nis!“ Dies ſehe ich in der Tat nicht als ein entſcheidendes Merk⸗ 1 


5 mal der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe an. Es wird ja kein Un⸗ 


befangener beſtreiten, daß die Plantagenwirtſchaft kapitaliſtiſch 
betrieben werden kann- . at auch 5 Plantapenmiztfaft mit ; 


1 oe 1 4 
0 ‘ 
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unfreien Arbeitskräften. Man vergegenwärtige ſich zum Beiſpiel einen 


römiſchen Plantagenbeſitzer aus der Zeit um die Wende unſerer 


Zeitrechnung oder einen amerikaniſchen Pflanzer mit viel Kapital, 
der Sklaven aufkauft, weil zurzeit ihr Preis und die Abſatzverhält⸗ 


niſſe für ſeine Waren die Verwertung ſehr lohnend machen — iſt 


das nicht ein kapitaliſtiſches Bild? Wenn dies Bild nicht mit der 
Orthodoxie des marxiſchen Entwicklungsſchemas vereinbar iſt, jo iſt 


Marx der ſchuldige Teil, aber nicht wir. 


Bitter beklagt ſich Sombart (S. 1036) ferner darüber, daß ich 


nicht einen „beſonderen Geiſt“ als Merkmal des Kapitalismus an⸗ 
ſehe. Er zitiert aber nur ein Sätzchen hierüber aus meiner Dar⸗ 


ſtellung und verſchweigt dem Leſer, daß ich von dem „Geiſt“ ſehr 


ausführlich geſprochen habe, allerdings in dem Sinn, daß ich die 
Gleichſetzung von Kapitalismus und unbegrenztem Gewinnſtreben 


als unrichtig und unfruchtbar für die wiſſenſchaftliche Erkenntnis 


abgelehnt habe. Doch ich muß hier auch wieder feſtſtellen, daß 
Sombart die Dinge nicht durchdacht hat. Wenn er in hohen Tönen 


von objeklivem und ſubjektivem Geiſt und den „Seelen der ein⸗ 
zelnen Wirtſchaftsſubjekte“ und von meinem mangelnden Ver⸗ 


ſtändnis für ſolche Dinge ſpricht, ſo muß ich leider den Spieß um⸗ 
kehren. Seine Formel lautet (S. 1037): „Der Kapitalismus iſt 


einerſeits das Werk einzelner ſtarker Perſönlichkeiten und anderſeits 


dasjenige Wirtſchaftsſyſtem, in dem alles wirtſchaftliche Verhalten 
durch das (unperſönliche) Verwertungsſtreben des Kapitalismus be⸗ 
ſtimmt wird“. Zu 1 ſei bemerkt: jeder Fortſchritt iſt individuell. 
Immer ſind es einzelne, die Neues als erſte erkennen und durch— 
führen; andere folgen dann nach, je nach der Art, wie ſie auf die 
von jenen gegebene Anregung reagieren. Das gilt nicht bloß vom 


Kapitalismus. Von ihm es als etwas beſonderes hervorzuheben 
(wie es Sombart tut), daß die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe nicht 


kollektiv, nicht vegetativ, ſondern individuell entſtanden ſei, dazu 
liegt kein Anlaß vor. Alle Arten von gewerblicher Arbeitsweiſe 
entſtehen individuell. Auch das Zunfthandwerk iſt ſo entſtanden: 


einzelne Handwerker kommen zuerſt auf den Gedanken, der Ge⸗ 
ſamtheit der betreffenden Gewerbetreibenden durch die Aufrichtung 


einer Zunft eine Schranke zu ziehen. Wenn Sombart emphatiſch 
ausruft: „Die Entſtehungsgeſchichte des Kapitalismus iſt eine Ge⸗ 


ſchichte von Perſönlichkeiten“, ſo iſt zu erwidern, daß alle Geſchichte 


eine Geſchichte von Perſönlichkeiten iſt. Und iſt etwa bloß „die 
Entſtehungsgeſchichte“ des Kapitalismus eine Geſchichte von Per⸗ 
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ſönlichkeiten? Im reichſten Maße. ſehen wir weiterhin, wie die Per⸗ 
ſönlichkeiten in ihm Förderung finden und anderſeits mit ihm 


kämpfen. Zu II: Mit der Behauptung, daß „alles wirtſchaftliche = 
Verhalten durch das (unperſönliche) „Verwertungsſtreben des 


Kapitals‘ beſtimmt wird“ (dies ſoll oberſtes Kennzeichen des Kapi⸗ 
talismus fein!), fällt Sombart in das Extrem, das er vorher ver- 
urteilt und abgelehnt hat, indem er jetzt eine kollektive, vegetative 
Erklärung für die kapitaliſtiſche Unternehmung gibt. „Alles“ wirt⸗ 


ſchaftliche Verhalten erklärt ſich keineswegs aus einem „unperſön⸗ 


lichen Verwertungsſtreben des Kapitals“, ſondern es kommt immer 
darauf an, ob und wie der Menſch auf einen gegebenen Anreiz 
reagiert. Nur eine Lockung liegt in dem Kapital. Daß eine ſolche 
vorhanden iſt, das habe ich ſelbſt betont, indem ich hervorhob, wie 
mit der Steigerung des Großbetriebs ſich gewiſſe Tendenzen geltend 
machen. Aber dieſe bewirken und beſtimmen noch durchaus nicht 
„alles“ wirtſchaftliche Verhalten. Es kann zum Beiſpiel von zwei 
Beſitzern von gleichviel Kapital der eine ſich auf die kaufmänniſche 
Leitung des Betriebs beſchränken, während der andere noch die ge⸗ 


werbliche Leitung oder einen Teil von ihr beibehält. Es kann der 
Keine den Betrieb ſteigern, der andere mit dem einmal erreichten um⸗ 
fang ſich begnügen. Die Lockung zur Beſchränkung auf die kaufe | 


männiſche Leitung des Betriebs und ebenſo die zu ſeiner Steigerung 
wird ſich bei allen Beſitzern bemerkbar machen; aber der eine 


reagiert darauf mehr als der andere; hier iſt nichts „unperſönlich“, 


kollektiv, vegetativ, ſondern wiederum alles individuell. Sombart 


ſteht mit ſeinem Glauben an die unperſönliche Wirkung des Kapitals 


auch noch zu ſehr unter dem Bann der marxiſtiſchen kollektiviſtiſchen 
Theorie. Sombart meint den Umſtand, daß „das wunderſame 
Geiſtesgebilde der kapitaliſtiſchen Unternehmung“ einerſeits die 
höchſte Steigerung der individuellen Betätigung und anderſeits den 


bölligen Ausſchluß der individuellen Reaktion erkennen laſſe, mit | 
dem intereſſanten Terminus einer „Antinomie“ belegen zu dürfen. 
Sprechen wir doch ſchlicht deutſch: Sombart bemerkt gar * den 


grellen Widerſpruch, in den er gefallen iſt !. 


= en 1 Sombart (S. 1037) beklagt ſich, daß ich 5885 1 (Probleme, | 
S. 426), er laſſe das Kapital unperſönlich wirken. Wie man ſieht, iſt dieſe 


Auffaſſung tatſächlich bei ihm vorhanden, was auch andere ſchon feſtgeſtellt 
haben. Seine Darſtellung iſt einfach widerſpruchsvoll. Im übrigen habe ich 
in meinen „Problemen“, S. 499 Anm. 1 konſtatiert, daß. Sombart ſich im Laufe 
der Zeit (insbeſondere im Verhältnis zur 1. Auflage genes e 
Schmollers Jahrbuch XIV I. Ä 1 | | 17 
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Daß aber Sombart an meiner Darſtellung die Ignorierung 


des kapitaliſtiſchen „Geiſtes“ tadeln zu müſſen glaubt, iſt um ſo 
ſonderbarer, als ich ja durch eingehende Kritik ſeiner Anſicht von 
dem Gegenſatz zwiſchen dem mittelalterlichen „Traditionalismus“ 
und dem modernen unbegrenzten Erwerbsſtreben, ſeiner Anſicht, daß 
der mittelalterliche Menſch nichts „unternommen“ habe, ihm die 


Grundlagen für ſeine Konſtruktion des „kapitaliſtiſchen Geiſtes“ 
völlig entzogen habe. Er mußte ſich doch jetzt ſagen, daß es leeres 


Stroh iſt, was er gedroſchen hatte. Statt deſſen tut er ſo, als ob 


niemand etwas an ſeinen Darlegungen ausgeſetzt habe (ich hatte 
überdies bei meiner Kritik wertvolle Bundesgenoſſen), als ob ſie 


überall auf den feſteſten Fundamenten ſtänden. Wenn eine Er⸗ 


widerung von ſeiner Seite einen Zweck haben ſollte, ſo hätte er | 


vor allem ſich mit dieſem Teil meiner Kritik ausführlich auseinander: 


ſetzen müſſen. Um ſo mehr, als er Behauptungen aufgeſtellt hatte, 
die im Mund eines Nationalökonomen ungeheuerlich ſind, zum Bei⸗ 
ſpiel die, daß die Gier nach Gold und Geld im Mittelalter neben 
dem Wirtſchaftsleben hergehe („Kapitalismus“ I, 2. Aufl., S. 328). 
Vollkommen meint Sombart mich ſchließlich vernichten zu 
können, indem er geltend macht, daß „jedes der von Below an⸗ 


geführten Merkmale auch auf eine ſozialiſtiſche Wirtſchaftsorgani⸗ 
ſation paßt. Was ſoll aber eine Begriffsbeſtimmung, die dieſes 
Haupterfordernis nicht erfüllt: eine Wirtſchaftsweiſe gegen eine 
andere von ihr grundſätzlich verſchiedene abzugrenzen? Oder gibt 
es gar keinen Unterſchied zwiſchen Sozialismus und Kapitalismus" 
(S. 1036)? Ich antworte: liegt hier wirklich das „Haupt⸗ 
erfordernis“ der Begriffsbeſtimmung des Kapitalismus? Sozia⸗ 
lismus und Kapitalismus ſind ja nicht die Gegenſätze, die ſich ſo 
ausſchließen, wie Sombart meint. Wenn Sombart darüber höhnt, 
daß ich geſagt habe: „auch ſozialiſtiſch kann die große Unter⸗ 
nehmung ſein“, ſo bringt mich ſein Hohn nicht aus der Faſſung. 
Er hätte die Sätze, die ich an der betreffenden Stelle (S. 403) 


auf jenen folgen laſſe, nicht verſchweigen ſollen. Ich mache 


nämlich daſelbſt geltend, daß die ſozialiſtiſche Leitung die Arbeits⸗ 
teilung, die den einzelnen Arbeiter zur dauernden Herſtellung einer 


mehr vom Pofitivismus abgewandt hat. Es ſei bei dieſem Anlaß noch darauf 
hingewieſen, daß der von Sombart jo umfaſſend verwertete Begriff des „wirt⸗ 
ſchaftlichen Traditionalismus“ höchſt relativ if. Vgl. meine „Probleme“ S. 432f. 
und S. 465 f. Max Weber, Geſammelte Aufſätze zur Religionsſoziologie I, S. 6. 
Gegen Sombart ſiehe ferner ebenda S. 57 und 182. 


. 
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Spezialität beſtimmt, nicht beſeitigen würde; daß die Sozialiſierung 
einer Fabrik die Zahl der Arbeiter, die zu Leitern von Unter⸗ 
nehmungen im vollen Sinn aufſteigen, nicht vermehren würde, daß 
ſie vielmehr, ſo weit ſie in gewerblicher Arbeit ſelbſt arbeiten, 
immer unſelbſtändige Arbeiter bleiben würden; daß nur gewiſſer⸗ 
maßen eine andere Seite ihrer Perſönlichkeit an der Leitung der 
Fabrik Anteil erhalten würde. Mit dem einen Teil ihrer Perſön⸗ 


lichkeiten ſtellen die Arbeiter, die an einem ſozialiſierten, d. h. ge⸗ 


noſſenſchaftlichen Großbetrieb beteiligt ſind, den Unternehmer dar; | 
mit dem anderen Teil ihrer Perſönlichkeit ſind ſie Arbeiter. Wenn 
die beiden Seiten der Perſönlichkeit der Arbeiter ſcharf auseinander 


gehalten werden, könnte der Verſuch einer ſozialiſtiſchen Fabrik 


glücken. In der Praxis wird es natürlich nie möglich ſein, die 


beiden Seiten in der Perſönlichkeit der Arbeiter ſcharf auseinander 
zu halten: die Arbeiter, jo weit fie Genoſſenſchaftler find, werden 


natürlich die Gefühle, die fie haben, ſo weit ſie die von der Fabrik 


beſchäftigten Arbeiter ſind, ſtets auf ſich wirken laſſen. Das Auf⸗ 
einanderwirken der beiden Seiten in der Perſönlichkeit der Arbeiter 


wird die Verwirklichung des Zwecks der Fabrik, möglichſt erfolg⸗ 
reiche Arbeit zu liefern, ſtets mehr oder weniger hindern. Eine 
andere Leitung der Fabrik als die ſozialiſtiſche wird ſtets die Er⸗ | 


reichung dieſes Zwecks leichter machen. Beobachten wir denn aber 
nur bei der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe, daß ſie durch die 
Sozialiſierung in ihrer Arbeit gehemmt wird? Jede Produktions- 


weiſe wird unter ſozialiſtiſcher Leitung nicht gefördert, ſondern ge⸗ 


hemmt. Wenn der ruſſiſche Mir bei ganz einfachen Verhältniſſen 


und großem Vorrat an Land beſtehen konnte, ſo hat er ſich in den 5 


neueren Zeiten als Schädling der landwirtſchaftlichen Arbeit er⸗ 
wieſen, und es gilt von ihm wie von der Ssozialiſierung eines 


| großen Landgutbetriebs, daß fie die Arbeit hemmen. Es beſteht 


nur der Unterſchied, daß die Hemmung bei dem großen Landgut⸗ 
betrieb noch ſtärker ſein wird, weil deſſen Leitung mehr Einſicht, 
mehr Geſchick, mehr techniſche Bildung vorausſetzt. Beim Mir, der 
den einzelnen Gemeindemitgliedern ein beſcheidenes Stück Land zur 
Bewirtſchaftung zuteilt, kommt es auf die perſönlichen Qualitäten 


des Inhabers nicht ſonderlich an. Dagegen iſt die Perſönlichkeit 


des Leiters eines großen Landgutbetriebs von größter Wichtigkeit, die 


ducch eine ſozialiſtiſche Gefahr bewirkte Gefahr aber, daß durch Mehr⸗ 


heitsbeſchluß eine ungeeignete Perſönlichkeit oder ungeeignete Perſön⸗ 
lichkeiten mit der Leitung beauftragt werden, hier ſehr beträchtlich. 
„ . 17* 
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Wenn indeſſen auch der ſozialiſtiſch geleitete Großbetrieb 


ſchlechter arbeitet als der individuell geleitete, ſo bleibt es doch 


dabei, daß im Weſen hier wie da die gleichen Merkmale der kapi⸗ * 


taliſtiſchen Produktionsweiſe hervortreten. Oder meint Sombart, 
daß in einer ſozialiſtiſchen Nadelfabrik die Arbeiter aufhören, je nut 


einen Teil der Nadel herzuſtellen, und daß die reſtloſe geldliche 
Durchdringung bei einem ſozialiſtiſch geleiteten Großbetrieb wenigen 


notwendig iſt als bei einem individualiſtiſch geleiteten? ; 
Zu meiner Bemerkung, daß ein Kennzeichen der kapitaliſtiſchen 


Produktionsweiſe die dauernde Unſelbſtändigkeit der Arbeiter iſt, . 


macht Sombart (S. 1035) den Einwand: „in einem genoſſen⸗ 


ſchaftlichen Großbetrieb find alle Arbeiter ſelbſtändig“. Er hält 


hier nicht die beiden Seiten in der Perſönlichkeit der Arbeiter aus- | 


einander! Mit der einen Seite nur find fie ſelbſtändig, mit der 1 


anderen aber dauernd (d. h. ſo lange ſie arbeiten) unſelbſtändig. | 
Die Sozialiſierung des Großbetriebs befeitigt dieſe ihre Hufe 9 
ſtändigkeit nicht, zum mindeſten an ſich nicht. | . 
Der Gegenſatz von Sozialismus iſt nicht Kapitalismus, ſonderg, 
wie dies kürzlich erſt Diehl in dieſem Jahrbuch nachdrücklich hervor ⸗ 
gehoben hat!, Individualismus. Der mittlere und kleine Betrieb 
iſt in demſelben Maß innerhalb der individualiſtiſchen Wirtſ chafts⸗ 5 
weiſe verwendet worden wie der große, d. h. die Tapitaliftiide , 
Wirtſchaftsweiſe. Der kapitaliſtiſche iſt alſo erſtens nicht der einzige 5 
individualiſtiſche Betrieb. Hiſtoriſch. iſt er allerdings als in dividua⸗ 
liſtiſcher aufgekommen. Aber er iſt zweitens, nachdem er einmal 
ausgebildet worden war, nicht bloß innerhalb der individualiſtiſchen 
Wirtſchaftsweiſe angewendet worden: die genoſſenſchaftlichen Groß⸗ 
betriebe beweiſen das ja. Das, was ich hiermit bemerke, wird ge 
nügen, um Sombarts Anſicht abzulehnen. Wollte man das Thema 
wer behandeln, ſo müßte man unterſcheiden, ob der Individur⸗ 5 


1 Diehl, a. a. ©. S. 207 f. In übereinſtimmung mit mir r ( Pröble 


S. 406) lehnk Diehl auch Brentanos Gleichsetzung von Kapitalismus und Geld⸗ 


wirtſchaft ab. Gegen Brentanos Meinung, daß der Kapitalismus der unmittel⸗ 
bare Gegenſat des Feudalismus, in Gegenſatz zu dieſem aufgekommen ſei, ſiehe 
auch meine Bemerkungen in meinen „Problemen“, S. 413, und im Weltwirtſch. 
Archiv 1917, S. 251 ff. Brentano ſieht über Jahrhunderte und breite Ent⸗ 
wicklungsſchichten hinweg, die eine beträchtliche Geldwirtſchaft, aber keinen 
Kapitalismus aufweiſen. — Ich möchte noch mehr als Diehl betonen, daß 
Kapitalismus und Sozialismas keine ſich ausſchließende begriffliche Gegenſätze 


find. Wenn ſie praktiſch zuſammenſtoßen, ſo ſtört, wie ich ſchon 1 der 


Sozialismus als rechtliche a r ä in es Praris- 


1 


| lichen Merkmale einheitlich zuſammenfaßt“ (mit dieſen Formeln = 
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lismus bzw. der Sozialismus im einzelnen Fall den Schwerpunkt | 
auf Eigentum und Beſitz oder auf die Betriebsart richtet. Danach 


würden ſich die Begriffe noch mehr ſpalten. Hinzugefügt ſei nur, 


daß der Sozialismus in bezug auf die Betriebsformen recht dürftig iſt. 
Sombart glaubt mir unendlich überlegen zu ſein, indem er als 


etrſter die Wirtſchaftsgeſchichte „in einheitlicher Betrachtung zuſaammen? 
faßt“, „die jeweils beſondere organiſche Einheitsbildung in den 
— Vordergrund rückt“, „die dem Wirtſchafts leben jeweils charakte⸗ 


riſtiſchen Züge zur Einheit zuſammenfaßt“, „die zahlreichen begriff⸗ 


rühmt er immer von neuem ſeine Tätigkeit). Dieſe Wendungen 


wi 2 zeigen, daß er ſich von dem von ihm in ſeiner erſten Auflage 


| = beobachteten Verfahren, um des vorausgeſetzten Poſtulats der „Ein⸗ vun 
pheitlichkeit der Erklärung“ willen eine Anzahl von Tatſachen unter 15 


| den Tiſch fallen zu laſſen (fiehe meine „Probleme“ S. 438), noch 


zicht losgemacht hat. Die Bewältigung des Stoffs ift nicht an die 
„Einheitlichkeit“ der Erklärung und Zuſammenfaſſung gebunden. 


| Nicht die Verwendung einer beſtimmten Kategorie eines Wirtihafts- 


ſyſtems bringt uns vorwärts, ſondern wir verwenden eine Menge 


von Idealtypen zur Meſſung der Verhältniſſe und ſuchen die ver⸗ 
ſchiedenen Entwicklungen, die nebeneinander hergehen und nicht in e e 
unbedingter Abhängigkeit voneinander ſtehen, zu beobachten. Von 
immer neuen Seiten und mit dem Verſuch immer neuer Kategorien 1 
ſüuchen wir den Dingen nahezukommen. Höchſt charakteriſtiſch für 


f Sombarts allgemeines Verfahren iſt die oben. beſprochene Mahnung 


zur „Vertiefung“, die er mir erteilt. Ich hatte geſchildert, wie 
bunt und dramatiſch bewegt die Entwicklung in den verſchiedenen 8 
Teilen des Mittelalters und in den Jahrhunderten der Neuzeit fl, 
„ und hatte dieſe ſtarke Bewegung durch geeignete Kategorien an- 
. ſchaulich zu machen geſucht. Er empfiehlt mir die Formel des 


Geegenſatzes von „Lokal: und Weltwirtſchaft“, die an ſich plump . 


und fimpel iſt und die Mannigfaltigkeit der Dinge gar nicht erfaßt. a: 
>, Zweifel: kann man nur darüber hegen, ob mein Präzeptor meine 2 


| Schilderung gar nicht geleſen oder gar nicht verſtanden hat. = 
Wenn Sombart von mir jagt: „was er vorbringt, iſt von 


. einer indiskutabeln Armſeligkeit“, ſo werden die Leſer der Meinung x 
. jein, daß ihm eine Perſonenverwechſlung untergelaufen iſt. Mit 
a dieſen kur: * ſeine Erwiderung e gekennzeichnet fein. 
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. Schmoller, Guſtav: Zwanzig Jahre deutſcher Politik. 
München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 206 S. 


In erfreulich ſchöner und gediegener Ausſtattung liegt hier, von 


der verſtändnisvollen Lebensgefährtin nach Afdeutungen des Nach⸗ 
laſſes ausgewählt, eine Sammlung von Aufſätzen und Vorträgen des 
unvergeßlichen Meiſters aus den Jahren 1897 bis 1917 vor, die inner⸗ 
lich dadurch verbunden ſind, daß ſie Stellung zu den großen Fragen 
der Tagespolitik nehmen. Es war nicht Schmollers Art, ſich an dem. 
aufreibenden und verwirrenden Parteigetriebe zu betätigen, aber ſein 
politiſches Intereſſe war, wie es ſich für einen Gelehrten ſeines Faches 
und Schlages von ſelbſt verſteht, ſtets ſtark und lebendig, und gerade 
in dieſen letzten zwanzig Jahren hat er ſich auch in der Tagespreſſe ge⸗ 
legentlich gern einmal von der hohen Warte aus, auf die ſeine wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Erkenntniſſe ihn geſtellt hatten, über die weltbewegenden 
Ereigniſſe und Probleme des öffentlichen Lebens geäußert. So enthält 
dieſe Sammlung, wie die Herausgeberin ganz zutreffend ſagt, ein Ge⸗ 
ſamtbild ſeiner Anſichten über Staat und en das feine großen 
grundlegenden Arbeiten vielfach ergänzt und zwar eben nach der Seite 
der praktiſch⸗politiſchen Anwendung und Stellungnahme hin. 
| Nach drei großen Geſichtspunkten gliedert ſich das Ganze dieſer 
politiſchen Anſichten und Beſtrebungen: nationale Macht⸗ und Aus⸗ 
dehnungsfragen, Probleme der Verfaſſung und Verwaltung, Sozial- 
politik. Die großen Zeitfragen des Imperialismus, der Demokratie, 
des Sozialismus geben dem an univerſale Geſchichtsbetrachtung ge⸗ 
wöhnten Patrioten und Staatsphiloſophen den Anlaß zu Erörterungen 
und Zielſetzungen, die unter Vermeidung radikaler Löſungen nur das 
praktiſch und pſychologiſch Notwendige und Mögliche ins Auge faſſen 
und zwiſchen Scylla und Charybdis hindurch die ſchmale Fahrtrinne 
ſuchen, die das Staatsſchiff vor dem Untergang bewahren ſoll. 2 
Ein Imperialiſt im gewöhnlichen Sinne des Wortes iſt Schmoller | 
nicht geweſen. Von Weltmacht und Weltpolitik hörte er in bezug auf 
Deutſchland nicht gern reden, weil dieſe Worte im Ausland leicht miß⸗ 


verſtanden oder mißdeutet wurden, als ſtrebe Deutſchland nach einer 


Art von Weltherrſchaft. Er hatte ein deutliches Gefühl davon, daß 
die Ausdehnungspolitik unter den neuen Weltverhältniſſen für Deutſch⸗ 
land mehr Schickſal als freie Wahl, und daß ſie voll von Gefahren 
war. In dem Wachstum der Bevölkerung, deren gewaltſame Hemmung 
den nationalen Verfall mit ſich bringen würde, ſah er den Hauptmotor 
unſerer Ausdehnungsbewegung, die aber ſeiner Meinung nach nicht 
eigentlich auf die Begründung eines überſeeiſchen Weltreiches, ſondern 
auf die Sicherung unſerer Rohſtoff⸗ und Abſatzmärkte und auf die 
Verſorgung der überſchüſſigen Bevölkerung in Ackerbaukolonien — er 
dachte trotz der Monroedoktrin namentlich an Südbraſilien! — gerichtet 


N am nu er nahm an, daß es im nächſten ä wohl 100 
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bis 150 Millionen Deutſche geben könne, die in mehr oder minder 


feſtem Zuſammenhang mit dem Mutterland blieben, daß es möglich 
ſein werde, auch ohne Erweiterung unſerer europäiſchen Grenzen durch 


eine von Heer und Flotte gehütete Steigerung unſeres wirtſchaftlichen . 


Lebens ein gewiſſes Gleichgewicht gegenüber den wachſenden Rieſen⸗ 
reichen England, Rußland, Amerika aufrechtzuerhalten und mindeſtens 
mit Frankreich auf gleicher Machtſtufe zu bleiben. Ihm ſchwebte ein 


Gleichgewichtsſyſtem koordinierter Mächte wie im alten Europa vor; 5 
er war weit entfernt, für Deutſchland einen Vorrang in der Welt 


oder auch nur auf dem europäiſchen Kontinent zu erſtreben; auch die 


Flottenrüſtung dachte er ſich nicht als gegen England gerichtet; er 
glaubte offenbar, daß Deutſchland die notwendigen Ziele ſeiner über⸗ 


ſeeiſchen Ausdehnung ganz wohl im Einverſtändnis mit England er⸗ 
reichen könne. Die Hauptgefahr für den Frieden ſah er in der ruſſiſchen 


Ausdehnungspolitik mit ihrer Feindſeligkeit gegen Oſterreich und ihren 


Belebung der franzöſiſchen Revanchebeſtrebungen. Die feſte Verbindung 
zwiſchen Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn ſtand dabei für ihn außer 


Frage. Die Erhaltung der habsburgiſchen Großmacht erſchien ihm als 


eine Notwendigkeit, ſelbſt auf die Gefahr eines ruſſiſchen Krieges hin. 


Über den Urſprung und die Ausſichten des Weltkrieges hat fih 


Schmoller nicht näher ausgeſprochen; gelegentliche Außerungen laſſen 
aber erkennen, daß er bis zuletzt an der Hoffnung eines ehrenvollen 
Verſtändigungsfriedens feſtgehalten hat. Er glaubte, daß doch endlich 
einmal die Vernunft überall werde zum Durchbruch kommen müſſen. 
Von beſonderem Intereſſe war für ihn das Problem einer Zollan⸗ 
näherung zwiſchen Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn, der er im An⸗ 
ſchluß an die Arbeiten des Vereins für Sozialpolitik eifrig das Wort 


redete; er dachte dabei an das Syſtem der drei Tarife und war auch 


geneigt, das gleiche Syſtem in Mitteleuropa weiter auszudehnen; aller⸗ 


*. en 


nom, 
5 R . 


dings gegen die Ausdehnung auf die Balkanſtaaten oder gar auf die 


TFauülrkei hatte er ſtarke Bedenken; und, gegenüber den Hoffnungen auf - 
. die Zukunft des Handels nach dem nahen Oſten überhaupt hob er doch 
immer die überwiegende Bedeutung guter Handelsbeziehungen mit 
„dem Weſten, namentlich mit England, ‚hervor. An eine politiſche oder 


gar kulturelle Verſchmelzung der mitteleuropäiſchen Nationen aber, wie 


Re in Naumanns Mitteleuropa in Ausſicht genommen wurde, hat 
Schmoller nicht gedacht. Hier ſchied ihn von Naumann, wie auch auf 
dem Gebiet der inneren Politik, die hiſtoriſch⸗realiſtiſche Denkweiſe 


und die tiefgewurzelte Abneigung gegen den phantaſtiſch⸗doktrinären 


Zug, den er in den Plänen und Entwürfen des neudemokratiſchen Pro- 


ßpheten fand. 


Die Demokratie ſtand auch für Schmoller im Mittelpunkt den f 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsprobleme der Gegenwart. Daß eine 0 


umnwiderſtehliche demokratiſche Strömung durch die moderne Welt gehe, 
war ihm längſt klar geworden. Aber er war zugleich auch überzeugt, 
daß das Führerproblen der eigentliche Kern in der Frage einer Demo⸗ 
ratiſierung der Verfaſſung ſei, und er hatte nicht das Vertrauen, das 
aus unſeren deutſchen Parteien bei einer parlamentariſchen Regierungs⸗ 
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1 und geſcheiteſten Vertreter hatte, iſt durch den Ausgang des Weltkrieges e 
über den Haufen geworfen worden. Ein gütiges Geſchick hat es im 


weiſe Führer von der nötigen Qualität und Autorität hervorgehen | 
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könnten, um ohne Schaden für das Ganze die großen politiſchen, 1 


wirtſchaftlichen ‚und ſozialen Aufgaben, vor die wir geſtellt waren, in 
die Hand zu nehmen. Eine ſachkundige, unparteiiſche Beamtenregierung 
von zuverläſſiger Ehrlichkeit, unter der Kontrolle der Parlamente und 


der Offentlichkeit und ergänzt durch eine weitgehende lokale Selbſt⸗ 
verwaltung ſchien ihm für unſere Verhältniſſe, wie ſie einmal hiſtoriſch 
geworden ſind, unentbehrlich; und als die natürliche, gleichfalls unent⸗ 


behrliche Spitze einer ſolchen über den Parteien ſtehenden Regierung 


erſchien ihm die hiſtoriſch gegebene Form der Monarchie, die ſich 8 


wohl den demokratiſchen und ſozialen Zeitforderungen anpaſſen, aber 
nicht in ihrem Fundamente erſchüttert werden ſollte. Dabei hat er 
freilich den heiklen Punkt unerörtert gelaſſen, wie die ideelle Ver⸗ 


ſchmelzung der Perſon des Monarchen und des leitenden Miniſters, die 


bei dem erſten Kaiſer und ſeinem Kanzler in vorbildlicher, aber leider 5 


einzigartiger Weiſe vorhanden war, dauernd geſichert werden könne, 


oder welche Bürgſchaft für eine kräftige, einheitliche Leitung gegeben 


ſei, wenn einmal die Perſon des Monarchen den hohen Anſprüchen, | 


die an den führenden Mann des Reiches geſtellt werden müſſen, nicht 
genügt. Seine Kritik des engliſchen Parlamentarismus und ihrer 


Nachahmung bei uns läßt vielleicht die neueſte Entwicklung nicht ganz 


zu ihrem Recht kommen und ſteht noch zu ſehr auf den Grundlagen 


der Gneiſt'ſchen Anſchauungen; außerdem iſt es ja merkwürdigerweiſe 
mehr das franzöſiſche als das 'engliſche Beiſpiel, was den Verfechtern 
„des Parlamentarismus bei uns vorſchwebte, trotz aller Mängel, die 
gerade bei dieſem Vorbild unverkennbar ſind. Aber den modernen 


Zug zur Diktatur in dieſen beiden parlamentariſch regierten Ländern 


hat Schmoller ſchon ganz richtig wahrgenommen, und er beſtärkt ihn \ 


natürlich in der Abneigung gegen die Nachahmung eines Syſtems, das 


gegenüber den modernen Aufgaben in den Ländern, wo es eingewurzelt N 
iſt, zu verſagen beginnt. oe 


Von dieſen modernen Aufgaben der Staatskunſt hat Schmoller | 


"Dorzugsmeile die eine behandelt, die ihm als Fachmann am nächſten 
. iſtand: die ſozialpolitiſche. Wie er fie auffaßte, darüber kann in dieſen 
„ Blättern kurz hinweggegangen werden; er hat ſich ja gerade darüber 


hier oft genug geäußert. Nicht Sozialiſierung, ſondern ſoziale Ge⸗ 


rechtigkeit war ſein Ziel. Was ihm zuletzt beſonders am Herzen lag, 


das war außer der längſt von ihm geforderten Arbeitervertretung in 1 


den Betrieben und einer Verbeſſerung in der Rechtsſtellung der Ge⸗ * . 


werkſchaften namentlich eine Zentralifierung des Arbeitsnachweiſes als 


Vorbedingung vernünftiger Erwägungen über die Möglichkeit einer Ri 
Arbeits loſenverſicherungg Über den Geiſt, die Beſtrebungen und 


Leiſtungen des Vereins für Sozialpolitik enthält die Sammlung einige we 


hervorragende Kundgebungen. 
Das politiſche Syſtem, das in Schmoller einen n feiner maßvollſten 


5 un den Zuſammenbruch, alles bee, was ihm teuer 2 erleben 


zu müſſen. Aber waren die Beſtrebungen, von denen dieſer Band 


Zeugnis ablegt, an ſich verkehrt? Das werden auch die radikalen 


Vertreter der neuen Richtung nicht behaupten wollen. Eine elementare 
Weltkataſtrophe, die zu vermeiden überhaupt wohl nicht in menſchlicher 


Macht ſtand, hat uns in andere Bahnen gezwungen; radikale Löſungen 


ſind angenommen worden oder werden angeſtrebt für Probleme, die 
etwas von der Natur des gordiſchen Knotens haben. Da iſt es kein 
Wunder, daß „Hiſtorismus“ und „Relativismus“ in Verruf gekommen 
ſind, daß man nach abſoluten Wahrheiten lechzt, die feſte Grundſätze 
für ein nur an der Gegenwart und etwa an Zukunfsvorſtellungen 
orientiertes Handeln liefern ſollen. Aber Theorie und Praxis ſind 
zweierlei. Mag in der Praxis ein Übermaß von hiſtoriſchem Ballaſt 
als Hemmnis empfunden werden und vor allem ein feſter Kurs von- 


nöten ſein, ſo wird doch die Theorie von Staat und Geſellſchaft trotz 


der ſcheinbar jo ſchroff abgebrochenen Kontinuität die hiſtoriſche Grund- 
lage niemals entbehren können; und wenn ſie in der nächſten Zukunft 
ſich bei uns weniger damit beſchäftigen wird, ſo verdankt ſie die Mög⸗ 
lichkeit dazu der ausgiebigen, von Schmoller und ſeiner Schule bereits 
geleiſteten Arbeit. Die Relativität der Maßſtäbe aber könnte ſie nur 
verlieren, wenn ſie einer geiſtigen Diktatur oder Reaktion verfiele, die 
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das Ende freier Wiſſenſchaft bedeuten würde. Vielleicht wird man in 


dieſem Punkte noch weiter gehen müſſen als Schmoller getan hat. Sein 


optimiſtiſcher Fortſchrittsglaube, ſein Vertrauen, daß zuletzt doch die 


„Vernunft“ und „das Gute“ ſiegen werde, wurzeln immer noch in der 


Anerkennung abſoluter Werte, wie fie dem Liberalismus unentbehrlich; | 


ſchien; ich meine, ſie haben ſich als Illuſionen erwieſen — aber ftei⸗ 
lich waren es Illuſionen, ohne die Schmoller ſchwerlich imſtande ge 
weſen wäre, die großen wiſſenſchaftlichen Leiſtungen hervorzubringen, 


die wir an ihm bewundern. 


Berlin 8 O. Hintze 


Kiellen, Rudolf: Grundriß zu einem Syſtem der Politik. 
Leipzig 1920, S. Hirzel. 105 S. 6,50 Mk., geb. 12 Mk. 


Der bekannte Verfaſſer der vielgeleſenen Bücher über die „Groß⸗ 


mächte“, über den „Staat als Lebensform“, einer politiſchen Mono: 


graphie über Schweden uſw., legt hier methodologiſche Erörterungen 


vor, die teils dazu dienen ſollen, die bei ſeinen früheren Schriften 


befolgten Grundſätze zu erläutern, teils aber auch dazu, ſie weiter⸗ 


zubilden, umzuändern und das ihm vorſchwebende Ideal einer poli— 
tiſchen Wiſſenſchaft nach allen Richtungen hin ſyſtematiſch zu fundieren. 
In einem allgemeinen Teil handelt er über den Gegenſtand und die 
Aufgabe der „Politik“ als Wiſſenſchaft und über ihre Abgrenzung 


gegenüber verwandten und benachbarten Disziplinen wie Geographie, 


Geſchichte, Soziologie, Staatsrecht, Philoſophie; in einem ſpeziellen 
Teil entwirft er einen vollſtändigen Schematismus für ein Syſtem der 
Politik, der ſich an ſeine früheren Kategorien anſchließt, innerhalb dieſer 
aber noch zahlreiche Unterabteilungen aufſtellt 
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In bezug auf den Gegenſtand oder die Aufgabe einer wifjen- 


ſchaftlichen Politik iſt die Haupttheſe des Verfaſſers, daß es ſich darum 
handelt, den Staat wie er iſt, rein empiriſch zu erforſchen und 
zu beſchreiben; und den Staat ſelbſt faßt er — trotz des mißverſtänd⸗ 
lichen Wortes: Lebensform — nicht als eine bloße Organiſationsform, 
d. h. als ein Syſtem von Beziehungen auf, ſondern als eine reale, 
konkrete Geſamtheit von Land und Volk, die als eine „Macht“ orga⸗ 
niſiert iſt. Von dieſem Standpunkt aus grenzt er den Bereich der 
Politik von der Philoſophie, der Geſchichte, dem Staatsrecht, der 
Soziologie und Nationalökonomie, der Geographie und Statiſtik ab. 
In der Hauptſache teile ich dieſen realiſtiſch⸗ empiriſchen Standpunkt; 
ich fühle aber das Bedürfnis, einige erläuternde oder einſchänkende 
Bemerkungen hinzuzufügen. | 

Zunächſt möchte ich darauf hinweiſen, daß wir das Wort „Staat“ 
in einem doppelten Sinne brauchen: einmal jo, wie der Verfaſſer es ⸗ 
meint, wenn er von „Lebensform“ ſpricht — er würde richtiger: 
„Lebeweſen“ ſagen —, d. h. als eine überindividuelle Perſönlichkeit, 


zu der Land und Volk wie der Leib zur Seele gehören; dann aber 


auch (und dies geſchieht namentlich oft in der juriſtiſchen Betrachtung) | 
als eine obrigkeitliche, ſei es herrſchaftlich, ſei es genoſſenſchaftlich 


charakteriſierte Organiſations form; in dieſem letzteren Falle müßten 


wir einen anderen Träger oder ein Subſtrat hinzudenken, etwa das 


5 Land oder das Volk oder die Geſellſchaft. In dem Ausdruck „Lebens⸗ 
form“ tritt, wie mir ſcheint, eine Unklarheit darüber zutage, wenn 


auch über die eigentliche Meinung des Verfaſſers kein Zweifel ſein 


kann; die Unterſcheidung dieſes Doppelſinnes, in dem das Wort 


„Staat“ gebraucht wird, iſt jedenfalls zur Klärung der Terminologie 
wünſchenswert. 
Sodann finde ich, daß in den methodologiſchen Erörterungen des 
Verfaſſers ein wichtiger Unterſchied, der in ſeinen Werken ſelbſt klar 
hervortritt, nicht genügend betont wird. Das iſt der Unterſchied zwi⸗ 


ſchen der konkreten Beſchreibung einze elner Staaten und einer allgemeinen 


Theorie des Staates. Das erſte nenne ich im Anſchluß an einen 
bei uns früher ganz gewöhnlichen Sprachgebrauch „Staatenkunde“, 
das zweite „Politik“ im eigentlichen (ariſtoteliſchen) Sinne oder auch 
„Allgemeine Staatslehre“. „Staatenkunde“ in dieſem Sinne iſt 


Kjellens Buch über die großen Mächte oder auch ſeine Monographie 


über Schweden; „allgemeine Staatslehre“ oder „Politik“ iſt ſein Buch 
über den Staat als Lebensform. Seine methodologischen Erörterungen 
ſchließen ſich namentlich an dieſes letztere Werk an; aber der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den beiden Diſziplinen tritt. nicht klar genug hervor. 
Und doch bedürfen fie meiner Anſicht nach einer weſentlich verſchiedenen 
Methode, wenn auch ihr Ziel: die wiſſenſchaftliche Erkenntnis des 
wirklichen Staates, das gleiche iſt. Die ſpezielle Staatenkunde, mag 


ſie nun mehrere oder gar alle Staaten zuſammenſaſſen oder mag fie. 
ſich mit der Betrachtung eines einzelnen Staates begnügen, iſt eine 


rein deſkriptive Diſziplin. Sie kann und ſoll ſich auf die wiſſenſchaft⸗ 
liche 333 der . konkreten Staaten beſchrünten; der 
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Gegenſtand dieſer Beſchreibung iſt freilich nicht bloß das Zuſtändliche, 
ſondern das volle Leben des Staates: die Bedürfniſſe und Kräfte, 
die in ihm wirkſam find, die Richtungen und Tendenzen, in denen ſie 
ſich geltend machen uſw.; aber alles das wird eben nur beichrieben, 
wie es ſich dem Auge des wiſſenſchaftlichen Beobachters darſtellt, und 
gerade in einer ſolchen lebensvollen, wenn auch gedrängten Beſchreibung 
hat Kjellen eine ans Künſtleriſche ſtreifende Meiſterſchaft bewieſen. 
Etwas anders liegt aber die methodiſche Frage bei der allgemeinen 
Staatslehre oder Politik, die nicht einen konkreten, ſondern einen ab> 


ſtrakten Gegenſtand hat, den Staat an ſich, einen Allgemeinbegriff, 


der freilich aus der vergleichenden Betrachtung vieler oder aller fon 
kreten Staaten abgezogen, aber doch keineswegs mit dem irgendeines 
einzelnen Staates identiſch iſt. Hier kommt man meiner Meinung 
nach mit einer bloßen Beſchreibung nicht aus. Hier gilt es auch zu 
erklären und Werturteile zu erörtern, und damit kommt dieſe Diſziplin | 
doch in einen viel engeren Zuſammenhang mit Philoſophie, Soziologie | 
und Geſchichte, als Kjellen es zugeben möchte. Politik verhält ſich 
zur Staatenkunde etwa wie Geologie zur Erdkunde: dem Geographen, 
der nur die Morphologie der Erdoberfläche zum Gegenſtand ſeines 
Studiums macht, kann eine gedlogiſche Karte genügen; der Geologe 
muß tiefer in das Erdinnere und in die Erdgeſchichte eindringen, er 
muß kauſal zu erklären ſuchen, was auf der Oberfläche nur beſchrieben \ 
werden kann. Mir ſchwebt ein Syſtem der allgemeinen Staats- und 
Geeſellſchaftslehre vor, das ähnlich wie Schmollers Grundriß der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre hiſtoriſch, pſychologiſch und ethiſch fundiert iſt. Das 


— 5 


S z 


| “ wird vielleicht zurzeit wegen der im Schwange gehenden Abneigung 
gegen den „Hiſtorismus“ wenig Anklang finden, und ich bin weit 


entfernt, die Vorzüge zu beſtreiten, die das friſche und reſolute 
Hineingreifen in die Wirklichkeit der Tagespolitik für den praktiſchen 


Menſchenverſtand haben mag; aber die Gefahr liegt nahe, daß ein | 
folches Syſtem tiefere wiſſenſchaftliche Bedürfniſſe nicht befriedigen und 


dazu auch noch ſchnell veralten wird. Schon die Begriffsbeſtimmung 
des Staates, über die Kjellen ſehr kurz hinweggeht, erfordert doch 
wohl tiefer greifende erkenntnistheoretiſche Erörterungen. Er iſt ge⸗ 


neigt, den Staat als einen Organismus und als eine Perſönlichkeit 


fetzt. Das Verhältnis der Politik zur Ethik, der Kampf oder der 


Macht und Recht haben Anſpruch auf einen Platz in der allgemeinen 
Staatslehre. Was die Werturteile ſelbſt angeht, ſo wird es von dem 


aufzufaſſen, als ein überindividuelles Lebeweſen. Aber wie das zu 
denken iſt, wieweit es ſich hier um Analogien oder Realitäten handelt, 
das bedürfte doch wohl einer näheren Unterſuchung; die Einwendungen 
Jellineks gegen die Bezeichnung des Staates als Organismus ſind 
doch nicht ſo kurzerhand abzuweiſen. Bei den Werturteilen habe ich a 
keine abſoluten Maßſtäbe im Auge. Aber die praktiſche Politik iſt 
voll von Werturteilen, alles Parteiweſen iſt mit Weltanſchauung durch⸗ 


Modus vivendi zwiſchen Intereſſen und Moral, die Polarität von 


10 Temperament und der prinzipiellen Einſtellung des Autors abhängen, 
au ob er mit bewußter Cinjetigtet einen beſtimnten Mastonalen oder 
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Parkeiſundpunkt vertreten will, wie es etwa Treitſchke getan hat, oder 


ob er ſich, wie es meiner Neigung entſpräche, darauf beſchränkt, die . 


Relativität in allen ſolchen Urteilen und Parteiſtandpunkten aufzuweiſen. 
Das erſtere iſt zwar wirkſamer, verläßt aber eigentlich den Boden der 
Wiſſenſchaft. Auch die pragmatiſche Belehrung für den Staatsmann, 
die eine ſolche allgemeine Staatslehre etwa hervorbringt, darf man 
nicht überſchätzen. Sie vermag wohl nützliche Einſichten zu vermitteln, 


aber keine für die Praxis unmittelbar tauglichen Kunſtregeln. Sie iſt 1 
und bleibt Theorie und 1 im Grunde für den Praktiker nur von = 


ee propädeutiſchem Wert — was freilich auch wieder 5 zu unter⸗ 


ſchätzen iſt. 8 5 
Die Andeutungen, die ich vor 23 Jahren in dieſem Jahrbuch 8 
anläßlich einer Beſprechung von Roſchers „Politik“ über Plan und 
Methode einer ſolchen Wiſſenſchaft gemacht habe und auf die ich hier | 
„ zurückkomme, weil auch Kjellen ſich damit beſchäftigt, ſollten nur vor 

läufig die Unerläßlichkeit philoſophiſcher und hiſtoriſcher Fundierung 

betonen; in den Vorleſungen, die ich ſeit 1898 ungefähr alle drei Jahre 
über Politik oder allgemeine Staats⸗ und Geſellſchaftslehre gehalten 

habe (abgeſondert von allgemeiner Verfaſſungsgeſchichte und Geſchichte 

des Staatenſyſtems) bin ich zu einer ähnlichen Syſtematik gelangt wie 
der ſchwediſche Gelehrte. | | 


Das Syſtem Köjellens umfaßt fünf Hauptkapitel, und 


dieſen in der Regel je drei Unterabſchnitte, die alle als Speſial N 


diſziplinen mit griechiſchen Namen bezeichnet ſind. Von den fünf 
Hauptdiſziplinen behandelt die „Geopolitik“ den Staat als ein Stück 


der Erdoberfläche, in der Hauptſache nach dem Vorgang von Ratzel 
die „Okopolitik“ den Staat als „Haushalt“ oder, wie ich es treffender 53 


ausdrücken möchte, als Wirtſchaftskörper; die „Demopolitik“ als Volks⸗ 
verband; die „Soziopolitik“ als Geſellſchaft; die „Kratopolitik“ als 
Herrſchaftsorganiſation. Die Unterabteilung beruht in der Hauptſache 


auf der Unterſcheidung von Form und Gehalt oder von Bau und 


Leben des jedesmal behandelten Organismus und zieht außerdem ſein 


. Verhältnis zur Umgebung in Betracht — ein Einteilungsprinzip, das | 


ſich allerdings nicht ganz ſcharf und ausnahmslos hat durchführen Ä 
laſſen. So enthält zum Beiſpiel die Geopolitik die drei Spezial⸗ 
bdiſziplinen Topopolitik, Morphopolitik, Phyſipolitik. Die erſte hat es 
mit der Lage eines Reiches, mit ſeiner nachbarlichen Umgebung, dm 
u. dadurch bewirkten politiſch⸗militäriſchen Druck u. dgl. zu tun; die 
zweite mit der Geſtalt und den Grenzen des Staatsgebiets; die dritte 
mit ſeiner natürlichen Beſchaffenheit, ſeiner Fruchtbarkeit, ſeinem 


5 Reichtum an Kohlen und Mineralien, kurz mit allem, was die wirt⸗ 


Es würde zu weit führen, wenn wir auch die Einteilung der übrigen = 


ſchaftlichen Lebensbedingungen eines Staates und Volkes ausmacht. 


Kapitel hier beſprechen wollten. Die etwa 20 griechiſchen Namen, mit 


a deren Bildung ſich der Verfaſſer viel Mühe gegeben hat, werden auf 
manchen Leſer einen verwirrenden Eindruck hervorbringen. Daß fie 


allgemeinen Eingang finden werden, halte ich für ſehr unwahrſcheinlich; 


1 ic möchte 3 daß dem Berfaſſer ſelbſt, wenn er erſt an die 


8 
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Ausarbeitung ſeines vollſtändigen Syſtems geht, dieſe Bindung bis 


ins einzelne hinein hier und da unbequem werden könnte. Die Ein⸗ 
teilung eignet ſich vielleicht für eine Kartothek zur Stoffſammlung, 


obwohl ſie auch dazu etwas zu kompliziert ſein dürfte; aber in einem 


lebendigen Buche, wie ſie der Verfaſſer zu ſchreiben pflegt, dürfte ſich 


doch mancher Zuſammenhang, der durch allzuſcharfe Spaltung zerriſſen 
wird, von ſelbſt zugunſten der Wirkung des Vorgetragenen wieder- 
herſtellen. So glaube ich zum Beiſpiel nicht, daß ſich die Einteilung 
der „Kratopolitik“ in „Nomopolitik“, „Praxipolitik“ und „Archopolitik“ 


in dem vom Verfaſſer gemeinten Sinne würde durchführen laſſen, 


ohne die lebendige Anſchaulichkeit der hier darzuſtellenden Staatstypen 
zu beeinträchtigen. Die Frage des Verhältniſſes von Staat und 


Individuum, alſo die Frage der „Grundrechte“ und der Grenzen der 


Wirkſamkeit des Staates, die der „Archopolitik“ vorbehalten bleibt, 
kann von der Darſtellung der Verfaſſungstypen nicht gut getrennt 


werden; und ſo berechtigt an ſich die vom Verfaſſer beabſichtigte Son⸗ 4 


derung der Organiſationsformen vom ſtaatlichen Leben ſelbſt ſein mag, 
ſo dürfte ſie doch nicht ſo weit getrieben werden, daß zum Beiſpiel 


die Frage der Regierungsbildung und der Grad der Parlamentariſierung 


von der Darſtellung der Verfaſſungstypen ſelbſt abgetrennt und dem 


Abſchnitt zugewieſen wird, der es mit der materiellen Geſetzgebungs⸗ 
arbeit, dem Parteiweſen und der Verwaltung zu tun hat. Auch ich 
glaube, daß der bisherige Begriff der „Verwaltung“ zu eng iſt, um 
neben der „Verfaſſung“ die Geſamtheit des ſtaatlichen Regiments zu 
bezeichnen; aber ich würde vorziehen, die materielle Staatstätigkeit auf 


den verſchiedenen Gebieten: der Erziehung, des Heerweſens, des Staats⸗ 


haushalts, der Rechtspflege, der Polizei, der Wirtſchafts- und Sozial- 
politik uſw. einem beſonderen Abſchnitt zuzuweiſen und dem Partei⸗ 
weſen ebenſo wie der Verwaltungsorganiſation einen Platz zwiſchen 
dieſem Abſchnitt und dem vorhergehenden über die Staatsverfaſſung 
einzuräumen. Aber über ſolche Dinge kann man verſchiedener 
Meinung ſein; es kommt in der Hauptſache darauf an, was für 
ein Inhalt in den Fächern ſteckt. Was die Haupteinteilung an- 
betrifft, ſo bin ich, wie ſchon erwähnt, in meinen Vorleſungen zu 
einer ähnlichen Syſtematik gelangt wie der Verfaſſer. Abgeſehen 
von der begrifflichen, pſychologiſch⸗ethiſchen und rechtsphiloſophiſchen 


| Grundlegung, die ich bei ihm vermiſſe, unterſcheide ich folgende 


Hauptteile: I. Staatenbildung und Staatenſyſtem (hier werden auch 
die von Kjellen der „Geopolitik“ zugewieſenen Probleme erörtert, eben- 
falls im Anſchluß an Ratzel); II. Volk und Bevölkerung (im weſent⸗ 
lichen entſprechend ſeiner „Demopolitik“); III. Gemeinſchaft und Geſell— 
ſchaft (entſprechend ſeiner „Soziopolitik“). IV. Staat und Kirche, mit 
einer Einleitung über religiöſe Kulturgemeinſchaften (dieſes wichtige 
Kapitel vermiſſe ich bei Kjellén gen). V. Die Formen der ftaatlichen 
Verfaſſung und Verwaltung. Die Hauptgebiete der Staatstätig⸗ 
keit (V und VI entſprechen der „ Kratopoltil⸗ bei Kjellen). Die „Oko⸗ 
politik“, der Staat als Wirtſchaftskörper, bildet in meinem Syſtem 
keine befonbere Hauptabteilung. Sie en teils (auswärtige Handel3- 
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und Wirtſchaftsfragen) in dem I. Abſchnitt als ein weſentliches Moment 
in dem Verkehr und den Beziehungen der Staaten untereinander, teils 
(innere Wirtſchaftsorganiſation) in dem III. Abſchnitt (Geſellſchaft), 
teils (eigentliche Wirtſchaftspolitik) in dem Abſchnitt VI (als eines der 


Hauptgebiete ſtaatlicher Tätigkeit). Ich ſehe auch keinen Grund, von 
dieſer Einteilung abzuweichen; ſie hat ſich für meine Zwecke als ge⸗ 
eignet erwieſen. Der Hauptunterſchied meiner Behandlungsweiſe von 


der ſeinigen beſteht darin, daß ich weit mehr als er auf die geſchicht⸗ 


liche Entwicklung eingehe, in der ich ſowohl die kauſale Erklärung der 


gegenwärtigen Verhältniſſe als auch eine Andeutung für die Tendenzen 
ihrer weiteren Fortbildung zu finden bemüht bin. Ich möchte zum 
Schluß nicht unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, daß neuerdings auch 
Wundt in ſeiner umfaſſenden „Völkerpſychologie“, in den beiden Bänden 
über die „Geſellſchaft“ eine ähnliche univerſalhiſtoriſch⸗ entwickelnde 


Berlin. Br O. Hintze 


u Kiellen, Rudolf: Die Großmächte und die Weltkrife 


Leipzig und Berlin 1921, B. G. Teubner. 9 Mk. + 100 % . 

Das bekannte Buch des ſchwediſchen Profeſſors über „Die Groß⸗ 
mächte der Gegenwart“ von 1914, das gleich nach ſeinem Erſcheinen 
in dieſer Zeitſchrift eingehend gewürdigt worden iſt und ſeitdem in 


Deutſchland nicht weniger als 19 Auflagen erlebt hat, liegt jetzt in 
einer Neubearbeitung vor, die den Umſturz der Staatenverhältniſſe 


95 den Weltkrieg und ſeine Ergebniſſe überhaupt mit in Betracht 
zieht. | | 

Zur Zeit läßt ſich natürlich nichts anderes tun, als die frühere 
Beſchreibung des Zuſtandes, wie er vor dem Welkriege war, in der 
Hauptſache zu wiederholen und einen Überblick über die Kriſis ſelbſt 
und die durch die hervorgebrachten Veränderungen hinzuzufügen. Das 
hat der Verfaſſer mit richtigem Augenmaß für das Weſentliche und 
in meiſt glücklicher Formulierung verwickelter Zuſammenhänge und 
Tatbeſtände geleiſtet, ohne den Umfang des Buches allzuſehr anſchwellen 
zu laſſen, das von 208 auf 245 Seiten gewachſen iſt; etwa ein Drittel 
davon iſt ganz neu. Den Hauptteil bildet alſo die Darſtellung der 
acht alten Großmächte, wie ſie vor dem Kriege waren, nach den durch⸗ 


gehenden Kategorien: Aufſtieg, Reich, Volk, Haushalt, Geſellſchaft, 


Regiment, Auswärtige Politik, die überall zugrunde liegen, aber nach 


den individuellen Verhältniſſen hier und da eine leichte Abwandlung 
erfahren. Der Text iſt ſtraffer zuſammengefaßt, die Zeichnung hier 


und dort ſchärfer; weſentlicher Abänderungen hat es nicht bedurft; 
nur in dem japaniſchen Kapitel iſt eine ſolche zu finden, da, wo es 
ſich um das Verhältnis zwiſchen Japan und China handelt; die in 
der erſten Faſſung geäußerten Zweifel, ob Japan oder nicht vielmehr 


China in Zukunft als die Vormacht des aſiatiſchen Oſtens hervortreten 


werde, hat der Verfaſſer jetzt zugunſten Japans fallen gelaſſen. Die 
ſtatiſtiſchen Angaben ſind revidiert, erklärt und auf ihre Quellen zurück⸗ 
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geführt worden; ſtörend macht ſich dabei nur der Umſtand geltend, - 
daß die in Kronen gegebenen Zahlen nicht in Markwährung übertragen 
worden ſind. Die reichlichen Literaturangaben, die ſich mit Recht. 
auch auf hervorragende Zeitſchriftenartikel erſtrecken, ſind beſonders 


| nützlich. 


Der zweite Teil des Buches („Die Weltkriſe und das neue 
Syſtem“) behandelt im 9. Abſchnitt den Weltkrieg nach den Geſichts⸗ 


punkten: Aufſtellung, Aufmarſch, Ausbreitung, Abwicklung, Frieden; 
im 10. die Großmächte nach dem Kriege, mit Schlußbetrachtungen über 


das Weſen der Großmacht (im weſentlichen das Schlußkapitel der 
erſten Faſſung) und über den Völkerbund; auch dies alles mit reich⸗ 


lichen Literaturangaben. Der Verfaſſer nimmt in dieſem Teil, ebenſo 
wie in dem erſten, einen rein wiſſenſchaftlichen Standpunkt ein, keinem 


zu Liebe und keinem zu Leide. Er hat den Mut, dieſen Standpunkt 


auch da feſtzuhalten, wo er ihn in Konflikt mit Strömungen der 
öffentlichen Meinung bringt, die auch in den neutralen Ländern weit 
verbreitet find, Das Problem der „Schuld am Kriege“ erſcheint ihm 
mehr urſächlich als Ba bedingt, die Verantwortung mehr gemein⸗ 
ſchaftlich als perſönlich, das Ganze weniger Schuld als Schickſal. Die 


Verdrehung der 14 Punkte Wilſons zu dem Inhalt des Verſaillet 


Friedens trotz der feierlichen Zuſage vom 6. November ſtellt er auf 


eine Linie mit dem Bruch der belgiſchen Neutralität durch Deutſchland. 


Bei der Beurteilung des Friedens hat offenbar das Buch von Keynes 
maßgebend eingewirkt. 


In der Schilderung der „Großmächte nach dem Kriege“ werden ee: 


zunächſt die „gefallenen“ zufammengefaßt: Oſterreich⸗Ungarn in feiner = 
Auflöſung, Deutſchland in feinem Zuſammenbruch, Rußland in feinem: - 


Chaos. Es folgt „die orientaliſche Großmacht“: Japan, mit feinem - 


Umſichgreifen in Oſtaſien und auf dem Stillen Ozean; dann „die 
angelſächſiſchen Großmächte“ England und Amerika, deren ſich an⸗ 


bahnende zunächſt gemeinſchaftliche Weltherrſchaft auf vorwiegend atlan⸗ 


tiſcher Baſis als das Hauptergebnis des Weltkrieges neben dem Zu⸗ 


ſammenbruch der drei Kaiſermächte erſcheint; im vierten Kapitel werden . 
die beiden romaniſchen Großmächte vergleichend behandelt, wobei viel⸗ 
leicht die Ausſichten Italiens ein wenig zu günſtig dargeſtellt werden 


und die große Stellung, die Frankreich durch ſeinen Militarismus als 


beherrſchende Macht des europäiſchen Kontinents einnimmt, nicht wirk⸗ 


ſam genug hervorgehoben wird. Die Vermehrung der kleinen und 
mittleren Mächte (im Gegenſatz zu der bekannten Prophezeiung Lord 


Salisburys) wird mit Genugtuung feſtgeſtellt. Über den Völkerbund. 


äußert ſich der Verfaſſer mit der durch ſeine gegenwärtige Geſtalt ge⸗ 
botenen zweifelnden Zurückhaltung; die Idee eines ſolchen aber erſcheint 


ihm als ein Ziel, das nicht mehr aus den augen gelaſſen werden darf. 
O. Hintze 
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Boſſe, Ewald: e Volkswirfſchaft on Aus- | 


a: gang der Hanſaperiode bis zur Gegenwart mit be⸗ 
| 8 fonderer Berückſichtigung der internationalen Han dels⸗ 


Bernhard Harms: 22, I) Jena 1916, Guſtav Fischer. 
IX+ 458, V+ 783 S. N 


as Die Wirtſchaftsgeſchichte Norwegens iſt nie I in einer Ges - 
W ſamtdarſtellung zur Behandlung gekommen, und man kann alſo die- 
7. Abficht des Verfaſſers obigen ſehr umfangreichen Buches, eines norwegiſchen 
. an der Univerſität Kiel angeſtellten Profeſſors, nur rühmen. Leider: 


beziehungen. (Probleme der. Weltwirtſchaft, herausg⸗ von 


. muß aber ſogleich geſagt werden, daß die Barſtellung von tiefgehenden 


. Miängeln an wiſſenſchaftlicher Befähigung in faſt jeder Richtung zeugt. 
Hunderte von Beiſpielen ließen fi dafür erbringen, aber 8 wenige — 85 
. werden genügen. 2 
von Die Vollſtändigkeit der zugrunde liegenden Forſchungen if nicht . 
leicht zu beurteilen, da Quellenüberſichten vollſtändig und Quellenbelege 
. ſehr oft fehlen, beſonders, wenn es fi. um ungedruckte Urkunden 
ßhandelt. Das Literaturverzeichnis gibt wenig Aufſchluß, weil grund 
legende Werke, wie die von Rubin und teilweiſe von Holm, fehlen, 
„ abgeſehen davon, daß die Büchertitel teilweiſe faſt ins Unbegreifliche 
1 entſtellt worden ſind. Von einer vollſtändigen Verwertung auch nur 
des gedruckten Materials kann aber keine Rede ſein. 
«„ Wenn man dazu übergeht zu unterſuchen, wie das Material ar 
: arbeitet worden iſt, fällt nichts fo ſehr ins Auge, als der Grad, 
in welchem die Bearbeitung einfach unterlafſen worden“ iſt. Hunderte 
-von Seiten find nichts anderes als Abdruck von amtlicher, ſchon längſt 


— veröffentlichter Statiſtik, mit etwa fo viel Text, wie in amtlichen Be⸗ 
. richten zu. finden iſt. Nichts iſt durch Bearbeitung der Zahlen getan 
worden, um fie dem Leſer begreiflich oder einmal untereinander ver⸗ 
| gleichbar zu. machen. Es wird daher notwendig, das Buch zuerſt auf 
ſeinen Wert als einfache Materialienſammlung zu prüfen. er. 
N Jedem, der nur einen Blick auf das Buch wirft, wird dabei ö 


= deſſen Plawlof igkeit auffallen. Der Verfaſſer. ſelbſt iſt in ſeinem 
ee jo wenig zu Haufe, daß er. einmal (II, 139) glaubt, eine Dar⸗ 
Stellung gehe voraus, die erſt 300 Seiten ſpäter kommt, und in 
anderen Fällen“ Dinge als bekannt vorausſetzt, die viel ſpäter be⸗ 
handelt werden. Einige Tabellen find ganz planlos numeriert, die 
„ meiſten aber. gar nicht, gewiſſe Kapitel untergeteitt, andere ganz gleich⸗ 8 
| 8 artige nicht uw. 


Die Un voll. ſränd igkeit iſt nicht viel geringer. Ein paar = 


| | Beiſpiele mögen genügen. Im Diagramm „Tab. 2b“ (bei I, 95) 
fehlt zumal jede Art von Skala. In einer großen Tabelle über die 
Follſabe 1589—1648 (bei I, 134) iſt weder angegeben, ob es ſich um 

- oder Ausfuhrzölle handelt, noch, von welchen Arten von den 
* vielen verſchiedenen „Talern“ in jedem Falle die Rede iſt. e 


Am bevenklichſten erſcheint jedoch die Ungenauigkeit der An⸗ — 


gaben. Fehlern in einem . Werke. ganz zu entgehen, iſt 
ee Sers Jahrb. L- en \ „ ER 18 
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ſelbſtverſtändlich ſchwierig, aber hier fallen ſie jedem auch nur mäßig 


aufmerkſamen Leſer faſt unaufhörlich auf, was ſelbſtverſtändlich nicht 
verhindert, durch die Darſtellung arg getäuſcht zu werden, wenn es 
ſich um Dinge handelt, die ihm nicht geläufig ſind. Karl IX. von 
Schweden wird Karl XIV. genannt (I, 129), Eduard VI. von England 
zweimal auf einer Seite (I, 187) Eduard IV., der wirkliche Eduard IV. 


} 


aber auch fo (I, 189), Friedrich III. von Dänemark heißt Friedrich I. 
(I, 191), Chriſtian V., Chriſtian IV. (I, 258) uſw. Einmal (I, 178) 
ſpricht der Verfaſſer von einer Verordnung Chriſtians IV. vom Jahre 


1508, obwohl überhaupt kein König namens Chriſtian damals in 
Dänemark oder Norwegen regierte, und was gemeint iſt, weiß niemand 
zu ſagen, denn auf die Jahreszahl kann man ſich ebenſowenig wie auf 


den Regentennamen perlaſſen. Eine vielgenannte Denkſchrift von 


Gyldenlöve und Bjelke wird abwechſelnd 1670 (I, 154), 1672 (I, 367) 
und 1770 (I, 300) datiert; ein Ergebnis vom Jahre 1547 wird 1546 
fortgeſetzt (I, 174), Verhandlungen, die nach 1854 abgebrochen worden 


find, werden im Jahre 1850 wieder aufgenommen (II, 720) uſw. 


In der Tabelle im zweiten Bande S. 772 ſind mehrere Reduktionen 


tauſendmal zu hoch gegriffen (die Tonne Getreide z. B. 1158 hl, an⸗ 


ſtatt 1,155). Man kann nicht ohne Beſorgnis daran denken, daß die 
Angaben eines ſolchen Buches von Forſchern benutzt werden können, 
denen die ſkandinaviſchen Verhältniſſe unbekannt ſind. 


Ein Buch ſoll aber faſt nie ſeiner Fehler wegen verurteilt werden, 
wenn nur Verdienſte genug dabei ſind. Gehen wir alſo jetzt dazu 


über, die Bearbeitung der Tatſachen zu betrachten. Nichts iſt 
dabei auffälliger, als daß der Verfaſſer faſt keine Probleme unterſucht, 


daß die Tatſachen eigentlich gar keine Aufgabe in der Darſtellung 1 
erfüllen. Wieviel das Buch in dieſer Hinſicht zu wünſchen übrig läßt, 


mag an einem Beiſpiele erläutert werden, das dem Verfaſſer zum 
Vorteil gereichen ſollte, da es ſich um Verhältniſſe handelt, mit denen 
er ſich offenbar am gründlichſten beſchäftigt hat, dem Zollweſen in der 
erſten Periode, vor 1660 (10. Kap.). Über die die Zollpolitik be- 
herrſchenden Grundſätze werden nur die leiſeſten Andeutungen gemacht 
(I, 135, 145), die Zollſätze nie ins Verhältnis zu den Warenwerten 


geſetzt, wenn nicht Wertzölle vorliegen; ob nur Ausländer oder auch 


Untertanen Zoll zahlen, wird nicht mitgeteilt, auch nicht, ob der 
Handel zwiſchen Dänemark und Norwegen Zollfrei war oder nicht, ja, 


nur zufällig und erſt im folgenden Zeitabſchnitt erfährt man (I, 389), 


daß die Zollgrenzen zwiſchen den verſchiedenen Provinzen Norwegens 
bis zum Jahre 1651 beſtanden. Es kann ruhig behauptet werden, 
daß kein Leſer durch eine ſolche Darſtellung ſich ein Bild von den 
norwegiſchen Zollverhältniſſen bilden kann. 

Beſonders auffällig in einem Werke, das in einer „Probleme der 
Weltwirtſchaft“ genannten Serie veröffentlicht wird und „mit beſonderer 
Berückſichtigung der internationalen Handelsbeziehungen“ ausgearbeitet 
ſein ſollte, iſt das faſt vollſtändige Fehlen jeden Verſuches, die norwegiſche 
Entwicklung in Verbindung mit der allgemein europäiſchen zu ſetzen. 


Die Ausfuhr Norwegens an Fiſch, Holz und Kupfer ſowie die Ge— 
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treideeinfuhr hat eine wichtige Rolle im nordeuropäiſchen Handel ge⸗ 
ſpielt, und Arbeiten auf dieſem Gebiete fehlen bekanntlich nicht, für 
ältere Zeiten die. große hanſeatiſche Literatur und für die Neuzeit das 
auch in Deutſchland bekannte, wertvolle Buch von dem däniſchen 
Hiſtoriker Arup, Studier i engelsk og tysk handels historie (Kopen⸗ 
hagen 1907). Von dieſer Literatur wird überhaupt nichts zitiert, und 
der Verfaſſer knüpft in keiner Weiſe daran an. Wenn zufälligerweiſe 
die allgemeine Wirtſchaftsgeſchichte geſtreift wird, kommen aber wunder⸗ 
liche Dinge zum Vorſchein. Der Verfaſſer ſteht noch auf dem Stand⸗ 
punkte, der Inhalt der „merkantilen“ (sic) Theorie ſei, „daß der Reich⸗ 
tum der Nationen in ihrem Vorrat an klingender Münze beſtände“ 
(I, 389), und gibt zweimal (I, 200, 390) „Colberts berühmten Zoll⸗ 
tarif von 1664“, anſtatt des 1667 er Tarifs, als Bahnbrecher des 
Schutzſyſtems an. Das Wort „Forprang“ wird in feiner däniſch⸗ 
norwegiſchen Form im deutſchen Texte gebraucht, obwohl das genau 
entſprechende Wort „Vorkauf“ jedem Wirtſchaftshiſtoriker geläufig iſt. 


Für das ſchwediſch⸗norwegiſche „tegskifte“ („daß zwei Nachbarbeſitze 
ihre Felder in kleine Bodenparzellen ... geteilt hatten, jo daß jeder 
Beſitzer ſeine Ländereien in eine größere oder geringere Anzahl kleiner 


Parzellen zerſplittert ſah, die in dem ebenfalls zerſtückelten Grund⸗ 
beſitz des Nachbarn verſtreut lagen“, II, 317) kennt der Verfaſſer — es 


klingt faſt unglaublich — den deutſchen Namen nicht, ſondern fabriziert 
die wörtliche „Überſetzung“ „Teigetauſch“! Wenn er von dem bekannten 
Humaniſten Jakob Ziegler gelegentlich ſpricht, nennt er ihn „Profeſſor 
Jakob Ziegler Mattheſos“ (I, 60) — wahrſcheinlich aus Unkenntnis 


des ſonſt nicht ganz unbekannten griechiſch⸗lateiniſchen Ausdrucks 
matheseos professor. N | | 
Zuletzt ſei genannt, daß in den Fällen, wo der Verfaſſer wirt⸗ 


ſchaftstheoretiſche Fragen ſtreift, was beſonders im 24. Kapitel vor⸗ 
kommt, dieſelben in ganz ungenügender Weiſe behandelt werden. Da 


das leider bei Wirtſchaftshiſtorikern nicht ſelten vorkommt, will ich 
mich aber dabei nicht aufhalten, zumal das Buch ſchon hinreichend 


charakteriſiert worden iſt. 


Als Obiges ſchon geſchrieben war, hat mich der norwegiſche 


Hiſtoriker Herr Dr. Jac. S. Worm⸗Müller in liebenswürdiger Weiſe 
-eine ausführliche, demnächſt in der norwegiſchen Historifk Tidsſkrift er⸗ 
ſcheinende Beſprechung des Boſſe ſchen Buches in Korrektur einſehen 


laſſen, woraus u. a. zu entnehmen iſt, daß große Teile des Boſſe'ſchen 
Textes genannten und ungenannten Vorgängern faſt wörtlich nach⸗ 
geſchrieben ſind. Nur ein paar Beiſpiele mögen herausgegriffen werden. 
Vom Abſchnitt über die Staatsfinanzen des ſelbſtändigen Norwegens 
(II, 10 ff.) wird geſagt, daß nur die erſte Zeile original ſei, die fei 
aber unrichtig. Die auch von mir bemerkte Ungleichmäßigkeit der 
ſtatiſtiſchen Angaben über die Bank von Norwegen vor und nach 1846 
finde dadurch ihre Erklärung, daß der Verfaſſer aus dem da nicht 
zitierten Werke von Tvethe, Norges Statistik, die Angaben abgeſchrieben 
habe, dieſes Werk aber mit 1846 ſchließe. Von der Wiedergabe der nor⸗ 
wegiſchen Bankerottverordnung vom Jahre 1813 (II, 50—52) ſagt der 
ne Ze ’ .18* 
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Rezenſent, fie ſtrotze von Fehlern, und fährt fort: „Anfangs konnte 
ich mir alle dieſe Fehler nicht erklären. Der Verfaſſer hätte ja bei 
Tvethe eine beſſere Wiedergabe finden können. Er zitiert übrigens 
den erſten Paragraphen der Verordnung, der indeſſen nicht viel bes- 


ſagt. Es zeigt ſich aber, daß dies „Bluff iſt. Er kann die Ver⸗ 
ordnung überhaupt nicht geleſen haben. Der Abſchnitt S. 50—52 


iſt nämlich aus dem Schulbuche (I) von B. E. Bendixen, Et omrids = 


af Norges handelshistorie (S. 44, Zeile 13 von unten, bis S. 46) - 
einfach abgeſchrieben worden, und da finden ſich ſämtliche Fehler. 


Es erübrigt ſich, dieſe Arbeitsmethode zu. charakteriſieren“. 


Hoffentlich wird die Dürftigkeit der Mittel, die jetzt leider den 9 N 


wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen zur Verfügung ſtehen, wenigſtens 


davon abhalten, Bücher in dieſer Geſtalt zukünftig in die Offentlichkeit u 


zu bringen. | 
Stockholm | Cli F. Heckſcher 


Steinmetz, S. R.: De Nationaliteiten in Europa. ä 


Eene sociographische en politische Studie. I. Bd. Amfterdam 


1920, S. L. van Looy. 


In holländiſcher Sprache iſt ſoeben ein Werk über die Natio⸗ N 


nalitätenfragen Europas erſchienen. Wenn es auch der Verbreitung 


nicht dienlich ſein wird, daß der Verfaſſer, der in deutſcher, engliſcher . 


und franzöſiſcher Sprache manches veröffentlicht hat, diesmal ſeine - 


Mutterſprache wählte, fo kann man doch verſtehen, daß er in den 


gerade jetzt vom Völkerkampf ſo umſtrittenen Nationalitätenfragen 
ſeine unparteiiſche Haltung auch durch die. Neutralität der Sprache 
dokumentieren wollte. Und es hat in der Tat einen beſonderen Reiz, 


4 


daß ein holländiſcher Gelehrter für holländiſche Leſer jetzt eine ſolche : ER 


Rundſchau hält. 


Steinmetz behandelt die Nationalitätenfragen Europas in ihrem — = 
vollen Umfang. Er unterſucht Weſen und Entwicklung der „Native 


nalität“ im allgemeinen, die Urſachen nationalen Zuſammenhanges, 


die Bedingungen der Erhebung und Befreiung einer Nationalität. — en 
„Hieran knüpft er eine groß angelegte Überſicht über die Entjtehung > 
und Entwicklung der Nationalitätenfragen in ganz Europa. Für 


Spanien, Italien, für die Völker des ehemaligen Oſterreich-Ungarn, 


flür den Balkan, die Ukraine, Ruſſiſch⸗Polen, Litauen, die baltiſchen 

Lande und Finnland ſchildert er, wie die ſpäteren „Nationalitäten“ 
einſt ſelbſtändige Völker oder Stämme waren, wie ſie dann in einem 
ſtammfremden Staat untertauchten, wie das nationale Gefühl und 


Bewußtſein ſich wieder belebte und ein Streben nach Selbſtändigkeit 


und Unabhängigkeit heranwuchs, bis dann die europäiſchen Nationalitäten⸗ N 
fragen durch den Weltkrieg und die Friedensverhandlungen ſo nach- 


drücklich in den Vordergrund geſchoben wurden. 
Wenn der zweite Band, der die preußiſche Polenfrage, die Natio- 


nalitätenfragen in Schleswig⸗Holſtein und Elſaß⸗Lothringen, die vlä— 3 
miſche und die Kriſche Frage behandeln ſoll, vorliegen wird, werden 
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wir alſo das bisher fehlende, wiſſenſchaftlich und politiſch ſo not⸗ 


wendige umfaſſende Werk über die ee Europas 1 
beſitzen. 
Die Bedeutung des vorliegenden Bandes beruht darauf, daß der 


Verfaſſer das Material und die Methoden der drei Wiſſenſchaften be⸗ 


herrſcht, ohne die man heute über die Nationalitätenfragen nicht mehr 
ernſthaft ſprechen kann: Ethnologie, Soziologie und Pſychologie. Seine 
ethnographiſchen Vorarbeiten zur Erforſchung des ſozialen Lebens, ſeine 
früheren Schriften über die Methode der Soziologie, ſeine Unter⸗ 
ſuchungen über „Raſſen und Volkscharakter“ wirken jetzt wie metho⸗ 
dologiſche Vorſtudien zu dem neuen Werk. Der pſychologiſchen Ver⸗ 
tiefung kommt zuſtatten, daß Steinmetz nicht nur ein gelehrter, ſondern 
auch ein erfahrener, weitgereiſter Mann iſt; insbeſondere gibt ſeine 
Kenntnis primitiver Völkerſchaften ſeinem Urteil über die entwickelten 


und verwickelten europäiſchen Nationalitätenverhältniſſe ein eigentüm⸗ 
liches Gewicht. 


Zu dieſen Vorzügen kommt die Klarheit, mit der ſtets Erſcheinung 
und Bewertung einander gegenübergeſtellt werden, und die Schärfe, 


welche die (auch in wiſſenſchaftlichen Schriften oft durcheinander ges- 
worfenen) Begriffe: Raſſe, Volksſtamm, Volk, Nation, Nationalität uſw. 


er fußt und ſcheddet 


Kraft ihres Nationalgefühls erklärt. — Zwiſchendurch fällt dann wohl | 


So iſt die große Analyſe; die Steinmetz bietet, mit Sicherheit 


durchgeführt: Manche „maſſenpſychologiſchen Kräfte“ enthüllt er als 


politiſche Phraſen und Schlagworte, die nur inſoweit praktiſche Be⸗ 
deutung gewinnen, als fie zum Deckmantel poſitiver Intereſſen dienen. — 
Seine Zergliederung der Vorſtellungen vom Pangermanismus und 
Panſlawismus iſt nicht nur wiſſenſchaftlich, ſondern auch für das poli⸗ 
tiſche Verſtändnis wertvoll. — Meiſterhaft iſt die Art, wie er die 
Polen zeichnet, wie er die Schwäche ihres Staatsgefühls und die 


ein überraſchendes Schlaglicht, zum Beiſpiel die mit leichten Strichen 

glänzend angedeutete Parallele zwiſchen preußiſcher und engliſcher 
: Nationalitätenpolitik, über die der zweite Band gewiß Ausführlicheres 
bringen wird. 


Hoffentlich wird das Werk in Überfegungen nicht nur ben Deut⸗ 


ſchen, ſondern auch den Engländern, Amerikanern und Franzoſen 


bekannt werden. Denn mit guten Gründen berichtigt Steinmetz die 


N einſeitigen Darſtellungen der Nationalitätenfragen, die während des 
Krieges und der Friedensverhandlungen überall in der Welt ent⸗ 


4 


ſtanden find, Ingbeſondere gilt das gegenüber Leon Dominians in 


Amerika verbreitetem Werk: The frontiers of languages and nationality 


in Europe (1917), gegenüber den in den Annales des Nationalités 850 


veröffentlichten Aufſätzen von J. Gabrys und dem 1919 erſchienenen 
New Eastern N von Butler. 


Berlin ä 9 8 Bernhard 


278 ö 8 Beſprechungen „ 278 


Gras, Norman S. B.: The e of the English 
corn market. Cambridge 1915. 


Gras, Norman S. B.: The early Englich. customs system. 
Cambridge 1918. 


Die Reihe der Harvard Economie Studies, die ſich von Anfang 
an auf einer bemerkenswerten Höhe gehalten haben, hat durch dieſe 
beiden Beiträge aus der Feder des Wirtſchaftshiſtorikers der Univerſität 


Minneapolis eine wertvolle Bereicherung erfahren. Sie beleuchten ein 


ſpezielles und ein allgemeines Thema unter dem gleichen Geſichtspunkt: 
wohl vertraut mit Thünen und Bücher, ſteht für Gras im Vordergrund 
der Einfluß, den die Herausbildung verkehrswirtſchaftlicher Markt⸗ 
verhältniſſe auf die volkswirtſchaftliche Organiſation ausübt. 

In der Darſtellung des engliſchen Getreidehandels betont Gras 
ſehr mit Recht den ſtärkeren verkehrswirtſchaftlichen Einſchlag, den in 
England bereits die Grundherrſchaft aufwies. Sie läßt zunächſt Mittel⸗ 
punkte des Getreidehandels von örtlicher Bedeutung entſtehen, die 
gleichen Schrittes mit ihrem Verfall zur Bedeutungsloſigkeit herab⸗ 
ſinken. Da wird die ſinguläre Entwicklung der engliſchen Hauptſtadt 
entſcheidend: ſeit dem 16. Jahrhundert hat ſie politiſch und wirtſchaftlich 
ſo die Vorhand, daß Londons Getreidebedarf ſchlechthin ausſchlaggebend 
für die Fortbildung des Getreidehandels wird. Gras vermag nach— 
zuweiſen, daß England auch in der Zeit der Einhegungen Ausfuhrland 
blieb und trotzdem den immer ſteigenden Bedarf Londons zu decken 
vermochte. Als er bedroht erſcheint, wird die Ausfuhr jo lange er- 
ſchwert, bis London ſich zu einem internationalen, ſtets reich verſorgten 
Getreidehandelsplatz entwickelt hat. Gras läßt die äußere Handels⸗ 
politik dieſer Zeit in durchaus neuem Lichte erſcheinen. Das Feſthalten 
an freier Ausfuhr bei normalen Preiſen war nur ſcheinbar liberal, denn 
dieſe Normalpreiſe waren ſo niedrig angeſetzt, daß ſie tatſächlich faſt immer 
ausfuhrhemmend wirkten. Erſt als London ſelbſt wieder an der Ausfuhr 
intereſſiert iſt, tritt der Umſchwung zur Prämienpolitik des 17. Jahr⸗ 
hunderts ein. Gras glaubt hiernach ſagen zu können, daß allgemein auf 
die Epoche der Stadtwirtſchaft nicht die Volks⸗, ſondern die Metropolitan⸗ 
wirtſchaft gefolgt ſei. So weit möchten wir nicht gehen, weil es ſich doch 
um ſinguläre, rein engliſche Entwicklungsſtadien handelt, die auch erſt auf 
breiterer Grundlage als der eines einzelnen Handelszweiges unterſucht 
werden müßten. 

Für das Zollweſen ſieht Gras den Ausgangspunkt in den früh— 


mittelalterlichen Oktrois der Städte. Nach ihrem Vorbild werden 


Abgaben auch beim Überſchreiten der Landesgrenzen eingeführt, dort 
zunächſt als halbnationale Einrichtung, da ſie zwar vom Staat aus⸗ 
gehen, aber dann privater Feudalbeſitz werden. Erſt ſeit dem Aus⸗ 
gang des 18. Jahrhunderts iſt das Zollweſen nach allen Seiten hin 
rein ſtaatlich geworden. In dieſe Zeit, und nicht etwa erſt in den 
Beginn der Neuzeit, führt Gras ſehr richtig die Anfänge einer wirklich 
volkswirtſchaftlichen Organiſation Englands zurück. Aus zwei Be⸗ 
wegungen iſt ſie hervorgegangen. Von unten her wirken wirtſchaftliche 


279 . N „Beſprechungen 5 279 
Tendenzen, denn die engliſchen Städte ſind nicht wie die feſtländiſchen 
überwiegend nur Verkehrsmittelpunkte der von ihnen beherſchten Um⸗ 


gebung, ſondern ſtehen im engſten Austauſch untereinander und mit 
dem Ausland. Von oben her wirkt dann 1 der früh gefeſtigte 


Staat zuſammenfaſſend, und damit ſind im 13. Jahrhundert die u 


Grundlagen für ein einheitlich nafionales Zollſyſtem gegeben. 
Gras hat feinen Ausführungen eine Fülle unveröffentlichten 
Materials aus engliſchen Archiven beigegeben, deſſen Durcharbeitung noch 
manch weiteren Aufſchluß geben wird. An ſeinen Darlegungen wird 
dadurch kaum etwas geändert werden, ſie bilden eine bedeutſame und 
dankenswerte Förderung der mittelalterlichen Wirtſchaftsgeſchichte. 


en „ S. N Georg Brodnitz 


Amonn, Prof. Alfred: Die Hauptprobleme der Sozialiſierung. 
Leipzig 1920, Quelle & Meyer (Aus Wiſſenſchaft und Bildung). 


Jahn, Georg: Verſtaatlichung und Vergeſellſchaftung. 
Berlin 1920, L. Simion (Volkswirtſchaftliche Zeitfragen). | 


Neurath, Otto: Die Sozialifierung Hachſens. Chemnitz 
1919, Verlag des Arbeiter⸗ und Soldatenrats. 


Dieſe drei von akademiſchen Dozenten für allgemeine Aufklärung 
bestünden Schriften zeigen die leider nicht immer beachtete Tatſache, 
daß Sozialiſierung als Forderung erhoben, unter Umſtänden als 
Ideal vertreten wird entweder vom ſozialiſtiſchen Standpunkt aus oder 
vom ſozialreformatoriſchen. So bekannte — um an eine typifche 
Motivierung anzuknüpfen — Hilferding (in „Die Sozialiſierung 
und die Machtverhältniſſe der Klaſſen“) in ſeinem Referat auf dem erſten 
Betriebsrätekongreß am 5. Oktober 1920, daß Sozialiſierung nur die 
Organiſation der Volkswirtſchaft ſei für bie, welche mit dieſem Kampf 
das Endziel des Sozialismus zu erringen ſtrebten, bei dem der 
Kapitaliſt als ſolcher ausgeſchaltet wird. „Die Frage, um die es 
ſich für uns handelt, die von der Arbeiterklaſſe zu beantworten iſt, iſt 
nicht die Frage nach einer organiſierten Wirtſchaft überhaupt, ſondern 
iſt die Frage, ob dieſe Wirtſchaft kapitaliſtiſch⸗hierarchiſch organiſiert 
ſein ſoll oder demokratiſch⸗ſozialiſtiſch. Sozialismus kann nicht 
bedeuten ein Zuſammenarbeiten mit den Kapitaliſten in irgendwelchen 
gemeinſamen Organiſationsformen, ſondern es kann nur bedeuten die 
Ausſchaltung des Kapitaliſten aus der Produktion, die Ausſchaltung 
des Kapitaliſten als Beſitzenden. Wir haben es dann auch vollſtändig 
in der Hand, wirkliche .. . Leitung der Volkswirtſchaft im Intereſſe der 
Bedarfsdeckung zu treiben. “Die kapitaliſtiſche e e ee auch 
in den einzelnen Betrieben muß vernichtet werden, ſonſt kann nicht 
erreicht werden das, was für Hilferding und Gleichgeſinnte „die Haupt⸗ 
ſache iſt, daß die Arbeiter das Bewußtſein haben, daß es jetzt ihr 
Betrieb iſt, daß fie infolgedeſſen ſich in ganz anderer Weiſe um dieſen. 
Betrieb kümmern, daß ihre Produktionskontrolle in ganz anderer Weiſe 
wirkſam werden kann“. In dem „Kampf“ * die ee müßten 


— 


füllen. „Die Gegenwartsforderungen der Arbeiterklaſſe ſind heute 


nicht mehr das, was ſie in erſter Linie in Anſpruch nehmen kann“! 
— vielmehr muß Sozialiſierung als Mittel im Kampf um das End⸗ 


ziel: den Sozialismus betrachtet gverden, wie beiſpielsweiſe beim 


Rengliſchen Gildenſozialismus (der unmittelbar die Gewerkſchaft — bisher . 
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insbeſondere die Gewerkſchaften „außerordentlich hohe Aufgaben“ er⸗ en 


reformiſtiſch, einſeitig auf den Tageskampf eingeſtellt, aber nun um 


gewandelt! — als Trägerin der Sozialiſiexung auffaßt: der Produktions⸗ 


zweig fol von der Gewerkſchaft geführt und verwaltet werden, aber 


Dieſe Gewerkſchaft müßte ſich umitellen, dadurch, daß ſie neben den 


Handarbeitern die geiſtigen aufnehme und aus einem Berufsverband? . 


. zur Induſtrieorganiſation werde, in der auch der Konfument und „das“ 


allgemeine Intereſſe“, alſo der ſozialiſtiſch⸗demokratiſche Staat, die 


Gebietsorganiſation neben der Berufsorganiſation vertreten ſei). Ä 


Sozialiſierung zur Wahrung der ſozialiſtiſchen Klaſſenintereſſe 


des Proletariats braucht ihren politiſchen Motiven nach nicht 
eingehender gewürdigt zu werden in. einer Schrift, die ſozial⸗ 
wiſſenſchaftlich ſein will, wie die Amonnſche; immerhin könnten auch — 
ſozialökonomiſche Belehrungen an Lebendigkeit durch deren Schilderung .. 
gewinnen — mehr als durch die ſeitenlang abgedruckten Zitate aus. 
Kautsky; konkreter auch noch als durch die meiſtens lehrreiche Wieder⸗ 
gabe Bauerſcher Gedankengänge würde der Leſer, der ſich aus dieſem 


Bändchen der Sammlung „Wiſſenſchaft und Bildung“ beides holen u 


will, durch Hinweis auf die geſchilderten Strebungen mit der Atmo- 


ſphäre vertraut werden, in der das Schlagwort in dem engeren 


Sinne des Strebens nach der Verwirklichung des Sozialismus ver⸗ 

ſtanden wird. Daß aber eine weitere, allgemeinere Bedeutung und 
Tendenz ſich mit dem Begriff auch verbindet, wird bei Amonn zwar . 
eingangs erwähnt, kommt aber in feiner: Darſtellung zu kurz — was 

gerade dem populärwiſſenſchaftlichen Ziel des Buches ebenſowenig vor— 
teilhaft iſt wie feine Schreibweiſe. Anderſeits iſt verdienſtlich das 
Streben begrifflicher Klärung dieſer engeren Sozialiſierungsforderung .. 
- und eingehender Analyſe ihrer Teilprobleme. Aber die wichtigſte .. 
Frage, ob bei der Entziehung der Produktionsmittel aus der privaten - 
Verfügungsgewalt und der Verwaltung der Produktionsmittel durch ge-. ... 
„ſellſchaftliche Organe die volkswirtſchaftliche Kapitalbildung beeinflußt 
und ob eine Steigerung der Produktivität zu erwarten (oder auch nur. 
wahrſcheinlich) iſt, wird nicht genügend unterſucht — womit dann auch 
die Kritik der Wege und des Zieles der ſozialiſtiſchen Sozialiſierung . . 
lückenhaft bleibt. Da Verfaſſer einige Worte des Vizepräſidenten der : 
öſterreichiſchen Sozialiſierungskommiſſion! über jene, ſozialreformato⸗ 


.I daß Beſitz und Betrieb mehr als bisher der Allgemeinheit dienſtbar 
gemacht, alfo — im weiteſten Sinne — ſozialiſirt werden“ (Ignaz Seipel. 
5 „Daß Sozialifierung auch fo möglich iſt, alſo ohne daß die Produktionsmittel inn 
kaollektives Eigentum überführt werden, iſt jetzt wohl allgemeiner anerkannt. Hier 
B auf die Denkſchrift hingewieſen, die Prof. Lederer als Leiter der volfswirt- - 
ſchaftlichen Abteilung in der öſterreichiſchen Staätskommiſſion für Sozialifierung - 
dder auch Prof. Amonn angehörte) im Juni 1919 erſtattete, und die er in 


ne 
— 
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riſche Ziele 110 Wege empfehlende, aber 1 von Amonn und anderen FE 


zu wenig beachtete Sozialiſierung zitiert, wobei das eine Mittel der 
Produktivitätsſteigerung erwähnt wird, da anderſeits die materielle 
Beſſerſtellung der Maſſen und die Verwirklichung eines höheren 


Maßes von Gerechtigkeit. als Zwecke, um derenwillen die Sozialiſierung | 


nicht Selbſtzweck ſein könne, in dem leſenswerten Abſchnitt über Vor⸗ 
ausſetzungen und Bedingungen genannt werden, wäre in der Schrift 
eben nicht nur auf die Prohleme einzugehen geweſen: wie vollzieht ſich 
wirtſchaftlich zweckmäßigerweiſe die Entziehung der Produktionsmittel 
aus der privaten Verfügungsgewalt, wie geſchieht zweckmäßigerweiſe 
deren Verwaltung durch geſellſchaftliche Organe (wobei die Gewerk⸗ 
ſchaften — alſo im Gegenſatz zum Gildenſozialismus — nicht als ge⸗ 
eignet gelten), und nach welchen konkreten Grundſätzen wird „im Ein⸗ 


klang mit den Grundſätzen der Gerechtigkeit“ zweckmäßig der Produktions⸗ 
ertrag verteilt? — bevor die Vorfrage nicht entſchieden, aber als 


Problem erörtert wurde: dienen die ſe empfohlenen, das heißt von der 
ſozialiſtiſchen Politik und Theorie (von letzterer nicht ausnahmslos) 
empfohlenen Wirtſchaftsmaßnahmen den erſtrebten ökonomiſchen und 
ſozialethiſchen Zielen? Können die letzteren bei einfeitiger Verfolgung eines, 


wie einmal gelegentlich hervorgehoben, weſentlich negativen wirtſchafts⸗ 
„ politiſchen Zweckbegriffes gleichwohl erreicht werden? Gewiß kann, wie 
„es am Schluß heißt, noch nicht beurteilt werden, mit welcher Stärke 
der im engeren Sinne ſozialiſtiſche Gedanke das Wirtſchaftsleben be⸗ 

einfluſſen wird — Verfaſſer meint, daß zu einer großen Sozialiſierungs⸗ 
aktion weder die allgemeinen notwendigen wirtſchaftlichen Vorausſetzungen 

hoch die politiſchen Bedingungen gegeben ſind —, daß neben den 


ſozialiſtiſchen Gedanken und Maßnahmen auch die ſozialreformatoriſchen 
Weiterbildungen mehr als „jedenfalls einen gewiſſen Einfluß ausüben“, 
iſt 195 jetzt ſchon zu ſpüren — die Bedeutung des deutſchen Betriebs⸗ 
rätegeſetzes geht doch zum Beiſpiel über die ſozialpolitiſche (einſeitig S. 70 

beachtete) Wirkung oder Aufgabe hinaus (was auch S. 64 f. nicht genug 


verdeutlichen). Beachtenswert bleibt die Skepſis gegenüber den Aus⸗ = 


ſichten vorzeitigen Eingreifens in den Entwicklungsprozeß, lehrreich find 
viele ſcharfe Begriffsanalyſen (infolge deren Amonn zum Beiſpiel hervor⸗ 
hebt, daß Betriebsräte nicht notwendig mit der Sozialiſierung zuſammen⸗ 


hängen) oder der deutliche, in der für weite Kreiſe beſtimmten Dar⸗ | 


ſtellung mit Recht wiederholte Hinweis, daß niemals ein Wirtſchaftsprinzip 
allein und ausſchließlich Geltung haben, ſondern immer nur vorherrſchen 
werde, während daneben, wenn auch in beſchränktem Anfang, 8 Br 


5 a ‚andere. Prinzipien ſich erhalten oder einfügen. 


ſeinem Tübingen 1920 erſchienenen kenntnisreichen, aber i in ſeinen vollswirtſchafts⸗ 


politiſchen Folgerungen und Forderungen durch die bisherige Entwicklung zum 


Teil widerlegten Buch wieder abdruckte: ·Deutſchlands Wiederaufbau und welt⸗ 

wirtſchaftliche Neueinſtellung durch  Sogtalifierung. „ worunter nur der engere Be⸗ 
griff auch hier verſtanden iſt. „Nicht als Plan zur Rettung aus ökonomiſchem 
Zerfall, ſondern als Auswirkung der Machtpofſition, Bet der Arbeiterſchaft in 


= Zu: Staat und Wirtſchaft durch den 3 kampflos überlaſſen wurde, | 


= fü der Gedanke auf,“ Inst Le erer mit Re aber die ee konnte 2 
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Daß infolge ſozialreformatoriſcher Einſtellung auch der Betriebs⸗ 


rätegedanken bei Jahn eine ganz andere Wertung erfährt, iſt bei deſſen 
genetiſcher Betrachtung leicht zu erklären. Der Verfaſſer, außer— 
ordentlicher Profeſſor an der Braunſchweiger Techniſchen Hochſchule, 
verſteht unter Vergeſellſchaftung den Oberbegriff, unter Verſtaatlichung 
den Spezialfall. Gegen Staatsſozialismus hat er wichtige Bedenken, 
für deren Begründung er auf Einzelunterſuchungen verweiſt, die er⸗ 
weiſen, daß Staat und Gemeinde im ganzen einen geringeren Nutz⸗ 
effekt der Arbeit erzielen als der Privatbetrieb. Allerdings müßte 
näher unterſucht werden, ob dies ein dem Korporationsunternehmen 
als ſolchem eignender Nachteil iſt. Ein bei dieſer Erörterung zu be— 
rückſichtigendes Moment hebt Amonn (S. 58) hervor, daß bisher in 
der Rangordnung der Zwecke die politiſchen einſeitig bevorzugt wurden, 
doch ſieht er den Staat im allgemeinen nicht für ein zur Verwaltung 
der- enteigneten Produktionsmittel ſpezifiſch geeignetes Organ an, was in 
einigen Fällen gleichwohl möglich iſt; die Gemeinde iſt wohl geeigneter. 
In der Wertung der Genoſſenſchaften ſind ſozialiſtiſche und ſozial⸗ 
reformatoriſche Betrachtung teilweiſe einig. Nach Amonn können ſie 
im allgemeinen nicht als Organe der Geſellſchaft betrachtet werden! 
Jahn — wieder eine Folge der ſozialreformatoriſchen Auffaſſung der 
Sozialiſierung — ſieht ſie als geeignete Träger der Vergeſellſchaftung 
an; von den Produktivgenoſſenſchaften erwartet er ebenſowenig eine 
im Geſellſchaftsintereſſe liegende Weiterbildung der Volkswirtſchaft wie 
von den an die Kartellform anknüpfenden neuen Zwangsorganiſationen. 
Wie Jahn geht auch Neurath von einem weiteren Begriff der 
Sozialiſierung aus, da dieſe nach ihm bedeutet: eine Wirtſchaft der 
planmäßigen Verwaltung durch die Geſellſchaft und für die Geſellſchaft 
zuführen. Das „geſellſchaftstechniſche“ Problem iſt für ihn um ſo leichter zu 
löſen, die Verwaltungswirtſchaft um fo einfacher ein⸗ und durchzuführen, 
als der Sozialismus nur vollendet, was der Militarismus gelehrt 
habe und die prächtigen Vorzüge der vollkommenen Verwaltungs- 
wirtſchaft die beſſer unterrichtete Menſchheit ſchon zu ihrer Einführung 
veranlaſſen werden — und zwar in der Form ſofortiger Vollſozialiſierung: 
die Gegengründe, die etwa Amonn (z. B. S. 30) gegen ſolche und für 


eine ſukſeſſive Teilſozialiſierung anführt, oder Bedenken, ob etwa in. 


heutiger Zeit alle Vorausſetzungen erfüllt ſind, beſtehen für den 
5 a outrance“ Privatdozent Dr. Neurath nicht, 
wie Schippel (in dem letzten zum Druck gegebenen Vortrag der 
Gehe⸗Stiftung) dieſen „ſonderbaren ſozialiſtiſchen Revolutionsheiligen“ 
nennt. Ein vorſichtiger Theoretiker wie Amonn meint: „Das Problem 
der Organiſierung der geſellſchaftlichen Verwaltung der Produktionsmittel 
iſt ein Problem von ſolchem Umfang, daß es praktiſch mit einem Schlage 
gar nicht gelöſt werden kann.“ Neurath jedoch kann den für ſeine 
Verwaltungs wirtſchaft nicht gerade kleinen Verwaltungsapparat ſofort 
ſchaffen, und dann: „Sachſen in der Welt voran“ (S. 68)! Der 
Geſellſchaftstechniker konſtruiert den Wirtſchaftsplan, ſchafft ſchnell 
die Univerſalſtatiſtik, das Zentralwirtſchaftsamt mit der Natural⸗ 
R der e den Aufklärungs- und 
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| Berichterſtattungszentralen und beinahe. fo viel Amtern, wie die Zahl = 


der „zunächſt“ notwendigen 21 Geſetze beträgt, mit deren Erlaß dem 


Ziel vorgearbeitet wird, unſere Lebensordnung wie eine Maſchine um⸗ 


zukonſtruieren: „Wir müſſen die Rationaliſierungszentrale bekommen, 
die der Produktion Vernunft — ratio — beibringt“ — „ſehr einfach: 
ſechs oder acht tüchtige Menſchen brauchen ſich nur zuſammenzuſetzen und 

in acht Wochen funktioniert es in Dresden“ (S. 64) — dies und 
mancherlei anderes, z. B. „daß wir in Sachſen heute leichter als ſeit 
langem und wahrſcheinlich leichter als in den nächſten Jahren und Jahr⸗ 


zehnten ſozialiſieren können“ und dann „am beſten, wenn Sie die vor⸗ 


handenen Organiſationen im ſozialiſtiſchen Sinne verwalten und wenn 
Sie die vorhandenen Menſchen im ſozialiſtiſchen Geiſte verwenden“, wurde 
im Volkshaus zu Chemnitz im Frühjahr 1919 Fabriksdelegierten und 
anderen geladenen Gäſten mit rethoriſchen Aufwand und Hinweiſen 
auf das gelobte Land wie einſt von Moſes (S. 55) auseinandergeſetzt. 
Was bei der Neuordnung durch ſolche moderne Geſellſchaftstechniker 
alsbald oder auch (S. 35) „im Handumdrehen“ zu machen tft, kann 


in der Neurathſchen Schrift „Die Sozialiſierung Sachſens“! ! 


von den bisher ſchlecht Informierten zu ihrer und der Welt Nutzen 
ſtudiert werden. „Es handelt ſich gar nicht um Fragen der Leiden⸗ 
ſchaft“, ſagt S. 11 der von Brentano nach ſeinem Eigenbericht mit 


dem Ehrennamen eines „ägyptiſchen Romantikers“ Ausgezeichnete (S. 77), 


aber er, der erkannt hat, daß „der Zug zur Naturalwirtſchaft bereits in 
der Zeit liegt“, predigt: „Sie müſſen einſehen, wie dieſe fürchterlichen 
Dinge entſtanden ſind, damit Sie den richtigen Haß gegen das Geld und 


gegen die Geldordnung bekommen“ (S. 81). Da die Diskuſſionsreden 
auch abgedruckt ſind, gibt die Wiedergabe mancher Stimmung (zum 


Beiſpiel der Hoffnung, daß Herr Neurath als Wirtſchaftspraktiker ſeinen 
Rat der ruſſiſchen Sowjetregierung zugute kommen läßt“ [S. 99]) einen 
Einblick in die jetzt maſſenpſychologiſch, aber keineswegs individuell 


bereits veraltete Unklarheit, die Sozialiſierung und Rationaliſierung, 


Normung, Typiſierung und andere Mittel durcheinanderwirft, die man 
nach Schippel? „ruhig dem Kapitalismus überlaſſen kann, wenn Soziali⸗ 


| 1 Die Titelbeiſchrift „Direktor des Deutſchen Wirtſchaftsmuſeums in Leipzig“ 
ſtammt hoffentlich nicht vom damaligen Privatdozent Dr. Neurath. — Das was 
damals in Leipzig zu ſehen war, könnte beſtenfalls als Anfänge oder Fragmente 
einer Kriegswirtſchaftsſchau bezeichnet werden und gab den Nachweis organiſa⸗ 


toriſchen Unvermögens. — (Beim neugeleiteten, in glücklichem d. h. verſprechenden 


Ausbau begriffenen Reichs⸗Wirtſchaftsmuſeum dortſelbſt iſt das anders.) — Die 
Konſtruktionen Neuraths find im zahlreichen Broſchüren, Abhandlungen und 


Schriften in Variationen ohne neue Melodien vorgetragen; die ſchematiſch und 


in Tafeln der Zukunft vorgehaltene ausgeklügelte Organiſation der ſozialiſtiſchen 

Verwaltungswirtſchaft wird ſogar von wiſſenſchaftlichen une dem als a 

ſchaftliche Leiſtung angeſehen — eine Würdigung müßte außer dem reklamehaft 

vom Jenaer Diederichsſchen Verlag propagierten Heft auch die bei Callwey⸗ 

| München erſchienene Formulierung ſowie „Können wir heute ſozialiſieren?“ 

K kKlinkhardt, 1919) und andere Expektorationen beachten, ohne daß die dabei nötige 
Z3eitaufwendung ein „ wirtſchaftliches“ Ergebnis hätte. N 


2 Der Titel „Die Sozialiſierungsbewegung in Sachſen“ Februar 1920) 0 
läßt eine Darſtellung auch der Sozialiſierungsmaßnahmen in biefem dichteſt⸗ 
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ſierung weiter nichts kann und will, und in jene Demagogie, die mit = a 
wiſſenſchaftlichem Aufputz und Selbſtdekoration „das Ende des Geldes 
und des Reingewinns“ vorausſagt, Sozialismus mit Naturalwirtſchaft 1 


identifizierte und ſich einerſeits vermaß, „der Revolution einen ſozialen 


Inhalt“ zu geben (S. 94), anderſeits über die Vergeſellſchaftung . 
der Produktionsmittel wirklich klare Stellungnahme vermiſſen läßt 
— vielleicht weil das Unternehmertum bei der Neugeſtaltung nicht 
von vornherein ausgeſchloſſen werden fol. Die ſoziale Funktion der -- 


privaten Unternehmungen und die pſychologiſchen Wirkungen der 


ſozialiſtiſchen Neuordnung werden auch in dieſem (typiſchen) Propaganda⸗ 1 
ſtück keiner Würdigung für wert erachtet, während die Jahn ſche = 


Schrift von einer zwar die. Bureaufratie in alle nur (und zwar nur 
von ihr) gewünſchte Macht einſetzenden Sozialiſierung den für unſere 


Volkswirtſchaft gerade jetzt ſo notwendigen Anreiz zur Anſpannung 5 
aller Kräfte und Fähigkeiten nicht erwarten zu können glaubt. 


Dresden | | Gehrig 


Tyszka, C. v.: Grundzüge der inne Jena 
1920, G. Fiſcher. 347 S. | 


Von dem Verfaſſer eines wiſſenſchaftlichen Lehrbuches werden wir 
verlangen müſſen, daß er das geſamte Gebiet der behandelten Wiſſen⸗ 
ſchaft in jeder Richtung beherrſcht und außerdem über eine ſtarke 
didaktiſche Begabung verfügt, die ihn befähigt, ſeinen Stoff nach Form 


und Inhalt, dem Zwecke des Lehrbuches entſprechend, zu meiſtern. Iſt 


der Verfaſſer überdies auch ein Forſcher auf ſeinem Gebiete, der aus 
Eigenem zu geben weiß, ſo wird ſeine Arbeit Wiſſenſchaft und Lehre 
gleichermaßen reich befruchten. Aber die Lehrbuchliteratur iſt nicht reich 
an ſolchen Werken und, um es gleich zu ſagen, das vorliegende Buch 
gehört nicht zu jenen unſeres Faches, welche dieſen Mangel mindern. 
Unſer Autor hat es ſich nicht allzu ſchwer gemacht. Seine Quellen 
find vornehmlich ſolche zweiter und dritter Hand, neben Wagners un- 
erſchöpflichem Werk namentlich Conrad Eheberg, Heckel und vor allem 
Lotz. An vielen anderen hingegen iſt er vorübergegangen. Vom Geiſte 
Steins und Schäffles zum Beiſpiel, um nur dieſe beiden zu nennen, 
ſpürt man nicht viel. Auch Vertrautheit mit der älteren deutſchen 


Literatur und den finanzwiſſenſchaftlichen Leiſtungen des Auslandes 
verrät das Buch kaum. Nicht als ob in ſogenannten „Grundzügen“ a 


davon des langen und breiten die Rede fein ſoll, aber eine Dar⸗ 
ſtellung, die nicht an der Oberfläche haften bleibt, findet in einer 


ſolchen, dem Kundigen N e Literatutzeherrſchung ihr — | 


ſicheres BURDOMENE 


bevölkerten ez Zuse vermuten, die aber leider nur teilweiſe an⸗ 
gedeutet werden. uptinhalt iſt eine Abrechnung mit Neurath, deſſen voll; 
kommen mechaniftif ce etrachtungsweiſe ebenſo (mit Recht) abgewieſen wird wie 
feine „klaſſenfarbloſe, klaſſenindifferente Auffaſſung ganz im Gegenſatz zum 
organiſchen Wachstums⸗ und Entwicklungsprinzip des Marxismus, der die tief⸗ 
ö chendſten ſozialen Auseinanderſetzungen einfach wie Fragen einer ganz objektiven 
3 erſcheinen.“ 
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Der Verfaſſer ift ein Schüler Fr. J. Neumanns. Die Einleitung 
feines Buches (§ 1) lieſt ſich wie ein mit reichlichen Worten umkleidetes 
Neumannſches Kollegdiktat. Die Entlehnung ſtreift die Grenze des 
Zuläſſigen. Doch das iſt nicht allein einzuwenden. Vom Begriff der 
Finanzwiſſenſchaft ſagt v. Tyszka: „So definieren wir (!): Die Finanz⸗ 
wiſſenſchaft iſt die Lehre von den beſten Einrichtungen der Wirtſchaft 
des Staates und der übrigen öffentlichen Körperſchaften.“ Das iſt 
eine ballhorniſierte Definition Neumanns. Dieſer definiert nämlich 


ei die Finanzwiſſenſchaft als die Lehre von der beſten Einrichtung 


der Wirtſchaft des Staates und der Gemeinden im weiteſten Sinne 
des letzteren Wortes. Nun beſagt, was v. Tyszka offenbar entgangen 


itt, der von ihm gewählte Plural (Einrichtungen) in dieſem Falle etwas 


ganz anderes als der Singular. Und hier iſt noch etwas zu bemerken. 


Der Verfaſſer geht grundſätzlichen Erörterungen faſt immer aus dem 


u Wege. So ſchon bei dieſer Definition. Sie wird dahingeſtellt und ne 


kein Wort weiter über fie oder über andere Auffaſſungen verloren. 
Iſt es denn überhaupt richtig, daß die Finanzwiſſenſchaft die Lehre 


von den beſten Einrichtungen der Wirtſchaft des Staates uſw. iſt? 5 


u Warum nur die Lehre von den beiten Einrichtungen? Gibt es über⸗ 


‘ 


haupt ſchlechthin beſte Einrichtungen? Klingt das nicht wie das Suchen 
einer überwundenen Schule nach einer abſolut beſten Staatsverfaſſung, 


einem ‚beiten landwirtſchaftlichen Betriebsſyſtem uſw.? Werden hier 


nicht Sein und Sollen, Politik und Wiſſenſchaft verwechſelt? Aber 
auch abgeſehen davon, iſt es nicht überhaupt mißverſtändlich, von einer 


\ Lehre von den Einrichtungen der Wirtſchaft des Staates uſw. zu 


ſprechen? Hat die Finanzwiſſenſchaft es mit allen Einrichtungen der 


Wirtſchaft des Staates oder nur mit beſtimmten, beſonderen zu tun? 


Beiſpiele laſſen ſich mehr geben. „Was iſt Einkommen?“ ſagt er. 2 


Über alles das geht der Verfaſſer, wie gefagt, glatt hinweg. Ahnliche 


| Die Antwort lautet: „Es iſt ein Begriff, der der Definition bedarf, 


und wir verſtehen heute darunter die Geſamtheit der regelmäßig 


und dauernd fließenden Einnahmen.“ „Bedarf es da wohl noch einer. 


Kritik? 


behandelt. Haben Wagner, Schäffle, Neumann, Sax, Naſſe uſw. oder 
Wickſel, Seligman, Suret, Mazzola, Conigliani, Maſs⸗Dari ganz ver 
geblich mit dieſen Problemen gerungen, daß über dieſe Dinge nichts 


Cb'eenſowenig eindringlich wird die Lehre von den Steuerprinzipien f 


Beſſeres zu ſagen iſt als Allgemeinheiten mit Wendungen wie: es 


j muß mit Recht gefordert werden uſw.? Der Grundſatz der Bes 


ſteuerung nach der Leiſtungsfähigkeit und nach dem Opferprinzip wird 


für ein und dasſelbe ausgegeben, obwohl bei der Beſprechung der 
Erbſchaftsſteuer wie anderwärts deutlich wird, daß es nicht dasſelbe 


ſein kann. 


Beiträge werden definiert „als Entgelte für Leiſtungen öffentlicher In⸗ 
ſtitute oder Behörden zur Deckung eines entſtandenen Aufwandes, wo⸗ 
bei aber ſpezielle Amtshandlungen nicht vorliegen“. Als Beiſpiel 


Ein anderes Beiſpiel. Die ganz unverhältnismäßig kurz erwähnten 8 


werden Beiträge für die Benutzung von Spitälern genannt. Unter 
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Gebühr verſteht der Verfaſſer „Öffentlich rechtliche Abgaben, die als 


ſpezielles Entgelt für eine beſondere Amtstätigkeit öffentlicher Behörden 
erhoben werden“. Dieſe Definitionen entſprechen keineswegs der 
herrſchenden Lehre. Dennoch verzichtet der Verfaſſer auf eine Be: 
gründung ſeiner Formulierung, ſo daß es dem Leſer überlaſſen bleibt, 


zu ergründen, ob es ſich um eine neue, ſchärfere Begriffsgeſtaltung 


oder nur um Unklarheiten handelt. So iſt es denn begreiflich, daß 

der lernbegierige Leſer nichts davon erfährt, daß es in unſerer Wiſſen⸗ 

ſchaft auch Probleme gibt, daß hier ſchon viel Arbeit geleiſtet worden 

iſt, aber auch noch unendlich viel zu tun bleibt. Es iſt freilich in den 

74 Paragraphen des Buches kaum ein Gebiet zu finden, zu deſſen 
Vertiefung der Verfaſſer ſelbſt beiträgt. 

Selbſt die Stoffeinteilung kann nicht als glücklich bezeichnet 
werden. Gewiß gebührt der Steuerlehre der breiteſte Raum, aber daß 
dieſe 12 ½ Bogen in Anſpruch nimmt, während auf die ganze Lehre 
vom öffentlichen Haushalt und dem öffentlichen Kredit nur ein Bogen 
entfällt, iſt doch un verhältnismäßig. Die ganze Lehre von den Aus⸗ 
gaben wird gar in einem einzigen Paragraphen von rund zwei Seiten 
erledigt. 

Auch ein paar irrige Angaben find mir aufgefallen: das Salz— 
monopol in Oſterreich iſt nicht Produktions⸗ und Handelsmonopol; der 
Kleinverſchleiß iſt im Gegenſatz zum öſterreichiſchen Tabakmonopol frei! 
Unklar und zum Teil direkt unrichtig find u. a. die Vermögens- 
zuwachsſteuer, die Körperſchaftsſteuer, das Reichsnotopfer und die 
Nachlaßſteuer dargeſtellt, ſo daß das Buch auch nicht einmal ein Führer 
durch die . ſein kann. 

| un rud . Fig W. Gerloff 


Kumpmann, Dr. Karl: Die Arbeitsloſigkeit und ihre 
Bekämpfung, mit beſonderer Rückſicht auf Arbeitsnachweis und 
Arbeitsloſenverſicherung im Deutſchen Reich. Tübingen 1920, 
J. C. B. Mohr. 


Die vorliegende Schrift iſt eine umgent ett und weſentlich er⸗ 


weiterte Auflage der 1913 im. ſelben Verlage erſchienenen Schrift: 
„Die Reichsarbeitsloſenverſicherung“ — zugleich ein Beitrag zur Ar— 
beitsloſenfrage überhaupt. 

Die Materie wird in drei Abteilungen behandelt: 


I. Das Problem der Arbeitsloſigkeit unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der Frage: Was iſt Arbeitsloſigkeit? 
II. Die Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit und ihre Folgen. 
III. Die Arbeitsloſenverſicherung. 
Ein vierter Abſchnitt behandelt „das Recht auf Exiſtenz“. 


„Ein Mann, der gern arbeiten möchte und keine Arbeit findet, 
iſt vielleicht der traurigſte Anblick, den uns die Ungerechtigkeit des 
Glücks unter der Sonne ſehen läßt. Mn In dieſen Worten Carlyles 
erſchöpft ſch wohl die ganze Bedeutung des Problems der Arbeits- 
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loſigkeit und ihrer Bekämpfung. Bei der Löſung des Problems be⸗ 
ginnt die erſte Schwierigkeit mit der, wie Kumpmann mit Recht be⸗ 
merkt, an ſich ſo einfachen Frage: „Was iſt Arbeitsloſigkeit?“, die 
aber gar nicht ſo einfach zu beantworten iſt. Gerade dieſe Frage 
wird vom Verfaſſer in eingehendſter Weiſe erörtert. Er zerlegt die 
ſubjektive und objektive Arbeitsloſigkeit nach ihren Urſachen und ſtellt 
‚ein fein gegliedertes Schema auf, das wohl als erſchöpfend bezeichnet 
werden kann. Die reſtloſe Beantwortung der Frage: „Was iſt Ar⸗ 
beitsloſigkeit?“ iſt für den Aufbau der Organiſation und insbeſondere 
für die Mittel zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit von fundamentaler 

Bedeutung. Die Unkenntnis ſelbſt in den gebildetſten Teilen der 
ſogenannten bürgerlichen Geſellſchaft über die Frage der Arbeitsloſigkeit 
iſt geradezu erſtaunlich. Für die meiſten iſt Arbeitsloſigkeit identiſch 
mit Faulheit und die Arbeitsloſenfürſorge eine der verderblichſten 
Staatseinrichtungen. Es wäre eine verdienſtliche Tat der Tagespreſſe 
— ohne Unterſchied der Parteirichtung —, wenn ſie die lehrreichen 
Ausführungen des Verfaſſers zur Grundlage für eine Belehrung ihrer 
Leſer über die jo wichtige Frage nehmen würde. 

Verfaſſer erörtert dann eingehend die Bedeutung und die Auf⸗ 
gaben der Arbeitsloſenſtatiſtik, die unmittelbare und mittelbare Zählung. 
Ich ſtimme dem Verfaſſer vollſtändig bei, wenn er ſagt: „Man könnte 


die Arbeitsloſigkeit geradezu als eine notwendige, wirtſchaftlich nicht 


volftändig zu entbehrende Erſcheinung bezeichnen; das Kontingent der 


Arbeits loſen iſt gewiſſermaßen der Puffer, der eine Ausnutzung der 


guten Konjunktur geſtattet.“ Aber gerade hieraus ergibt ſich die 
zwingende Verpflichtung für die Allgemeinheit, den Staat und die 
Arbeitgeber, das Problem zu löſen, ſich der Arbeitsloſen anzunehmen. 
„Wer die Bedeutung der Arbeitsloſigkeit im heutigen wirtſchaftlichen 
Leben, ihren Umfang und das Elend, das ſie erzeugt, erkannt hat, 
der hat die Pflicht, nach Mitteln zu ihrer Bekämpfung zu ſuchen.“ 
Mit dieſen Worten leitet der Verfaſſer die zweite Abteilung: „Die 
Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit und ihrer Folgen“ ein. Das 


beſte Mittel zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit iſt 


die Arbeit. Erkennt man dieſen Satz als richtig an, ſo ergibt ſich 
von ſelbſt die Folgerung, die auch der Verfaſſer zieht: Notwendigkeit 
einer umfaſſenden Organiſation des Arbeitsmarktes und engſte Ver⸗ 
bindung der Organiſation der Arbeitsloſenfürſorge (Verſicherung) mit 
der Organiſation des Arbeitsmarktes. Beide Forderungen habe ich, 
wie dies auch der Verfaſſer feſtſtellt, ſeit langen Jahren unausgeſetzt 
erhoben, und erſt in neueſter Zeit hat ſich die Reichsregierung entſchloſſen, 
beiden Forderungen gerecht zu werden, ohne freilich bis heute auch 
nur eine der Forderungen erfüllt zu haben. Zwei Geſetzentwürfe 
ſind ausgearbeitet, ein Entwurf betreffend die Organiſation des Arbeits⸗ 
nachweiſes und ein Entwurf, betr. die Organiſation der Arbeitsloſen⸗ 


verſicherung. Während der erſte Entwurf für die Organiſation des = 


Arbeitsnachweiſes allen Forderungen der führenden Sozialpolitiker 
Rechnung trägt, hat ſich der zweite Entwurf hinſichtlich der Organi⸗ 
ſation der Arbeitsloſenverſcherung über die Forderung von . 


85 ebenen fes 


und Praxis hinweggeſetzt und Krankenkaſſenverbünde als Träger der > 3 
Verſicherung vorgeſehen. Man ſcheint ſich indes von der Unhaltbarkeit 


dieſes Vorſchlages überzeugt zu haben und iſt zur Zeit mit der Aus⸗ 
arbeitung eines neuen Entwurfes beſchäftigt, der hoffentlich den An⸗ 
ſchluß an die Organiſation des Arbeitsnachweiſes bringen wird. 


Kumpmann zitiert den von mir im Jahre 1902 auf dem Verbands 


tage des Verbandes Deutſcher Arbeitsnachweiſe ausgeſprochenen Satz: 


Vorausſetzung für die Arbeitsloſenverſicherung iſt die vollkommen 
durchgeführte Organiſation des Arbeitsmarktes und ſtellt feſt, daß 


jetzt dies die Meinung aller Kenner iſt. Neben der Organiſation 
des Arbeitsmarktes erörtert Verfaſſer die wichtige Frage der Arbeits⸗ 


beſchaffung, der Verſchiebung der Arbeit, das heißt der plan⸗ 


mäßigen zeitlichen Verteilung der vorhandenen Arbeiten, des Ein⸗ 


ſtellungszwanges, wie er als außerordentliche Kriegsmaßnahme ein- 


geführt worden iſt. Im dritten Abſchnitt gibt Verfaſſer einen Überblick 


über die bisherigen Verſuche auf dem Gebiete der Arbeitsloſenfürſorge = 


und ihre Ergebniſſe, um ſchließlich zur Beantwortung der Frage zu 
kommen: wie iſt die Arbeitsloſenverſicherung am zweckmäßigſten zu 
geſtalten? In der Organiſationsfrage ſtellt ſich Kumpmann, wie be⸗ 
reits erwähnt, ganz auf den von mir vertretenen Standpunkt: engſte 


Verbindung mit dem Arbeits nachweis. Aus dieſem Grunde 


verwirft er den inzwiſchen wohl ſchon zurückgezogenen Regierungs⸗ 
entwurf und ſchließt mit dem Satze: Es wäre höchſt bedauerlich, wenn 
ein ſo lange und ſehnlich erſtrebtes Geſetz in eine Form gebracht würde, 
die ſeinen Wert und ſogar ſeine Lebensfähigkeit in Frage ſtellt. 

In ſeinem Vorwort ſagt Kumpmann: Zweck der vorliegenden 
Arbeit iſt es, einen knappen, ſyſtematiſchen, möglichſt erſchöpfenden 
Überblick über den Stand der geſamten Fragen in Theorie und Praxis 
zu geben. Dieſen Zweck hat der Verfaſſer vollkommen erreicht, und 
ſeine Schrift kann Allen aufs wärmſte empfohlen werden, welche ji; 
über dieſe wichtigen ſozialpolitiſchen Fragen informieren wollen. 


Berlin, Januar 1921 Geh. Reg.⸗Rat Dr. * Freund 5 


Dietzel, Heinrich: Engliſche und preußiſche Steuerveran⸗ 
lagung. Ein Vergleich des engliſchen mit dem preußiſchen Syſtem 
der Einkommenbeſteuerung (Quellenprinzip contra Empfängerprinzip). 
Schriften des Vereins für Sozialpolitik. Bd. 157, N Sal 
München und Leipzig 1919. 


Dietzels Schrift iſt vor dem guſtandetva der deutſchen Reichs⸗ 
einkommenſteuer geſchrieben und will einen Beitrag zu ergiebigerer. 
Ausgeſtaltung der preußiſchen Landeseinkommenſteuer liefern. Die 
Geſichtspunkte bleiben bedeutſam, auch ſeitdem die Einkommenbeſteuerung 
den Ländern entriſſen und dem Reiche vorbehalten iſt. Dietzel ver- 
gleicht die ſogenannte analytijche britiſche und ſeitdem in Frank eich 
nachgeahmte Methode mit der ſynthetiſchen deutſchen, die das Geſaͤmt⸗ 
einkommen beim Empfänger veranlagt und beſteuert. Er erwartet, daß 
bei Nachahmung des engliſchen Prinzips, zur Veranlagung und Er⸗ 
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gebung der Einkommenſteuer die 1 Stelle berunzuzicheil, in 


Preußen viel beſſere Ergebniſſe erzielt worden wären, insbeſondere, 


wenn eine ergiebige Erbſchaftsbeſteuerung, wie in England, als Rantroße = 
| ber. Einkommensbeſteuerung mitwirken würde. ek 


Durchaus beizuſtimmen iſt Dietzel, daß die ſeit Vocke in Deutsch — 


8 1 land oft wiederholte Wendung, die britiſche Einkommenſteuer ſei ein 5 
Ertragsſteuerſyſtem mit einkommenſteuerartigen Momenten, ungenau va 
= iſt (S. 15—17). | 


Er verficht PT für Deutſchland die Nachahmung der Praxis, 5 


® die Einkommenſteuer an der Quelle zu veranlagen und zu erheben. . 
Einen finanziellen Mehrertrag erwartet er von folder Praxis ins 
beſondere bei der Beſteuerung des Kapitaleinkommens. Sein Bemühen 
iſt, die Bedenken gegen eine Nachahmung des engliſchen Verfahrens - 
\ für Deutſchland zurückzuweiſen. Überzeugend geſchieht dies, ſoweit er. 
dartut, daß eine nach oben ſteigende Bemeſſung der Steuerſätze auch 
mit dem engliſchen Syſtem erreicht werden kann, 1. indem gegenüber 
dem Normalſatz jenen Steuerzahlern, die ihr Geſamteinkommen frei⸗ 
willig offenlegen, bei kleinerem Geſamteinkommen eine Ermäßigung der 
„Sätze, bei einem niedrigen Geſamteinkommen völlige Befreiung, bei 
großer Kinderzahl Steuerherabſetzung und endlich den nicht auf Rente, BEN 
ſondern auf wirtſchaftlicher Tätigkeit beruhenden. Einkommen eine 
niedrigere Belaſtung zugeſtanden wird; 2. in der Supertar für die 
Hhöchſten Einkommen eine wirkſame Progreſſion — allerdings hier mit 
Verlaſſen des Prinzips, nicht das Geſamteinkommen zu erfragen n 
durchgeführt wird; 3. im übrigen die ſtärkere Belaſtung der Leiſtungzs 
fähigſten ergänzend in der Nachlaß⸗ und Erbanfallßeſtenerung 5 8 
licht iſt. 


Vielleicht würde Dietzels Argumentation noch überzeugender wirken, | 


wenn er für die britiſche Veranlagungspraxis nicht bloß deutſche, Quellen, 
ſondern auch das von Piper in neueren Auflagen bearbeitete Werk von 
St. Dowell über die Einkommenſteuer und die Berichte der Com- 
missioners of His Majesty's Inland Revenue. mitbenutzt hätte. Aus 
dem britiſchen Material wird anſchaulich, daß die Veranlagung der . 
Arbeitnehmer in Schedula. D bis zum Kriege doch nur eine velativ 
kleine Oberſchicht und Mittelſchicht der privaten Angeſtellten an der 
Quelle umfaßte, während die eigentliche Arbeiterkläſſe kaum mit erfaßt 
wurde. Erfahrungen für das heute bei der Reichseinkommenſteuer de 
aktuelle Problem des Abzugs der Einkommenſteuer der Arbeiter bei 
der Lohnauszahlung ſind aus dem bis zum Kriege vorliegenden nn re 
liſchen Material anſcheinend nicht zu gewinnen. e 
Von den bei der preußiſchen Einkommenſteuer und den ſonſtigen Br 
ge bisherigen Landeseinkommenſteuern in Deutſchland gegen einen Steuer⸗ 
abzug an der Quelle geltend gemachten Argumenten intereſſieren Dietzel 
eing hender nur die Gegenargumente der größeren Weitläufigkeit des 
Verfahrens mit der ſchwierigen Staffelung bei Beſteuerung. an der 
Ouelle, während er das Bedenken nur recht kurz erwähnt, daß ge⸗ 
i meindliche Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer kaum durchführbar . 
een, wenn. insbeſondere Kapitalrenten bei der 1 a 29 
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verſteuert werden müſſen. Ihm erſcheint dies Argument unerheblicher, 
weil er nach britiſchem Vorbild auch für Preußen eine Trennung des 
kommunalen vom ſtaatlichen veranlagten Steuerſyſtem für wünſchens⸗ 
wert erachtet (S. 30). Seitdem hat ja die Reichseinkommenſteuer 
Deutſchlands ſich als von kommunalen Zuſchlägen, ja auch von einzel- 
ſtaatlichen Zuſchlägen freie Hauptſteuer entwickelt. Dietzels weitere 
Vorausſetzung, die Ergänzung durch ausgiebige Erbſchaftsbeſteuerung, 
hat das Reich gleichfalls inzwiſchen verwirklicht. Dietzels Geſichts⸗ 
punkte der Veranlagung und Erhebung der Einkommenſteuer an der 
Quelle find aber bei der Reichseinkommenſteuer nur eklektiſch an- 
genommen worden, und zwar im Steuerabzug der Gehalte und Löhne. 
Für das Einkommen aus Kapitalvermögen iſt die Veranlagung und 
Erhebung an der Quelle nicht in der Reichseinkommenſteuer durch— 
geführt. Die beſondere, an der auszahlenden Stelle erhobene Kapital⸗ 
ertragsſteuer des Reiches ſieht Dietzel als unvollkommen an (S. 13). 

Ich halte es für durchaus nicht unmöglich, daß man im Laufe 
der Durchführung der Reichseinkommenſteuer noch einmal auf das 


Prinzip, allgemein das Einkommen an der auszahlenden Stelle zu ver⸗ 


anlagen und zu erheben, zurückkommt, und ich bin mit Dietzel der 
Meinung, daß ſowohl eine Berückſichtigung der perſönlichen beſonderen 
Verhältniſſe, wie auch eine Steuerſtaffelung damit verträglich wäre und 
eine größere Bequemlichkeit und Wohlfeilheit der Beſteuerung mit 
ſolcher Praxis erreichbar, ein Steuermehrertrag erzielbar wäre. Aller⸗ 


dings muß aber zugeſtanden werden, daß in einem Lande mit über⸗ 


wiegendem Eigentümerbetrieb der Landwirtſchaft, wie Deutſchland, die 


Schwierigkeit korrekter Erfaſſung des landwirtſchaftlichen Einkommens nie 


durch die Beſteuerung an der Quelle reſtlos gelöſt wird. Ich würde noch 
heute eine Beſteuerung des Einkommens der ſelbſtwirtſchaftenden landwirt⸗ 
ſchaftlichen Eigentümer nach einem feſten Prozentſatz des landwirtſchaft⸗ 
lichen Vermögens wahlweiſe neben einer eingehend das landwirtſchaft⸗ 
liche Einkommen kontrollierenden Beſteuerung für zweckmäßig erachten. 

Zuzugeben iſt Dietzel, daß die Umſtändlichkeiten, welche ſich in 
Beſteuerung des Einkommens an der Quelle bei ſtarkem Bezuge von 
Einkommen aus dem Auslande ergeben haben, ſich — leider — bei 
der Einbuße an ausländiſchen Kapitalanlagen für Deutſchland ſehr 
verringert haben (S. 53). Im ganzen hat man den Eindruck, daß der 
deutſche Geſetzgeber bei der Reichseinkommenſteuer vielleicht gut getan 


hätte, Dietzels Geſichtspunkte zu berückſichtigen, obwohl dieſe nicht für 


eine Reichseinkommenſteuer, ſondern für die damalige preußiſche Ein⸗ 
kommenſteuer entwickelt waren. Der Verſuch, die Beſteuerung an 
der Quelle nur in einem einzelnen Falle, bei Lohn⸗ und Gehalts- 
zahlungen, durchzuführen, im übrigen aber die ſynthetiſche Methode 
der Einkommenſteuer beizubehalten, bringt anſcheinend mehr Schwierig: 
keiten, als eine konſequente volle Durchführung eines der beiden Prin— 
zipien geboten hätte. So wird wohl Dietzels Sc auch für die 
Zukunft noch praktiſche e behalten. 


München | „ Wi. Lotz 
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von Herzfeld, Marianne: Zur Orienthandelspolitik 
ſterreichs unter Maria Thereſia in det se von 
1740-1771. Wien 1919, Hölder. | 


Der Haupt= Handelö- und „Verkehrsweg des en Kaiſer⸗ 
reichs Oſterreich war die Donau. Sie war die natürliche Verkehrs⸗ 
ader zwiſchen dem Weſten und dem Orient. Die geographiſche Lage 
Oſterreichs und die langen Grenzen mit der Türkei wieſen auf die 
Handelsverbindungen mit dem Oſten. Wurden ſie auch durch viele 
und ſchwere Kriege unterbrochen, ſie ſetzten ſich doch immer wieder 
durch. Dem kam entgegen ein großes Einfuhrbedürfnis der Türkei 
beſonders nach Fertigfabrikaten einerſeits und der große Bedarf Oſter⸗ 
reichs nach Rohſtoffen und Nahrungsmitteln anderſeits. Hindernd 
traten den tatſächlichen Verhältniſſen entgegen die merkantiliſtiſchen 


Theorien der Zeit, die auf Erreichung einer aktiven Handelsbilanz 


abzielten und die ſchwere Konkurrenz mit den induſtriell leiſtungs⸗ 
fähigeren Weſtſtaaten. Der Merkantilismus erkannte in der Kapital⸗ 
macht die Kraft des Staates; er ſuchte Geld ins Land zu bringen und 
glaubte die Mittel und Wege dazu in der Aktivität der Handelsbilanz 


zu finden, in der kräftigſten Einflußnahme des Staates auf die Pro- 
duktion und in der ſtaatlichen Regelung des Handelsverkehres mit dem 


Auslande. Das Zeitalter Maria Thereſias und Friedrichs des Großen 
hatte große Erfindungen gebracht, die zu einem mächtigen Aufſchwung 
der Induſtrie führten. Der großen Kaiſerin Maria Thereſia iſt es 
gelungen, den am Ende der Regierung Karls VI. daniederliegenden 


Orienthandel wieder zu beleben, wenn auch eine aktive Bilanz nicht 


erzielt wurde. Die Konkurrenz der Weſtſtaaten, Frankreich an der 
Spitze, war zu mächtig. Neben Frankreich kamen England, Holland 
und die ſeegewaltigen italieniſchen Küſtenſtädte Genua und Venedig, 


zum Teil auch Livorno in Betracht. Die Waren, die aus der Mon⸗ 


archie ihren Weg nach Oſten nahmen, waren hauptſächlich: Textil⸗, 
Glas⸗ und ſteiriſche Eiſenwaren, Wiener Stickereien, Galanteriewaren 
und Juwelen, Papier und Porzellan; auch der verbotene Papier⸗ und 
Waffenhandel wurde betrieben. Kupfer, Queckſilber und Holz gingen 
in die Türkei, wenn auch der Queckſilberhandel durch die Entdeckung 
der Queckſilbervorräte Bosniens ſtark zurückging. Zu einer wirklichen 
Befruchtung des Orienthandels fehlte es, von den Verkehrsmitteln ab⸗ 
geſehen, noch an vielem: an einem intenſiven Konſulatsdienſt, an 
kapitalskräftigen Geſellſchaften, an der nötigen Sicherheit. Eingeführt 
wurden aus der Türkei vorzüglich: Garne, Schafwolle, Olivenöl, 
Kaffee, Wein, Roſinen, Mandeln, Datteln, Fiſche, Honig und Zucker. 


Die türkiſche Wareneinfuhr war durch einen äußerſt niedrigen Zollſatz 


von 5% ſehr begünſtigt. Entſchieden wurden in dem für die Mon⸗ 
archie ungemein wichtigen Orienthandel an den letzten Regierungsjahren 
Maria Thereſias entſchiedene Fortſchritte erzielt. Zu Hilfe kam die 

tiefgreifende Anderung im politiſchen Verhältnis zur Türkei nach 1771 
und der Aufſchwung der Induſtrie. Die Türkei war ja für Oſterreich 
eigentlich das . N N ſeine N denn die 
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induſtriell hochſtehenden Weitftanten kamen nur als Einfuhrländer in 
Rechnung. 

Die ungemein intereſſante Arbeit, die fd auf ein reiches Duellen- 
und Aktenmaterial ſtützt, iſt auf Anregung des bekannten Wirtſchafts⸗ 


hiſtorikers Alfons Dopſch entſtanden. Die verſprochene Fortſetzung | 


bis unter die Regierungszeit Joſefs II. wäre nur zu begrüßen, um 
ſo mehr als die öſterreichiſche Geſchichte der Handelspolitik an gediegener 
Literatur nicht allzu reich it. 

Innsbruck Dr. Franz Sch hanns 


Kaskel, Prof. Dr. jur. Walter: Das neue Arbeitsrecht. 
Syſtematiſche e Berlin 1920, Julius Springer. 323 S. 
32 Mk., geb. 39,60 Mk. 


Sieht man von den ſtaatsrechtlichen Umwälzungen ab, ſo hat die 


Revolution wohl auf keinem Gebiete ſo einſchneidende Veränderungen ! 


zur Folge gehabt wie auf dem des Arbeitsrechts. Zwar die Quader 
der deutſchen Sozialverſicherung ſind kaum erſchüttert worden, und auch 
vom Arbeiterſchutz iſt es nur ein einziges Gebiet, das der Arbeitszeit⸗ 
regelung, auf dem ein tiefergehender Eingriff erfolgt iſt. Um ſo zahl⸗ 
reicher und wichtiger ſind die Veränderungen auf den Gebieten von 
Arbeitsvermittlung, Arbeitsloſenfürſorge, Arbeitsvertragsrecht, Arbeits⸗ 
verfaſſung und Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten. Sit doch der 
ganze Begriff der „Arbeitsverfaſſung“ e neuerdings geſchaffen 
worden. 

Sieht man näher zu, ſo iſt allerdings die Revolution durchaus 
nicht die einzige Urſache der umſtürzenden Neuerungen des Sozialrechts. 
Bereits der Krieg hatte neben vorübergehender Außerkraftſetzung von 
Schutzrechten den Grund zu erheblichen Erweiterungen der Arbeiter⸗ 
rechte gelegt, die im Hilfsdienſtgeſetz als Ausgleich für gewiſſe Be⸗ 
ſchränkungen der perſönlichen Freiheit eingeführt, doch von vornherein 
den Keim zu jene Beſchränkungen überdauernden Einrichtungen in ſich 


trugen. Dem Krieg folgte die Waffenſtreckung, die eine überſtürzte 


Demobilmachung zur Folge hatte, und der das Vernichtungswerk des 
Waffenſtillſtands fortführende Friedensvertrag, durch deſſen Gebiets-, 
Kolonial⸗ und Schiffsabtretungen ſowie die ſonſtigen die Wirtſchaft 


dkeinſchnürenden und die Finanzen zerrüttenden Beſtimmungen eine ge⸗ 
waltige Arbeitsloſigkeit zum Dauerzuſtand erhoben und ein in ſeinen 
. Wirkungen vorläufig noch nicht abſehbarer Druck auf die Lebenshaltung 


des Volkes ausgeübt wurde. So wurden für die Demobilmachung 
getroffene Maßnahmen zu ſolchen, die nun ſchon zwei Jahre lang be⸗ 
ſtehen und. vorerſt wenigstens ohne ſchwere Erſchütterungen kaum be⸗ 


5 ſeitigt werden können. 


»Was Revolution, Demobilmachung. und Friedensvertrag an Ande⸗ 


Ä rungen des Arbeitsrechts hervorriefen, fand ſeinen Niederſchlag natur- 


gemäß in lauter einzelnen, meiſt ſehr eilig zuſtande gekommenen Ver⸗ 
ordnungen und Geſetzen, die zum Teil wiederholt neuen Lagen an⸗ 
gepaßt, wieder aufgehoben, de . 1 werden mußten. 
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Kassel hat es unternommen, N neue Arbeitsrecht ſyſtematiſch 
| zuſammenfaſſend darzuſtellen, und wer ſelbſt an einzelnen Teilen dieſer 
Geſetzgebungsarbeit beteiligt geweſen, iſt faſt erſtaunt, daß der Inhalt 
dieſer Geſetze — deren Zahl, ſoweit fie vom Verfaſſer berückſichtigt 
ſind (bis April 1920), 5 die zahlreichen Abänderungsgeſetze, 
42 beträgt — fi zu einem ſo klaren und abgerundeten Bilde zuſammen⸗ 
fügen ließ, wie der Verfaſſer es bietet. So iſt ein Buch entſtanden, 
das nicht nur ein zielſicherer Führer durch die Wirrniſſe der arbeits⸗ 
rechtlichen Verordnungen iſt, ſondern auch, ſein Programm wahrmachend, 


aus der Fülle der Einzelvorſchriften die rechtlichen Gedanken heraus⸗ 


gearbeitet und ſie zu einem Syſtem vereinigt hat. Damit iſt eine 
wichtige Vorarbeit für das künftige Arbeitsgeſetzbuch geleiſtet, das 
in der Rechtsentwicklung der kommenden Zeit dieſelbe Rolle zu ſpielen 
berufen iſt wie in früheren Perioden Handelsgeſetzbuch und Bürger⸗ 
liches Geſetzbuch. Nur wird — und es iſt ein Verdienſt Kaskels, 


dies ſcharf hervorgehoben zu haben — neben das Geſetz als faſt eben⸗ 


bürtige Rechtsquelle die Tarifautonomie treten, die heute ſchon von 


ganz außerordentlicher Bedeutung iſt. Zur Rechtsſchaffung innerhalb 


der Berufsgemeinſchaften durch die Berufsverbände kommt die vom 
Verfaſſer nicht ausdrücklich als Rechtsquelle benannte Spruchtätigkeit 
der Schlichtungsſtellen ſowie die Autonomie innerhalb des Betriebs 
QA rbeitsordnung, Betriebsratsvereinbarung). Es iſt ein guter Teil 
des neuen Arbeitsrechts, der dieſen Rechtsquellen den Weg 


* bereitet. 


Kaskel teilt den Stoff des neuen Arbeitsrechts, nuchbem er die 


Raechtsquellen vorweg behandelt hat, in fünf Stoffgebiete: Arbeits ⸗ 
beſchaffung, Arbeitsloſenfürſorge, Arbeits leiſtung, Arbeitsverfaſſung, 


Arbeitsſtreitigkeiten. Als weitere fügt er hinzu die Neuregelung des 


geſamten Arbeitsrechts einzelner Berufsſtände (insbeſondere Landarbeits⸗ | 


ordnung) und das internationale Arbeitsrecht, ein Gebiet, von dem 
zu hoffen iſt, daß es die innerliche Bedeutung gewinnen, wird, die 


ſeiner äußeren Aufmachung im Friedensvertrag und dem durch ihn u 


begründeten internationalen Verband der Arbeit entspricht. 
Es kann nicht die Aufgabe dieſer Beſprechung ſein, in einer Zeit⸗ 


8 j ſchrift, die eine King für Geſetzgebung, nicht aber für Rechts wiſſenſchaft . ne 


iſt, auf den Inhalt des Buchs im einzelnen einzugehen oder ſich mit 
des Verfaſſers Ausführungen zu den vielen neu aufgetauchten Rechts⸗ 


fragen auseinanderzuſetzen. Es genügt der Hinweis, daß der Verfaſſer 


die Probleme geſtellt hat und ſeine Löſungen zumeiſt durchaus be⸗ 


e friedigen. | 


Das Arbeitsrecht iſt ein Rechtsgebiet, deſſen Grenzen ſich mit ben 
bisher üblichen Einteilungen des Rechtsſtoffs vielfach überſchneiden; es 
umfaßt privates und öffentliches, materielles und Verfahrens⸗, Zivil⸗ 


und Strafrecht. Es iſt erwachſen aus den ſozialen Kämpfen der 


Gegenwart und zugleich der Boden, auf dem ſich ein gut Teil dieſer 
Kämpfe abspielt. Es iſt daher im Gegenſat zu den ſtarreren Formen 
älterer Rechtsgebiete noch flüſſig und biegſam und bereitet darum der 
geplanten Kodifikation beſondere Schwierigkeiten. Kaskel, a, ia * 1 
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Mitglied des beim Reichsarbeitsminiſterium gebildeten Arbeitsrechts 
ausſchuſſes iſt, hat ſich durch ſeine vortreffliche Einführung in das neue 
Arbeitsrecht erhebliche Verdienſte auch um die Arbeiten jenes Aus⸗ 
ſchuſſes erworben. | | 

Charlottenburg mE Joh. Feig 


Leipziger Schöffenſpruchſammlung, herausg., eingeleitet und be⸗ 


arbeitet von Dr. jur. Guido Kiſch, Privatdozent an der Uni⸗ 
verſität Leipzig (Sächſiſche Forſchungsinſtitute in Leipzig, Forſchungs⸗ 
inſtitut für Rechtsgeſchichte: Quellen zur Geſchichte der Rezeption, 
Erſter Band). Leipzig 1919, S. Hirzel. 126* und 655 S. 80. 


Ein großzügiges Unternehmen iſt es, das mit dem vorliegenden 
Buche zum erſten Male in die Offentlichkeit tritt: das der Leipziger 
Juriſtenfakultät angegliederte Forſchungsinſtitut für Rechtsgeſchichte. 
Dieſes hat ſich die Erforſchung und Darſtellung des Vorganges der 
ſogenannten Rezeption des römiſchen Rechtes in Deutſchland als Ge— 
ſamterſcheinung und in ihren einzelnen Wirkungen mit beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung des Einfluſſes des ſächſiſchen Rechtes auf die Rechts⸗ 
entwicklung zur Aufgabe gemacht. Ein vortrefflicher Gedanke! Denn 
die Rezeption iſt noch immer ein Problem, und an die Unterſuchung 
der Entwicklung mancher Teile des Rechtes ſeit dem Ende des 15. Jahr- 
hunderts hat man ſich überhaupt nur ſelten und dann im allgemeinen 
mit wenig Erfolg gewagt. Drei Arten von Veröffentlichungen ſind 
zu jenem Zwecke in Ausſicht genommen: Quellen zur Geſchichte der 
Rezeption, Unterſuchungen zur Geſchichte der Rezeption, Beiträge zur 
Geſchichte der Rezeption. Den erſten Band der erſten Reihe bildet 
das umfangreiche Werk, das hier zu beſprechen iſt. | 

Es iſt mit größtem Fleiß und feinſtem Verſtändnis für die Ziele 
einer Edition gearbeitet, und es iſt Guido Kiſch gelungen, eine nach 
jeder Richtung hin muſtergültige Quellenausgabe zuſtandezubringen. 
Wir haben allen Anlaß, Kiſch für ſein treues Mühen, ſein ſorgſames 
Überlegen, wie er die Quelle vorführen, was er ſelbſt ſagen und was 
er nicht ſagen ſollte, dankbar zu ſein. Eine derartige Edition in den 
Händen zu haben, iſt eine Freude; ſie erleichtert das Studium der 
Quelle ſoweit wie möglich, und nie verläßt einen das Gefühl, in dem 
Herausgeber einen unbedingt ſicheren Führer vor ſich zu haben. Wir 

können nur wünſchen, daß man ſich in Zukunft an dieſes Vorbild 
halten möge. Wie jämmerliche Leiſtungen ſind doch viele Ausgaben 
von Rechtsquellen! Wie man ſolche zu edieren hat, zeigt Kiſch ſchlecht— 
hin meiſterhaft. | = 

„Die Duelle wird von dem Herausgeber in einer Einleitung unter= 
ſucht (S. 1.—111 ), wobei er von der Erwägung ausgeht, daß für 
ihn nur die Würdigung der Quelle als ſolcher in Frage kommt, nicht 


die Betrachtung des Inhaltes derſelben — dieſen zu behandeln, die 


Quelle alſo wiſſenſchaftlich zu verwerten, iſt in der Tat lediglich Auf⸗ 
gabe der Sonderunterſuchung in monographiſcher Darſtellung, und eine 
mehr oder minder flüchtige Skizzierung des Inhaltes, wie ſie in zahl⸗ 


r 
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reichen Editionen zu inden iſt, kann leicht mehr ſchaden als nützen. 
Es gereicht mir zur Genugtuung, daß der Herausgeber in dieſem 
Punkte mit Schärfe die wiederholt von mir geäußerte Auffaſſung ver— 
tritt (S. 110“ Anm. 1). Um ſo eingehenderer quellengeſchichtlicher 
Prüfung unterwirft der Herausgeber den Gegenſtand ſeiner Edition, 
und wie er es tut, das iſt ſchon allgemein methodologiſch von großem 
Werte. Die Fragen, die auftauchen, ſind ſämtlich von ihm erkannt, 
und mit Umſicht und Scharfſinn ſucht er die Antworten zu finden. 
In allen weſentlichen Punkten hat er, wie mir ſcheint, das Michtige 
getroffen. 

Es handelt ſich um eine Sammlung von 825 Sprüchen aus dem 
14. und dem 15. Jahrhundert, größtenteils der Schöffen zu Leipzig, 
neben denen Magdeburger Sprüche einen nicht kleinen Raum ein⸗ 
nehmen, während weitere, von Halle, Dohna und den Leipziger Doc⸗ 
tbres ausgegangen, nur ſpärlich vertreten ſind. Die in der ſächſiſchen 
Landesbibliothek zu Dresden befindliche, längſt bekannte, aber noch faſt 
gar nicht benutzte und bisher nirgends beſchriebene, geſchweige denn 
wiſſenſchaftlich unterſuchte Sammlung hat privaten, keinen amtlichen 
Charakter und iſt etwa 1523 und 1524 in Leipzig 0 ein Mitglied 
des dortigen Schöffenſtuhles hergeſtellt worden. Es iſt klar, daß der 
Herausgeber der. Frage nähertreten mußte, woher der Kompilator die 
Sprüche genommen hat; er gelangt in tiefgründiger Erörterung zu 
dem Ergebnis, daß dieſe mehreren verſchiedenen Quellen entſtammen, 
vorwiegend älteren, und zwar amtlichen Leipziger Sammlungen, alſo 
Schöffenſtuhlbüchern (dazu die ſehr beachtenswerten Ausführungen von 
Planitz in der Zeitſchrift der Savigny⸗ Stiftung für e 
Bd. 40 Germaniſtiſche Abteilung S. 321 ff.). 

Die Sprüche — ſämtlich in mitteldeutſcher Sprache — - find voll⸗ 
ſtändig (ohne Kürzungen), in dem Wortlaute der Handſchrift, in der 
Reihenfolge, die ſie in dieſer haben, abgedruckt. Das iſt das einzig 

richtige Verfahren. Denn eine Edition ſoll die Quelle, wie ſie ſich 
ſelbſt darſtellt, vorführen. Die Anordnung nach der Entehungägei 
oder der Spruchbehörde oder dem Beſtimmungsorte wäre auch | 
um deswillen gar nicht möglich geweſen, weil dieſe mangels 10 5 | 
ſpechender Angaben der Sprüche nicht immer zu ermitteln ſind. Die 
Anordnung nach Rechtsgegenſtänden aber würde den gelegentlich in der 
Handſchrift zutagetretenden Verſuch ſyſtematiſcher Gliederung des Stoffes 
nicht erkennen laſſen, was um ſo bedauerlicher wäre, als alle Syſtema⸗ 
tiſierungsverſuche der älteren Rechtsquellen beſonders intereſſant ſind; 
zudem hat der Praktiker, für den die Sammlung angefertigt worden 
war, ein ſyſtematiſches Regiſter über das ganze Werk zuſammengeſtellt, 
das in der vorliegenden Ausgabe mitgeteilt wird. Übrigens iſt es an 
der Zeit, die Syſtematiſierungsverſuche der älteren Quellen ſchlechthin 
genauer Prüfung zu unterwerfen; die Ergebniſſe dürften ſehr bedeut⸗ 
ſam ſein. 

Die den einzelnen Sprüchen in der Handſchrift vorgeſetzten, den 


Inhalt jener andeutenden Überſchriften ſind gleichfalls abgedruckt. 


Manche Sprüche waren bereits ſelbſtändig oder innerhalb anderer 
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Schöffenſpruchſammlungen veröffentlicht; ſie find leider 6 hu 
der Ausgabe ausgeſchloſſen und nur durch Mitteilung ihrer Über 
ſchriften gekennzeichnet worden. Mit Rückſicht auf dieſe Uberſchriften En 6 
iſt es zu billigen, daß der Herausgeber von der Beifügung eigener 
Regeſten Abſtand genommen hat. Dagegen gibt er in Vorbemerkungen, 1 
die den einzelnen Sprüchen voraufgehen, an: die Ausgangs⸗ und Be 
ſtimmungsorte der Sprüche, wenn fie nicht unmittelbar aus dem Wort 
laute zu entnehmen waren und doch mit Sicherheit feſtgeſtellt dex 
wenigſtens vermutet werden konnten; andere handſchriftliche ber eg 
lieferungen der Sprüche; die früheren Drucke einzelner Sprüche; die 
Ermittlung der Entſtehungszeit einzelner Sprüche; Hinweifungen auf 
denſelben Rechtsfall betreffende Schöffenſprüche, die in der Leipziger 
Schöffenſpruchſammlung ſelbſt oder in anderen noch un veröffentlichten = 
Spruchſammlungen enthalten ſind; Hinweiſungen auf identiſche Sprüche 
in der Leipziger Schöffenſpruchſammlung; Hinweiſungen auf Werke der 
rechtsgeſchichtlichen oder geſchichtlichen Literatur, in denen einzelne 8 
Sprüche erläutert ſind. — 
Durch dieſe Vorbemerkungen wird die wiſſenſchaftliche Verwertung 57 
der Sprüche weſentlich erleichtert. Das geſchieht ferner durch eine 
Reihe von Tabellen und Überſichten, vor allem aber durch die vonn 
dem Herausgeber ausgearbeiteten Regiſter: Wort- und Sachregiſter, 
Perſonenregiſter, Ortsregiſter, wobei zu beachten iſt, daß auch das 
Ortsregiſter wertvolle ſachliche Angaben enthält. Die Sachregiſterr, 
die Editionen beigegeben ſind, haben gemeinhin faſt keinen Wert. 
Ich habe mich gelegentlich grundſätzlich gegen die Beifügung von 
ſolchen ausgeſprochen (Hiſtoriſche Zeitſchrift, Bd. 115, Neue Folge 
Bd. 19, S. 397), weil ſie mehr oder minder ſubjektives Gepräge haben, 
nicht vollſtändig find und jo dem ſorgſamen Forſcher keinen Dienſt zu 
leiſten vermögen. Kiſch hat mich durch ſein Wort- und Sachregiſter 
eines anderen belehrt. Wenn ein Regiſter mit ſolcher Vollſtändigkeit, 
ſolcher Sorgfalt und ſolchem Verſtändnis hergeſtellt iſt, dann iſt es 
wohlgeeignet, einem Benutzer der Edition, der ſeine Nachforſchungen 
auf gewiſſe Punkte beſchränkt, das Studium der ganzen Quelle zu er⸗ 
ſparen, und demjenigen, welcher gezwungen iſt, dieſe von Anfang bis 
zu Ende zu leſen, eine Kontrolle ſeiner Arbeit zu ermöglichen. Welche 
Schwierigkeit und Mühe die Schaffung eines jo gearteten Regiſters 
macht, und welche Sachkunde ſie erfordert, kann nur ermeſſen, wer 
über größere Erfahrung im Studium umfangreicher Quellenwerke verfügt. 
So iſt zu hoffen, daß die Quelle, ſo vortrefflich ediert, die Be⸗ 
rückſichtigung finden wird, die ihr gebührt. Sie iſt ſehr wertvoll. 
Sind auch ſchon ſeit geraumer Zeit zahlreiche Schöffenſprüche aus dem 
magdeburgiſchen Rechtskreiſe veröffentlicht, ſo ſind wir doch noch weit 
entfernt davon, aus ihnen die vielen Lücken, welche die ſonſtigen Arten 
der Quellen laſſen, ergänzen zu können. Gerade die Tätigkeit des 
Leipziger Schöffenſtuhles, von der wir beſonders wenig wußten, war 
hochbedeutſam; denn auf ihr — neben derjenigen des Magdeburger — 
beruht das ſogenannte gemeine Sachſenrecht, das in der Rezeptions⸗ñw 
geſchichte eine hervorragend wichtige Rolle ſpielt, und gerade in Leipzig, 
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8 der Univerſitätsſtadt, konnte das römiſche Recht frühzeitig Einfluß ge— 


winnen, konnten ſich doch leicht Beziehungen zwiſchen den Doctores 
und dem Schöffenſtuhle entwickeln. Die Sprüche der Leipziger Schöffen 
wurden amtlich gebucht. Allein die betreffenden Bücher ſind erſt von 


1487 an erhalten (S. 111*). So bietet unſere Quelle einen Erſatz 
855 für das Verlorene. 


Inhaltlich beziehen ſich die Sprüche überwiegend auf das Privat⸗ 
f (zumal das Familien⸗ und Erbrecht), das Straf: und das Prozeßrecht. 


Aber leer geht auch die Erkenntnis der ſtädtiſchen Verfaſſungsgeſchichte 


nicht aus. Die Sprüche zeigen, daß in den verſchiedenſten Städten, 


flür die ſie ergangen find, Rat und Schöffengericht nebeneinander be⸗ 
ſtanden (Döbeln: Nr. 760, 755; Kahla: Nr. 495, 181; Mittweida 
Nr. 348, 291; Naumburg: Nr. 552; Plauen: Nr. 825, 517, 2233 | 
Rochlitz: Nr. 258, 260, 259, 280, 289, 377, 381, 382, 226), wenn 
wohl auch nicht überall die Ratmannen und die Schöffen verſchiedene 
Perſonen waren (Plauen: Nr. 825), daß der Rat keineswegs auf die 
Verwaltung beſchränkt, vielmehr auch in Juſtizſachen Ve war 
(Hof: Nr. 586; Jena: Nr. 495; Mittweida: Nr. 348; Rochlitz: 
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Nr. 258, 260, 259, 280, 289, 377, 381, 382; Torgau: Nr. 14), 


| jedoch nicht für die Auflaſſung (Leſznick: Nr. 670). Intereſſant iſt, 


daß die Anfragen um Rechtsbelehrung an den Leipziger Schöffenſtuhl 


in einer und derſelben Stadt bald ſeitens des Rates, bald ſeitens der 
Schöffen ergingen (Döbeln: Nr. 760, 755; dazu Chemnitz: Nr. 483) 

und daß der Bürgermeiſter allein nicht zu der Bezeugung eines vor 

dem Rate ſtattgehabten Vorganges zuſtändig war, dieſe vielmehr nur 


durch den ganzen Rat * konnte en: Nr. 182, 181). 


Breslau . ee. a ak se 
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Preisausſ chreiben 


der wirtſchafts⸗ und ſozialwiſſenſchaftlichen Fakultät 
der Aniverſität Köln 


Ein Preis von 5000 Mk. wird ausgeſchrieben ni die beſte Löſung 

der Aufgabe: 
„Verſuche zur Stabiliſierung serrniteter Währungen 
in den letzten 50 Jahren“. 
Erläuterungen: 
1. Das Thema verlangt nicht die Erörterung ſämtlicher Verſuche; 
die gründliche Erörterung einzelner beſonders erfolgreicher Verſuche ift 
willkommener als eine lüdenloje Darſtellung aller bekannten Verſuche. 

2. Unter Stabiliſierung ſoll nicht nur verſtanden ſein eine Zurück⸗ 
führung des Geldwertes auf den urſprünglichen Stand, ſondern auch 
jede Stabiliſierung des Agios. 

3. In die Reihe der Stabiliſierungen ſind auch diejenigen Verſuche 
zu rechnen, bei denen neben der ſchwankenden Währung noch eine feſte 
Landeswährung im Verkehr geduldet wurde; hierher zählen insbeſondere 
diejenigen Fälle, in denen Geſchäftsabſchlüſſe in Goldwährung bei 
gleichzeitiger offener Notierung eines Goldagios Gebrauch wurden. Bei 
Darſtellung dieſes Falles wird beſonderer Wert auf den Nachweis ge— 
legt, in welchem Umfange der Verkehr ſich dieſer Möglichkeit bediente, 
ſo daß zwei Preisnotierungen in Gebrauch kamen. 

Die Preisarbeiten ſind bis 30. September 1921 an den Dekan 
der Wirtſchafts⸗ und ſozialwiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität 
Köln einzuſenden. Der Name des Verfaſſers iſt gleichzeitig in ver⸗ 
ſchloſſenem Umſchlag zu überſenden. Arbeit und Umſchlag müſſen das 
gleiche Kennwort. tragen. 

„Die Beteiligung! an dieſer Ausſchreibung fteht jedermann frei. Er⸗ 
folgt keine Löſung von überragender Bedeutung, ſo behält ſich die Fakultät 
eine Teilung des Preiſes, bei mehrfacher n die ehrenvolle Er- 
wähnung weiterer guter Arbeiten vor. 

Der Dekan 


Preisausſchreiben 
Die an der Univerſität Tübingen verwaltete Rödingerſ che Stif⸗ 
tung hat folgende Preisaufgabe geſtellt: = 
„Die ſozialpolitiſche Bedeutung der Betriebsräte“. 
Gewünſcht wird eine Darſtellung der allgemeinen ſozialpolitiſchen Be⸗ 
deutung der neuen Organiſation und ihrer Verwirklichung im geltenden 
Recht mit Kritik und Reformvorſchlägen. Der Preis beträgt 3000 Mk. 
Die Arbeit iſt bis zum 1. Mai 1925 an das Univerſitätsamt Tübingen 


abzuliefern. 
Tübingen, den 12. März 1821 Prof. Dr. Fuchs 


„ Die näheren Bedingungen können von der mien und ſozialwiſſen⸗ 
0 „ Fakultät der Univerſität Köln, Claudiusſtraße bezogen werden. 
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Eingeſendete Bücher. - 
— bis Anfang März 1921 - - 


1. Allgemeine Politit 


Ber ſräßer, Ludwig: Geſchichte der politi on: Parsen, Mannheim, 
erlin u. Leipzig 921, J. Bensheimer. (Schri enreihe 
der Verwaltungsakademie Berlin, herausg. von Ebuard Heilfron u. 
Dtto Jöhlinger, Nr. 4.) 
Eckert, Chriſtian: Wirtſchaftliche und finanzielle Solgen des griedens von 
Veerſailles. Bonn 1921, A. Markus & E. Webers Verlag. 35 S 
Hartung, Fritz: a Gefgiäte von 1870—1914. Bonn u. Leipzig 1920, 
Kurt Schröder. 
Kühn, Joachim: 5 1 im Leben der dritten Republik. Mit 
| einem Geleitwort des Botſchafters Freiherrn von Schoen. Berlin 1920, 
Gebr. Paetel Dr. Georg Paetel). IX u. 373 S. 


Schmitt ⸗Dorotié, Carl: Die Diktatur. Von den Anfängen des modernen 
Souveränitätsgedankens bis zum proletari W.. 211 np München 
u. Leipzig 1920, Duncker & Humblot. X 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Herzfahedt, Seinvic: Das Problem der berufsſtändiſchen Bertretun von 
der franzöſiſchen Revolution bis zur Gegenwart. Stuttgart und Berlin 
1921, Deutſche Verlagsanſtalt. 193 S. (Politiſche Bücherei.) 


Herrnritt, Rudolf Hermann: Grundlehren des Verwaltungsrechtes. Mit 
vorzugsweiſer Berückſichtigung der in Oſterreich Nachfolgeſtaaten) gel- 
tenden Rechtsordnung ar be dargeſtellt. Tübingen 1921, J. C. 
B. Mohr. XXXV u. 
Juckenack, A.: Zur 5 8 1 etzgebung. Vortrag, 1 
am 28. September 1920 auf der 18. Jahresverſammlun des Vereins 
deutſcher Nahrungsmittel⸗Chemiker in Eiſenach. Berlin und Leipzig 1921, 
en wiſſenſchaftlicher Verleger. 28 S. (Wege der Volkswohlfahrt, 
Kleine Schriften zur ener ene herausg. im Preußiſchen 
Miniſterium für Volkswohlfahrt, 6. Heft). 
N Redlich, J.: Das öſterreichiſche Staats⸗ und Reichsproblem. Reipaig 1920, 
rn . Geiſt Verlag. I. Band, 1. Teil. XII u. 816 S.; 2. Teil 


Ver ee des else Preußen vom 30. November 1920 nebſt 
„Landtagswahlgeſetz; Textausgabe nebſt Sachregiſter. Berlin und Leipzig 
1921, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 54 S. "Guttentagf 
Sammlung von Textausgaben). 
Weides, Heinrich: Betriebsrätegeſetz vom 4. Februar 1920 nebſt Wahl. 
| ordnung vom 5. Februar 1920 mit kurzen Erläuterungen für die Praxis. 
Liliput⸗Ausgabe. u bei nn 1921, Carl Malcomes, 
Franz . 193 S. 


3. Sozial ⸗ und Kechtsphiloſophte 


Diesgen, Eu en: Materialismus oder Idealismus? Ein Löſungsverſuch 
Nachf 8 Joſef VE Stuttgart 1921, J. H. W. Di 

Ä m. 
Weber, ne Geſammelte Aufſätze = ‚Beligionsfogiolagie, Bd. II: Hin⸗ 
duismus und Buddhismus. Bd. Das antike DVI, dp © bingen N 
192 1, J. C. B. Mohr (Paul Stebech. VI, 378 un | 
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4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchi chte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 4 


van der Borght, R.: Volkswirtſchaftspolitik. 3. 7 5 Berlin u. Leipzig 2 
8 Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 157 S. (Samml. Göfhen 7 
r. 177.) | | RP 

Dalumi, Mario: Dottrina del Denaro per molti di coloro che possiedono 
la Ricchezza per- tutti quelli che la desiderano. Lecco 1920, Off 
cina Grafica Fratelli Grassi. 206 ©. * KO 
von De en Handels Graf Ferdinand: Die Motive des vol 
wirtſchaftlichen Handels und der deutſche Marxismus. Tübingen 1920 

J. C. B. Mohr. XII u. 232 ©. 3 
Heſſe, A.: Nationalökonomie. Elfte, erweiterte und ergänzte Supi x 
Jena 1920, Guſtav Fiſcher. VIII u. 137 S. (Leitfaden zum Studium 

der politiſchen Okonomie, von J. Konrad. I. Teil: Nationalökonomie) 
— Volkswirtſchaftspolitik. Siebente, erweiterte und ergänzte Auflage 
Jena 1920, G. Fiſcher. VIII u. 155 S. (Leitfaden zum Studium der 
politiſchen Okonomie, von J. Conrad. II. Teil: Volkswirtſchaftspolitik. )) 


Jahn, Georg: Grundzüge der Volkswirtſchaftslehre. Leipzig u. Berlin 1921, 
B. G. Teubner. 123 S. (Aus Natur und Geiſteswelt, Bd. 593.) 


von Kleinwächter, Friedrich: Lehrbuch der Nationalökonomie. Dritte, ö ; 
umgearbeitete Auflage. Leipzig 1921, C. L. Hirſchfeld. XVIII u. 560 S. 


Liefmann, Robert: Kartelle und Truſts und die Weiterbildung der volks . 
wirtſchaftlichen Organiſation. Vierte, erweiterte und verbeſſerte Auflage 5 
(15. bis 17. Tauſend). Stuttgart 1920, E. H. Moritz. XI u. 310 S. 

Nickel, Carl Eugen: Grundriß zu einer Überſicht⸗Einführungsvorleſung 
über die geſamte Wirtſchafts- und Finanzwiſſenſchaft, zugleich Wieder⸗ 
holungs⸗, Lern⸗ und Vorprüfungsbuch zur Vorbereitung für das Doktor⸗ 
examen u. ä. Nach dem allgemeinen Stande der Wiſſenſchaſt und den a 
neueſten Tatſachen in Stichworten und Tabellen. Mit einer Anleitung 
zum Selbſtſtudium. Frauſtadt i. Schl. 1921, Buchvertrieb von Nickel. 
XI S., 40 Bl. ; 

Wiedenfeld, Kurt: Das Perſönliche im modernen Unternehmertum. 2. Aufl. 
München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 146 S. 

Wygodzinski, W.: Einführung in die Volkswirtſchaftslehre. Vierte, dur 
geſehene Auflage. Leipzig 1920, Quelle & Meyer. 149 S. (Wiſſenſch 

und Bildung, 113. Bd.) ö 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


Hähnſen, Fritz: Geſchichte der Kieler Handwerksämter. Kiel 1920, Lipſius 
& Tiſcher. XV u. 467 S. 8 


Hamburg in feiner politiſchen, wirtſchaftlichen und kulturellen Bedeutung. 
Herausg. von der Deutſchen Auslands ⸗Arbeitsgemeinſchaft Hamburg. 
Hamburg 1921, L. Friederichſen & Co. IV u. 170 S., 24 Abb., 1 Pl. 1 Kte. 


Klein, Julius: The Mesta. A study in spanish economic history, 
1273—1836. Cambridge 1920, Harvard University Press. XVIII u. 
444 S., 4 Taf., 1 Karte. (Harvard Economic Studies, vol. XXI.) 


Kötzſchke, Rudolf: Grundzüge der deutſchen Wirtſchaftsgeſchichte bis zum 
17. Jahrhundert. Zweite, umgearbeitete Auflage. Leipzig und Berlin 
1920, B. G. Teubner. VI u. 194 S. (Grundriß der Geſchichtswiſſenſchaft, 
herausg. von Aloys Meiſter. Reihe II, Abt. 1.) gr. 


Lauinger, Artur: Das Wirtſchaftsjahr 1920. Rückblicke und Ausblicke. 
Frankfurt a. M. 1921, Verlag der Frankfurter Sozietätsdruckerei G. m. b. H. 
40 S. (Flugſchriften der Frankfurter Zeitung.) N 
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5 : Sievering, Heinrich: Grundzüge der neueren Wirtſchaftsgeſchichte vom 


7. Jahrhundert bis a e Dritte, verb. Aufl. Leipzig und 
Bere 1920, B. G. Teubner. IV u. 110 S Grundeig 11 Geſchichts⸗ 
wiſſenſchaft, herausg. von Aloys Meiſter. Reihe II, 2.) 


. 0 sbericht des Nates nn rast Leipzi r Fr ahre 1909 
bis 1913 a 1920. XII u. 999 i 5 5 


e Wood, George Arthur: William 1 Governor of Mässschusetts, 


1741 1756. A History. Vol. 1. ‚New.York 1920, Longmans, 
Green & Co. 433 ©. Studi es in History, Economics and Public Law. 
Columbia University. Vol. XCH. Yhole Number 2) = 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 


von Arnim, Hans: 2 Die Bamilienfibeifommiffe, in Preußen, ihre Re gu | = 


ſtellung, politiſche, wirtſchaftliche und ſoziale Bedeutung ſowie die 
kungen ihrer Auflöſung. erlin 1921, Paul Parey. 63 E. 


en Wygen inski, Willy: Agrarweſen und A arpolitik. wetter durchgearbeitete . 
ee age. Berlin und Leipzig 1920, Vereinigung w ifjen] 8 Ver⸗ 1 


leger. 114 u. 132 ©. (Sammlung Göſchen, Nr Nr. 592 u 
17. Bergbau und Industrie e 


Göbel, Otto: 2 Seewege IE Technik und Wirtſchaft. Berlin 1020, g Er 


Julius Springer. IV u. 8 
Prion, W.: Die * und Bilanz wirtſ Gefache Betriebe unter 

dem Einfluß der Geldentwertung. Berlin 1921, J Springer. IV u. 73 S. 
Seng. Die Durchführung des Abkommens von Sp iu — Köngeter, Eugen: 
" ohlenverteilung und ae de d Referate, gehalten auf der 

Sitzung des großen Ausſchuſſes des Reichskohlenrats am 29. Juli 1920. 


Berlin 1920, Verlag Deutſche Kohlenzeitung G. m. b. H. (Veröffent⸗ 5 5 e 


lichungen des Zentralverbandes der e Deutſchlands 6. B., | 
herausg. von Karl Borchardt, Heft 3.) 11 © 


Summariſcher Bericht der Handels und Gewerpetammer in Brünn 

über die geſchäftlichen Verhältniſſe in ihrem 1 en ne s 
1919. ünn 1920, Selbstverlag VI u. 1 

| | \ . Handel und Handelspolitik „ 

= cross, Ira B.: Collective Bargainin and Trade 5 in the 


Brewery, Metal, Teaming and Building Trades of San Fraheisco, 


California. (University . of California, Publ. in Hoonomics. Vol. 4 
Fr. 4 p. 238-864 [20. Mai 1918]) . 
.. Hermberg, Paul: Der Kampf um den Weltmarkt. Handelsſtatiſtiſches Be 

Material. Herausg. vom Inſtitut für Seeverkehr und Weltwirtſchaft an 
der Univerſität Kiel. Jena 1920, G. Fiſcher. XII u. 135 S. 


N 55 Rühl, Alfred: Die Nord⸗ und -Oftfeehäfen, im deutſchen Außenhandel. ö ö er 


»Unterſuchungen über das Hinterland der an der deutſchen Ein⸗ un 
Ausfuhr beteiligten Häfen. Berlin 1920, E. S. Mittler & Sohn. 95 S. 
15 Karten. (Veröffentl. des Inſtituts für . an der Univerſität 5 


Berlin. Herausg. von 5 ee ee 2 en 


N Reihe, Heft 8.) 
** 9. Bericht 185 . 


- bonbright James ( C.: Railroad capitalisation. A: 10 of the pi 8 | j 


of regulation of e securities. New. Lork 1920, Columbia 

University. 206 S . (Studies in History, Economics and Public Law. 

Edited by the Faculty of Political Science of Columbia W . 
| en ir 1; whole Nr er nn 
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Frölich, J.: Die Reichseiſenbahnen. Produktive Notſtandsarbeiten und die 
Organiſierung des wirtſchaftlichen Wiederaufbaues. Berlin 1920, Julius 
Springer. 23 S. \ 


10. Geld., Bank⸗ und Börſenweſen 


Behnſen, Henry und Genzmer, Werner: Valuta⸗Elend und Friedens⸗ 
vertrag. Zweite, neubearbeitete Aufl. Leipzig 1920, F. Meiner. 96 S. 


Diehl, Karl: Über Fragen des Geldweſens und der Valuta während des 
ie 8 8 em Kriege. Zweite, verm. Aufl. Jena 1920, G. Fiſcher. 
u. 5 N 


Elſter, Karl: Die deutſche Not im Lichte der Währungstheorie. Geſammelte 
Aufſätze. Jena 1920, G. Fiſcher. V u. 124 S. 


Engel, Walter: Geldgeſtaltung und Einkommengeſtaltung, qugleic) ein Bei⸗ 
| mag Fer ae ‘der Gewerkſchaften. Leipzig 1920, C. L. Hirſchfeld. 
u. ; 


Kerſchagl, Richard: Die Lehre vom Gelde in der Wirtſchaft. Univerſalismus 
und Indivi ualismus in der Entwicklung der Geldtheorie. Wien 1921, 
Manz ſche Verlagsbuchhandlung. 60 S. 


Stöhr, Karl F.: Der Baukredit. München, Berlin und Leipzig 1920, 
J. Schweitzer Verlag. VIII u. 164 S. a 


11. Bevölkerungslehre und Bevölkerungspolitik 


12. Sozialismus 


Adler, Max: Engels als Denker; zum 100. Geburtstag N Engels. 
Berlin 1921, Verlagsgenoſſenſchaft „Freiheit“ e. G. m. b. H. 79 S. 


Amonn, Alfred: Die Hauptprobleme der Sozialiſierung. Leipzig 1920, 
Quelle & Meyer. 115 S. (Wiſſenſchaft und Bildung, Bd. 159.) 


Braunthal, A.: Karl Marx als Geſchichtsphiloſoph. Berlin 1920, Paul 
Caſſierer. 194 S. | 


Köngeter, Eugen: Zur Sozialiſierung des Bergbaues. Bericht des Ge⸗ 
. des Reichskohlenrats. Berlin 1920, Verlag Deutſche Kohlen⸗ 
eitung G. m. b. H. (Veröffentlichungen des Zentralverbandes der Kohlen⸗ 
händler Deutſchlands E. V., herausg. von Karl Borchardt, Heft 4.) 


Schippel, Max: Die Sozialiſierungsbewegung in Sachſen. Leipzig und 
Ber 0 B. G. Teubner. 86 C. (Vorträge der Gehe⸗Stiftung, X 


Werner, Georg: Der Weg zur Sozialiſierung des Kohlenbergbaues. Vor⸗ 
ſchläge und Gedanken zu ihrer Br Durchführung. Berlin 1920, 
Induſtriebeamten⸗Verlag G. m. b. H. 46 S. (Schriften des Bundes der 
techniſchen Angeſtellten und Beamten, Heft 6.) 

Wilhelm, Carl: Jüdiſche Planwirtſchaft in Paläſtina. Ein geſellſchafts⸗ 
techniſches Gutachten. Berlin 1920 len: 28 S., 4 af een 


13. Sozialpolitik 


Hookstadt, Carl: ee of workmen’s compensation laws of the 
a United States and Canada up to erg ist, 1920. Washington 
1920. 140 S., 7 Taf. (U. S. Department of Labor, Bureau of Labour 
Statistics. Bulletin, Nr. 275.) | 


DO IE: Berliner Gefängniſſe. Berlin 1920, Puttkammer & Mühlbrecht. 
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Kumpmann, Karl: Die Aufgaben des Landesarbeits- und Berufsamtes der 
| heinprovinz. 20 S. (Schriften des Landesarbeits- und Berufsamtes 
der Rheinprovinz.) | 
Prince, Samuel Henry: Catastrophe and Social Change. Based upon a 
sociological study of the Halifax disaster. New York 1920, 151 ©. 
(Studies in History, Economics and Public Law. Columbia Uni- 
versity. Vol. XCIV, Nr. 1. Whole Number 212.) 


Schneider: Der jterbende Stand der Rentner. Eine Betrachtung und ein 
Aufruf zur Notlage der Kapitalrentner. München 1920, C. H. Beck. 44 S. 
Soziales Muſeum, Frankfurt a. M. Sechzehnter und ſiebzehnter Jahres⸗ 
bericht 1918 und 1919; herausg. vom Vorſtand. Frankfurt a. M. 1920. 
Selbſtverlag des Sozialen Muſeums E. V. 48 S. 
Südekum, Albert: Kapital⸗ und Gewinnbeteiligung als Grundlage plan⸗ 
mäßiger Wirtſchaftsführung. Berlin 1921, J. Springer. 28 S. 
von Wieſe, Leopold: Einführung in die Sozialpolitik. Zweite, neubearb., 
verm. Aufl. Leipzig 1921, G. A. Gloeckner. VI u. 296 S. (Handels⸗ 
hochſchulbibliothek. Herausg. Max Apt, Bd. 9.) 


14. Genoſſenſchaftsweſen | 


Neudörfer, Otto: Grundlagen des Genoſſenſchaftsweſens. Eine ſyſtema⸗ 
| tiſche Darstellung der Geſchichte, Geſetzgebung, Theorie und Organifation 
ö der Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften mit beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der öſterreichiſchen Verhältniſſe. Wien und Leipzig 1921, Carl. 
Gerolds Sohn. IX u. 128 S. Bu 


4165s. Kolonialpolitik 


16. Finanzen 


Esteourt, Rowland: The Conflict of Tax Laws, 1918. (Univ. of Cali- 
fornia, Publ. in Economics. Vol. 4, Nr. 3, p. 115—231,) | 5 
Haig, Robert Murray, assisted by George E. Holmes: The taxation of 
xcess Profits in Great Britain. A study of the British Excess 
Profits Duty in relation to the problem of Excess Profits Taxation 
in the United States. VIII u. 244 S. („The American Economic . 
Review“, Vol. X, Nr. 4, Supplement, Dezember 1920.) 5 
Köppe, H.: Finanzwiſſenſchaft. Achte, erw. u erg. Aufl. Jena 1921, Guſtav 
. 1885 VIII u. 515 S1 (Grundriß zum Studium der politiſchen 
O'konomie, von J. Cohra d. Dritter Teil: Finanzwiſſenſchaft.) | 
Solmſen, Georg: Das deutſche Finanzweſen nach Beendigung des Welt⸗ 
krieges. Sonderdruck aus dem Protokoll der Verhaßzlungen des V. All⸗ 
gemeinen Deutſchen Bankiertages zu Berlin am 25.,”26. und 27. Oktober 
1920. Berlin 1921, Hans Robert Engelmann. VIII u. 83 S. 
Terhalle, Fritz: Steuerlaſt und Steuerkraft. Grundſätzliche und kritiſche 
Bemerkungen zu Tagesfragen unſerer Finanzwirtſchaft. Jend 1921, 
Guſtav Fiſcher. 64 S. i | | 1 
. Julius: Valuta und Finanznot in Deutſchland. Ein Ausblick. 
tuttgart 1920, Ferd. Enke. 75 S. (Finanz⸗ und 18 Wolf, est 6) 
Zeitfragen. Herausg. von Georg Schanz u. Julius Wolf, Heft 69.) 


17. Verſicherungsweſen en 


Berliner, Ludwig: Die e des Friedensvertrages von ne 

über Verſicherungsverträge nebſt den dazu erlaſſenen und damit zu⸗ 
ſammenhängenden 1 und Verordnungen für das Deutſche Reich 
und die abgetretenen Gebiete. Leipzig u. Erlangen 1921, A. Deichertſche 
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| 304 5 Gingefendete Bucher e [304 | 5 


dena ue I u. 230 S. (Die Privatverſicherung in Recht 
Wi 1 Schriftenfolge des Reichsverbandes der Privat⸗ 
verſicherung Bd. 
He . Hans: Dee Sachlebensverſicherung und ihr Einfluß auf das 
10 aſchmenle L Hauslebensver Bi II. Schifslebensverſichemg 
III. Maſchinenlebensverſicherung. Vortrag. Hamburg 1921, P. Hartung 
Verlag. 48 S. ; 
Seelmann: Das Verhältnis der Krankenverſicherung zur Unfallverſicherung | 
in der ür den 9 80 an nee Nag 
weite, verb. Aufl. Altenburg, S.⸗A., 1920, Stephan Geibel. 142 S. 
5 5 Sammlung von ingldarftlungen des Berſicherungstecht ö 
e 


18. Stacifit an. 1 


Le Bureau Municipal de Statistique de la ville d' Amsterdam, 10. Octobre 
1894—1919. Imprimerie Municipale d Amsterdam. 60 S. 1. Supple- 
ment, Septembre 1920: Depenses de familles ouvrières avant, 
durant et après la guerre. 8 S. Selbſtverlag des Inſtituts. s 

Schöne, Walter: Die deeper Studentenwohnungen. Bearbeitet nach 
einer Erhebung des Akademiſchen Senats der 1 Leipzig im 
Jahre 1914. Leipzig 1921, Emmanuel Reinicke. IV u. 112 S. u 

eth Jahrbuch der Stadt Köln. Herausg. vom Statiſtiſchen Amt 2 
rs 5 85 3 Jahrg. Köln 1920, Druck von M. du Mont e Ku 

er 


sveriges 3 Statistik; Socialstatistik. - 
De a föreni ann i Sverige och deras economiska förhällanden . 
ar 1917, av K. Socialstyrelsen. Stockholm 1920, P. A. Norstedt 
| & Söner. VIII u. 45 €. 8 
Arxbetstiden inom industri och hantverk m. m. i 1 Sverige vid är 1917, ä 
av Arbetstidskommittén. Stockholm 1950, Ivar Heggström * 
Booxktryckeri A/S. 157 u. 146 S. . 
Kooperativ verksamhet i Sverige ären 1914— 1916, av K. Social- 
styrelsen. Stockholm 1920, P. A. Norstedt & Söner. VII u. 169€. 
Olycksfall i arbete är 1916, av K. e Stockholm 1920 
j K. L. Beckmans Boktryckeri, VI u. 67 S. | 0 
Kollektivavtal i Sverige är 1919, av K. Socialstyrelsen. Stockholm 
0, P. A. Norste t & Söner. VI u. 48. S. \ 
5 i Sverige är 1919, av K. Socialstyrelsen. Stockholm 
1:921, P. A. Norstedt & Söner. VIII u. 65 ©. 
X. Socialstyrelsen. Statens förlikningsmäns 8 medling i arbetstvister 
. ar’ 1919. Stockholm 1921, P. A. Norstedt & Söner. 88 S. 
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Dane & 2 9 und Leipzig 


1920 eefsiehe en 


Die bedr enen 
der Reichsverfaſſut 


Von 
prof. Dr. hans nanioskz, münchen 
170 Seiten ne Preis 10 mark 


„Von allen bisher erſchienenen zuſammenfaſſenden Schriften aber die neue 
Reichsverfaſſung iſt dieſe Arbeit in dem Sinne die beſte, daß ſie am Ben geeignet 
ift, in den politiſchen Geift der neuen Ordnung einzuführen.” 0 

Geheimrat Prof. Piloty in den „Münchner Neueſten nachrichten · 1920, 


5. . . . Belefen wirkt die Keiftung des Ver faſſers als reizvoller Genuß, was bei 
der höchſt ſproͤden Materie nur hoͤchſt ſelten gelingt. man gratuliert den münchner 
Studenten zu ſolchem Fuhrer. Beſonders ſpmpathiſch iſt die vornehme Art, wie 
der Ver faſſer an Stelle eines kritikloſen Dithyrambus auf das Neue, verbunden mit 
der Eſeltrittmethode gegenüber. dem Alten die richtige Mitte zu halten weiß.“ 

| „Preuß. Jahrbücher! ] 1920. 


„ Ein höchſt anziehend e kleines Buch. Vepfaſſer zeichnet den 
Bau der Verfaſſung anſchaulich mit einfachen Mitteln und * . und 
wo. in echt wiſſenſchaftlicher Weiſe.“ 

Prof. walter Jellinet in der „Juriſtiſchen Wodenfihife" 1620. 
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Soeben erſch ien: Dee 
* m. 9 profeſſor in dene 


Die 
wie aftli ch en 5 Folgen 


des Fried ensvertrages 


n 


M, 245 Selten, 30. Tauſend. Preis 18 mar, 


„ Das Buch iſt ein ren onsobjckt gbeßten W das in die Perſarller 
abuse hinein geworfen warde. Es hat · eine Breſche geſchlagen, Die ſich 
niemals ſchließen wird. Zeynes hat Clemenceau ebe und die Ehre Wilſons 
gerettet. Ich möchte das Büch in Millionen Exem; plaven. Deubritet. ſchen. ES 
Aa ‚das deutſche Volt moraliſch aufrichten u In Soffan ung für die Zukunft, 

Mut zur Vdieseraufnahme‘ der Ardeit geben. wi „Die € Seiedenswarte, Sul 1920. 
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Speben erſcheint: 


Die Diktatur 


Von den Anfängen des modernen Souveränitätsgedankens 


bis zum proletariſchen Blaffentampf 
Von 
Dr. Carl Schmitt⸗ Dorotic 
fruber Privatdozent in Straßburg 


Gr. 8°. XV, 2]J Seiten Preis 30 mark 


Ein zentraler Begriff der Staats · und Verf nc bisper nicht mehr 


als ein überaus konfus, in grenzenloſer Ausdehnung gebrauchtes politiſches Schlag: 
wort wird hier mit allem Ernſt der hiſtoriſchen und a a 
Forſchung aufs gluͤcklichſte geflart und gereinigt. 

Die Rechtfertigung der Diktatur, die darin liegt, daß ſie das „Recht“ zwar 
ignoriert, aber nur, um es zu verwirklichen, wird in durchdringender theoretiſcher, 
der allgemeinen Staats⸗ und Verfaſſungslehre . ſowie e Er⸗ 
Srterung durchgeführt. 

Die geſchichtliche, politifche, rechts wiſſenſchaftliche ins philo ſophiſche Stoffülle 


iſt meiſterhaft geformt. Die gegenwärtige Diskuſſion über Diktatur, Gewalt und 


Terror von rechts und links wird durch das vorliegende gründliche und in ſeinem 
logifchen, unerbittlichen Aufbau ſpannende Weh auf ein neues böheres Niveau 
gehoben. 


Vom sieicen verfaſſet eeſc ten bei uns 1919: 


polirf e Romantik 


. VI, 162 Seiten | | preis Jo mark 


„Das Schmittſche Buch iſt der Zeitgemäße Auftakt zur Alärung über das 


Weſen politiſcher Romantix, ein energiſcher vorſtoß gegen das Unweſen, das ſie 
treibt, heute wie damals. Dieſe Arbeit war notwendig. Ihre wiſſenſchaftliche 


Abſicht wird beim Leſen uͤberholt von dem politiſch gefeſſelten Intereſſe. Es, 


gelingt ihr. bei allem Umfang der angezogenen Literatur, ihren zeitfernen In⸗ 
balt ſo lebendig in die Bewegung unſerer Tage zu bringen, daß ſie ohne den 
geringſten Hinweis eine aktuelle Broſchüre, freilich der gruͤndlichſten eine, ge 


werden iſt. 5 Ch. weſtermann in der Deutſchen Rundſchau 1919. 


„Die Schrift gehört zu dem Bedeutendſten, was im letzten Jahrzehnt über die 
Romantik geſchrieben worden ift.“ f | 
| ae) Meineste in der Biſtor. Ziſchr, Bd. 121, S. 293. 
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